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Vorwort 

Mit dem Bericht zur Entwidclungspolitik kommt die Bundesregierung einer Auf- 
forderung des Deutschen Bundestages aus dem Jahre 1971 nach. 

Der Schwerpunkt der Berichterstattung liegt auf der Entwicklungspolitik, die die 
Bundesregierung in den vergangenen drei Jahren verfolgt hat. Da es sich um den 
ersten Bericht der Bundesregierung über die Entwicklungspolitik handelt, wird 
darüber hinaus ein Rückblick auf weiter zurückliegende Jahre gegeben. Künftig 
wird die Bundesregierung dem Bundestag alle zwei Jahre Rechenschaft über den 
deutschen Beitrag zur Zweiten Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen 
geben. 

Mit der Verabschiedung der entwicklungspolitischen Konzeption der Bundes- 
republik Deutschland im Jahre 1971 hat sich die Bundesregierung ein detaillier- 
tes Programm der Ziele, Grundsätze und Methoden der deutschen Entwicklungs- 
politik gegeben, das auch im Ausland Anerkennung gefunden hat. 

Erst mit der Bildung der jetzigen Bundesregierung wurden die Kompetenzen für 
die Entwicklungspolitik — u. a. auch die Verwaltung der Kapitalhilfe — voll in 
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) übergeführt. 
Die Möglichkeiten für eine langfristige Planung und Programmierung der deut- 
schen Entwicklungshilfepolitik sind damit wesentlich verbessert worden. 

Ein wichtiger Schritt zu einer Integration der Instrumente und Methoden war 
in jüngster Zeit die Aufstellung länderbezogener Hilfeprogramme, die eine 
mittelfristige Planung und Programmierung der gesamten Hilfe auf der Ebene 
eines Landes vorsehen. 

Der Bericht zeigt, daß Planung und Durchführung der deutschen Entwicklungs- 
politik im Laufe der Jahre erheblich verbessert worden sind. Er beweist jedoch 
auch, daß kein Anlaß besteht, mit dem Erreichten zufrieden zu sein, sondern daß 
noch viel zu tun bleibt, bis die von den Vereinten Nationen und von der Bundes- 
regierung aufgestellten Ziele verwirklicht sind. 
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1 Die soziale und wirtschaftliche Lage 
der Entwicklungsländer 
am Beginn der Zweiten Dekade 

Eine einheitliche Definition des Begriffs „Entwick- 
lungsländer" existiert in den offiziellen Statistiken 
nicht. Die Vereinten Nationen zählen im Gegensatz 
zur Praxis der Weltbank und der OECD südeuro- 
päische Länder wie Jugoslawien, Griechenland, Spa- 
nien aber auch die Türkei nicht zu den Entwick- 
lungsländern. 

Dennoch gibt es bei der Mehrzahl der Entwicklungs- 
länder gemeinsame Merkmale. Die wichtigsten sind: 

Niedriger Lebensstandard der großen Mehrheit der 
Bevölkerung bei extrem ungleicher Verweilung der 
vor^handenen Güter und Dienstleistungen; geringer 
Beschäftigungsgrad; geringe Sachkapitalausstattung 
der Arbeitskräfte: dualistische Wirtschaftsstruktur; 
schlechter Gesundheitszustand; ungenügende Ver- 
sorgung mit Nahrungsmitteln; unzureichende ge- 
sundheitliche Betreuung; fehlende Bildungsmöglich- 
keiten. Ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
wird durch zahlreiche Faktoren verschiedener Art 
erschwert. Die Entwicklunigspolitik muß daher den 
Zusammenhang der wirtschaftlichen mit den gesell- 
schaftlichen Aspekten des Entwicklungsprozesses 
stets im Auge behalten. 

1 .1 Lebensbedingungen 

Hunger und Mangelernährung sind immer noch in 
fast allen Ländern der Dritten Welt weit verbreitet. 
Die Organisation für Ernährung und Landwirtschaft 
der Vereinten Nationen (FAO) schätzt die Zahl der 
Unterernährten in Entwicklungsländern auf 300 bis 
500 Millionen Menschen. Von Mangelernährung 
sind mindestens ein Viertel, möglicherweise sogar 
die Hälfte der Bevölkerung in den Entwicklungslän- 
dern betroffen. Die unzureichende Versorgung mit 
Eiweiß führt bei Kindern zu nicht mehr behebbaren 
Wachstumsschäden. 

Die landwirtschaftliche Produktion in diesen Län- 
dern steigt abscyiut und zwar seit Jahren jeweils 
um 1 bis 3 Vo, bleibt 'damit aber hinter dem für die 
Zweite Entwicklungsdekade gesetzten Ziel von vier 
Prozent zurück. Vor allem aber hält sie kaum oder 
nur mühsam mit dem Bevölkerungswachstum Schritt. 
1971 ist sie pro Kopf um ein Prozent gefallen, 1972 
ist sie nach vorläufigen Schätzungen sogar absolut 
zurückgegangen (vgl. Tabeille 1). Dabei sagen Durch- 
schnittswerte noch nichts über die Versorgung des 
einzelnen aus: auch da, wo die Pro-Kopf-Produktion 
an landwirtschaftlichen Gütern gestiegen ist, hat 
sich die Ernährungslage der ärmeren Volksschichten 
nicht gebessert. Hungersnöte wie 1973 in Westafrika 
sind nach wie vor möglich. 

Unzureichende Ernährung ist fast immer auch eine 
Folge mangelnder Kaufkraft. Vielfach ließe sich — 

0 vgl. die Liste der Entwicklungsländer in Anlage 8 
(S. 104 f.) 


rein technisch gesehen — die landwirtschaftliche 
Erzeugung beträchtlich steigern. Es fehlt jedoch we- 
gen Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung an zah- 
lungskräftigen Abnehmern. Daneben stehen einer 
besseren Ernährung die unzureichenden Vertei- 
lungssysteme aber auch traditionelle Ernährungsge- 
wohnheiten im Wege. Diese wiederum sind häufig 
direkte Folge unzureichender Schulbildung. 

Der Gesundheitszustand in den Entwicklungslän- 
dern, vor allem auf dem Lande, ist als Folge mangel- 
hafter Ernährung und unhygienischer Lebensbedin- 
gungen mehr als unbefriedigend. Zwar sind über- 
tragbare Krankheiten wie Pest, Cholera, Pocken, 
Malaria und sogar Tuberkulose zurückgedrängt 
worden; auch die Kinder- und Müttersterblichkeit 
ist geringer als früher. Doch wenn sich die mittlere 
Lelbenserwartung erhöht hat, so bedeutet das nicht, 
daß der allgemeine Gesundheitszustand der breiten 
Masse wesentlich gebessert wurde. Besonders kraß 
ist die Kluft zwischen der ärztlichen Versorgung der 
Stadt- und Landbevölkerung, ln den Städten stehen 
für die wohlhabende Oberschicht teilweise vorzüg- 
liche medizinische Einrichtungen zur Verfügung, die 
mitunter über die soziale Krankenversicherung auch 
von Arbeitern und Angestellten in Anspruch genom- 
men werden können. Die ländlichen Massen (Klein- 
bauern und Landarbeiter) ebenso wie das städtische 
Proletariat sind jedoch von regelmäßiger, ärztlicher 
Betreuung so gut wie ausgeschlossen. 

1.2 Bildung und Wissenschaft 

In den Entwicklungsländern hemmt das niedrige 
durchschnittliche Bildungsniveau die allgemeine Ent- 
wicklung der Gesellschaft. 

Obwohl in vielen Entwicklungsländern auch heute 
Bedeutendes auf den Gebieten der Kultur und der 
Wissenschaft geleistet wird, nehmen die breiten 
Volksmasfsen häufig daran keinen Anteil. So besucht 
die Hälfte der Kinder auch heute noch keine Schule, 
weitere 20 ”/o kommen nicht über das zweite Schul- 
jahr hinaus. Die Zähl der Analphabeten geht zwar 
relativ zurück, absolut gesehen gab es auf der Welt- 
jedoch noch nie so viele Analphabeten wie heute. 

In vielen dieser Länder wurde während der Kolo- 
nialzeit ein Bildungssystem eingeführt, das ihren 
heutigen Bedürfnissen nicht entspricht. Die vermit- 
telten Kenntnisse orientieren sich oft an ausländi- 
schem Kulturgut und beziehen sich zu wenig auf die 
an Ort und Stelle gegebene gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Wirklichkeit. Das gilt auch 'für die 
höheren Schulen und Universitäten. Dort rangiert 
häufig formale „Bildung" vor praxisbezogener Aus- 
bildung. Es wird zunehmend bezweifelt, daß das tra- 
ditionölle Schulsystem geeignet ist, Entwicklungs- 
beiträge zu leisten. 

Hier bahnt sich ein Wandel an. Auf dem Gebiet der 
allgemeinen Volksschulbildung (Alphabetisierung) 
für Kinder und Erwachsene gibt es Beispiele für er- 
staunliche Leistungen. In vielen Ländern erkennt 
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man auch den Wert der technischen Ausbildung. 
Einige Länder haben bereits wissenschaftliche In- 
stitutionen, die international geschätzt sind. Die 
durchschnittliche Lage in den Entwicklungsländern 
sieht allerdings noch wenig befriedigend aus. 

1 .3 Bevölkerungswachstum 

Zu Beginn dieses Jahrhunderts lebten etwa 1,5 Mrd. 
Menschen auf der Erde. In den siebzig Jahren da- 
nach stieg ihre Zahl auf 3,8 Mrd. Die heutige Welt- 
bevölkerung könnte sich bis 1980 auf 4,8 Mrd. erhö- 
hen. Während die Bevölkerung der Industriestaaten 
vermutlich bis Ende des Jahrhunderts nicht wesent- 
lich wachsen wird, rechnet man damit, daß sich 
die Bevölkerung in den Entwicklungsländern etwa 
verdoppeln wird, falls die gegenwärtige Wachs- 
tumsrate von 2,7 beibehalten wird. Dann wür- 
den etwa vier Fünftel der Weltbevölkerung in 
Entwicklungsländern leben. Angesichts der Not- 
wendigkeit, die Lebensbedingungen dieses Teils der 
Weltbevölkerung rasch und nachhaltig zu verbes- 
sern, ist ein derart schneller Zuwachs der Bevöl- 
kerung ein ernstes Problem. Heute schon steht 
das niedrige Wachstum der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion pro Kopf in den Entwicklungsländern 
im Vergleich zu den Industrieländern auch mit dem 
übermäßigen Bevölkerungswachstum in engem Zu- 
sammenhang. 

Es ist richtig, daß in vielen Ländern noch ungenutzte 
Räume vor^handen sind, die eine große Bevölkerung 
beheibergen könnten, aber das setzt voraus, daß 
diese Bevölkerung Beschäftigung findet und daß ein 
entsprechender Kapitaleinsatz eine befriedigende 
Einkommenshöhe gestattet. In vielen Entwicklungs- 
ländern steht jedoch ein großer Teil der Bevölke- 
rung heute außerhalb des modernen Sektors, und es 
ist nicht erkennbar, wie sich das bei der bisherigen 
Bevölkerungsvermehrung fühlbar ändern kann. 

Eine konsequente Bevölkerungspolitik in den Ent- 
wicklungsländern ist zwar kein Ersatz, wohl aber 
eine Ergänzung einer Politik der Produktionssteige- 
rung und der Erhöhung des Beschäftigungsgrads. 
Doch selbst da, wo die Regierung eines Landes Maß- 
nahmen zur Familienplanung propagiert, wird die 
Wirkung auf die Wachstumsrate der Bevölkerung 
erst mit langer Verzögerung fühlbar werden. Das 
liegt nicht nur daran, daß die Verbreitung entspre- 
chender Kenntnisse und empfängnisverhütender 
Mittel viel Zeit erfordert, sondern auch an der Ei- 
genart des Wachstumsprozesses: sehr starke Jahr- 
gänge kommen erst noch in das Reproduktionsalter. 
Die laufende Senkung der hohen Sterberaten, die 
eine Folge des medizinischen und hygienischen Fort- 
schrittes ist, wirkt ebenfalls gegen eine Stabilisie- 
rung der Bevölkerungszahl. 

1.4 Verstädterung 

Im Zuge der Vermehrung der Bevölkerung wird sich 
auch das Verhältnis von Stadt und Land nachhaltig 

9 Vgl. UNCTAD-Dok. TD/B/429 S. 3. Nach Schätzungen 
der Weltbank beträgt die Zuwachsrate nur 2,4 ®/o (vgl. 
Tabelle I auf S. 12) 


ändern. In der Dritten Welt werden 1980, am Ende 
der Zweiten Entwicklungsdekade, annähernd eine 
Milliarde Menschen in Städten leben, 300 Millionen 
davon in Städten mit über 500 000 Einwohnern. 1920 
betrugen die entsprechenden Vergleichszahlen 100 
und 14 Millionen. Schon heute ist die „Megalopolis" 
mit Einwohnern von 20 Millionen bis 30 Millionen 
abzusehen. Die großstädtische Entwicklung in der 
Dritten Welt wird die Menschheit vor wichtige Auf- 
gaben stellen. Es fragt sich, ob die Großstadt dort 
die Rolle spielen kann wie in Europa zu Beginn der 
industriellen Entwicklung. Man muß sogar fürchten, 
daß die Großstadt in den Entwicklungsländern zum 
Hemmnis für die gesamte Entwicklung werden kann. 

In der Vergangenheit sind Verstädterungsprobleme 
in Entwicklungsländern primär unter dem Aspekt 
des Wohnungsmangels behandelt worden. Heute 
stehen Fragen der allgemeinen städtischen Struktur 
im Vordergrund. Gerade in den Entwicklungslän- 
dern sollte daher ein zukunftsorientierter Städtebau 
ermöglicht werden. Mit einzelnen Sanierungsmaß- 
nahmen ist wenig auszurichten. Nötig ist vielmehr 
eine regionale Strukturpolitik, die das Leben der 
ländlichen Massen wirkungsvoll verbessert. Gleich- 
zeitig müssen die Löbensbedingungen in den Rand- 
bezirken der Großstädte dadurch verbessert wer- 
den, daß man sie in die kommunale Wasserversor- 
gung, das Schul- und Gesundheitssystem usw. ein- 
bezieht. Mit technisch-organisatorischen Maßnahmen 
der Verwaltung allein werden die Probleme nicht 
zu lösen sein. Die Mobilisierung der Selbsthilfeener- 
gien der betroffenen Bevölkerungsteile ist daher be- 
sonders wichtig. 

1 .5 Arbeitslosigkeit 

In den Entwicklungsländern ist ein großer Teil der 
erwerbsfähigen Bevölkerung arbeitslos oder unter- 
beschäftigt. Statistisch ist das nur schwer zu erfas- 
sen, denn viele Erwerbspersonen sind „Selbstän- 
dige" (Landwirte auf Kleinstparzellen, Anbieter von 
„Dienstleistungen" in den Städten, die nur gelegent- 
lich arbeiten und nur deshalb keine Lohnarbeiter 
sind, weil sie keine Lohnarbeit finden konnten. 
Auch diejenigen, die saisonweise arbeiten (wan- 
dernde Landarbeiter usw.), sind schwer zu erfassen. 
Deshalb enthalten die offiziellen Aibeitslosensta- 
tistiken derjenigen Entwicklungsländer, die solche 
Zahlen überhaupt veröffentlichen, nur einen klei- 
nen Teil der betroffenen Bevölkerung. Das Interna- 
tionale Arbeitsamt (ILO) vermutet, daß gegenwärtig 
mindestens 80 Millionen Menschen in den Ent- 
wicklungsländern einen Arbeitsplatz suchen. Das 
Weltbeschäftigungsprogramm der ILO geht davon 
aus, daß wegen des Bevölkerungszuwachses bis 1980 
mindestens 300 Millionen Arbeitsplätze zusätzlich 
geschaffen werden müssen, um das Problem der 
Aibeitslosigkeit in den Entwicklungsländern zu be- 
wältigen. 

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung in den Ent- 
wicklungsländern haben vielfältige Ursachen. Durch 
kapitalintensive Produktionsweisen in der gewerb- 
lichen Wirtschaft gelingt es nur in relativ geringem 
Maße, die Arbeitskraftreserven zu absorbieren. Die 
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Zuwanderung aus den ländlichen Gebieten in die 
Städte führt dort häufig zur Arbeitslosigkeit und 
zur Bildung von Slums. Die Schaffung neuer indu- 
strieller Arbeitsplätze hält mit dem raschen Wachs- 
tum der arbeitsfähigen Bevölkerung der Städte nicht 
Schritt, zudem schränkt die mangelnde berufliche 
Qualifikation der Zuwanderer deren Beschäftigungs- 
aussichten ein. 

In fast allen Entwicklungsländern ist Kinderarbeit 
üblich, was einerseits in einem Widerspruch zur all- 
gemeinen Arbeitslosigkeit zu stehen scheint, ande- 
rerseits häufig gerade die Folge der Arbeitslosigkeit 
der Eltern und der besseren „Ausnutzbarkeit" der 
Kinder ist. 

Der größte Teil der Bevölkerung der Entwicklungs- 
länder ist wegen des geringen Industrialisierungs- 
grades auf Erwerbsmöglichkeiten in den ländlichen 
Regionen angewiesen. Hier besteht das Problem 
der saisonalen Arbeitslosigkeit, da Beschäftigungs- 
möglichkeiten in der gewerblichen Wirtschaft nach 
Abschluß der Feldarbeit fehlen. 

Von entscheidender Bedeutung für die Beschäfti- 
gung auf dem Lande ist, daß durch Bodenreformen 
die Voraussetzungen für eine bessere Nutzung des 
vorhandenen Bodens geschaffen werden. Nur so 
ist auch eine ausreichende Ernährungsbasis für die 
wachsende Bevölkerung dieser Länder sicherzustel- 
len. Im „modernen Sektor" sollte die Beschäftigungs- 
politik darauf hinwirken, daß wettbewerbsfähige 
arbeitsintensive Prodüktionsweisen gefördert wer- 
den, damit das wertvollste Gut der Entwicklungs- 
ländei, die menschliche Arbeitskraft, nicht brach 
liegt. Für derartige Produktionsweisen, die vor 
allem zu einer aktiven Beschäftigungspolitik beitra- 
gen, erschienen der Bausektor, die Veraiibeitungs- 
industrie und der Bereich der Dienstleistungen be- 
sonders geeignet. Eine solche Politik wäre auch ein 
Beitrag zur Lösung des Problems der Einkommens- 
verteilung in diesen Ländern. 

Die Bevölkerungspolitik kann wegen der starken 
Verzögerung, mit der ihre Maßnahmen wirken, frü- 
hestens in den letzten Jahren dieses Jahrhunderts 
den Ai^beitsmarkt entlasten. 

1.6 Wirtschaftliche Struktur und Wachstum 

Um die Struktur und das Wachstum der Wirtschaft 
eines Gebietes zu beschreiben, wurden bisher meist 
das Bruttoinlandsprodukt, das Bruttosozialprodukt 
unid die Wertschöpfung verwendet. Daran ist beson- 
ders problematisch, daß damit selbst bei ausrei- 
chendem statistischen Material normalerweise nur 
solche Leistungen genau erfaßt werden, die über 
einen Markt veräußert werden. Gerade bei Entwick- 
lungsländern verbleibt aber ein erheblicher Teil — 
zuweilen die Hälfte — der Produktion im Subsi- 
stenzsektor. 

Der Maßstab Bruttosozialprodukt bietet in vielen 
Ländern auch kein hinreichendes Bild der sozialen 
Verhältnisse. Weder macht er Aussagen über die 
Einkommensverteilung noch gibt er wieder, wie 
die Masse der Bevölkerung wirklich lebt. 


Aus diesem Grunde gewinnt auch in den Entwick- 
lungsländern der Gedanke, die traditionelle volks- 
wirtschaftliche Gesamtrechnung durch einen Satz 
wirtschaftlicher und sozialer Indikatoren zu ergän- 
zen, immer mehr an Raum. Solche gesellschaftlichen 
Kennziffern sind z. B. Zähl der Ärzte pro 10 000 
Einwohner, durchschnittliche Lebenserwartung, 
Alphabetenquote, Proteinverbrauch pro Kopf (vgl. 
dazu Tabellen 4 und 5 im Anhang). 

1.6.1 Entstehung und Wachstum des Sozialprodukts 

Die Strategie der Vereinten Nationen für die 
Zweite Entwicklungsdekade (1971 bis 1980) strebt 
ein durchschnittliches Wachstum des Bruttosozial- 
produkts in Höhe von jährlich mindestens 6 ®/o an. 
Dieses Ziel wurde in den ersten beiden Jahren der 
Zweiten Entwicklungsdekade erreicht, in denen die 
Entwicklungslänider nach den Berechnungen der 
Vereinten Nation im Schnitt genau ein reales 
Wachstum von 6 ®/o erzielten. Im ersten Entwick- 
lungsjahrzehnt betrug die reale Wachstumsrate im 
Schnitt 5,1 ®/o, wobei das Wachstumstempo gegen 
Ende der Dekade zunahm. 

Bezogen auf den Zeitraum von 1960 bis 1972 über- 
traf das durchschnittiliche gesamtwirtschaftliche 
Wachstum der Entwicklungsländer mit 5,8 Vo jähr- 
lich das der westlichen Industrieländer. Im Ver- 
gleichszeitraum wiesen die neun Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaft nur eine durchschnittliche 
Wachstumsrate von 4,6 ^/o, die USA von 4,2 ^/o auf. 
Auch wenn man die erdölerzeugenden Entwick- 
lungsländer des Nahen Ostens und Venezuela aus- 
klammert, ergibt sich für die restlichen Entwick- 
lungsländer mit 5,2 Vo eine Wachstumsrate, die über 
der der Industrieländer liegt. 

Allerdings verlief diese Entwicklung innerhalb der 
Gruppe der Entwicklungsländer recht unterschied- 
lich. Das wirtschaftliche Wachstum in den 25 am 
wenigsten entwickelten Ländern verlangsamte sich. 
Es betrug in der Ersten Entwicklungsdekade noch 
durchschnittlich 3,5 Vo, in den ersten beiden Jahren 
der neuen Dekade jedoch nur noch 2,5 Vo. Die über- 
wiegend Erdöl exportierenden Entwicklungsländer 
steigerten ihr Wachstumstempo von 5,3 ®/o im 
Durchschnitt der Ersten Entwicklungsdekade auf 
7,3 '®/o in den ersten beiden Jähren der Zweiten De- 
kade. Sie wurden übertroffen von den überwiegend 
Halb- und Fertigwaren exportierenden Entwick- 
lungsländem, deren Wachstumsrate in den Jahren 
1971/1972 durchschnittlich 8,5 ^/o jährlich gegenüber 
6,9 Vo in der Ersten Ent wicklungsidekade beträgt. 

Für das Wachstum des Bruttosozialprodukts pro 
Kopf der Bevölkerung strebt die Strategie für das 
Zweite Entwicklungsjahrzehnt eine Steigerung von 
3,5 ®/o jährlich an, wobei eine durchschnittliche Zu- 
nahme der Bevölkerung von 2,5 ®/o jährlich unter- 
stellt wurde. Diese Annahme erwies sich jedoch als 
zu optimistisch (vgl. Abschnitt 1.3). Trotz der star- 
ken Zunahme der Bevölkerung hat sich das Wachs- 
tum des Bruttosozialprodukts pro Kopf in den ersten 
beiden Jahren der Zweiten Entwicklungsdekade ver- 
stärkt. Die Zuwachsrate betrug im Durchschnitt 3 ®/o 
gegenüber 2,4 Vo in der Ersten Entwicklungsdekade. 
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Sie blieb damit jedodi hinter dem Wadistum des 
Pro-Kopif-Einkommens in den Industrieländern zu- 
rück. 

Die unterschiedliche Größe der Produktion in den 
Ländern der Welt wird in der folgenden statisti- 
schen Karte (Abbildung 1) verdeutlicht, in der die 
Flächen der Kontinente bzw. Weltregionen nicht 
ihrer geo graphischen Größe, sondern ihrem Brutto- 
sozialprodukt entsprechen (vgl. dazu auch Tabelle 1 
im Anhang) . 

Wenn auch die der Darsteillung zugrunde liegende 
Umrechnung der Währungen zu offiziellen Wechsel- 
kursen erfolgte, die die Kaufkraftverhältnis, se nicht 
exakt wiedergeben, so beleuchtet dieses Flächen- 


diagramm doch deutlich die unterschiedliche wirt- 
schaftliche Potenz der verschiedenen Weltregionen. 

Tabelle I auf S. 12 zeigt, wie die Wertschöpfung in 
den Entwicklungsländern in den letzten Jahren zuge- 
nommen hat. Während die Produktion im allgemei- 
nen den Zielen der Strategie der Vereinten Nationen 
entsprechend anstieg, blieb das Wachstum der land- 
wirtschaftlichen Produktion in den Entwicklungslän- 
dern hinter dem angestrebten Ziel eines durch- 
schnittlichen jährlichen Wachstums von vier Pro- 
zent erheblich zurück. Es liegt zur Zeit sogar noch 
unter der Zuwachsrate der Bevölkerung; das wirkt 
sich gerade auf den Lebensstandard der ärmsten 
Volksschichten nachteilig aus. 


Abbildung 1 


Bruttosozialprodukt nach Regionen 1970 






BSP pro Kopf 

B weniger als $ 300 
$400bls$600 
$1500 bis $2500 
mehr als $ 3500 



h Die Flächen der Regionen entsprechen dem Bruttosozialprodukt 1970 — 
entnommen. aus: Trends in Developing Countries, Weltbank 1973 
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Tabelle I 


Ausgewählte Wirtschaftsindikatoren für Entwicklungsländer 



1961 

bis 1967 

1968 ‘) 

1969 

1970 ') 

1971') 1972 2) 



in Vo 


A. Durchschnittliche reale Zuwachsraten pro Jahr: 


1 Bruttoinlandsprodukt 

5,2 

5,9 

6,7 

6,4 

6,0 

5,8 

1.1 Landwirtschaftliche Produktion 

2,7 

3,8 

3,6 

3,5 

1,8 

-0,9 

1.2 Verarbeitende Industrie 

7,8 

8,2 

9,4 

8,8 

8,2 


2 Bevölkerung 

2,4 

2,5 

2,5 

2,4 

2,4 

2,4 

3 Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölke- 
rung 

2,7 

3,4 

4,1 

3,9 

3,5 

3,3 

4 Bruttoinvestitionen 

6,6 

6,8 

8,6 

7,8 

7,8 



B. Anteil am Bruttosozialprodukt: 


1 Bruttoinvestitionen 

18,9 

19,2 

19,6 

19,7 

19,8 

2 Sparaufkommen 

16,2 

16,6 

16,8 

16,6 

16,3 


h Mittelwertdurchschnitte für drei Jahre 

-) vorläufige Angaben Quelle: Weltbank Jahresbericht 1973, S. 104 


Für das Wachstum der Produktion in der verarbei- 
tenden Industrie ist in der Strategie der Vereinten 
Nationen ein durchschnittlicher Wert von acht Pro- 
zent im Jahr angesetzt. Auf diese Weise sollen sich 
die Entwicklungsländer allmählich aus Agrarländern 
und Rohstofflieferanten in Länder verwandeln, die 
die Rohstoffe selbst verarbeiten und als Halb- oder 
Fertigprodukte auf dem Weltmarkt absetzen kön- 
nen. Gemessen an dieser Zielsetzung ist ihre Produk- 
tionsstruktur noch sehr ungünstig. Heute hat der 
Agrar- und Rohstoffsektor der Entwicklungsländer 
im allgemeinen einen Anteil von einem Drittel bis 
zur Hälfte der Wertschöpfung; der Anteil der in die- 
sen Sektoren Beschäftigten an der Gesamtzahl der 
produktiv Tätigen ist jedoch erheblich größer. Im 
Vergleich dazu tragen in der Bundesrepublik die 
Landwirtschaft und der Bergbau zusammen weniger 
als sieben Prozent zur Wertschöpfung bei; die beiden 
Bereiche beschäftigen nur 10 Vo der Erwerbstätigen. 

Der Vergleich der Produktion pro Einwohner zeigt 
noch deutlicher, wie weit der Weg noch ist, bis die 
Entwicklungsländer den Abstand zu den Industrie- 
ländern verringern können. Die Abbildung 2 zeigt, 
daß das Wachstum des Bruttosozialprodukts pro 
Kopf in den Entwicklungsländern (in absoluten Zah- 
len, 1969 ca. 210 US-S) hinter demjenigen ausgewähl- 
ter hochindustrialisierter Länder sogar zurückgeblie- 
ben ist und sich die Lücke in den letzten Jahren ver- 
größert hat. 

Die absoluten Einkommensunterschiede würden sich 
selbst unter der Annahme, daß das Bruttoinlandspro- 
dukt je Einwohner in den Entwicklungsländern künf- 


tig rascher wächst als in den Industrieländern, noch 
erhöhen. Der Grund liegt in dem sehr niedrigen Aus- 
gangsniveau des Einkommens in den Entwicklungs- 
ländern. 

Die folgende Tabelle zeigt, daß die Einkommens- 
lücke nicht nur absolut (letzte Spalte), sondern auch 
relativ (vorletzte Spalte) größer geworden ist. 


Tabelle II 

Entwicklung der Pro-Kopf-Einkommen 
von Industrie- und Entwicklungsländern 

(Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in US-§ 
zu laufenden Preisen) 


Jahr 

Entwick- 

lungs- 

länder 

(1) 

Industrie- 

länder 

(2) 

Ver- 
hältnis 
von (1) 
zu (2) 

absolute 
Differenz 
(1) minus 
(2) 

1953 

101 

985 

1 : 10 

884 

! 1960 

140 

1 490 

1 : 11 

1 350 

1970 

230 

2 960 

1 : 13 

2 730 


I 


Quellen : für 1953: Bairoch, Paul, Diagnostic de l'evo- 
lution economique du Tiers-Monde 1900 — 
1968, Paris 1970, S. 203 
für 1960 und 1970: 

UN, Yearbook of National Accounts Sta- 
tistics 1971, New York 1973 Vol. III Tab. 1 A 
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Abbildung 2 


Bruttosozialprodukt pro Kopf der Entwicklungsländer und 
ausgewählter Industrieländer, 1960 und 1969 (US-$ in Preisen von 1969) 



Entwick- Japan Italien Groß- Bundesrepu- Kanada USA 

lungs- britannien blik Deutsch- 
länder land 


entnommen aus: Trends in Developing Countries, Weltbank, 1971 


1.6.2 Kapitalbildung und finanzielle Aspekte 

Auch arbeitsintensive Produktionsweisen, wie sie 
für die Entwicklungsländer angestrebt werden, er- 
fordern Kapital. Es ist daher eine der wichtigsten 
Aufgaben der Entwicklungspolitik, den Umfang der 
Kapitalbildung zu erhöhen. Solange die wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen aber für eine breite private 
Spartätigkeit fehlen, gibt es im wesentlichen nur 
zwei Möglichkeiten: staatliche Kapitalbildung und 
Kapitalzuflüsse aus dem Ausland, 

In den meisten Entwicklungsländern werden ein 
Drittel bis zur Hälfte aller inländischen Anlage- 
investitionen vom Staat vorgenommen. Diese Inve- 
stitionen betreffen nicht nur die Infrastruktur (Stra- 
ßen, Energieversorgung usw.), sondern häufig auch 
den unmittelbar produktiven Bereich (Stahlwerke 
u. ä.). Diese Ausgaben werden ebenso wie der so- 
genannte Staatskonsum, d. h. die Kosten der Verwal- 
tung, des militärischen Apparats, des Erziehungs- 
und des Gesundheitswesens usw. im wesentlichen 
durch indirekte Besteuerung und durch Geldschöp- 


fung finanziert. Dies hat jedoch nachteilige Folgen. 
Die Inflation, die in vielen Entwicklungsländern 
durch übermäßige staatliche Geldschöpfung verur- 
sacht wird, entmutigt die private Ersparnisbildung, 
führt zu Kapitalflucht und behindert eine produktive 
Verwendung des Bruttosozialprodukts in Form von 
steigenden Gesamtinvestitionen. Dazu kommt noch, 
daß in vielen der weniger entwickelten Wirtschaften 
der Finanzsektor unzureichend ausgebaut und orga- 
nisiert ist, so daß nicht einmal alle der an sich ver- 
fügbaren finanziellen Mittel gesammelt und in pro- 
duktive Kanäle geleitet werden können. 

In den letzten Jahren haben die Entwicklungsländer 
etwa 16^*/o des Bruttosozialprodukts gespart. Da die 
Bruttoinvestitionen ungefähr 20 des Bruttosozial- 
produkts ausmachten (vgl. Tabelle I), sind etwa 4 
des Bruttosozialprodukts oder fast ein Fünftel der 
Bruttoinvestitionen aus dem Ausland zugeflossen. 
Es handelt sich dabei um Privatinvestitionen sowie 
um öffentliche und private Kredite oder Zuschüsse. 
Die positive Wirkung des hohen Anteils des Aus- 
lands an den Bruttoinvestitionen erschöpft sich nicht 
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in der Vermögensübertragung. Wichtig sind viel- 
mehr auch die durch die Investitionen bewirkten 
positiven Effekte wie z. B. Schaffung von Arbeits- 
plätzen, Übertragung von technischem und kaufmän- 
nischem Wissen, die Anstoß für einen weiteren Ent- 
wicklungsprozeß geben können. Allerdings muß 
auch berücksichtigt werden, daß Privatinvestitionen 
in Entwicklungsländern in der Erwartung vorgenom- 
men werden, Gewinne zu erzielen, die dann in die 
Industrieländer transferiert werden. Aber auch die 
Kredite, die zu einem gewaltigen Schuldenberg ge- 
führt haben (Ende 1972 schon über 80 Mrd. Dollar), 
der überdies weiter anwächst, müssen verzinst und 
getilgt werden. Das führt zu zunehmenden wirt- 
schaftlichen Lasten der betroffenen Länder, die nur 
dann getragen werden können, wenn die auslän- 
dischen Kapitalzuflüsse den Export oder die Import- 
substitution so sehr erhöhen, daß daraus der Ge- 
winntransfer und der Schuldendienst finanziert wer- 
den können. Hat .die Schuldenlast aber ein gewisses 
Maß überschritten, so wird ihre spätere Abtragung 
zu einem schwierigen Problem für die Schuldner- 
länder, deren inländische Verwendung des Brutto- 
sozialprodukts (privater und staatlicher Verbrauch, 
Investitionen) beschnitten werden muß, damit die 
Importe vermindert und die Exporte gesteigert wer- 
den können. Das bedeutet einerseits, daß die Ent- 
wicklungsländer ein wettbewerbsfähiges Waren- 
angebot bereitstellen und andererseits, daß die Indu- 
strieländer Handelshemmnisse abbauen müssen. 

In den Jahren 1970 und 1971 stiegen die Schulden- 
dienstzahlungen der Entwicklungsländer im Durch- 
schnitt anderthalb mal so rasch wie ihre Export- 
erlöse. 

1.6.3 Einkommensverteilung 

In Abschnitt 1.6.1 wurde das niedrige Pro-Kopf-Ein- 
kommen in den Entwicklungsländern mit demjenigen 
der Industrieländer verglichen (Tabelle II). Da es 
jedoch innerhalb der meisten Entwicklungsländer 
außerordentlich starke Einkommensunterschiede 
gibt, haben derartige Pro-Kopf-Zahlen nur einen sehr 
begrenzten Aussagewert. 

über die Einkommens- und Vermögensverteilung 
liegen nur selten brauchbare Statistiken vor. Die 
wissenschaftliche Forschung hat sich dieses Problems 
erst in den letzten Jahren angenommen. Nach neue- 
ren Angaben der Weltbank sind es besonders die 
ärmsten 40 ^/o der Bevölkerung, deren Los trotz der 
allgemeinen Entwicklungserfolge kaum gebessert 
worden ist. Von den zwei Mrd. Menschen, die zur 
Zeit in den Entwicklungsländern (ohne China) leben, 
haben rund 900 Millionen ein Jahreseinkommen von 
weniger als 100 US-S. In den Städten ist das Pro- 
Kopf-Einkommen im allgemeinen mehr als doppelt 
so hoch wie auf dem Lande. Das gleiche Verhältnis 
gilt etwa für den Unterschied zwischen der Landwirt- 
schaft und den anderen Wirtschaftsbereichen. Nur 
die Hälfte der Einkommen in Entwicklungsländern 
sind Lohneinkommen. 

Besonders bemerkenswert ist die personelle Einkom- 
mensverteilung. Es wird geschätzt, daß im Durch- 
schnitt die ärmsten 40 Vo der Bevölkerung nur 14 ^/o 


der Einkommen beziehen. Demgegenüber haben die 
reichsten 5 Vo allein einen Anteil von 30 ®/o. 

Angesichts einer derartigen Verteilungsstruktur 
kann man ermessen, wie niedrig der Lebensstandard 
der ärmeren Volksschichten, d. h. der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung tatsächlich ist. 

Extrem ungleiche Einkommensverteilung hat auch 
Rückwirkungen auf Umfang und Form der Produk- 
tion. Wegen der geringen Kaufkraft der breiten Mas- 
sen fehlen oft die Voraussetzungen für eine Mas- 
senproduktion mit sinkenden Stückkosten. 

Häufig ist diese Form der Verteilung einerseits 
eine Folge der gegebenen Wirtschaftsstrukturen, 
andererseits ein Grund für ihr Fortbestehen. Des- 
wegen ist eine zielbewußte Einkommenspolitik in 
den Entwicklungsländern nötig, wenn der „Teufels- 
kreis der Armut" durchbrochen werden soll. Dies 
aber setzt wirksame Reformen der wirtschaftlichen 
und sozialen Strukturen vieler Entwicklungsländer 
voraus. 

1.6.4 Sektorale Ungleichgewichte der Entwicklung 

Entwicklungsländer verharren ganz überwiegend 
nicht in ihren traditionellen Wirtschafts- und Le- 
bensformen. Zu dem — noch überwiegenden — tra- 
ditionellen Sektor tritt ein dynamischer moderner 
Sektor hinzu. Die Wissenschaft nennt dies „duali- 
stische Entwicklung". 

Moderne Sektoren sind in dualistischen Wirtschaf- 
ten nicht nur in der verarbeitenden Industrie, son- 
dern auch in der Landwirtschaft und im Bergbau 
vorhanden. In ihnen ist die Arbeitsproduktivität 
aufgrund besserer Organisation, besserer Fach- 
kenntnisse und besonders kapitalintensiver Produk- 
tionsweisen erheblich höher als im traditionellen 
Sektor. Häufig sind die Produktionsanlagen denen 
der Inus tri el ander gleichwertig. Die Produkte des 
modernen Sektors (landwirtschaftliche und minera- 
lische Rohstoffe, industrielle Halb- und Fertig- 
fabrikate) werden zu einem erheblichen Teil auf 
dem Weltmarkt abgesetzt. Die kapitalintensive Pro- 
duktionsform führt vielfach dazu, daß der Beschäf- 
tigungseffekt sehr viel niedriger ist, als er bei 
gleich großen Investitionen im traditionellen Sek- 
tor sein würde. Die höhere Arbeitsproduktivität 
und geschützte Märkte erlauben häufig eine sehr 
rentable und relativ risikolose Produktion und er- 
möglichen auch den Lohnabhängigen dieses Sek- 
tors (jedenfalls in der verarbeitenden Industrie) 
ein im Vergleich zur übrigen Bevölkerung beträcht- 
lich höheres Einkommen. Durch den Import hoch- 
moderner Technologien und kapitalintensiver Fer- 
tigungsanlagen kann die Situation noch verschärft 
werden. Einige wenige automatisierte Anlagen kön- 
nen ganze traditionelle Produktionsbereiche lahm- 
legen und das Heer der Arbeitslosen vermehren, 
weil an anderer Stelle nicht genügend Arbeitsplätze 
entstehen. Teilweise werden diese Gegensätze noch 
durch eine Wirtschaftspolitik gefördert, die aus 
falschem Ehrgeiz alles tut, um den Import und die 
Verwendung von Kapitalgütern zu verbilligen (gün- 
stige Wechselkurse, Zollsenkungen, Steuervergün- 
stigungen etc.), während der Faktor Arbeitskraft 
durch Mindestlohngesetze verteuert wird. Diese 
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Verzerrung des Faktorkostenverhältnisses führt 
häufig zu Modernisierung an falscher Stelle, zu 
Fehlkapazitäten und damit zu Industrien, die nur 
hinter hohen Schutzzollmauern existieren können. 
Aufgabe einer zukunftsorientierten Politik der Ent- 
wicklungsländer muß es sein, beide Bereiche durch 
Entwicklung des traditionellen Sektors und Anpas- 
sung des modernen Sektors zu integrieren. 

1.7 Die Entwicklungsländer in der Weltwirtschaft 

Zu den wichtigen Aufgaben der Zweiten Entwick- 
lungsdekade zählt es, die Integration der Ent- 
wicklungsländer in die Weltwirtschaft zu beschleu- 
nigen. Durch eine stärkere Eingliederung in die 
Weltwirtschaft werden die Entwicklungsländer in 
größerem Umfang an den Vorteilen der internatio- 
nalen Arbeitsteilung teilhaben. Internationaler 
Handel schafft Arbeitsplätze und vermittelt tech- 
nologisches Wissen für die Produktion. Der welt- 
weite Wettbewerb fördert die notwendigen struk- 
turellen Anpassungen der Wirtschaft. 

Die Entwicklungsländer sehen aber mit Sorge, daß 
die Zuwachsraten ihrer Exporte seit langem hinter 
denen der Industrieländer Zurückbleiben und sie mit 
der allgemeinen Entwicklung der internationalen 
Arbeitsteilung nicht mithalten können. In der Tat 
lag die durchschnittliche Zuwachsrate der Exporte 
der Entwicklungsländer in der Ersten Entwicklungs- 
dekade mit 7 Vo deutlich unter derjenigen der Indu- 
strieländer mit 10,1 ®/o. Die ersten beiden Jahre der 
neuen Dekade ergaben ein nicht so ungünstiges 
Bild. 1971 war die Zuwachsrate der Exporte der Ent- 
wicklungsländer nur wenig kleiner als die der west- 
lichen Industrieländer, 1972 lag sie um 3 Prozent- 
punkte dahinter. 

Einer der Hauptgründe für das relativ schlechte 
Abschneiden der Entwicklungsländer ist darin zu 
suchen, daß das Schwergewicht des Welthandels 
sich in der Nachkriegszeit immer mehr zu den Fer- 
tigwaren verlagerte. Der Anteil der Entwicklungs- 
länder, die immer noch weitgehend auf den Export 
von Rohstoffen angewiesen sind, mußte daher zu- 
rückgehen. Auf die Dauer kann dieser Prozeß nur 
dadurch umgekehrt werden, daß sich die Entwick- 
lungsländer noch stärker als bisher dem Export 
verarbeiteter Produkte zuwenden. Das setzt eine 
Diversifizierung ihrer oft sehr einseitig ausgerich- 
teten Produktionsstrukturen sowie die Bereitschaft 
ihrer Handelspartner, die Produkte der Entwick- 
lungsländer aufzunehmen, voraus. 

Im Zuge des weltweiten Konjunkturaufschwungs der 
letzten Jahre und der damit einhergehenden Expan- 
sion des Welthandels hat auch die Ausfuhr der Ent- 
wicklungsländer stark zugenommen und sich ihr 
Handelsdefizit verringert. Nach vorläufigen Schät- 
zungen der Vereinten Nationen haben die Ent- 
wicklungsländer im Jahre 1972 ungefähr 69 Mrd. S 
für ihre Exporte erhalten, d. h. ein knappes Sech- 
stel mehr als 1971.^) Ihr Handelsdefizit ist 1972 
merklich zurückgegangen und betrug nur noch 
0,7 Mrd. S gegenüber 1,7 Mrd. S im Jahre 1971. Da- 

vgl. UN, Monthly Bulletin of Statistics, August 1973, 

Tabelle 52 


bei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die erd- 
ölexportierenden Länder hohe Überschüsse erziel- 
ten (1971 rd. 10 Mrd. $). 

Die Zuwachsrate der Ausfuhren der Entwicklungs- 
länder erhöhte sich von ll,OVo im Jahre 1971 auf 
15,7 ®/o im Jahre 1972 (Industrieländer 1972: 18,6 ®/o). 
Der Zuwachs der Exporterlöse der Entwicklungs- 
länder beruht sowohl auf erhöhten Preisen für die 
von ihnen exportierten Produkte als auch auf einer 
mengenmäßigen Ausweitung ihrer Ausfuhren. 

Bei der Steigerung ihrer Ausfuhren hatten diejeni- 
gen Entwicklungsländer die größten Erfolge, die 
bereits einen beachtlichen Export von Halb- und 
Fertigwaren aufweisen konnten (Brasilien, Hong- 
kong, Israel, Süd-Korea, Mexiko, Singapur) ^). Diese 
Gruppe erreichte auch ln den ersten beiden Jahren 
des neuen Entwicklungsjahrzehnts hohe Zuwachs- 
raten. Mit Steigerungen von 12,3 ®/o (1971) bzw. 
28,5 ®/o (1972) hatten die genannten Länder ähnliche 
Exporterfolge wie die Erdöl exportierenden Entwick- 
lungsländer, die Zuwachsraten von 25,1 ”/o bzw, 
16 Vo aufwiesen. Die übrigen Entwicklungsländer, 
nämlich die Mehrzahl mit drei Vierteln der Bevöl- 
kerung der Entwicklungsländer, verzeichneten 1971 
einen Rückgang der Exporterlöse von 3,2 ^/o, 1972 
jedoch einen Zuwachs von 11 ®/o. 

Für den Handel der Entwicklungsländer sind die 
Märkte der westlichen Industrieländer nach wie 
vor entscheidend. Etwa drei Viertel ihrer Exporte 
gehen in die entwickelten Marktwirtschaften. Die 
Staatshandelsländer nehmen 5 Vo ihrer Exporte auf 
und liefern etwa 8 bis 9 Vo ihrer Einfuhren. Nur zu 
einem Fünftel wird der Warenverkehr der Entwick- 
lungsländer innerhalb ihrer eigenen Ländergruppe 
abgewickelt. 

Wie die weitere Entwicklung verlaufen wird, wird 
einerseits sehr davon abhängen, ob es weiteren 
Entwicklungsländern gelingt, ihre Produktions- 
strukturen zu ändern, die noch immer zu einseitig 
auf die Erzeugung von Grundstoffen für die indu- 
strialisierten Länder ausgerichtet sind. Die Bedeu- 
tung dieser Aufgabe der Entwicklungsländer, durch 
eine konsequente Wirtschaftspolitik ihre Produk- 
tion stärker aufzufächern, wird durch nichts ein- 
drucksvoller unterstrichen, als durch die unge- 
wöhnlichen Exporterfolge derjenigen Entwicklungs- 
länder, die bereits jetzt in größerem Umfang Haib- 
und Fertigwaren exportieren. Andererseits müssen 
die westlichen ebenso wie die östlichen Industrie- 
länder fortfahren, ihre Märkte für die Entwicklungs- 
länder zu öffnen, damit die Politik der Diversifi- 
zierung und Integration in die Weltwirtschaft wei- 
tere Fortschritte erzielen kann. 

1.8 Integration und Zusammenarbeit 

der Entwicklungsländer untereinander 

Die Vereinten Nationen, ln denen die Entwicklungs- 
länder die Mehrheit bilden, befürworten seit Jah- 
ren die stärkere Zusammenarbeit unter den Entwick- 
lungsländern und ihre wirtschaftliche Integration in 
regionalen Ländergruppen. 

1) vgl. UNCTAD-Dok. TD/B/429 vom 15. März 1973, 
S. 6 
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Einzelne Entwicklungsländer haben bereits begon- 
nen, wirtschaftlich mit ihren Nachbarn zusammen- 
zuai'beiten. Die bekanntesten dieser Integrations- 
bildungen sind die Andengruppe, her Zentralameri- 
kanische Gemeinsame Markt, die Lateinamerikani- 
sche Freihandelszone, die Ostafrikanische Gemein- 
schaft und die Vereinigung der Südostasiatischen 
Staaten. Obwohl das Ausmaß der wirtschaftlichen 
Integration jeweils unterschiedlich ist, ist in allen 
Fällen eines der Ziele, den Handel zwischen den 
beteiligten Ländern durch schrittweisen Abbau von 
Zöllen und sonstigen Beschränkungen zu liberalisie- 
ren. Außerdem bemüht man sich, durch die Schaf- 
fung von Verrechnungsstellen den Handel zwischen 
den angeschlossenen Ländern zu erweitern. Aber 
auch auf dem Gebiet der Infrastruktur und der in- 
dustriellen Arbeitsteilung ergeben sich Ansatz- 
punkte für weitere Zusammenarbeit. 

Die igrößeren gemeinsamen Märkte und die inten- 
sivere Arbeitsteilung in den angeschlossenen Län- 
dern bieten Möglichkeiten zur Erhöhung der Pro- 
duktivität, Ausweitung der Produktion, Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und damit einer generellen 
Steigerung der Einkommen. Das gemeinsame Auf- 
treten gegenüber den Industrieländern stärkt die 
Verhandlungsposition der Entwicklungsländer und 
verspricht eine stärkere Berücksichtigung ihrer In- 
teressen im internationalen wirtschaftlichen und po- 
litischen System. 

Diese Solidarität der Enitwicklungsländer unterein- 
ander wird allerdings durch die Verschiedenartig- 
keit ihrer Innen- und Außenpolitik, ihrer Ideologien, 
durch nationale Interessen und durch die Tatsache 
erschwert, daß ihre Produktionsstrukturen sehr ähn- 
lich sind, sich also nicht ergänzen und somit dem 
Außenhandel untereinander nur geringe Chancen 
bieten. Tatsächlich macht daher der Außenhandel 
der Entwicklungsländer untereinander nur einen 
kleinen Bruchteil ihres gesamten Außenhandels aus. 

1.9 Bedeutung der Eigenanstrengungen der Entwick- 
lungsländer und die Rolle der Entwicklungshilfe 

Der quantitative Beitrag, den die Industrieländer 
mit ihrer Entwicklungshilfe im engeren Sinne lei- 
sten, ist im , Vergleich zu den Eigenanstrengungen 
der Entwicklungsländer gering. Wenn man die 
öffentliche Hilfe aller westlichen Industrieländer 
und der multilateralen Stellen zur Bevölkerung der 
Empfängerländer in Beziehung setzt, zeigt sich, wie 
gering die Entwicklungshilfe aus der Sicht der 
Emspfängerländer ist: 1969 bis 1971 erhielten die 
Entwicklungsländer durchschnittlich 4,27 US-8 pro 
Kopf der Bevölkerung jährlich (vgl. Anlage 9, Ta- 
belle 6). 

Auch wenn man den gesamten Kapitaltransfer in die 
Entwicklungsländer in Betracht zieht, ergibt sich, 
daß sie ihre Investitionen im Durchschnitt zu vier 
Fünfteln aus eigenen Ersparnissen finanzieren (für 
einzelne Länder vgl. Anlage 9, Tabelle 2). 

Welche Entwicklungsziele dabei verfolgt werden, 
liegt im politischen Entscheidungsbereich und damit 
auch in der Verantwortung der Entwicklungsländer. 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß es den 
Regeln friedlichen internationalen Zusammenlebens 
entspricht, wenn jedes 'Land frei über seine Ent- 
wicklungsziele bestimmen kann. Sie versucht daher 
nicht, den Partnerländern ihre gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischen Vorstellungen aufzudrängen. 

Die Bundesregierung stimmt jedoch mit der Stra- 
tegie der Vereinten Nationen für die Zweite Ent- 
wicklungsdekade auch darin überein, daß die Erhö- 
hung der Produktion nicht automatisch die sozialen 
Probleme löst. Vielmehr bedarf es gezielter An- 
strengungen, um das letzte Ziel der Entwicklungs- 
politik zu verwirklichen, nämlich „nachhaltige Ver- 
besserungen im Wohlergehen jedes einzelnen zu er- 
reichen und zugleich allen Menschen Nutzen zu brin- 
gen" (Ziffer 7 des Strategiedokuments). 

Da wirksame Entwicklungshilfe auf die Zustimmung 
und Zusammenarbeit breiter Bevölkerungsschichten 
in den Entwicklungsländern angewiesen ist, sollten 
verstärkt Maßnahmen ergriffen werden, die die 
Masse der Bevölkerung in die Lage versetzten, min- 
destens ihren elementaren Bedarf zu decken und 
mehr Initiative zur Gestaltung ihres Lebens zu ent- 
falten. Hier haben die Regierungen der Entwick- 
lungsländer eine verantwortungsvolle Aufgabe zu 
erfüllen. Von der Art und Weise, wie sie diese 
Aufgabe lösen, wie sie eine aktive Beschäftigungs- 
und Verteilungspolitik betreiben, das Bildungs- und 
Gesundheitswesen ausbauen und bevölkerungspoli- 
tische Maßnahmen ergreifen, hängt letzten Endes 
das Schicksal der Menschen ab, um das es bei der 
Entwicklungspolitik geht. 


2 Der Beitrag der Bundesregierung 

zur entwicklungspolltischen Konzeption 
für die Zweite Entwicklungsdekade 


2.1 Beteiligung der Bundesregierung 

an der Internationalen Strategiediskussion 
für die Zweite Entwicklungsdekade 

Am 24. Oktober 1970 wurde 'das Strategiedokument 
für die Zweite Entwicklungsdekade anläßlich der 
Jubiläumsfeier zum 25jährigen Bestehen der Ver- 
einten Nationen von der Vollversammlung verab- 
schiedet (vgl. Anlage 4). Dieses Dokument war das 
Ergebnis langer Verhandlungen, die geführt wur- 
den, nachdem die VN-Vollversammlung im Dezem- 
ber 1967 beschlossen hatte, die Vorarbeiten für ein 
die siebziger Jahre umfassendes zweites Entwick- 
lungsjahrzehnt in Angriff zu nehmen. Maßgeblich 
daran beteiligt waren neben einem besonderen 
„Vorbereitenden Ausschuß" der VN-Ausschuß für 
Entwicklungsplanung, verschiedene VN-Sonderor- 
ganisationen und insbesondere der Handels- und 
Entwicklungsrat der Vereinten Nationen. 

Die Bundesregierung nahm seit ihrer Berufung in 
den Vorbereitenden Ausschuß an der Erarbeitung 
der Strategie aktiv teil. Mit der Kabinettsentschei- 
dung vom 26. Februar 1970 hatte sie ihre grundsätz- 
liche Haltung zu den im Rahmen der Strategie zu 
behandelnden Fragen Umrissen und damit die 
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Grundlage für einen deutschen Beitrag zu den Ar- 
beiten des Vorbereitenden Ausschusses geschaffen. 

Mit der Verabschiedung des Strategiedokuments ist 
es Industrie- und Entwicklungsländern erstmals ge- 
lungen, sich auf ein gemeinsames Aktionspro- 
gramm zur Förderung des wirtschaftlichen und so- 
zialen Fortschritts zu einigen. Seine wesentlichen 
Bestandteile sind ein gegenüber der Ersten Entwick- 
lungsdekade erheblich erweiterter Zielkatalog, ein 
umfangreiches Bündel von Maßnahmen sowie die 
Schaffung eines internationalen überprüfungs- und 
Bewertungsmechanismus, mit dessen Hilfe der Er- 
folg der entwicklungspolitischen Maßnahmen er- 
mittelt werden soll. 

In ihrem Schreiben an den Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen vom 24. Oktober 1970 (vgl. An- 
lage 5), sowie in der am 12. Februar 1971 (vgl. An- 
lage 6) übermittelten Erklärung zur Internationalen 
Entwicklungsstrategie unterstreicht die Bundes- 
regierung ihre Absicht, sich in ihrer Entwicklungs- 
politik während des Zweiten Entwicklungsjahrzehnts 
von den im Strategiedokument enthaltenen Grund- 
sätzen leiten zu lassen. Die Bundesregierung hat 
dieses Dokument zum Anlaß genommen, Ziele, 
Grundsätze und Methoden ihrer Entwicklungspoli- 
tik zu überdenken und zu einer entwicklungspoli- 
tischen Konzeption für die siebziger Jahre zusam- 
menzufasisen. 

In Ziffer 83 des VN-Strategiedokuments ist vor- 
gesehen, daß in zweijährigem Rhythmus eine glo- 
bale Bewertung der im Rahmen der Dekade erziel- 
ten Fortschritte stattfinden soll. Dabei werden die 
Ergebnisse der Überprüfung auf nationaler, regio- 
naler und sektoraler Ebene zugrunde gelegt. Das 
Generalsekretariat der Vereinten Nationen hat die 
Bundesregierung im Juni 1972 aufgefordert, einen 
nationalen Beitrag zu der erstmals im Jahre 1973 
stattfindenden Globalüberprüfung zu leisten. Die 
Bundesregierung hat diesem Wunsch entsprochen 
und den Vereinten Nationen eine Darstellung der 
seit Beginn des Zweiten Entwicklungsjahrzehnts 
von deutscher Seite erzielten Fortschritte überge- 
ben. Dabei wurde besonders auf die Ausweitung 
der multilateralen Hilfe, die Verbesserung der 
Hilfebedingungen, die Steigerung des Volumens der 
öffentlichen Hilfe sowie die Einschränkung der Lie- 
ferbindung bei der Kapitalhilfe hingewiesen. 


2.2 Schwerpunkte der deutschen Konzeption 

Mit der am 11. Februar 1971 vom Kabinett be- 
schlossenen entwicklungspolitischen Konzeption 
der Bundesrepublik Deutschland für die Zweite 
Entwicklungsdekade wurden der deutschen und 
internationalen Öffentlichkeit erstmals Ziele, 
Schwerpunkte und Instrumente der deutschen Ent- 
wicklungspolitik in umfassender Weise vorgestellt, 

Oberziel dieser Politik ist ein Beitrag zur Verbes- 
serung der wirtschaftlichen und sozialen Verhält- 
nisse der Bevölkerung in den Entwicklungsländern. 
Im Einklang mit dem Strategiedokument der Verein- 
ten Nationen und aufgrund der bisherigen Erfah- 
rungen der Bundesrepublik wurden folgende 


Schwerpunkte der Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern für die 70er Jahre gesetzt; 

— Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Unterbe- 
schäftigung, 

— Förderung arbeits- und umweltbezogener Bil- 
dungssysteme, 

— Strukturverbesserung in ländlichen Regionen, 

— Ausweitung und Diversifizierung der gewerb- 
lichen Wirtschaft und der Ausfuhren, 

— Stärkung der Fähigkeiten der Entwicklungslän- 
der zur Forschung, Planung und Organisation, 

— unmittelbare Hilfe zur Verbesserung der Lebens- 
bedingungen auf Gebieten wie Ernährung, Ge- 
sundheit und Familienplanung. 

Diese Ziele sollen nicht nur im Rahmen der bilate- 
ralen und multilateralen Entwicklungshilfe, sondern 
auch bei der Handels- und Strukturpolitik berück- 
sichtigt werden. Die Bundesregierung unterstützt 
deshalb nachdrücklich die Einräumung von Zollprä- 
ferenzen für Halb- und Fertigwaren der Entwick- 
lungsländer durch die Europäische Gemeinschaft. 
Darüber hinaus dürfen nach der Konzeption Struk- 
turänderungen, die durch eine verstärkte Inte- 
gration der Entwicklungsländer in die internatio- 
nale Arbeitsteilung ausgelöst werden, nicht aufge- 
halten werden; sie müssen vielmehr, wenn erforder- 
lich, durch angemessene strukturpolitische Maßnah- 
men unterstützt werden. 

Für Planung und Durchführung der Zusammenarbeit 
sollen insbesondere die folgenden Grundsätze und 
Methoden gelten: 

Länderbezogene Hilfeprogramme 

Ausgehend von den Zielen und Prioritäten der Ent- 
wicklungsländer werden Bereiche und Ansatzpunkte 
für mittelfristig durchzuführende Maßnahmen fest- 
gelegt. Die Beiträge der Bundesrepublik sollen auf 
diese Weise den Bedürfnissen und Möglichkeiten 
einzelner Entwicklungsländer besser angepaßt wer- 
den. Die Programme werden in partnerschaftlichem 
Dialog mit den Entwicklungsländern und in Koordi- 
nation mit anderen bilateralen und multilateralen 
Hilfeorganisationen vorbereitet. 

Integrierte Entwicklungshilfe 

Die Bundesregierung wünscht eine enge Zusammen- 
arbeit mit nichtstaatlichen Organisationen der Ent- 
wicklungshilfe. Sie will mit ihren Länderhilfepro- 
grammen auch Möglichkeiten für eine bessere Ab- 
stimmung zwischen staatlicher und nichtstaatlicher 
Entwicklungshilfe unter dem Blickwinkel der Ziele 
und Prioritäten der Entwicklungsländer bieten. 

Flexible Bedingungen und konzentrierter Einsatz des 
Instrumentariums 

Zuschüsse, Kredite, materielle und personelle Hilfe 
werden in flexiblen Kombinationen eingesetzt und, 
soweit möglich, in größeren Vorhaben verbunden. 
Hinsichtlich der Hilfebedingungen folgt die Bundes- 
regierung der Konditionenempfehlung des DAC 
(vgl. Abschnitt 10.1). Sie wird sich zu gegebener Zeit 
an einer Überprüfung der DAC-Empfehlung im 
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Lichte der entwicklungspolitischen Erfordernisse be- 
teiligen. Auch der Abbau der Lieferbindung ist in 
diesem Zusammenhang zu nennen. Die Bundesregie- 
rung finanziert auch Projektkosten, die in der Lan- 
deswährung anfallen. 

Multilaterale Hilfe 

Die multilaterale Entwicklungspolitik soll größere 
Bedeutung bekommen. Die Bundesregierung bekräf- 
tigt nicht nur ihre Bereitschaft, entsprechend der 
Empfehlung des Pearson-Berichts und der Forde- 
rung der Entwicklungsländer künftig mindestens 
20 % ihrer öffentlichen Entwicklungshilfe über mul- 
tilaterale Organisationen (wie z. B. IDA, UNDP und 
EEF) bereitzustellen. Sie beteiligt sich auch an 
der internationalen Diskussion über entwicklungs- 
politische Grundsatzfragen (z. B. im Rahmen von 
DAC und UNCTAD), über die Reform der multilate- 
ralen Entwicklungshilfe und befürwortet intensivere 
Formen der Zusammenarbeit zwischen bilateraler 
und multilateraler Hilfe sowie eine Koordination der 
Hilfe an Ort und Stelle mit den Entwicklungslän- 
dern. Schließlich wird die Konzeption der Bundes- 
regierung — entsprechend dem Vorbild der VN- 
Strategie — in etwa zweijährigem Turnus überprüft 
und aufgrund von neuen Erfahrungen und Erkennt- 
nissen abgeändert bzw. ergänzt. 

2.3 Die Mitwirkung der Bundesregierung 

bei der Dritten Weithandeis- und Entwickiungs- 
konferenz (UNCTAD III) 

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Welt- 
handel und Entwicklung (UNCTAD) besteht seit 
1964 als Organ der Generalversammlung der VN. 
Seit ihrer ersten Vollversammlung im Jahre 1964 
ist sie 1968 und 1972 erneut zusammengetreten, um 
entwicklungspolitische Empfehlungen zu erarbeiten 
und zu verabschieden. Zwischen diesen Konferen- 
zen tagt in regelmäßigen Abständen das ständige 
Organ der UNCTAD, der Welthandels- und Ent- 
wicklungsrat (Trade and Development Board); in 
diesem sind 68 der z. Z. insgesamt 143 UNCTAD- 
Mitgliedsländer vertreten, darunter auch die Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Die Arbeiten des Rates und der Konferenz haben 
die Dekadenstrategie entscheidend beeinflußt. Viele 
Punkte der Strategie waren bereits vorher als Emp- 
fehlungen auf UNCTAD-Tagungen verabschiedet 
worden. Auch die Dritte Welthandels- und Entwick- 
lungskonferenz, die vom 13. April bis zum 21. Mai 
1972 in Santiago de Chile stattfand, setzte in einigen 
Bereichen wichtige neue Akzente für die Zweite 
Entwicklungsdekade. 

Die Konferenz war als Folge der handeis- und wäh- 
rungspolitischen Krisenerscheinungen des Jahres 
1971 zunächst mit dem Mißtrauen der Entwick- 
lungsländer belastet, die Industrieländer könnten 
wegen ihrer eigenen Probleme ihre Hilfe für die 
Dritte Welt einschränken. Auf einer Vorkonferenz 
in Lima einigten sich daher die Entwicklungsländer 
auf ein gemeinsames Aktionsprogramm, das eine 


9 vgl. das Abkürzungsverzeichnis in Anlage 1 (S. 61 f.) 


Fülle von Forderungen an die industrialisierten 
Länder enthielt. 

In der allgemeinen Debatte, mit der die Konferenz 
eingeleitet wurde, gelang es den Sprechern der 
westlichen Industrieländer, dieses Mißtrauen abzu- 
bauen. Die deutsche Delegation trug hierzu mit einer 
Erklärung des Bundesministers für Wirtschaft und 
Finanzen vor dem Plenum bei, die in zweierlei 
Hinsicht den Entwicklungsländern entgegenkam. 

Die Bundesregierung stimmte der Forderung der 
Entwicklungsländer zu, bei der Reform des interna- 
tionalen Währungssystems gleichberechtigt mitzu- 
wirken. Besonders positives Echo fand die Aussage, 
daß die Bundesregierung die Bedingungen der Kapi- 
talhilfe für die am wenigsten entwickelten Länder 
(0,75 ^/o Zinsen, 50 Jahre Laufzeit, 10 Freijahre) 
stark verbessern und auch sonst neue Standardbe- 
dingungen für die Kapitalhilfe (2 Vo Zinsen, 30 Jahre 
Laufzeit, 10 Freijahre) einführen werde. 

Daneben hat die Delegation der Bundesrepublik 
vor allem in den Bereichen „Halb- und Fertigwaren" 
und „Übertragung von Technologie" dazu beige- 
tragen, daß von den Industrieländern konkrete Zu- 
geständnisse gemacht wurden. 

In der Öffentlichkeit wurde und wird an der Ver- 
fahrensweise der UNCTAD Kritik geübt. Die Bun- 
desrepublik sieht in der UNCTAD dennoch eine 
geeignete Plattform für die entwicklungspolitische 
Diskussion auf weltweiter Ebene. Für die prakti- 
schen Arbeiten mißt sie besonders dem in der 
UNCTAD geübten ständigen Dialog große Bedeu- 
tung zu, der auch positiv auf die eigene Politik 
zurückwirkt. 


2.4 Fortschreibung der Konzeption 

Nach den bisherigen Erfahrungen hat sich die Kon- 
zeption vom Februar 1971 bewährt. Um ihre Ziele 
zügig zu verwirklichen und auch ein wesentlich 
höheres Volumen der Entwicklungshilfe wirksam 
einzusetzen, sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung noch flexiblere Formen erforderlich, die der 
Eigenverantwortung der Entwicklungsländer und 
der partnerschaftlichen Zusammenarbeit mehr Spiel- 
raum verschaffen. Auch die Ergebnisse der Dritten 
Welthandels- und Entwicklungskonferenz (1972), der 
VN-Umweltkonferenz (1972) und der Europäischen 
Gipfelkonferenz vom Oktober 1972 erforderten Er- 
gänzungen und Neuformulierungen einzelner Ab- 
schnitte der Konzeption. 

Die Bundesregierung hat daher am 11. Juli 1973 
beschlossen, die entwicklungspolitische Konzeption 
der Bundesrepublik Deutschland für die Zweite Ent- 
wicklungsdekade folgendermaßen fortzuschreiben 
(vgl. die Neufassung der Konzeption in der An- 
lage 3): 

— Europäische Entwicklungspolitik 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, schrittweise eine 
umfassende und weltweite Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedsstaa- 
ten zu verwirklichen. Gleichzeitig steht die Bundes- 
regierung zu den Verpflichtungen der Gemeinschaft 
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gegenüber den bereits assoziierten Ländern, den 
Entwicklungsländern des Mittelmeerraumes und 
den im Protokoll 22 des Vertrages über die Erwei- 
terung der Europäischen Gemeinschaft erfaßten Län- 
dern, die im Zuge der Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaft mit dieser in engere Beziehungen tre- 
ten. Sie wird alle Möglichkeiten für eine Koordinie- 
rung und Harmonisierung der bilateralen Entwick- 
lungspolitik der Mitgliedstaaten und für eine Fort- 
entwicklung der Gemeinschaftshilfe nutzen. Nach 
Ansicht der Bundesregierung sollten für die welt- 
weite technische und finanzielle Zusammenarbeit 
mit assoziierten und nicht assoziierten Entwicklungs- 
ländern auch eigene Einnahmen der Gemeinschaft 
verwendet werden. Die Bundesregierung setzt sich 
auch dafür ein, daß die Interessen der Entwicklungs- 
länder in der europäischen Handels- und Grundstoff- 
politik, in der Regional-, Industrie-, Agrar- und 
Währungspolitik beachtet werden. 

— Handels- und Währungspolitik 

Die Bundesregierung unterstützt nachdrücklich die 
Bemühungen von UNCTAD und GATT zum Abbau 
von Handelsschranken, die den Exporten der Ent- 
wicklungsländer entgegenstehen. Sie tritt für einen 
verbesserten Marktzugang für Grundstoffe der Ent- 
wicklungsländer in den Industrieländern ein, unter- 
stützt die hierfür erforderlichen Maßnahmen und 
fördert in geeigneten Fällen Abkommen über Grund- 
stoffe mit dem Ziel der Stabilisierung der Märkte 
und einer Steigerung der Ausfuhrerlöse der Ent- 
wicklungsländer. Die Zollpräferenzen der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Halb- und Fertigwaren der 
Entwicklungsländer sollen im Bereich der Erzeug- 
nisse, bei deneu bisher der Wettbewerbsdruck der 
Entwicklungsländer zu groß erschien und die Ent- 
wicklungsländer schon besonders konkurrenzfähig 
sind („sensible" und „halbsensible" Waren), und im 
Bereich der verarbeiteten Agrarprodukte erweitert 
werden. Mengenmäßige Beschränkungen sollen ab- 
gebaut werden. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bestrebungen 
der Entwicklungsländer, an Verhandlungen über 
den Welthandel und die Reform des Weltwährungs- 
systems gleichberechtigt teilzunehmen. Sie setzt sich 
für eine angemessene Beteiligung der Entwicklungs- 
länder an der Schaffung neuer Sonderziehungsrechte 
ein, auch wenn das zu Lasten der Industrieländer 
geht. Die Schaffung neuer Sonderziehungsrechte muß 
sich jedoch insgesamt nach den Kriterien eines an 
Stabilitätsgesichtspunkten orientierten „weltweiten 
Bedarfs" richten. 

— Umweltschutz 

Die Bundesregierung wird die Entwicklungsländer 
durch ihre Entwicklungshilfe unterstützen, die Um- 
weltbedingungen für ihre Bevölkerung zu verbes- 
sern und Umweltschäden möglichst zu vermeiden. 

— Nutzung von Bodenschätzen 

Die Bundesregierung wird den Entwicklungsländern 
helfen, ihre Bodenschätze zu erschließen und im 
eigenen Interesse zu nutzen. 


— Instrumentarium der Entwicklungshilfe 

Im Mittelpunkt der technischen und finanziellen Zu- 
sammenarbeit werden künftig Aufbau, Beratung und 
materielle Förderung von Organisationen in den 
Entwicklungsländern stehen, die in der Lage sind, 
selbständig größere Programme im Bereich der wirt- 
schaftlichen und sozialen Infrastruktur sowie der 
Produktion durchzuführen. Geprüfte Sektoral- und 
Regionalpläne der Entwicklungsländer können durch 
Programmfinanzierung gefördert werden. Insbeson- 
dere für die am wenigsten entwickelten Länder wer- 
den äußerst günstige Kredite und Zuschüsse bereit- 
gestellt. Im Hinblick auf den Beschäftigungseffekt 
können künftig sowohl Devisenkosten als auch 
Kosten, die in Landeswährung anfallen, von der 
Bundesrepublik finanziert werden. Die Wirksamkeit 
der öffentlichen oder öffentlich geförderten Entwick- 
lungshilfe wird mit Hilfe von Inspektion und Wir- 
kungsbeobachtung laufend überprüft und verbes- 
sert. 


3 öffentliche Entwicklungshilfe 

3.1 Organisation und Verwaltung 
der Entwicklungshilfe 

Die seit Bestehen des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit erhobene Forderung 
nach einer umfassenden Zuständigkeit für alle Auf- 
gaben der Entwicklungshilfe ist durch den Organi- 
sationserlaß des Bundeskanzlers vom 15. Dezember 
1972 erfüllt worden. Damit wurde dem BMZ u. a. 
auch die federführende Zuständigkeit für die bila- 
terale und multilaterale Kapitalhilfe übertragen. 
Das Auswärtige Amt, der Bundesminister der Finan- 
zen und der Bundesminister für Wirtschaft sowie 
andere Ressorts wirken im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit mit. 

In der Arbeit der deutschen Auslandsvertretungen 
nimmt die Entwicklungshilfe breiten Raum ein. Auf- 
grund einer Vereinbarung zwischen dem Auswärti- 
gen Amt und dem Bundesministerium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit werden seit dem Jahre 1968 
Nachwuchsbeamte des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit für die Dauer von ca. 
drei Jahren in den Geschäftsbereich des Auswärti- 
gen Amtes mit dem Ziel versetzt, Aufgaben der 
Entwicklungshilfe an deutschen Auslandsvertretun- 
gen in Entwicklungsländern wahrzunehmen. 

Gegenwärtig sind insgesamt sieben aus dem Bun- 
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
stammende Entwicklungshilfereferenten bei den 
deutschen Botschaften in Neu Delhi, Ankara, Tunis, 
Djakarta, Daressalaam und Brasilia, sowie bei der 
deutschen Vertretung bei den Vereinten Nationen 
in New York, tätig. Ein weiterer personeller Aus- 
bau ist im Gange. Das Auswärtige Amt hat für 1973 
fünf zusätzliche Stellen zur Verfügung gestellt 
(Lima, Algier, Bangkok, Nairobi, Bogota). 

Der Übergang der Kapitalhilfe auf das BMZ hat zu 
einer Neuordnung der Organisation und Geschäfts- 
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Verteilung im Hause geführt, die am 1. April 1973 
in Kraft trat. 

Mit der Durchführung von Projekten der Techni- 
schen Hilfe ist die zum Geschäftsbereich des BMZ 
gehörende Bundesstelle für Entwicklungshilfe in 
Frankfurt beauftragt, die ihrerseits die Deutsche 
Förderungsgesellsdiaft für Entwicklungsländer 
m. b. H. (GAWI) in Frankfurt und private Bera- 
tungsuntemehmen mit Einzelaufgaben der Durch- 
führung (Materialbeschaffung, Personaleinsatz) be- 
traut. 

Die Durchführung der Projekte der Kapitalhilfe liegt 
auch nach dem Übergang der Zuständigkeit für die 
Kapitalhilfe auf das BMZ bei der ebenfalls in Frank- 
furt ansässigen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KW). 

Aus dem Bundeshaushalt werden darüber hinaus 
Organisationen unterstützt, die mehr oder weniger 
selbständig entwicklungspolitische Aufgaben wahr- 
nehmen, linsbesondere der Deutsche Entwicklungs- 
dienst (DED), die Deutsche Gesellschaft für wirt- 


schaftliche Zusammenarbeit (DEG), die Deutsche Stif- 
tung für internationale Entwicklung (DSE), das 
Deutsche Institut für Entwicklungspolitik (DIEP) und 
die Carl-Duisberg-Gesellschaft (CDG). Von den 
zahlreichen sonstigen nichtstaatMchen Organisatio- 
nen, die ebenfalls in der Entwicklungshilfe tätig 
sind, können als wichtigste die Kirchen und die 
politischen Stiftungen genannt werden (vgl. hierzu 
Abschnitt 5, S. 39 ff.). 

3.2 Quantitative Entwickiung der deutschen Hilfe 

3.2.1 Ergebnisse der DAC-Statistik 

Der Entwicklungshilfe-Ausschuß (DAC) der OECD 
hat einheitliche Definitionen und Erfassungsmetho- 
den öffentlicher Entwicklungshilfe sowie sonstiger 
Leistungen an Entwicklungsländer erarbeitet. Mit- 
glieder dieses Ausschusses sind alle bedeutenden 
Industrieländer der westlichen Welt. 


Abbildung3 

Leistungen der Bundesrepublik Deutschland an Entwicklungsländer 
in Prozent des Bruttosozialprodukts 1960 bis 1972 

% des BSP 



20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1236 


Die deutschen Leistungen werden wie die Hilfe der 
anderen Industrieländern seit 1960 durch das DAC 
erfaßt. Bis einschließlich 1968 wurden die Öffent- 
lichen Leistungen zusammengefaßt dargestellt; eine 
Unterscheidung zwischen der eigentlichen Öffent- 
lichen Hilfe (Zuwendungen und Kredite zu Vorzugs- 
bedingungen) und den zu marktüblichen Bedin- 
gungen vergebenen öffentlichen Mitteln (u. a, Ex- 
portkredite, Finanzkredite der KW) ^) wurde erst 
1969 eingeführt. 

öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) muß nach den 
DAC- Vereinbarungen die folgenden Bedingungen 
erfüllen: 

— Hauptziel muß die Förderung der Entwicklung 
und die Verbesserung der Lebensbedingungen in 
den Entwicklungsländern sein; 


0 abgekürzt audi ODA = official development assistance 
2) abgekürzt auch OOF = other official flows 


— die Leistungen müssen zu vergünstigten finan- 
ziellen Bedingungen erbracht werden; als Unter- 
grenze ist 1972 ein Zuschußelement von 25 Vo 
festgesetzt worden; vereinfacht ausgedrückt heißt 
das, daß der betreffende öffentliche Kredit min- 
destens ein Viertel billiger sein muß als ein ver- 
gleichbarer kommerzieller Kredit i). 

Von Bedeutung ist ferner die Unterscheidung zwi- 
schen der Zusage d. h. dem Eingehen einer binden- 
den Verpflichtung zur Leistung in einer bestimmten 
Höhe an ein bestimmtes Entwicklungsland und der 
eigentlichen Leistung, z. B. der Auszahlung eines 
Kredites. Nur Auszahlungen werden als echte Lei- 
stung angesehen. Angaben über die Zusagen geben 
allerdings einen deutlicheren Aufschluß über die bei 
der Vergabe der Hilfe verfolgte Politik, z. B. auf 
dem Gebiet der Kreditkonditionen. Ferner sind sie 


ü zur Definition des Zusdiußelements s. Seite 31 


Tabelle III 


öffentliche Entwicklungshilfe der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1972 

(netto in Millionen DM) 


Jahr 

öffentliche Entwicklungshilfe 

zusam- 

men 

Sp.3 
+ 9 

bilateral 

multi- 

lateral 

als 

Pro- 

zent- 

satz 

des 

BSP 

ins- 

gesamt 

Sp.4 
+ 8 

Zuwendungen 

Kapitalhilfe 


zusammen 

dar. : 
Techn. 
Hilfe 
i. w. S. 

Auszah- 

lungen 

(brutto) 

Tilgungs- 

zah- 

lungen 

netto 

1 

2 

3 

4 

5 

6 1 

7 

8 

9 

10 

1950 bis 1959 

2 788,3 

2 251,2 

2 007,9 

121,0 

243,3 



243,3 

537,1 


1960 

938,8 

690,8 

327,0 

67,5 

363,8 

— 

363,8 

248,0 

0,31 

1961 

1 464,2 

1 169,2 

459,2 

116,9 

710,0 

— 

710,0 

295,0 

0,44 

1962 

1 620,3 

1 199,1 

503,3 

198,1 

695,8 

— 

695,8 

421,2 

0,45 

1963 

1 555,9 

1 436,6 

608,0 

297,6 

828,6 

— 

828,6 

119,3 

0,41 

1964 

1 835,7 

1 737,1 

621,1 

342,8 

1 116,0 

— 

1 116,0 

98,6 

0,44 

1965 

1 824,1 

1 674,7 

703,4 

374,3 

1 094,0 

122,7 

971,3 

149,4 

0,40 

1966 

1 677,7 

1 492,3 

450,9 

422,8 

1 140,2 

98,8 

1 041,4 

185,4 

0,34 

1967 

2 034,8 

1 745,1 

540,4 

460,4 

1 297,5 

92,8 

1 204,7 

289,7 

0,41 

1968 

2 227,6 

1 787,7 

633,6 

515,5 

1 362,6 

208,5 

1 154,1 

439,9 

0,41 

1969 

2 271,0 

1 770,2 

813,4 

583,2 

1 246,5 

289,7 

956,8 

500,8 

0,38 

1970 

2 202,8 

1 705,9 

902,6 

695,6 

1 140,5 

345,2 

803,3 

496,9 

0,32 

1971 

2 563,2 

1 848,7 

973,0 

721,1 

1 240,6 

364,9 

875,7 

714,5 

0,34 

1972 

2 604,7 

1 938,2 

980,3 

774,1 

1 430,0 

472,1 

957,9 

666,5 

0,31 

1950 bis 1972 

27 609,1 

22 446,8 

10 524,1 

5 690,9 

13 917,4 

1 994,7 

11 922,7 

5 162,3 



0 einschließlich Umschuldungen und DEG (ab 1971 nur DEG-Beteiligungen) 
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ein Hinweis auf die in den nächsten Jahren zu er- 
wartenden Auszahlungen. 

In der DAC-Statistik gilt grundsätzlich das Netto- 
prinzip in dem Sinn, daß die Brutto-Auszahlungen 
um die Tilgungsbeträge (jedoch nicht um die Zin- 
sen), die in der gleichen Periode zurückfließen, ge- 
kürzt werden. Im vorliegenden Bericht sind, sofern 
nicht anders vermerkt, bei Zahlenangaben Netto- 
leistungen gemeint. 

Bezogen auf das Bruttosozialprodukt (BSP) lag die 
öffentliche Hilfe, die von 938,8 Millionen DM (1960) 
auf 2,605 Mrd. DM (1972) anstieg, zwischen 0,31 
und 0,45 Vo. Dieser Prozentsatz wies, wie die Ab- 
bildung 3 zeigt, in den letzten Jahren einen sinken- 
den Trend auf. In Jahren mit geringem Wachstum 
des Sozialprodukts (1961, 1962 und 1967) nahm der 
Anteil der Hilfe am Bruttosozialprodukt stark zu, 
während z. B. im Jahre 1971 trotz kräftiger absoluter 
Steigerung der Hilfe der Anteil am Sozialprodukt 
nur geringfügig anstieg, weil sich das Bruttosozial- 
produkt ebenfalls sehr stark erhöhte. 

Der Anteil der öffentlichen Hilfe am Bruttosozial- 
produkt ist deswegen von ausschlaggebender Be- 
deutung, weil er in der internationalen Entwick- 
lungspolitik als entscheidender Maßstab für die Be- 
reitschaft der Industrieländer gilt, den armen Län- 
dern zu helfen. Die Entwicklungsstrategie der Ver- 
einten Nationen sieht vor, daß die Industrieländer 
wenigstens 0,7 Vo ihres Bruttosozialprodukts für die 
öffentliche Hilfe an die Entwicklungsländer aufwen- 
den. In Ziffer 43 des Strategiedokuments heißt es: 

„Jedes wirtschaftlich fortgeschrittene Land wird 
seine öffentliche Entwicklungshilfe stetig erhöhen 
und alle Anstrengungen unternehmen, bis zur 
Mitte der Dekade eine Nettoleistung von minde- 
stens 0,7 o/o des Bruttosozialprodukts zu Markt- 
preisen zu erreichen." (Vgl. auch Anlage 4.) 

Die Bundesregierung hat diesem Ziel mit der Ein- 
schränkung zugestimmt, daß sie das Zeitziel nicht 
anerkennen könne. 

Eine Übersicht über die Entwicklung der Leistungen 
bei den verschiedenen Kategorien der öffentlichen 
Entwicklungshilfe gibt Tabelle III auf S. 21. 

3.2.2 Öffentliche Hilfe im Bundeshaushalt 

a) Ausgaben 

Die öffentliche Entwicklungshilfe wird überwiegend 
aus dem Bundeshaushalt finanziert — 1972 betrug 
dessen Anteil an der gesamten öffentlichen Brutto- 
hilfe 90 o/o. Weitere Quellen sind insbesondere die 
Haushalte der Bundesländer und das ERP-Sonder- 
vermögen. 

Im Bundeshaushalt wurde erst 1962 ein besonderer 
Einzelplan für Entwicklungshilfeausgaben (Einzel- 
plan 23) geschaffen. Jedoch enthalten auch noch 
einige andere Einzelpläne Ausgaben für Entwick- 
lungshilfe, so daß z. Z. nur 72 o/o der deutschen Hilfe 
im Einzelplan 23 ausgewiesen sind. Unter den an- 
deren Einzelplänen ist vor allem der des Auswärti- 
gen Amtes (Einzelplan 05) zu nennen, der 1972 ins- 
besondere auf dem Gebiet der kulturellen Zusam- 


menarbeit mit Ausgaben in Höhe von 238 Millio- 
nen DM annähernd 8 o/o zur öffentlichen Hilfe bei- 
getragen hat. Die Gesamtausgaben des Bundes für 
öffentliche Entwicklungshilfe sind in einer Anlage 
zum Einzelplan 23 ( — Übersicht über die Ausgaben 
auf dem Gebiete der Entwicklungshilfe — ) zusam- 
mengefaßt. 

Tabelle IV auf S. 23 zeigt die Bedeutung des Ein- 
zelplans 23 und des Bundeshaushalts für die ver- 
schiedenen Formen der öffentlichen Hilfe. 

Von 1962 bis 1969 ist das Ausgabesoll des Bundes- 
haushalts für Entwicklungshilfe von 1066,2 Millionen 
DM um 1322,6 Millionen DM auf 2388,8 Millionen 
DM angewachsen. 

Der Plafond des Einzelplans 23 stieg in dem glei- 
chen Zeitraum von 380 Millionen DM um 1810,4 
Millionen DM auf 2190,4 Millionen DM. Hierbei muß 
berücksichtigt werden, daß im Laufe dieses Zeit- 
raumes eine Reihe von Titeln (z. B. EEF, IDA, Welt- 
bank) aus anderen Einzelplänen in den Einzelplan 23 
verlagert wurden. Ein verhältnismäßig hoher An- 
stieg der Entwicklungshilfeausgaben war insbeson- 
dere in den Jahren 1966 ( + 48 «/o) und 1968 ( + 25 o/o) 
zu verzeichnen. In diesen Jahren wurden vor allem 
die Ausgaben für Kapitalhilfe und den multilatera- 
len Bereich überproportional gesteigert. Die Stei- 
gerungsraten des Einzelplans 23 gingen jedoch ein- 
her mit einem starken Rückgang der Ausgaben 
aus anderen Einzelplänen und sonstigen Quellen, 
die Mitte der 60er Jahre noch einen relativ hohen 
Beitrag zur öffentlichen Hilfe der Bundesrepublik 
leisteten, so daß in der DAC-Statistik kein entspre- 
chender Anstieg der gesamten Öffentlichen Hilfe zu 
verzeichnen war. 


Ab Haushaltsjahr 1970 entwickelten sich die Aus- 
gaben wie folgt: 



Millionen DM 

1 

1970 

1971 

1972 

1. Alle Einzelpläne 

2 570,8 

2 795,1 

2 724,7 

(nur Sollbeträge) .... 
Veränderungen gegen- 
über Vorjahr 




absolut 

+ 182,0 

+ 224,3 

-70,4 

in o/o 

+ 7,6 

+ 8,7 

- 2,5 

2. Einzelplan 23 




a) Haushaltssoll .... 
Veränderungen gegen- 
über Vorjahr 

2 247,3 

2 478,1 

2 427,7 

absolut 

+ 56,9 

+ 230,8 

-50,4 

in o/o 

+ 2,6 

+ 10,3 

- 2,0 

b) Berichtigtes Soll *) 
Veränderungen gegen- 
über Vorjahr 

2 247,3 

2 398,1 

2 427,7 

absolut 

^ + 60,9 

+ 150,8 

+ 29,6 

in o/o 

+ 2,8 

+ 6,7 

+ 1,2 

c) Ist-Ausgaben 

Veränderungen gegen- 
über Vorjahr 

2 018,0 

2 316,5 

2 280,3 

absolut 

-145,1 

+ 298,5 

-36,3 

in o/o 

- 6,7 

+ 14,8 

- 1,6 


*) aufgrund von Konjunktur- und Haushaltssperren 
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Tabelle IV 


öffentliche Hilfe 1971 und 1972 nach Finanzierungsquellen 

(Brutto-Auszahlungen) 



1971 

1972 



Bundeshaushalt 

andere 

Quellen 


Bundeshaushalt 

andere 

Quellen 




an- 

dere 

Ein- 

zel- 

pläne 




an- 

dere 

Ein- 

zel- 

pläne 


Art der Leistung 

ins- 

gesamt 

Einzel- 
plan 23 

An- 

teil 

Sum- 
me ^) 

An- 

teil 

ins- 

gesamt 

Einzel- 
plan 23 

An- 

teil 

Sum- 
me ^) 

Anteil 


Millionen DM 

o/o 

Mil- 

lionen 

DM 

o/o 

Millionen DM 

o/o 

Mil- 

lionen 

DM 

o/o 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

I. Bilaterale 

Leistungen .... 

2 213,6 

1 580,6 

452,8 

92 

180,2 

8 

2 410,3 

1 661,0 

523,2 

91 

226,1 

9 

1 . Zuwendungen 

973,0 

589,0 

318,9 

93 

65,1 

7 

980,3 

670,2 

247,5 

94 

62,6 

6 

2. Kapital-Hilfe- 
Kredite, 

DEG- 

Beteiligungen 

1 240,6 

991,6 

133,9 

91 

115,1 

9 

1 430,0 

990,8 

275,7 

89 

163,5 

11 

11. Multilaterale 
Leistungen .... 

714,5 

625,0 

89,5 

100 



666,7 

565,4 

33,8 

90 

67,5 

10 

1 . Zuwendungen 
u. gezeichnete 
Kapital- 
Anteile .... 

682,8 

593,3 

89,5 

100 



650,2 

548,9 

33,8 

90 

67,5 

10 

2. Finanzhilfen . 

31,7 

31,7 

— 

100 

— 

— 

16,5 

16,5 

— 

100 

— 

— 

III. Insgesamt öffent- 
liche Hilfe 

2 928,1 

2 203,6 2) 

542,3 

94 

180,2 

6 

3 077,0 

2 226,4 2) 

557,0 

90 

293,6 

10 






In der Hauptsache aus folgenden Gründen finanziert: Bundesländer, ERP-Sondervermögen und Kreditanstalt für 
Wiederaufbau 

ohne Verwaltungskosten, da diese nicht zur Entwicklungshilfe rechnen (1971: 24,0 Millionen DM, 1972: 28,9 Millio- 
nen DM), und ohne DEG-Aufstockung, die erst im Zeitpunkt des Transfers der Mittel in Entwicklungsländer als 
Leistung angerechnet wird (1971 und 1972 je 25,0 Millionen DM). 


Für das Haushaltsjahr 1973 ist ein Ausgabeplafond 
des Einzelplans 23 in Höhe von 2799,2 Millionen 
DM vorgesehen. Der Plafond des Einzelplans 23 
steigt damit gegenüber dem berichtigten Soll von 
1972 um 371,5 Millionen DM = 15,3 Vo. 

Der zur Zeit gültige Finanzplan umfaßt den Pla- 
nungszeitraum bis 1977. Der Einzelplan 23 weist 
darin Plafonds für 1974 in Höhe von 3060,7 Millio- 
nen DM, für 1975 in Höhe von 3545,9 Millionen DM, 
für 1976 in Höhe von 4252,9 Millionen DM und für 
1977 in Höhe von 5049,0 Millionen DM aus. 


Entsprechend der Regierungserklärung vom 18, Ja- 
nuar 1973, wonach die öffentlichen Leistungen der 
Entwicklungshilfe unseren europäischen Partnern 
gemäß gesteigert werden sollen, sieht der neue 
Finanzplan bis 1977 eine beträchtliche Erhöhung des 
Anteils der öffentlichen Hilfe am Bruttosozialpro- 
dukt der Bundesrepublik Deutschland vor. Das Ver- 
hältnis der tatsächlichen bzw. geplanten Leistungen 
der Bundesrepublik Deutschland zum 0,7-Prozent- 
Ziel zeigt Abbildung 4 auf S. 24. 
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Tabelle V 


Verpflichtungsermächtigungen im Einzelplan 23 
(bilaterale Hilfe) 

1969 bis 1973 


Jahr 


1969 

1970 

1971 

1972 

1973 


Technische Hilfe 


absolut 

Millionen 

DM 


Zuwachs 


Millionen 

DM 


o/o 


299,0 

412,9 

485.5 

561.5 
667,4 


113.9 
72,6 
76,0 

105.9 


35,0 

17.6 

15.7 
18,9' 


Kapitalhilfe 


absolut 

Zuwachs 

Millionen 

^ Millionen | 

o/o 

DM 

! DM 1 

1 315,0 



1 390,0 

75,0 

5,7 

1515,0 

125,0 

9,0 

1 666,0 

151,0 

10,0 

1 808,0 

142,0 

8,5 


gesamte Hilfe 


absolut 

Millionen 

DM 

Zuwachs 

Millionen 

DM 

o/o 

1 614,0 



1 802,9 

188,9 

11,7 

2 000,5 

197,6 

11,0 

2 227,5 

227,0 

11,3 

2 475,4 

247,9 

11,1 


b) Verpflichtungsermächtigungen 

Wegen des langfristigen Charakters der Entwick- 
lungshilfe spielen im Einzelplan 23 die Verpflich- 
tungsermächtigungen eine große Rolle. Sie bestim- 
men zu einem großen Teil das Bild der Ausgaben in 
den nächsten Jahren. 

Die Verpflichtungsermächtigungen der Technischen 
Hilfe und Kapitalhilfe im Einzelplan 23 stiegen vom 
Haushaltsjahr 1969 an um durchschnittlich ll®/o im 
Jahr. Dabei wurde, wie die obige Tabelle zeigt, 
die Technische Hilfe überproportional erhöht. Ab 
1974 werden die Verpflichtungsermächtigungen we- 
sentlich stärker steigen, um das in der mittelfristi- 
gen Finanzplanung vorgesehene höhere Ausgabe- 
volumen zu erreichen. 

c) Konjunkturelle Wirkung 

Im Rahmen der Kürzung des Bundeshaushaltes sind 
auch die Ausgabenansätze für Entwicklungshilfe in 
der Vergangenheit verschiedentlich Haushaltssper- 
ren und Kürzungen unterworfen gewesen. Die kon- 
junkturpolitische Bedeutung des Einzelplans 23 ist 
jedoch relativ gering, da die entwicklungspolitischen 
Maßnahmen meist auf bereits eingegangenen Ver- 
pflichtungen beruhen und deshalb kurzfristig in 
ihrem Ablauf hiebt beeinflußbar sind. 

Darüber hinaus wird ein nicht unerheblicher Teil 
der Kredite von den Entwicklungsländern zu Bezü- 
gen in dritten Ländern verwendet, da die bilatera- 
len Kreditzusagen bisher zu etwa drei Vierteln und 
die multilateralen Leistungen vollständig ohne Lie- 
fefbindung gegeben werden. Dieser Teil der Haus- 
haltsmittel wird nicht unmittelbar im inländischen 
Wirtschaftskreislauf wirksam. Soweit Kredite zu 
Aufträgen an deutsche Firmen führen, ergeben sich 
ins Gewicht fallende Ausgaben erfahrungsgemäß 
nicht vor zwei bis vier Jahren, also zu einer Zeit, 
für die eine Voraussage über die dann vorhandene 
konjunkturelle Situation nicht möglich ist. Dasselbe 
gilt in etwas geringerem Umfang für die in der 


Kapitalhilfe enthaltene Soforthilfe, bei der nach 
den bisherigen Erfahrungen etwa 40 Vo innerhalb 
eines Jahres, 40 Vo im zweiten und 20 ^/o im dritten 
Jahr nach der Zusage abfließen. Außerdem werden 
mit dieser Hilfe ausschließlich dringende Importe 
der Entwicklungsländer finanziert. Kürzungen könn- 
ten die Nachfrage nach Gütern aus der Bundesrepu- 
blik kaum, dämpfen, weil überwiegend andere Finan- 
zierungsquellen an die Stelle der Entwicklungshilfe 
treten müßten. Wie gering die relative Bedeutung 
der in Frage stehenden Beträge für die Nachfrage 
des Auslands in der Bundesrepublik ist, zeigt im 
übrigen ein Vergleich mit dem deutschen Export- 
volumen: dieses war 1972 rd. lOOmal so groß wie 
das Volumen der bilateralen Kapitalhilfe (brutto) 
und 300mal so groß wie das der Soforthilfe. 

Auch bei der Technischen Hilfe ist die Inanspruch- 
nahme der Verpflichtungsermächtigungen nicht von 
unmittelbarer Auswirkung, da die Auszahlungen 
auf die beschlossenen Projekte erst in den folgen- 
den Haushaltsjahren, mit Schwergewicht im zwei- 
ten und dritten Jahr, erfolgen. Abgesehen davon 
entfallen über 50' Vo der Ausgaben auf Personal- 
kosten für das im Ausland tätige Personal und be- 
stimmte Sachbeschaffungen im Ausland. 

3.2.3 Leistungen der Bundesländer 

Die Leistungen der Bundesländer werden seit 1965 
in der DAC-Statistik unter den bilateralen Zuwen- 
dungen im Rahmen der Technischen Hilfe erfaßt, 
Die Beträge beliefen sich auf: 



1 in Millionen 

1 DM 


in Millionen 
DM 

1965 

42,7 

1969 

60,1 

1966 

48,1 

1970 

65,4 

1967 

48,0 

1971 

44,1 

1968 

59,6 

1972 

40,5 
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Der Rückgang der Leistungen der Bundesländer von 
1970 auf 1971 ist teilweise auf eine Änderung der 
statistischen Erfassung zurückzuführen. Er ergab 
sich in erster Linie aus der Entscheidung des DAC, 
indirekte Ausbildungsleistungen (Studienplatz- 
kosten) nicht mehr als anrechenbare Leistung gelten 
zu lassen. 

In früheren Jahren haben die Länder auch Beiträge 
zur Kapitalhilfe geleistet, 1961 und 1962 erhielt der 
Bund Darlehen im Gesamtbetrag von 500 Millionen 
DM von den Bundesländern und vom Land Berlin. 
Diese Länderdarlehen wurden zusammen mit der 
übrigen Kapitalhilfe über die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau abgewickelt. 

3.3 Instrumentarium der deutschen Entwicklungshilfe 

Die deutsche Entwicklungi^hilfe verfügt über ein 
vielfältiges Instrumentarium, das den gestellten An- 
forderungen im allgemeinen gerecht geworden ist. 
Die verschiedenen Formen der Entwicklungshilfe 
sind im Laufe der Jahre in zunehmendem Maße 
koordiniert und in die sich bildende Gesamtkonzep- 
tion der Entwicklungshilfe eingeordnet worden. Das 
Instrumentarium wird auch weiterhin laufend über- 
prüft und ebenso wie die entwicklungspolitische 
Konzeption den Erfordernissen der Zweiten Ent- 
wicklungsdekade angepaßt. 

Man unterscheidet bilaterale und multilaterale Hilfe, 
Kredithilfe und Zuwendungen, personelle und mate- 
rielle Hilfe, Hilfe über private oder staatliche Ein- 
richtungen. Daneben kann man die Hilfe nach Sek- 
toren, wie Bildungs- und Wissenschaftshilfe, Agrar- 
hilfe, Sozialstrukturhilfe gliedern. 

3.3.1 Bilaterale Hilfe 

a) Kredite, Zuwendungen, Leistungen gegen Bezahlung 
— Kredite 

Kredite werden überwiegend in Form der bilatera- 
len Kapitalhilfe an Entwicklungsländer gewährt. Im 
Rahmen der Ziele und allgemeinen Grundsätze der 
deutschen Entwicklungspolitik soll durch die Bereit- 
stellung von langfristigen zinsgünstigen Darlehens- 
mitteln der wirtschaftliche und soziale Fortschritt 
der Empfängerländer gefördert werden. 

Besondere Bedeutung hatten im Rahmen der Kapi- 
talhilfe bisher der produktive Sektor und der Auf- 
bau der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur. 
Die aus Kapitalhilfekrediten finanzierten Projekte 
sollen auf lange Sicht die Erwirtschaftung der für die 
Tilgung und Verzinsung des Kredits benötigten Mit- 
tel ermöglichen. Im Hinblick auf die hohe Aus- 
landsverschuldung vieler Entwicklungsländer kommt 
der Finanzierung wettbewerbsfähiger und devisen- 
sparender Projekte besondere Bedeutung zu. 

Die Kapitalhilfemittel werden überwiegend aus dem 
Kapitalhilfetitel des Bundeshaushalts entnommen. 
Ferner werden Mittel des ERP-Sondervermögens, 
Tilgungsrückflüsse aus der Kapitalhilfe sowie Mit- 
tel der Kreditanstalt für Wiederaufbau für diesen 
Zweck eingesetzt. Die Kapitalhilfe wird als Dar- 
lehen oder, sofern die gesamfwirtschaftliche 


Situation des Empfängerlandes es erfordert, aus- 
nahmsweise auch als Zuschuß zur Verfügung ge- 
stellt. Es können sowohl Devisen- als auch Landes- 
währungskosten finanziert werden. Bei Bemessung 
der Kreditkonditionen spielt die Fähigkeit des Emp- 
fängerlandes, die für den Schuldendienst notwen- 
digen Devisen aufbringen zu können, eine wichtige 
Rolle. Die Standard-'Konditionen lauten: 2Vo p. a. 
Zinsen, 30 Jahre Laufzeit, darin enthalten 10 til- 
gungsfreie Jahre. Darlehen an die am wenigsten 
entwickelten Länder werden zu sogenannten IDA- 
Konditionen gewährt (0,75 Vo p. a. Zinsen, 50 Jahre 
Laufzeit, darin enthalten 10 tilgungsfreie Jahre). 
Wenn die einzelwirtschaftliche Betrachtung es rat- 
sam erscheinen läßt, die Endkreditnehmer mit einem 
höheren Zins zu belasten, wird das Instrument der 
Zinsspaltung angewandt. Bei der Finanzierung von 
Entwicklungsbanken ist das der Regelfall. 

Die Kapitalhilfe kann in verschiedenen Formen ge- 
währt werden: 

— für Einzelprojekte zum Aufbau von Produktions- 
anlagen oder Infrastruktureinrichtungen, 

— zur Gewährung von Darlehen an nationale Ent- 
wicklungsbanken oder vergleichbare Institute 
mit der Auflage, daß die Mittel als Kredite an 
kleine und mittlere Unternehmen in den Emp- 
fängerländern weitergegeben werden, 

— für Warenlieferungen, 

— für die Lieferung von Kapitalanlagegütern, d. h. 
von Investitionsgütern, die die Entwicklungs- 
länder nicht selbst hersteilen können, die sie 
aber benötigen, um Projekte zu Ende zu führen 
oder zu ergänzen, 

— - zur Förderung von Sektor-, Subsektor- und Re- 
gionalprogrammen. 

Welche dieser Formen im Einzelfall gewählt werden, 
wird aufgrund der entwicklungspolitischen Bedürf- 
nisse des Empfängerlandes entschieden. Im Inter- 
esse einer wirksamen und kontrollierten Mittelver- 
wendung kommt der Förderung von Einzelpro- 
jekten besonders in den Ländern eine große Bedeu- 
tung zu, die noch am Anfang ihrer Entwicklung ste- 
hen und in denen die Instrumente und Möglichkei- 
ten zur Planung und Durchführung der Entwick- 
lungsprojekte noch wenig ausgebildet sind. 

Die Gesamtzusagen ab 1960 hatten am 31. Dezember 
1972 eine Höhe von 18,9 Mrd. DM erreicht. Kredit- 
verträge waren über eine Summe von 15,4 Mrd. DM 
abgeschlossen, während 13,3 Mrd. DM ausgezahlt 
und 1,7 Mrd. DM bereits wieder getilgt wären. 77 Vo 
der bisher gewährten Kapitalhilfe waren an Pro- 
jekte gebunden, der Rest wurde überwiegend als 
Warenhilfe vergeben. 

Die Durchführung der Kapitalhilfe obliegt der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau. Soweit die Kapitalhilfe 
für Direktinvestitionen verwendet wird, übernimmt 
die DEG treuhänderisch die Verwaltung. Die Mittel- 
vergabe ist an die Vorlage eines ausführlichen Pro- 
jektprüfungsberichts durch diese Institute gebunden. 
Diie Abwicklung der Verträge und die Kontrolle 
über die Verwendung der Kapitalhilfe ist Aufgabe 
der KW. 
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— Zuwendungen 

Der größere Teil der bilateralen öffentlichen Netto- 
hilfe wird inzwischen als Zuwendung^), d. h. ohne 
Rückzahlungsverpflichtung, vergeben. Zuwendun- 
gen stammen in erster Linie aus den Haushalts- 
titeln für die Technische Hilfe. Wesentliche Auf- 
gabe der Technischen Hilfe ist es, den Entwicklungs- 
ländern technologisches und sonstiges Wissen zur 
Verfügung zu stellen, hauptsächlich durch die Ent- 
sendung von Fachkräften sowie idurch Ausbildung 
von Angehörigen 'der Entwicklungsländern. Sie ist 
im Vergleich zur Kapitalhilfe vielseitiger und be- 
weglicher. 

Zu 'den Maßnahmen der Technischen Hilfe gehören 
u. a. die Förderung von Ausbildungs- und Bera- 
tungseinrichtungen, der Einsatz von Beratern, Pla- 
nern, Gutachtern und Untersuchungsdiensten sowie 
Aus- und Fortbildungsprogramme. Wegen der be- 
sonderen Probleme, die sich aus der unmittelbaren 
Zusammenarbeit mit der Bevölkerung in den Ent- 
wicklungsländern ergeben, konnten in der Tech- 
nischen Hilfe auch Mißerfolge nicht ausbleiben. 
Inzwischen sind die möglichen Hindernisse besser 
erkannt und die Methoden verfeinert worden, so 
daß in ihr ein wirksames Instrument zur Verfügung 
steht, wenn auch Ziele und Wege immer wieder in 
Frage gestellt werden müssen. Die Erfolge der 
Technischen Hilfe sind wesentlich schwerer zu be- 
urteilen als die der Kapitalhilfe, deren Ergebnisse 
sich besser quantifizieren lassen. 

Schritte in Richtung auf ein gewandeltes Konzept 
der Technischen Hilfe sind: das vom Kabinett im 
Jahre 1971 verabschiedete Grundsatzprogramm für 
die Bildungs- und Wissenschaftshilfe; die Erhöhung 
der Anzahl der sur-place-Stipendien (d. h. Ausbil- 
dung im Entwicklungsland anstatt in der Bundes- 
republik); die Bemühungen um qualifiziertere Fach- 
leute, die die gestiegenen Anforderungen der Ent- 
wicklungsländer besser erfüllen können; die Ab- 
kehr von reinen Mustereinrichtungen, deren Multi- 
plikatoreffekt oft gering war, und das Rückgliede- 
rungsprogramm für tünkische Gastarbeiter. Die Be- 
mühungen um ein neues Konzept der Technischen 
Hilfe haben auch ihren Niederschlag in der kürz- 
lich fortgeschriöbenen Fassung der entwicklungs- 
politischen Konzeption gefunden. 

— Lieferungen gegen Bezahlung 

Lieferungen gegen Bezahlung durch das Empfänger- 
land in dessen Landeswährung sind vor allem bei 
den Produktionsmittellieferungen (Düngemittel, 
Saatgut usw.) und der Nahrungsmittelhilfe vorge- 
sehen. Die Beträge bleiben im Lande, und die auf 
diese Weise entstandenen Gegenwertmittel werden 
vom Entwicklungsland im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung für entwicklungspolitisch wichtige 
Zwecke verwendet. 

b) Personelle und materielle Hilfe 

— Kombinierter Einsatz 

Die Kapitalhilfe wird im wesentlichen für Güter- 
lieferungen und damit verbundene Leistungen (z. ß. 

der Ausdruck „Zuschuß" wird synonym gebraucht 


Transportkosten) zur Verfügung gestellt. Auch Per- 
sonal, besonders ausländisches Personal für den 
Aufbau und den Betrieb der Projekte, kann aus der 
Kapitalhilfe finanziert werden, wenn dem Empfän- 
gerland das Aufbringen der Mittel Schwierigkeiten 
macht. 

Für die Projekte der Technischen Hilfe werden da- 
gegen neben Sachlieferungen in der Regel Fach- 
kräfte zur Verfügung gestellt. Form und Gewicht 
der personellen und materiellen Hilfe innerhalb 
eines Projektes richten sich nach dem Projektziel, 
das wegen der Vielseitigkeit der Technischen Hilfe 
von Fall zu Fall sehr verschieden sein kann. Hin und 
wieder gibt es auch reine Sachlieferungen (z. B. 
Laborausrüstungen) . 

Die aus dem Titel 686 01 finanzierte Technische 
Hilfe wird als Technische Hilfe im engeren Sinn 
(TH i. e. S.) bezeichnet. 1972 machte sie etwa 33 Vo 
der gesamten Technischen Hilfe aus. Sie besteht 
etwa je zur Hälfte aus Personal- und Warenkosten. 

Zur Technischen Hilfe im weiteren Sinn (TH i. w. S.) 
gehören neben den Ausgaben für Technische Hilfe 
im engeren Sinne insbesondere Aufwendungen für 
verschiedene deutsche Entwicklungshilfeinstitutio- 
nen (z. B. DSE, DIE, DED), für Bildungs- und Wissen- 
schaftshilfe, für Sozialstrukturhilfe und gesellschafts- 
politische Bildung, für die Maßnahmen der kirch- 
lichen und privaten Träger sowie für landwirtschaft- 
liche Produktionsmittel. 

— Grundzüge der personellen Hilfe 

Ein wichtiges Element der Technischen Hilfe ist die 
personelle Hilfe. Sie hat zum Ziel, durch Ausbildung 
und Vermittlung von Wissen unmittelbar auf den 
Menschen einzuwirken, der im Mittelpunkt des Ent- 
wicklungsprozesses steht. Die Praxis der deutschen 
Hilfe kennt folgende Formen der personellen Hilfe: 

— Zusammenarbeit mit Angehörigen des Entwick- 
lungslandes im Entwicklungsland durch die Ent- 
sendung von Fachkräften und Entwicklungshel- 
fern; 

— Praktische und theoretische Ausbildung von An- 
gehörigen des Entwicklungslandes in der Bundes- 
republik Deutschland oder in einem anderen 
Land (Ausbildung von Fach- und Führungskräf- 
ten); 

— Förderung von Angehörigen des Entwicklungs- 
landes, die sich außerhalb ihres Heimatlandes 
aufhalten, durch Ausbildung und sonstige Mittel, 
um ihnen eine Rückkehr in ihr Heimatland und 
dort einen wirkungsvollen Einsatz ihrer Kennt- 
nisse zu ermöglichen (Reintegration, Programme 
für ausländische Arbeitnehmer). 

— Entsendung von Fachkräften 

Personelle Hilfe wird in vielfältigen Formen gelei- 
stet. Sie umfaßt nicht nur die deutschen Fachkräfte, 
die im Aufträge der Bundesrepublik in Entwick- 
lungsprojekten arbeiten, sondern auch einheimische 
Kräfte, die vom Projektleiter eingestellt werden. 
Außerdem werden deutsche Fachleute als sogenannte 
beigeordnete Sachverständige (associate experts) in 
Projekten und Programmen der Vereinten Nationen 
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eingesetzt. Die größte Gruppe sind die Fachkräfte, 
die von der GAWI im Aufträge des Bundes ausge- 
wählt und entsandt werden. 

Ein Vorteil dieser Form der Hilfe besteht darin, daß 
mit der Lösung aktueller Entwickiungsprobieme 
rasch begonnen werden kann. Nicht immer wird je- 
doch das Fachwissen der besonderen Lage des Ent- 
wicklungslandes voll gerecht werden können. Erst 
wenn Angehörige des Landes (Counterparts) die 
ihnen auf diese Weise vermittelten Fertigkeiten 
den spezifischen Bedingungen ihrer Umwelt ange- 
paßt haben, wird man von einer erfolgreichen Hilfe 
sprechen können. Aus diesem Grund muß bei Aus- 
wahl und Betreuung der Counterparts besonders 
sorgfältig vorgegangen werden. 

Je weiter ein Land entwickelt ist, desto mehr Wert 
wird es auf spezialisierte Fachkräfte legen. Im Zuge 
der Entwicklung werden sich bei der Auswahl der 
Experten neue Formen einspielen. So werden z. B. 
in der Technischen Hilfe sogenannte integrierte 
Fachkräfte (operational experts), die von einer 
Stelle des Landes unmittelbar angestellt werden 
und von deutscher Seite lediglich einen Zuschuß er- 
halten, nach und nach an Bedeutung gewinnen. 

Die Arbeitsbedingungen der von der GAWI entsand- 
ten Fachkräfte wurden laufend verbessert. Die 
GAWI-Vergütungsordnung wurde im Jahr 1969 re- 
formiert. Im Jahre 1970 nahm eine von den GAWI- 
Mitarbeitern gewählte Personalvertretungskommis- 
sion ihre Arbeit auf. Ende des Jahres 1971 wurde 
erstmals aufgrund von Verhandlungen zwischen 
dem Bundesministerium des Inneren in Vertretung 
für die GAWI unter Beteiligung der übrigen zustän- 
digen Ressorts einerseits und der Gewerkschaft 
ÖTV sowie der Deutschen Angestelltengewerkschaft 
andererseits ein Manteltarifvertrag für die Aus- 
landsmitarbeiter der GAWI abgeschlossen. Seit 1972 
gibt es ferner die Möglichkeit, mit 50 Auslandsmit- 
arbeitern unbefristete Arbeitsverträge abzuschlie- 
ßen. Dieses neue Instrument soll den dauern- 
den Einsatz hochqualifizierter Fachkräfte ermög- 
lichen. Von besonderer Bedeutung für die Sicherheit 
der Fachkräfte ist eine Vereinbarung aus dem Jahre 
1971 zwischen dem damaligen Leiter des UNDP Paul 
Hoffmann und Minister Dr. Eppler, die eine Unter- 
stützung der Fachkräfte und ihrer Angehörigen 
durch die örtlichen UNDP- Vertreter in Krisenfäilen 
vorsieht. 

— Ausbildung von Fach- und Führungskräften 

In der Bundesrepublik Deutschland werden jährlich 
etwa 4 000 Fach- und Führungskräfte aus über 
80 Entwicklungsländern durch Bund und Länder bei 
ihrer Ausbildung gefördert. Insbesondere qualifi- 
zierte Kräfte und Counterparts, die nach Rückkehr in 
das Heimatland Spitzenpositionen einnehmen, kön- 
nen auf diese Weise spezielle Kenntnisse erwerben. 
Ferner ist noch der Bereich der formalen Studien- 
gänge zu erwähnen, für den der Deutsche Akade- 
mische Austauschdienst (DAAD) zuständig ist. 

Um der steigenden Qualifikation und den spe- 
ziellen Bedürfnissen der Stipendiaten Rechnung zu 
tragen, wurden standardisierte Fachprogramme ent- 
wickelt und besondere Ausbildungszentren mit mo- 


dernen Lehr- und Lernmitteln eingerichtet, u. a. die 
Ausbildungsstätten für Hörfunk- und Fernsehfach- 
kräfte in Berlin und Köln, das Zentrum für Export- 
förderung in Bremen sowie das Fortbildungszentrum 
für Wirtschafts- und Sozialstatistiker aus Entwick- 
lungsländern, das zusammen mit der Europäischen 
Gemeinschaft in München gegründet wurde. 

— Aufgaben und Arbeitsplätze für Fachkräfte aus 
Entwicklungsländern 

Die sich zu Ausbildungs- oder Erwerbszwecken im 
Bundesgebiet aufhaltenden Staatsangehörigen der 
Entwicklungsländer, d. h. Akademiker, Fachkräfte 
der höheren und mittleren Ebene und auch Fach- 
arbeiter, stellen ein Potential dar, das zur Deckung 
des Bedarfs an Fachkräften im Entwicklungsprozeß 
der Heimatländer beitragen könnte. 

Der zweckentsprechende Einsatz dieser Fachkräfte 
im Heimatland ist ein noch weitgehend ungelöstes 
Problem. Die Bundesregierung hat daher damit 
begonnen, sich in Zusammenarbeit mit den Regie- 
rungen der betreffenden Länder um Lösungen zu 
bemühen. Die Informationen über Angebot und 
Nachfrage am Arbeitsmarkt für Fach- und Führungs- 
kräfte in den Entwicklungsländern sollen verbessert 
werden, um die Reintegration, d. h. die Rückkehr 
und berufliche Wiedereingliederung, zu erleichtern. 
Mit der Durchführung derartiger Maßnahmen wurde 
die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) der 
Bundesanstalt für Arbeit beauftragt. 

Als ein Modell werden Reintegrations-Seminare für 
rückkehrwillige Akademiker aus Entwicklungslän- 
dern durchgeführt. Die Seminare sollen Studierende 
in den Abschlußsemestern und Akademiker aus Ent- 
wicklungsländern, die bereits hier beruflich tätig 
sind, über ihre beruflichen Aussichten, die Arbeits- 
bedingungen sowie über die Mechanismen einer 
Rückvermittlung informieren. Sie werden gemein- 
sam mit den zuständigen Stellen des Heimatlandes, 
insbesondere mit der dortigen Arbeitsverwaltung, 
vorbereitet und durchgeführt. Acht Seminare dieser 
Art haben bisher stattgefunden. Sie wurden vorzugs- 
weise mit Akademikern aus fortgeschritteneren Ent- 
wicklungsländern durchgeführt. 

Die bei der Rückgliederung auftretenden Probleme 
haben die Frage nach dem Sinn des Ausländer- 
studiums aufgeworfen. So konstituierte sich unter 
dem Vorsitz der Bundesregierung im Januar 1971 
ein „Ausschuß zur Erarbeitung einer Gesamtkonzep- 
tion für die Ausbildung von Ausländern im Bun- 
desgebiet. Dem Ausschuß gehören verschiedene 
Ministerien des Bundes und der Länder, Hochschulen 
sowie Institutionen des Stipendien- und Arbeits- 
verwaltungsbereichs an. Er wird seine Arbeit vor- 
aussichtlich bis zum Jahresende 1973 abschließen. 

Eine weitere Maßnahme ist das 1971/72 angelaufene 
Programm zur Förderung der beruflichen Wieder- 
eingliederung türkischer Arbeitnehmer in die hei- 
mische Wirtschaft. Es stützte sich anfangs auf eine 
vorläufige deutsch-türkische Vereinbarung, die am 
15. Juli 1971 in München geschlossen wurde. Durch 
die Unterzeichnung eines Wiedereingliederungs- 
und eines Kreditsonderfonds-Abkommens am 7. De- 
zember 1972 in Ankara hat das Programm eine 
dauerhafte Grundlage erhalten. 
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Qualifizierten Facharbeitern, die sich durch ihren 
Aufenthalt in der Bundesrepublik aus- und fort- 
bilden konnten, soll es ermöglicht werden, ihre 
neuen Kenntnisse in der Türkei zu nutzen. Die Bun- 
desregierung unterstützt sie dabei durch spezielle 
Fortbildungsmaßnahmen und durch Darlehen. Auf 
diesem Wege sollen auch eigene finanzielle Mittel 
für Investitionen im Heimatland mobilisiert werden. 
Im Rahmen eines Erprobungsprogramms sind bisher 
50 junge Türken der Fachrichtungen Maschinenbau 
und Elektrotechnik in drei Kursen fortgebildet wor- 
den und in die Türkei zurückgekehrt. Das Wiederein- 
gliederungs-Abkommen sieht vor, daß auch türkische 
Ingenieure sowie Mitglieder türkischer Dorfgenos- 
senschaften und türkischer Gastarbeitergesellschaf- 
ten im Bundesgebiet in das Programm einbezogen 
werden. 

c) Staatliche und nichtstaatliche Hilfe 

Innerhalb der öffentlichen Entwicklungshilfe ist 
entsprechend der Vielfalt der Aufgaben eine Reihe 
von teils staatlichen, teils nichtstaatlichen Stellen 
tätig. Neben der Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
der Bundesstelle für Entwicklungshilfe sind Einrich- 
tungen mit öffentlich-rechtlicher oder privatrecht- 
licher Rechtsform im Rahmen der öffentlichen Ent- 
wicklungshilfe tätig, die ganz oder überwiegend aus 
Mitteln des Bundes finanziert werden (z. B. DED, 
DSE, CDG). 

Die Bundesregierung befürwortet eine enge Zusam- 
menarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen wie 
den Kirchen und politischen Stiftungen, die Entwick- 
lungshilfeaufgaben durchführen. Sie unterstützt sie 
dabei auch finanziell. Der Einsatz öffentlicher Mittel 
über solche Stellen ist vor allem in den Bereichen 
sinnvoll, in denen der Projekterfolg weitgehend von 
engen Kontakten mit ähnlichen privaten Einrichtun- 
gen im Entwicklungsland abhängt. Die Bundesregie- 
rung begrüßt diese Initiativen und bietet auch im 
Rahmen ihrer Länderhilfeprogramme Möglichkeiten 
der Abstimmung und Zusammenarbeit. Die Förde- 
rung der Hilfe durch nichtstaatliche Organisationen 
ist im Abschnitt 5 im einzelnen dargestellt. In den 
letzten Jahren wurde knapp ein Zehntel der Hilfe 
über nichtstaatliche Stellen geleitet. In der vom Ent- 
wicklungshilfeausschuß der OECD zusammengestell- 
ten Statistik der Leistungen an Entwicklungsländer 
wird seit kurzem auch Entwicklungshilfe, die nicht- 
staatliche Organisationen aus eigenen Mitteln lei- 
sten, erfaßt. Insgesamt beliefen sich diese Eigen- 
leistungen 1971 auf 378,1 Millionen DM und 1972 
auf 398,4 Millionen DM. 

3.3.2 Multilaterale Hilfe 

Die deutschen Leistungen an internationalen Einrich- 
tungen sind teils reguläre oder freiwillige Beiträge 
(z. B. an EEF, UNDP), teils Beteiligungen am Grund- 
kapital oder an den Sonderfonds internationaler Ent- 
wicklungsbanken (z. B. Weltbankgruppe) (vgl. An- 
lage 9, Tabelle 14). Der Anteil der multilateralen 
Hilfe an der gesamten öffentliche Hilfe der Bundes- 
republik ist von 16 ®/o im Durchschnitt der Jahre 1961 
bis 1970 auf 26 Vo im Jahre 1972 gestiegen. Diese Ent- 
wicklung entspricht einem internationalen Trend, der 
sich seit mehreren Jahren abzeichnet und der auf 


eine Stärkung der Rolle der internationalen Orga- 
nisationen in der Entwicklungshilfe hinausläuft. Die 
Bundesregierung hat sich diesem Trend nicht ver- 
schlossen. Schwerpunkte ihrer multilateralen Hilfe 
sind die Beiträge zur IDA, zum Europäischen Ent- 
wicklungsfonds und zum UNDP. 

Die multilaterale Hilfe der Bundesrepublik hat sich 
seit 1965 folgendermaßen entwickelt: 


Jahr 


Multilaterale 
Entwicklungshilfe 
Millionen DM 


in ®/o der öffentlichen 
Entwicklungshilfe 


1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 


149.4 

185.4 

289.7 
439,9 

500.8 
496,6 

714.5 

666.5 


8,2 

nj 

14,2 

19,7 

22,1 

22,6 

21,9 

25,6 


Die Aufstellung zeigt, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die Empfehlung der Pearson-Kommis- 
sion, mindestens 20 ‘Vo der öffentlichen Hilfe multi- 
lateral zu vergeben, seit 1969 erfüllt hat. 

Die Mitwirkung deutscher Stellen im Rahmen der 
multilateralen Hilfe wird im einzelnen in den Ab- 
schnitten 7 bis 9 dargestellt. 

3.3.3 Zusammenwirken der Instrumente 

a) Verbundprojekte 

Für eine erfolgreiche Entwicklungspolitik ist es 
unerläßlich, den Einsatz der verschiedenen Instru- 
mente der Hilfe zu koordinieren. 

Seit dem Jahre 1965 begann sich daher in der deut- 
schen Entwicklungspolitik der Verbundgedanke 
durchzusetzen. Dies zeigte sich zunächst in dem 
Bestreben, mehrere Instrumente in größeren Vor- 
haben desselben Sektors kombiniert einzusetzen. 
So wurde die Kapitalhilfe oft ergänzt durch Ent- 
sendung von Fachpersonal im Rahmen der Tech- 
nischen Hilfe, z. B. Straßen und Straßenbaumeiste- 
reien, Häfen oder Eisenbahnen und Betriebspersonal, 
Verarbeitungsbetriebe und Management. Zu diesen 
Verbundprojekten traten bald auch Vorhaben, die 
mehrere Sektoren umfaßten. Hier sind die Dorfent- 
wicklungsprojekte, aber auch die Koppelung von 
Landwirtschaftsprojekten mit Verarbeitungsbetrie- 
ben zu nennen. Allerdings blieb die Anzahl solcher 
Vorhaben bis zum Jahre 1970 verhältnismäßig ge- 
ring. Erst durch die entwicklungspolitische Kon- 
zeption der Bundesregierung vom 11. Februar 1971 
erhielt die intersektorale Ausrichtung der Projekt- 
politik neue Impulse. Zwei Akzente, welche die 
Konzeption setzte, haben daran maßgeblichen An- 
teil: die Entscheidung der Bundesregierung, daß der 
Einsatz der Instrumente auf der Grundlage länder- 
bezogener Hilfeprogramme erfolgen und die Hilfe 
auf Schwerpunktbereiche konzentriert werden soll. 
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Schwerpunktbereiche wie „Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit" und „Strukturverbesserung in länd- 
lichen Regionen" beziehen sich nicht auf einen Sek- 
tor. Maßnahmen in diesen Bereichen müssen daher 
intersektoral angelegt sein. Aber auch zwischen den 
Bereichen besteht häufig ein enger Zusammenhang. 
Mängel der ländlichen Struktur verstärken z. B. über 
die Landflucht die städtische Arbeitslosigkeit. Pro- 
jekte in diesen beiden Bereichen dienen somit der 
Lösung intersektoraler Probleme, die sowohl öko- 
nomischer als auch sozialer Natur sein können. 

Besonders stark tritt der intersektorale Aspekt in 
Erscheinung, wenn im Rahmen eines länderbezoge- 
nen Hilfeprogramms eine bestimmte Region geför- 
dert werden soll. Denn die Verbesserung der Le- 
bensbedingungen in der Region setzt in der Regel 
aufeinander abgestimmte Maßnahmen in verschie- 
denen Sektoren voraus. Die Bundesregierung hat 
bereits mehrere solcher regionaler Entwicklungs- 
vorhaben in Angriff genommen (z. B. Paktia in 
Afghanistan und Salima in Malawi). In ihnen wer- 
den in Analogie zu den Verbundmaßnahmen der 
Dorfentwicklung ganze Regionen gefördert. Die 
Bundesregierung versucht zur Zeit, das Instrument 
der Regionalhilfe systematisch auszubauen, wobei 
zweckmäßige Methoden der Planung und Durch- 
führung regionaler Entwicklungsvorhaben im Vor- 
dergrund stehen. 

b) Länderhilfeprogramme 

Im Jahre 1971 hat die Bundesregierung begonnen, 
die öffentliche Hilfe an einzelne Länder auf der 
Grundlage länderbezogener Hilfeprogramme zu ge- 
währen. Bisher liegen Programme für Tansania, 
Kenia, Ghana, Nigeria, die Elfenbeinküste, Kame- 
run, Marokko, Peru, Thailand und Indonesien vor. 

Allen Länderhilfeprogrammen gemeinsam ist eine 
detaillierte Analyse der wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Struktur und der Entwicklungspolitik 
des jeweiligen Landes. Auf dieser Grundlage wer- 
den sektorale und regionale Einstiegsmöglichkei- 
ten sowie Projektansätze für die deutsche Ent- 
wicklungshilfe abgeleitet, wobei die Maßnahmen 
anderer Geber berücksichtigt werden. Die Länder- 
hilfeprogramme lehnen sich normalerweise an die 
Laufzeit der Entwicklungspläne des Landes an. Sie 
können sich über einen Zeitraum von fünf Jahren 
erstrecken. 

Ein Länderhilfeprogramm wird im Rahmen eines 
Prozesses aufgestellt, in dem die Bundesregierung 
und die Regierung des Empfängerlandes ihre Vor- 
stellungen über die zukünftige Zusammenarbeit 
diskutieren und konkretisieren. Die Vorteile dieses 
Vorgehens sind insbesondere: 

1. Die Länderhilfeprogramme orientieren sich an 
den ökonomischen und sozialen Bedürfnissen der 
Bevölkerung des Entwicklungslandes. 

2. Der gebündelte Einsatz von Maßnahmen ver- 
bessert die Qualität der Hilfe. 

3. Das neue Verfahren ermöglicht eine wirksamere 
mittelfristige Planung der Entwicklungshilfe, die 
im Interesse beider Partner liegt. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, die Länderhilfe- 
programme weiter zu verbessern. Sie wird sich be- 


mühen, mit Hilfe dieses Instrumentariums ihre Ent- 
wicklungspolitik noch stärker in die internationale 
Entwicklungsstrategie einzufügen. 

c) Zusammenarbeit mit anderen Gebern 

Wirksame Entwicklungspolitik bedarf der weltwei- 
ten Kooperation. Die Bundesregierung strebt daher 
eine enge Zusammenarbeit mit multilateralen und 
bilateralen Gebern an. Sie beteiligte sich zu diesem 
Zweck auch in den vergangenen Jahren an Gemein- 
schaftsvorhaben. 

Eine Erweiterung ihres Instrumentariums stellen 
ferner die Treuhandfondsprojekte dar. Dabei werden 
internationalen Organisationen Mittel für förde- 
rungswürdige Projekte zweckgebunden zur Verfü- 
gung gestellt. Mehrere solcher Projekte in Zusam- 
menarbeit u. a. mit der UNESCO, UNICEF, ILO, 
UNIDO und WHO sind 1972 in Angriff genommen 
worden. 

Die besondere Bedeutung, welche die Bundesregie- 
rung der verbesserten Entwicklungshilfekoordinie- 
rung beimißt, kommt auch darin zum Ausdruck, 
daß die „Einpassung bilateraler in multilaterale 
Programme im Rahmen einer länderorientierten Ent- 
wicklungspolitik" eines der beiden Themen der 
Internationalen Konferenz für Entwicklungspolitik 
in Heidelberg (18. bis 19. Juni 1970) bildete. Zu die- 
sem informellen Treffen, das die ebenfalls in der 
ersten Jahreshälfte 1970 veranstalteten Konferen- 
zen in Montebello (Kanada) und Ditchley Park 
(Großbritannien) fortsetzte, hatte Bundesminister 
Dr. Eppler die für die Fragen der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit Verantwortlichen aus anderen Ge- 
berländern sowie die Leiter der wichtigsten multi- 
lateralen Entwicklungshilfeorganisationen eingela- 
den. Die Teilnehmer erzielten Einvernehmen dar- 
über, daß zur Erhöhung der Wirksamkeit der Ent- 
wicklungshilfe ein Höchstmaß an Informationsaus- 
tausch sowie die Schaffung bzw. der Ausbau zen- 
traler Informationsstellen in den Entwicklungslän- 
dern angestrebt werden sollten. 

Ausgehend von diesen Erkenntnissen hat der Ent- 
wicklungshilfeausschuß der OECD (DAC) mit Unter- 
stützung der Bundesregierung im Mai 1971 Grund- 
sätze über die Koordinierung der Hilfe an Ort und 
Stelle beschlossen. Die deutschen Auslandsvertre- 
tungen in Entwicklungsländern wurden angewiesen, 
im Sinne des DAC-Beschlusses vom Mai 1971 zu 
verfahren. Mit der FAO und der ILO wurden 1972 
Vereinbarungen getroffen, die eine enge Zusam- 
menarbeit vorsehen. 

3.4 Bedingungen der Hilfe 

Die Bedingungen der deutschen Entwicklungshilfe 
werden den Bedürfnissen der Entwicklungsländer 
und den sich wandelnden entwicklungspolitischen 
Erkenntnissen angepaßt. Sie sind in den letzten 
Jahren erheblich verbessert worden. 

Nach wie vor wird ein großer Teil der Hilfe un- 
mittelbar für Projekte zur Verfügung gestellt. An- 
sätze zu einer programmorientierten Hilfe werden 
weiter ausgebaut. 

Erhebliche Fortschritte wurden bei der Aufhebung 
der Bindung der Hilfe an Lieferungen und Leistun- 
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gen aus der Bundesrepublik erzielt. Bei den Kapital- 
hilfe-Zusagen (einschl. Umschuldungen) ging der 
Anteil der liefergebundenen Kredite, der im Jahre 
1969 noch 33 Vo betrug, bis 1971 auf 24 ®/o zurück. 
1972 stieg er wieder an (30 Vo), jedoch ist das nicht auf 
eine Änderung der Politik der Bundesregierung zu- 
rückzuführen; Im vergangenen Jahr ist eine Reihe 
von Darlehensverträgen abgeschlossen worden, die 
zum Teil auf schon mehrere Jahre alte Regierungs- 
abkommen zurückgehen, in denen noch Lieferbin- 
dung vereinbart war. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, den Anteil der 
gebundenen Hilfe weiter abzubauen. Das Ziel einer 
jeden Politik in diesem Bereich muß es sein, mit den 
übrigen Geberländern zu einer generellen Auf- 
hebung der Lieferbindung zu kommen. Bei Sach- 
beschaffungen für Projekte der Technischen Hilfe 
besteht seit Mitte 1972 keine Lieferbindung mehr. 

Die Entwicklungsprojekte werden gemeinsam mit 
den Entwicklungsländern geplant und durchgeführt. 
Art und Umfang der Partnerschaftsleistungen sind 
zunehmend den Gegebenheiten und dem Leistungs- 
vermögen der Entwicklungsländer angepaßt worden. 
Bei der Kapitalhilfe sind im Jahre 1971 Grundsätze 
aufgestellt worden, die auch eine Finanzierung von 
Kosten, die normalerweise vom Empfängerland in 
dessen eigener Währung aufzubringen sind (sog. 
Landeswährungskosten), aus den Mitteln der Ent- 
wicklungshilfe ermöglichen. Bei der Technischen 
Hilfe sollen die Entwicklungsländer regelmäßig die 
Leistungen übernehmen, die auch nach Beendi- 
gung der Förderung laufend aufzubringen sind. Dazu 
gehören vor allem die Betriebs- und Instandhal- 
tungskosten sowie die Bezahlung heimischer Fach- 
kräfte. Nur so können Vorhaben begonnen werden, 
die auf lange Sicht lebensfähig sind. 

Bei finanzschwachen Entwicklungsländern trägt die 
Bundesregierung in besonders gelagerten Fällen 
auch Baukosten und Betriebskosten für die Projekte 
der Technischen Hilfe, letztere jedoch nur zeitweise 
und bei Vereinbarung eines Zeitplans, der eine 
stufenweise Übernahme dieser Kosten durch das 
Entwicklungsland vorsieht. 

Die Bedingungen der Kapitalhilfe sind wegen der 
wachsenden Verschuldung vieler Entwicklungslän- 
der weiter verbessert worden. Die Durchschnittsbe- 
dingungen (ohne Umschuldungen) des Jahres 1972 
waren 31 (26) Jahre Laufzeit, davon 9 (7,6) tilgungs- 
freie Jahre, 2,2 (3,2) Vo Zinsen (Angaben für 1969 
in Klammern). 1972 ist eine neue Konditionenemp- 
fehlung der OECD von den westlichen Geberländern 
angenommen worden, die Anfang 1973 in Kraft trat. 
Sie sieht ein durchschnittliches Zuschußelement 
der öffentlichen Hilfe von mindestens 84 ®/o und für 
die am wenigsten entwickelten Länder sogar noch 
bessere Bedingungen vor. Die Bundesregierung ver- 
gab ihre Kredite im Hinblick auf dieses Ziel be- 


^) Das Zuschußelement gibt an, in welchem Maße auf 
Gegenleistungen verzichtet wird, auf denen kommer- 
ziell orientierte Gläubiger bestehen würden. Bei einem 
reinen Zuschuß wird völlig auf Gegenleistungen (Til- 
gung, Verzinsung) verzichtet, ein Kredit mit den Kon- 
ditionen 30 Jahre Laufzeit, 10 Freijahre, 2 ®/o Zinsen 
weist ein Zuschußelement von 67 Vo auf. 


reits seit 1972 zu den Standard-Bedingungen 30 Jahre 
Laufzeit, davon zehn Freijahre, 2 Vo Zinsen. Für die 
am wenigsten entwickelten Länder werden noch 
günstigere Kredite gewährt, deren Konditionen de- 
nen der International Development Association 
(IDA) entsprechen (0,75 % Zins, 50 Jahre Laufzeit, 
davon zehn Freijahre). 

3.5 Regionale Aspekte 

Die deutsche Entwicklungspolitik ist seit ihren An- 
fangstagen weltweit ausgerichtet. Da die Bundesre- 
publik keine historisch bedingten besonderen Bin- 
dungen an bestimmte Entwicklungsländer hat, ist 
ihre Hilfe im Vergleich zu der anderer großer Ge- 
berländer weit gestreut. Die relative Ungebunden- 
heit gibt der Bundesrepublik zugleich die Chance, 
ihre Hilfe stärker als andere Geber nach entwick- 
lungspolitischen Gesichtspunkten zu vergeben. 

Unter dem Aspekt der Wirksamkeit der Hilfe ist 
es — nicht nur aus Gründen der Arbeitsersparnis — 
weniger sinnvoll, isolierte Einzelprojekte durchzu- 
führen. Nach den bisherigen Erfahrungen mit der 
deutschen Entwicklungshilfe ist vielmehr ein grö- 
ßerer Erfolg von Verbundmaßnahmen zu erwarten, 
bei denen sich verschiedene entwicklungspolitische 
Instrumente ergänzen und koordiniert in den Eng- 
paßbereichen des jeweiligen Landes eingesetzt wer- 
den. Der Umfang der Mittel, die die Bundesrepublik 
der Dritten Welt zur Verfügung stellt, reicht nicht 
aus, um derartige Maßnahmen in allen Entwick- 
lungsländern durchzuführen. Es hat sich daher als 
notwendig erwiesen, Schwerpunkte der deutschen 
Entwicklungshilfe zu bilden. 

Wie die folgende Konzentrationskurve der Vertei- 
lung der Hilfe auf einzelne Länder zeigt, hat die 
Schwerpunktbildung dazu geführt, daß etwa drei 
Viertel der gesamten öffentlichen Entwicklungs- 
hilfe der Bundesrepublik an 25 Länder gingen (s. Ab- 
bildung 5 auf S. 32). 

Die Abbildung gibt an, wie viele Länder (auf der 
Ordinate abgetragen) welchen Anteil an der deut- 
schen Hilfe (auf der Abszisse abgetragen) erhielten. 
Die Verteilung ist um so ungleichmäßiger, je stärker 
die Kurven von der Diagonalen abweichen. 

Die Kurven zeigen, daß die Kapitalhilfe ungleich- 
mäßiger verteilt ist als die Technische Hilfe. Das ist 
unter anderem darauf zurückzuführen, daß die Zahl 
der Länder, die Kapitalhilfe erhielten, geringer ist 
als die Zahl der Länder, denen Technische Hilfe 
gegeben wurde. 

Bei der Bildung von Schwerpunkten für die deut- 
sche Entwicklungshilfe werden in erster Linie ent- 
wicklungspolitische Kriterien zugrunde gelegt. Nach 
der vom Kabinett am 11. Februar 1971 beschlosse- 
nen entwicklungspolitischen Konzeption sind die 
Bedürftigkeit der Empfängerländer, die Aufnahme- 
fähigkeit und die Erfolgsaussichten für deutsche 
Hilfe sowie die Eigenanstrengungen der Länder die 
wichtigsten Kriterien für die Verteilung der deut- 
schen Hilfe. 

In der internationalen Diskussion hat das Kriterium 
der Bedürftigkeit in letzter Zeit immer größeres 
Gewicht erhalten. Die UN-Vollversammlung hat 
eine Liste von 25 Ländern aufgestellt, die als die 
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Abbildung 5 


Konzentrationskurve der bilateralen öffentlichen Entwicklungshilfe 
der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1972 
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ärmsten der Welt gelten^) und zu deren Entwicklung 
besondere Anstrengungen unternommen werden 
sollen. Diese Länder haben wegen ihres niedrigen 
Entwicklungsstandes und ihrer geringen Aufnahme- 
fähigkeit für fremde Hilfe und fremdes Kapital bis- 
her nicht in gleichem Maße von der internationalen 
Entwicklungshilfe profitieren können wie die übrige 
Dritte Welt. 

Die Bundesregierung hat auf der III. UNCTAD im 
vergangenen Jahr in Santiago zugesagt, in Zukunft 
mehr für diese besonders armen Länder zu tun. Sie 


’) Diese Länder sind in Anlage 8 (Liste der Entwick- 
lungsländer, S. 104 f.) mit einem * gekennzeichnet. 


wird sie bei der Verteilung ihrer Hilfe verstärkt be- 
rücksichtigen, insbesondere bei der Technischen 
Hilfe. 1972 hatten diese Länder einen Anteil von 
zehn Prozent an den bilateralen Entwicklungshilfe- 
zusagen der Bundesrepublik Deutschland. Bei der 
Planung der Zusagen des Jahres 1973 wurden sie mit 
13 Vo berücksichtigt. Die deutsche Hilfe wird den 
am wenigsten entwickelten Ländern zu besonders 
günstigen Bedingungen gewährt. So ist die Bundes- 
regierung auch zu weitgehenden Zugeständnissen 
bei den Anforderungen an Partnerschaftsleistungen 
und bei der Finanzierung von Landeswährungs- 
kosten bereit. 

Im Bereich der multilateralen Hilfe setzt sich die 
Bundesregierung für einen höheren Anteil der am 
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wenigsten entwickelten Länder an der Hilfe ein, die 
internationale Organisationen gewähren. Sie ist auf 
der letzten UNDP-Ratstagung im Januar 1973 dafür 
eingetreten, daß in Zukunft ein Viertel der Mittel 
des Entwicklungsprogrammes der Vereinten Natio- 
nen für diese Länder reserviert wird. 

3.6 Fachliche Schwerpunkte der deutschen Hilfe 

3.6.1 überblick 

Die Kapitalhilfe der Bundesrepublik wurde bisher 
zu drei Vierteln projektgebunden vergeben. Der 
relativ größte Teil der Leistungen, die bestimmten 
Sektoren zugerechnet werden können, entfiel bisher 


auf Projekte der materiellen Infrastruktur (45 Vo), 
insbesondere des Verkehrswesens und des Energie- 
sektors. Einen großen Anteil an der deutschen 
Kapitalhilfe hatten auch Projekte im gewerblichen 
Bereich (24 ^/o ohne Entwicklungsbanken), wobei die 
Rohstoffgewinnung und -Verarbeitung an erster 
Stelle steht. Auf die Finanzierung von Entwicklungs- 
banken entfallen 15 Vo des Kapitalhilfe-Volumens, 
der Landwirtschaft sind ll®/o direkt zuredienbar, 
der sozialen Infrastruktur 6 Vo. 

Einen Überblick über die Verteilung der Kapital- 
hilfe aufgrund der bis Ende 1972 abgeschlossenen 
Darlehensverträge sowie der Zusagen des Jahres 
1972 gibt die folgende Tabelle. 


Tabelle VI 


Gliederung der bilateralen Kapitalhilie der Bundesrepublik Deutschland 


Sektor 

Zusagen •) 1960 bis 31. 12. 1972 

Zusagen ^) 1972 

Millionen DM | 

Anteil in ®/o 

Millionen DM | Anteil in ®/o 

Materielle Infrastruktur 

4 739 


45 



381,6 

51 



Verkehrswesen 


2 470 


23 



237,2 

32 


Energieversorgung und -vertei- 






lung 


1 359 


13 



46,1 

6 


Nachrichtenwesen 


545 


5 



63,3 

8 


Trinkwasser, Abwasser 


348 


3 



35,0 

5 


Sonstiges 


17 


0 



— 

— 


Soziale Infrastruktur 

600 


6 



71,0 

10 



(Wohnungsbau, Gesundheitswe- 
sen) 










Land-, Forstwirtschaft, Fischerei . . 

1 244 


11 



46,6 

6 



Gewerbliche Wirtschaft 

2 513 


24 



105,0 

14 



Bergbau, Schwerindustrie 


1 504 


14 



39,3 

5 


Textilindustrie 


117 


1 



-lr5 

— 


Bauindustrie 


107 


1 



— 

— 


Sonstige Branchen 


785 


7 



67,3 

9 


Entwicklungsbanken 

1 551 


15 



139,0 

19 



Summe sektoral aufteilbare Kapi- 










talhilfe 

10 647 


100 


69 

743,2 

100 


56 

Projektgebunden, aber nicht sek- 




toral aufteilbar 

1 190 




8 




— 

Projektungebunden 

3 519 




23 

577,4 



44 








Summe bilaterale Kapitalhilfe .... 

15 356 




100 

1 320,7 



100 


abgeschlossene Darlehensverträge (= Zusagen im Sinne der DAC-Definition) 


Von der Technischen Hilfe i. e. S. kamen 32®/o der 
gewerblichen Wirtschaft der Entwicklungsländer und 
31 Vo der Land- und Forstwirtschaft zugute. Die 


materielle Infrastruktur hat ein wesentlich geringe- 
res Gewicht als bei der Kapitalhilfe. Im einzelnen 
verteilen sich die Leistungen wie folgt: 
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Tabelle VII 


Gliederung der bilateralen Technischen Hilfe im engeren Sinn 
der Bundesrepublik Deutschland 


Sektor 


Zusagen 1956 

bis zum 31. Dezember 1972 


Millionen DM | Anteil in ®/o 


Zusagen 1972 


Millionen DM | Anteil in ®/o 


Materielle Infrastruktur 

454 


18 


71,6 


23 


Informationswesen 


173 


7 


24,0 


8 

Verkehrswesen 


132 


5 


23,5 


7 

Post- und Fernmeldewesen 


69 


3 


12,6 


4 

Allgemeine Verwaltung 


80 


3 


11,5 


4 

Soziale Infrastruktur 

212 


8 


18,6 


6 


Gesundheitswesen 


188 


7 


16,8 


5 

Wohnungsbau, Städteplanung 


24 


1 


1,8 


1 

Land-, Forstwirtschaft, Fischerei 

775 


31 


121,9 


39 


Gewerbliche Wirtschaft 

794 


32 


68,4 


22 


Sonstiges 

268 


11 


34,2 


11 


Summe . . . 

2 504 


100 


314,7 


100 



3.6.2 Einzelne Bereiche 

a) Bildungswesen 

Annähernd die Hälfte der Technischen Hilfe kann 
als Bildungshilfe bezeichnet werden. Die Bundes- 
regierung richtet auch die Projekte und Programme 
der auswärtigen Kulturpolitik in den Entwicklungs- 
ländern, z. B. Stipendienprogramme, wissenschaft- 
licher und gesellschaftspolitisch relevanter Aus- 
tausch, Seminare und Sprachunterricht, zunehmend 
an den entwicklungspolitischen Bedürfnissen dieser 
Länder aus. Mit dem „Bildungshilfe-Titel" 686 02 im 
Einzelplan 23 wird gezielt das höhere und allge- 
meinbildende Erziehungswesen der Entwicklungs- 
länder gefördert; jedoch besteht auch ein erheb- 
licher Teil der aus anderen Quellen finanzierten 
Leistungen in Lehrtätigkeit innerhalb des öffent- 
lichen oder privaten Bildungswesens des Empfänger- 
landes oder der Bundesrepublik. 1972 betrugen die 
nach diesem Kriterium („Lehrtätigkeit") ermittel- 
ten deutschen Gesamtleistungen der Bildungshilfe 
469 Millionen DM. Die größten Beträge sind neben 
den 26 Millionen DM des Titels 686 02 die Aus- 
gaben für Gewerbeschulen in Höhe von 58 Millio- 
nen DM, die gesellschaftspolitische Bildung mit 
48 Millionen DM, die Ausbildung von Fach- und 
Führungskräften mit 42 Millionen DM und die Bil- 
dungshilfe im Rahmen von Projekten der Kirchen 
mit 34 Millionen DM. 


Das Bundeskabinett hat im Dezember 1971 ein 
Grundsatzprogramm der Bildungs- und Wissen- 
schaftshilfe verabschiedet, das die künftige Politik 
in diesem Bereich festlegt und auch die Maßnah- 
men der auswärtigen Kulturpolitik berücksichtigt. 
Das Grundsatzprogramm sieht eine Konzentration 
der Bildungshilfe auf Reformmaßnahmen vor, die die 
bestehenden Bildungssysteme der Entwicklungslän- 
der den Erfordernissen der wirtschaftlichen und so- 
zialen Umwelt anpassen. Außerdem sind eine inten- 
sivere Forschungsförderung in den Entwicklungslän- 
dern und eine stärkere Ausrichtung des Stipendien- 
programms auf Ausbildung in den Heimatländern 
der Stipendiaten geplant. Die Bildungs- und Wis- 
senschaftshilfe wird in die länderbezogenen Hilfe- 
programme einbezogen werden. 

Folgende Schwerpunkte sind vorgesehen: Funktio- 
nale Grunderziehung (Reformen im schulischen und 
außerschulischen Bereich), berufliche Aus- und Fort- 
bildung, Bildungsplanung, Bildungsforschung und 
Dienste für das Bildungswesen (Bau von Schulen, 
Lehr- und Lernmittel, Massenmedien und Verwal- 
tung des Erziehungs Wesens). 

Stipendienprogramme zur Finanzierung des Stu- 
diums im eigenen Land („sur place") oder in einem 
anderen Entwicklungsland sollen ausgedehnt wer- 
den und künftig auch nicht-akademische Bereiche 
umfassen. 
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Den Hauptanteil an der aus Titel 686 02 finanzier- 
ten Bildungs- und Wissenschaftshilfe hat der Hoch- 
schulbereich. Die Bundesregierung hat bisher 19 
Aufbaupartnerschaften zwischen Universitäten in 
der Bundesrepublik und in Entwicklungsländern ge- 
fördert. Etwa ein Drittel davon wird in den kommen- 
den zwei Jahren übergabereif werden. 

Durch Hochschulstipendien wurden im vergangenen 
Jahr in der Bundesrepublik aus Mitteln der Bundes- 
länder 1500 Studenten aus Entwicklungsländern un- 
terstützt. Etwa 350 Studenten erhielten sur place- 
Stipendien zum Studium an Universitäten in den 
Entwicklungsländern. 

b) Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft hatte seit jeher hohe Priorität im 
Rahmen der deutschen Entwicklungshilfe, Die Bun- 
desregierung hat die Leistungen für diesen Sektor 
in den letzten Jahren überproportional gesteigert. 
Die Agrarhilfe hatte 1972 an der gesamten öffent- 
lichen bilateralen Hilfe einen Anteil von 24®/o 
(201 Millionen Kapitalhilfe, 82 Millionen DM Tech- 
nische Hilfe, 45 Millionen DM Lieferung landwirt- 
schaftlicher Produktionsmittel, 132 Millionen DM 
sonstige Mittel) und von 17 Vo an der multilateralen 
Hilfe. Gegenwärtig werden mit Mitteln der Tech- 
nischen Hilfe, einschließlich der Produktionsmittel- 
hilfe, 240 Vorhaben, in denen 650 Auslandsfach- 
kräfte tätig sind, in 60 Ländern gefördert. 

Die Bundesregierung unterstützt nicht nur Maßnah- 
men, die einer Erhöhung und Diversifizierung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung dienen, sondern auch 
solche, die die Agrarstruktur verbessern und dazu 
beitragen, zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Zu 
den Schwerpunkten der meisten bisher verabschiede- 
ten Länderhilfeprogramme gehören Vorhaben der 
ländlichen Entwicklung, die von einer Förderung der 
Landwirtschaft ausgehen. 

Wachsende Bedeutung erhalten Ausbildungs-, Be- 
ratungs- und Forschungsmaßnahmen sowie Vor- 
haben, die auch vor- und nachgelagerte Bereiche 
einschließen. Eine Verbesserung der Lagerhaltung, 
der Verteilung, der Vermarktung, der Be- und Ver- 
arbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie die 
Schaffung geeigneter Produktions-, Kredit- und Ab- 
satzorganisationen wird angestrebt. 

Die Bundesregierung fördert die Agrarforschung 
im Dienste der Entwicklungsländer durch bilaterale 
und multilaterale Hilfen, Sie wird dabei unterstützt 
von den Bundesforschungsanstalten und anderen 
agrarwissenschaftlichen Einrichtungen in der Bun- 
desrepublik. Sie übernehmen Gutachten und For- 
schungsaufträge, die Betreuung laufender Vorhaben, 
die Entsendung von Wissenschaftlern in Entwick- 
lungsprojekte und wissenschaftliche Institute, die 
Aufnahme von Wissenschaftlern aus Entwicklungs- 
ländern und Hilfe bei der Einrichtung von For- 
schungsinstituten. Im Rahmen der Weltbankbera- 
tungsgruppe „Internationale Agrarforschung" betei- 
ligt sich die Bundesregierung personell und finan- 
ziell an der Förderung von bestehenden internatio- 
nalen Agrarforschungsinstituten, darunter auch For- 
schungsanstalten, die die „Grüne Revolution" vor- 
bereitet haben. Sie hat ihre Mitwirkung bei der 


Gründung neuer internationaler Institute in Aussicht 
gestellt. 

c) Materielle Infrastruktur 

Die Förderung des Ausbaus der materiellen Infra- 
struktur in den Entwicklungsländern hatte für den 
Bereich der Kapitalhilfe mit 45 ^/o aller Zusagen in 
den Jahren 1960 bis 1972 eine dominierende Stel- 
lung, während bei der Technischen Hilfe 1. e. S, nur 
18^0 aller Zusagen der Jahre 1960 bis 1972 diesen 
Sektor betrafen (vgl. Tabellen VI und VII). Im Wege 
der Kapitalhilfe wurden vorwiegend Projekte der 
Verkehrsinfrastruktur und der Energieversorgung 
und -Verteilung gefördert. Bei der Technischen Hilfe 
stand die Förderung des Nachrichtenwesens im Vor- 
dergrund. 

Der große Anteil an Entwicklungshilfe-Investitionen 
im Bereich des Verkehrs in den Entwicklungslän- 
dern zeigt die Bedeutung dieses Sektors. Die Schaf- 
fung oder Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 
ist in vielen Entwicklungsländern eine wesentliche 
Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung, 
für die Intensivierung des Außenhandels, aber auch 
für eine engere wirtschaftliche und politische Zu- 
sammenarbeit der Entwicklungsländer untereinan- 
der. Vor allem die Binnenstaaten unter den Entwick- 
lungsländern, denen der Zugang zum Meer fehlt, 
sind besonders auf ausreichende Verkehrs Verbindun- 
gen angewiesen. Die Bundesregierung hat gerade 
diesem Gesichtspunkt durch Hilfe für den Bau von 
Häfen und deren Anschluß an das Hinterland Rech- 
nung getragen. Weitere Schwerpunkte der Ver- 
kehrsinfrastruktur sind der Bau von Straßen, die 
einen wesentlichen Beitrag zur Ers-chließung neuer 
Gebiete leisten sowie der Ausbau von Flughäfen 
und Flugsicherung. Die Modernisierung von Eisen- 
bahnen, die in vielen Entwicklungsländern nach wie 
vor das Rückgrat der Verkehrsinfrastruktur bilden, 
spielt ebenfalls eine große Rolle. 

Grundlage einer industriellen Entwicklung ist der 
Aufbau einer leistungsfähigen Energieversorgung. 
Diese trägt außerdem wesentlich zur Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der Bevölkerung unterent- 
wickelter Regionen bei. Die Bundesregierung hat 
deshalb in starkem Maße Energieprojekte gefördert. 
Neben Anlagen für die Stromübertragung und -Ver- 
teilung wurden auch konventionelle Kraftwerke und 
Kernkraftwerke errichtet. 

Die Projekte des Nachrichtenwesens hatten im we- 
sentlichen den Aufbau von Anlagen des Post- und 
Fernmeldewesens zum Gegenstand. Der Trinkwas- 
serversorgung dienten sowohl der Ausbau der 
städtischen Wasserversorgung als auch der Brun- 
nenbau in ländlichen Bereichen. Ferner leisteten 
zahlreiche Projekte der Technischen Hilfe wie z. B. 
die Förderung des Kataster- und Vermessungswe- 
sens einen unmittelbaren Beitrag zur Verbesserung 
der Infrastruktur. 

Die Bundesregierung wird beim Einsatz der Kapital- 
hilfe auch künftig darauf achten, daß Ungleichge- 
wichte zwiischen der Entwiicklung der Infrastruktur 
und von produktiven Projekten vermieden werden. 
Bei der Planung der Projekte wird besonders darauf 
hingewirkt, daß möglichst arbeitsintensive Verfah- 
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ren bei der Erstellung der Anlagen gewählt werden. 
Im Bereich der materiellen Infrastruktur war das 
Zusammenwirken von Technischer Hilfe und Kapi- 
talhilfe typisch. So wurde häufig durch Technisdie 
Hilfe, z. B. Entsendung von Beratern und Planungs- 
teams, der spätere Einsatz von Kapitalhilfemitteln 
vorbereitet. 

d) Gewerbliche Wirtschaft 

Dieser Sektor wurde bisher vor allem durch Direkt- 
kredite an Industrieunternehmen oder mittelbar 
über Entwicklungsbanken (s. folgenden Abschnitt e) 
sowie durch personelle und materielle Hilfe beim 
Aufbau von Aus'bildungsstätten für technische Fach- 
kräfte (Facharbeiter, Techniker, Meister) gefördert. 
Auch die Handelshilfe kommt besonders diesem, 
Sektor zugute. Die einzelnen Hilfemaßnahmen wur- 
den allerdings in der Vergangenheit relativ unab- 
hängig voneinander entworfen und durchgeführt. 

Die Kredite wurden überwiegend an mittlere und 
größere Unternehmen vergeben. Kleinbetriebe 
konnten bisher den Anforderungen an die Kredit- 
absicherung im allgemeinen nicht entsprechen. Da 
größere Unternehmen aber ohnehin über bessere 
Finanzierungsmöglichkeiten verfügen, soll der ge- 
werbliche Kleinkredit durch ergänzende Hilfeformen 
wie Garantiefonds oder Bürgschaftsgemeinschaften 
besonders gefördert werden. 

Die hohe Beschäftigtenzahl in Kleinindustrie und 
Handwerk und das beträchtliche Potential zur Stei- 
gerung und Diversifizierung der Produktion und 
Schaffung neuer Arbeitsplätze bei relativ niedrigem 
Investitionsaufwand lassen einen hohen Nutzen des 
Mitteleinsatzes in diesem Bereich erwarten. Neben 
bedarfsangepaßter technischer und wirtschaftlicher 
Beratung, gezielter Ausbildung und Finanzierungs- 
hilfen zur Anschaffung von Produktionsmitteln er- 
hält der Aufbau technischer Hilfsdienste und ein- 
heitlich geplanter Industriesiedlungen („industrial 
estates") wachsendes Gewicht. Genossenschaftliche 
Einrichtungen werden besonders unterstützt. Ab- 
satz- und Exportberatung, Hilfe beim Aufbau von 
Material- und Qualitätsprüfeinrichtungen sowie bei 
der Erarbeitung und Einführung spezifischer Nor- 
men treten als flankierende Maßnahmen hinzu. 

Die Ausbildungsstätten für technische Fachkräfte 
haben sich trotz anerkannter Leistungen nicht zu 
Kristallisationskemen der Industrialisierung ent- 
wickelt. Die intensiven Bemühungen um bessere 
Bedarfsanpassung, breiteres Ausbildungsangebot, 
Teilkostendeckung durch eigene Produktion und 
Suche nach geeigneten Trägern haben die Grenzen 
dieses Projekttyps erkennen lassen. 

Durch Handelshilfe wird die Ausfuhr von Haib- 
und Fertigerzeugnissen aus Entwicklungsländern 
gefördert. Ein Hauptinstrument der Handelshilfe ist 
die Förderung von Messebeteiliigungen. Um den 
Anbietern aus weniger entwickelten Ländern den 
Zugang zum deutschen Markt zu erleichtern, wird 
ihnen ein Teil der Kosten der Messebeteiligung ab- 
genommen und umfassende Beratung gewährt. Als 
besondere Veranstaltung für die Entwicklungslän- 
der findet regelmäßig in Berlin die Übersee-Import- 
Messe „Partner des Fortschritts" statt, für die die 


Bundesregierung und der Senat der Stadt Berlin 
Mittel bereitstellen. 

e) Entwicklungsbanken 

Darlehen an nationale Entwicklungsbanken und ver- 
gleichbare Institute beanspruchten in den letzten 
Jahren ein gutes Zehntel der zur Verfügung stehen- 
den Kapitalhilfemittel. Die Banken sollen durch 
Kredite an kleine und mittlere Unternehmen das 
Wachstum vor allem im gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Sektor fördern und den Aufbau 
leistungsfähiger Kapitalmärkte und Kreditsysteme 
in den Entwicklungsländern oinleiten. Entsprechend 
den Bedürfnissen der meisten Entwicklungsländer 
wird künftig eine gezielte Berücksichtigung von 
kleinen Unternehmen des gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Sektors in den rückständigen länd- 
lichen Bereichen angestrebt. Parallel hierzu sollen 
Institutionen und Instrumente, welche die Kredit- 
vergabe an Kleinuntemehmen erleichtern (z. B. Kre- 
ditgarantiegemeinschaften, Risikozentralen, Leasing- 
and Factoring-Gesellschaften) besonders gefördert 
werden. Die deutschen Kapitalhilfemittel werden in 
Form von Globaldarlehen an Entwicklungsbanken 
mit der Maßgabe gewährt, die Mittel nicht nur unter 
erwerbswirtschaftlichen, sondern vor allem auch 
unter entwicklungspolitischen Gesichtspunkten zu 
verwenden. Zu den entwicklungspolitischen Aufga- 
ben der Banken gehört eine über die normalen Ge- 
pflogenheiten der Banken hinausgehende intensive 
technische, finanzielle und organisatorische Bera- 
tung bei der Vorbereitung und Abwicklung der 
Projekte. 

Die Darlehen werden den Banken zu den für das 
betreffende Land maßgeblichen günstigen Zinsbe- 
dingungen zur Verfügung gestellt. Die Institute ge- 
ben die Kredite jedoch zum landesüblichen Zinssatz 
weiter. Ein verhältnismäßig kleiner Teil der dabei 
entstehenden Zinsdifferenz dient zur Deckung der 
mit der Kreditvergabe verbundenen Kosten, der 
Rest wird für entwicklungspolitische Zwecke einge- 
setzt (Aufbau von Garantiesystemen, Beratungs- 
tätigkeiten u, a.). Die Verwendung dieser aus der 
Zinsspaltung entstehendene Gegenwerte unterliegt 
der Kontrolle der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 

Bis Ende 1972 konnten aus deutscher Kapitalhilfe 
insgesamt 113 Darlehen in einer Gesamthöhe von 
1,307 Mrd. DM an 41 Entwicklungsbanken in 37 Län- 
dern ausgezahlt werden. Knapp die Hälfte der Mit- 
tel wurde asiatischen Banken zugesagt. Aus deut- 
schen Kapitalhilfekrediten an Entwicklungsbanken 
wurden über 3300 Endkredite finanziert, wodurch 
Investitionen in Höhe von 4,2 Mrd. DM ermöglicht 
wurden. 

f) Gesundheitswesen, Ernährung, Familienplanung 

Die Förderung von Programmen der Gesundheits- 
und Ernährungshilfe gehört zu den Schwerpunkt- 
bereichen deutscher Entwicklungshilfebemühungen. 
Im Rahmen der Gesundheitshilfe wird eine medizi- 
nische Versorgung bedürftiger Gruppen und Regio- 
nen angestrebt. Die Gesundheitshilfe der Bundes- 
republik wurde daher auf west- und zentralafrika- 
nische Staaten konzentriert, die zu den am wenig- 
stens entwickelten Ländern der Welt gehören. Diese 
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Länder können die Mindestversorgung der Bevölke- 
rung aus eigener Kraft nicht sicherstellen, da sie 
weder genügend ausgebildetes medizinisches Per- 
sonal noch ausreichende finanzielle Mittel haben. 
Daneben hat sich die Bundesrepublik auch in ande- 
ren Ländern an Maßnahmen der ländlichen Gesund- 
heitsversorgung beteiligt. Zur Bekämpfung der Bil- 
harziose wurde in Ägypten ein viel beachtetes Mo- 
dellvorhaben unterstützt. In Mittelamerika wurde 
gemeinsam mit der WHO ein umfangreiches Mala- 
ria-Bekämpfungsprogramm in Angriff genommen. 

Auf dem Gebiet der Familienplanung hat die Bun- 
desrepublik in erster Linie die multilateralen Maß- 
nahmen des UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) unter- 
stützt, zu dem sie in den letzten Jahren steigende 
freiwillige Beiträge geleistet hat; der deutsche Bei- 
trag betrug zuletzt 7,5 Millionen DM (1972), für 
1973 sind 10,5 Millionen DM veranschlagt. Im Rah- 
men der bilateralen Hilfe fördert die Bundesregie- 
rung seit 1971 in Zusammenarbeit mit der Deut- 
schen Gesellschaft für Familienplanung und Sexual- 
erziehung „Pro Familia'' ein Ausbildungs-, Behand- 
lungs- und Forschungszentrum in Tunis, 

Auch bei der Nahrungsmiittelhilfe der Bundesrepu- 
blik stehen die multilateralen Beiträge im Vorder- 
grund. Dabei bemüht sich die Bundesregierung, die 
Nahrungsmittelhilfe so zu steuern, daß die Entwick- 
lung einer eigenen Agrarproduktion der Empfänger- 
länder nicht behindert wird und weder eine Störung 
der agrarischen Binnen- und Regionalmärkte dieser 
Länder noch eine Störung der Weltmärkte eintreten. 

Als besonders geeignet hat sich unter diesem Aspekt 
das Welternährungsprogramm erwiesen, an dem 
sich die Bundesrepublik 1971/72 mit einem Beitrag 
von 30 Millionen DM beteiligt hat. Für 1973/74 ist 
eine Erhöhung auf 38 Millionen DM zugesagt. Da- 
neben wurden 1971 und 1972 bilateral für etwa 
5 Millionen DM proteinreiche Nahrungsmittel pro- 
jektbezogen und im Rahmen von Soforthilfepro- 
grammen eingesetzt. Der Schwerpunkt lag dabei in 
der Ergänzung von Projekten der Technischen Hilfe 
(vgl. auch Abschnitt 8.3). 

Im Rahmen des Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkom- 
mens (Food Aid Convention, FAC) von 1967/71 hat 
die Bundesrepublik in den Jahren 1971 und 1972 bi- 
lateral insgesamt über 400 000 t Getreide mit einem 
Gesamtwert von rd. 130 Millionen DM an besonders 
bedürftige Entwicklungsländer zur Verfügung ge- 
stellt. Darüber hinaus hat sie sich an der gemein- 
schaftlichen Getreidehilfe der EWG sowie an den 
verschiedenen Nahrungsmittelhilfe-Sonderprogram- 
men der Gemeinschaft (Lieferungen von Milchpul- 
ver, Butteröl, Zucker und Eipulver) finanziell mit 
knapp einem Drittel beteiligt (vgl. auch Ab- 
schnitt 7.3). 

Auch im Rahmen der Kapitalhilfe sowie der Tech- 
nischen Hilfe unterstützt die Bundesregierung Vor- 
haben zur Verbesserung der Ernährungslage in Ent- 
wicklungsländern. Ein besonderer Schwerpunkt ist 
dabei die Erzeugung von proteinhaltiger Nahrung. 

g) Sozialstrukturhilfe 

Die Vergangenheit hat gezeigt, daß eine strenge 
Trennung der Entwicklungshilfe in Maßnahmen auf 


ökonomisch-technischem und auf sozialem Gebiet 
den Prozeß der Integration breiter Bevölkerungs- 
gruppen in das wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Leben eines Entwicklungslandes wenig fördert. Des- 
halb ist ein Vorgehen nötig, das einen umfassenden 
sozio-ökonomischen Entwicklungsprozeß insbeson- 
dere solcher Bevölkerungsgruppen einleitet, die von 
der Entwicklung- übergangen werden. 

In diesem Sinn erstreckt sich die Sozialstrukturhilfe 
vor allem auf folgenden Bereiche: 

1. Durch soziale und wirtschaftlich-technische Maß- 
nahmen werden Selbsthilfebewegungen — insbe- 
sondere in ländlichen Regionen der Entwick- 
lungsländer — als Träger von Entwicklungspro- 
grammen gefördert. 

2. Durch den Einsatz von Massenmedien, durch 
Gründung von Sozialzentren und ähnlichen Insti- 
tutionen werden Erwachsene und Jugendliche zur 
Teilnahme am Entwicklungsprozeß, vor allem 
an der Entwicklung ihrer Gemeinwesen, ange- 
regt. 

3. Durch Förderung des Breitensports sollen die 
soziale Integration und gesellschaftliche Kommu- 
nikation in den Entwicklungsländern verbessert 
werden. 

Im Bereich der Sozialstrukturhilfe arbeitet die Bun- 
desregierung überwiegend mit fachlich spezialisier- 
ten, nichtstaatlichen Organisationen zusammen, de- 
nen sie seit Begründung dieser Form der Hilfe im 
Jahre 1964 über 95 Millionen DM als Zuschüsse zur 
Verfügung stellte (vgl. auch Abschnitt 5). 

h) Massenmedien 

Die Förderung von Massenmedien in Entwicklungs- 
ländern erstreckt sich in erster Linie auf Maßnah- 
men zum Auf- und Ausbau des Hörfunks und des 
Fernsehens in den Ländern der Dritten Welt. Der 
deutsche Beitrag in diesem Bereich bestand im we- 
sentlichen aus der Lieferung technischer Einrichtun- 
gen für Sender und Studios sowie der Entsendung 
von Technikern und — soweit möglich — von Pro- 
grammfachleuten. Wegen der größeren entwick- 
lungspolitischen Bedeutung sollen in Zukunft in noch 
stärkerem Umfang Programmfadileute eingesetzt 
werden. Insgesamt wurden bisher 20 Rundfunk- und 
13 Fernsehprojekte gefördert. Außerdem ist die Un- 
terstützung bei der Errichtung von Druckereien 
— vor allem zur Produktion von Schulbüchern — 
sowie bei der Herstellung und der Verbreitung von 
Dokumentarfilmen (Produktionsstätten, Kinomobile) 
zu erwähnen. 

Die Schaffung einer Infrastruktur für die Kommuni- 
kation in einem Entwicklungsland ist an sich schon 
ein wichtiger Entwicklungsbeitrag. Sie bildet eine 
wesentliche Voraussetzung für Verständnis und In- 
formationsaustausch zwischen Regierung und Bevöl- 
kerung sowie zwischen verschiedenen Gruppen der 
Gesellschaft. Die Massenkommunikationsmittel kön- 
nen bei entsprechender Programmgestaltung dar- 
über hinaus aber auch zum entscheidenden Instru- 
ment für die Mobilisierung breiter Bevölkerungs- 
schichten, für die schulische und außerschulische Bil- 
dung und Erziehung und nicht zuletzt für die natio- 
nale Integration junger Staaten werden. 
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i) Humanitäre Hilfe 

Die Bundesrepublik Deutschland hat wiederholt hu- 
manitäre Hilfe in Katastrophenfällen für Entwick- 
lungsländer zur Verfügung gestellt. Diese Art der 
Hilfe soll einen akuten Notstand beseitigen und da- 
mit zur Wiederherstellung normaler Lebensbedin- 
gungen der Bevölkerung beitragen. Die Durchfüh- 
rung der Maßnahmen, z. B. Bereitstellung von Hilfs- 
gütern und Transportmitteln, obliegt dem Bundes- 
ministerium des Innern. 

Um das Land bei den nach Katastrophenfällen meist 
notwendig werdenden Maßnahmen des Wiederauf- 
baus zu unterstützen, kann langfristig wirkende Ent- 
wicklungshilfe die humanitäre Hilfe ablösen. Das 
BMZ wird daher in die Planung der Leistungen der 
humanitären Hilfe eingeschaltet, so daß eine Ver- 
zahnung mit der Entwicklungshilfe möglich ist. 

Beispiele für Hilfeleistungen dieser Art in den letz- 
ten Jahren waren Hilfen an Tunesien (Flutkata- 
strophe), Indien (Hilfe für ostpakistanische Flücht- 
linge), Türkei, Peru (Erdbebenkatastrophe), Vietnam 
(Aufbau), Sahel-Zone (Dürrekatastrophe) (vgl. An- 
lage 9, Tabelle 16). 

Bei der Hilfe für die Sahel-Zone, der Länder des Sa- 
vannen-Gürtels südlich der Sahara, handelt es sich 
um das bisher größte Projekt deutscher humanitärer 
Hilfe. Die Bundesregierung hat als Soforthilfe-Maß- 
nahme bisher 87,8 Millionen DM aufgewandt (bila- 
terale Maßnahmen 40,8 Millionen DM, Anteil an 
EG-Maßnahmen 47,0 Millionen DM). Die Hilfe für 
die Sahel-Zone zeigt das Ineinandergreifen von hu- 
manitärer Hilfe und Entwicklungshilfe besonders 
deutlich. An die Linderung der Not wird sich ein 
langfristiges internationales Entwicklungsprogramm 
für die Sahelzone anschließen müssen, um einer 
Wiederholung der katastrophalen Folgen der Dürre 
vorzubeugen. 

3.7 Zusammenarbeit mit den Bundesländern 

Bund und Länder arbeiten auf der Grundlage eines 
Beschlusses der Ministerpräsidenten-Konferenz vom 
Mai 1962 im Rahmen der Entwicklungshilfe zusam- 
men. Neben der Vergabe von Stipendien für Fach- 
und Führungskräfte sowohl in der praktischen Fort- 
bildung als auch im Hochschulbereich beteiligen sich 
die Länder an der Finanzierung der Landesstellen 
der Carl Duisberg-Gesellschaft (vgl. Abschnitt 5.5). 
Darüber hinaus leisten sie einen wesentlichen Bei- 
trag, indem sie Ausbildungsplätze für Fachkräfte 


und Studenten an den Bildungseinrichtungen der 
Länder zur Verfügung stellen. Ein weiterer Bereich, 
in dem sich die Zusammenarbeit bewährt hat, ist die 
Freistellung von Länderbediensteten für Aufgaben 
in Entwicklungsländern sowie die Unterstützung von 
Universitätspartnerschaften. 

4 Sonstige öffentliche Leistungen 

Unter dem Begriff „sonstige öffentliche Leistungen'' 
werden in der DAC-Statistik Aufwendungen unter- 
schiedlicher Art zusammengefaßt. Ihnen ist gemein- 
sam, daß sie zwar aus öffentlichen oder quasi-öffent- 
lichen Quellen stammen, jedoch den privaten kom- 
merziellen Leistungen ähnlich sind, weil ihre Be- 
dingungen weniger günstig sind als bei der öffent- 
lichen Hilfe oder weil sie primär der Exportförde- 
rung dienen. Die sonstigen öffentlichen Leistungen 
werden nicht als öffentliche Hilfe angesehen, und 
werden daher auch nicht bei der Erfüllung des 
0,7-Prozent-Zieles der Zweiten Entwicklungsdekade 
angerechnet. Ihr Anteil an den Gesamtleistungen 
der Bundesrepublik betrug in den Jahren 1971 und 
1972 annähernd 9 Vo. 

Zu diesen Leistungen werden im bilateralen Bereich 
die Exportkredite der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau (KW) gerechnet, die aus Mitteln des ERP-Ver- 
mögens, das mit Kapitalmarktmitteln gemischt wird, 
finanziert werden; ferner zählen die für die Um- 
schuldung dieser Kredite und von Handelsschulden 
aufgewandten Beträge sowie DEG-Darlehen dazu. 
Die KW-Kredite werden entweder deutschen Unter- 
nehmen zur Refinanzierung von Exportgeschäften 
(Lieferantenkredite), ausländischen Käufern deut- 
scher Waren (Bestellerkredite) oder auch ausländi- 
schen Schuldnern ohne Bindung an deutsche Liefe- 
rungen (Finanzkredite) zur Verfügung gestellt. Die 
Besteller- und Lieferantenkredite überwiegen. Diese 
Leistungen sind von den außenwirtschaftlichen Be- 
dingungen, der Verschuldungssituation und den 
Rückzahlungsverpflichtungen der Entwicklungslän- 
der abhängig und daher in den einzelnen Jahren 
erheblichen Schwankungen unterworfen. Zu den 
sonstigen öffentlichen Leistungen gehören schließ- 
lich im multilateralen Bereich Kredite der Bundes- 
bank an die Weltbank, die im Durchschnitt der letz- 
ten 3 Jahre (1970 bis 1972) rd. 120 Millionen DM 
betrugen. 

Die Entwicklung der „sonstigen öffentlichen Lei- 
stungen" der Bundesrepublik zeigt die folgende Ta- 
belle: 
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Tabelle VIII 


Sonstige^ Öffentliche Leistungen der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1972 

(netto in Millionen DM) 


Jahr 

zusammen 

insgesamt 

bilateral 

Kredite der KW 
einschließlich 
Umschul- 
dungen 0 

Refinanzie- 
rungen des 
Bundesmin. 
der Finanzen 

multilateral 

1950 bis 1959 

2 813,9 

1 213,7 

830,7 

383,0 

1 600,2 

1960 

539,0 

363,0 

207,5 

155,5 

176,0 

1961 

1 008,4 

160,4 

195,0 

- 34,6 

848,0 

1962 

245,1 

257,1 

232,9 

24,2 

- 12,0 

1963 

183,3 

201,4 

134,7 

66,7 

- 18,1 

1964 

- 144,2 

- 84,2 

- 160,3 

76,1 

- 60,0 

1965 

60,0 

54,0 

111,0 

- 57,0 

6,0 

1966 

265,9 

305,9 

223,9 

82,0 

- 40,0 

1967 

152,6 

176,6 

99,0 

77,6 

- 24,0 

1968 

152,9 

152,9 

165,6 

- 12,7 

— 

1969 

- 202,8 

62,8 

117,6 

- 54,8 

- 265,6 

1970 

483,4 

291,3 

287,2 

4,1 

192,1 

1971 

573,0 

504,0 

470,7 

33,4 

69,0 

1972 

478,5 

373,5 

395,2 

- 21,7 

105,0 

1950 bis 1972 

6 609,2 

4 032,6 

3 310,8 

721,8 

2 576,6 


1950 bis 1959 einschließlich 47,5 Millionen DM geleisteter Tilgung aufgrund des Londoner Schuldenabkommens zu- 
gunsten der Entwicklungsländer, ab 1971 einschließlich DEG-Darlehen 

2) Vorlagen für garantierte Exportkredite 

3) Kredite der Bundesbank an die Weltbank 


5 Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Steiien 

In den Entwicklungsländern gehen nicht nur von 
den Regierungen, sondern auch von nichtstaatlichen 
Institutionen und Gruppen Initiativen aus, die zum 
Ziel haben, den Selbsthilfewillen der Bevölkerung 
zu mobilisieren und deren wirtschaftliche und soziale 
Lage zu verbessern. Derartige nichtstaatliche Ent- 
wicklungsanstrengungen werden seit geraumer Zeit 
von deutschen Organisationen gefördert, teilweise 
auch in Gang gesetzt. 

Die dafür zur Verfügung gestellten Mittel stammen 
zum Teil aus öffentlichen Quellen, zum Teil werden 
sie von den Organisationen selbst über Spende- 


aktionen, ordentliche Haushalte etc. aufgebracht. 
Vom DAC werden die Eigenleistungen gemeinnüt- 
ziger Organisationen als private Entwicklungshilfe 
anerkannt und seit 1970 in der Statistik der Ent- 
wicklungshilfe ausgewiesen. In der Statistik der pri- 
vaten Leistungen, zu denen sie rechnen, nehmen sie 
wegen ihres Hilfecharakters eine Sonderstellung 
gegenüber den Leistungen der privaten Wirtschaft 
ein, denen kommerzielle Motive zugrunde liegen. 

Die Eigenleistungen dieser Organisationen für Ent- 
wicklungshilfezwecke in den vergangenen beiden 
Jahren zeigt die folgende Übersicht (Angaben in 
Millionen DM) : 
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! 

1971 

1972 

1. Misereor 

78,948 

65,824 

2. Evangelische Kirche in 
Deutschland (bis 1970: 
Kirchlicher Entwick- 
lungsdienst) 

54,984 

52,618 

3, Brot für die Welt, Diako- 



nisches Werk 

48,629 

48,384 

4. Deutscher Caritasver- 



band 

28,939 

34,840 

5. Missio 

31,166 

31,815 

6. Adveniat 

20,500 

25,000 

7. Deutscher Evangelischer 



Missionsrat 

18,000 

20,425 

8. UNICEF (deutsches 



Spendenaufkommen) 

8,351 

11,417 

9. Deutsches Aussätzigen- 



Hilfswerk 

9,740 

9,109 

10. Evangelische Arbeitsge- 
meinschaft für Weltmis- 
sion 

7,600 

7,590 

Summe (10 Organisationen) 

306,9 

307,0 

Sonstige (1971 : 96, 



1972: 126 Organisationen . . 

71,2 

91,4 

Summe „nichtstaatliche Ent- 



wicklungshilfe" 

378,1 

398,4 


Die Bundesregierung begrüßt es, daß die verschie- 
denen Kräfte unserer Gesellschaft bereit sind, bei 
der Lösung der vielfältigen Aufgaben der Entwick- 
lungshilfe praktisch mitzuwirken. Zur Unterstützung 
dieser Initiativen hat sie in den Jahren 1962 bis 
1972 rund 1,43 Milliarden DM aus Bundesmitteln 
zur Verfügung gestellt. 

Zu den geförderten Trägern zählen gemeinnützige 
Organisationen wie die Kirchen, die politischen 
Stiftungen, der Deutsche Entwicklungsdienst, die 
Deutsche Stiftung für internationale Entwicklung, 
die Carl Duisberg-Gesellschaft sowie andere private 
Einrichtungen. Zur Förderung entwicklungspolitisch 
erwünschter Unternehmertätigkeit in Entwicklungs- 
ländern hat die Bundesregierung darüber hinaus die 
Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (DEG) gegründet, deren Aktivitäten in Ab- 
schnitt 6.1 (S. 44) dargestellt werden. 

Die folgende Übersicht zeigt den Umfang der För- 
derung, die die größten nichtstaatlichen Stellen in 
den Jahren 1962 bis 1972 aus dem Einzelplan 23 er- 
hielten. 



Millionen 

DM 

Kirchen 

654 

Politische Stiftungen 

296 

DED 

202 

DSE einschließlich Sonderzuwendun- 


gen 

118 


CDG 

121 

Sonstige Stellen 

64 


5.1 Kirchen 

Die bedeutendsten Träger nichtstaatlicher Entwick- 
lungshilfe in der Bundesrepublik sind die beiden 
großen christlichen Kirchen. Von 1959 bis 1972 ha- 
ben sie allein aus dem Spendenaufkommen der 
kirchlichen Hilfs werke „Misereor" und „Brot für die 
WelL' 1 033 Millionen DM für Entwicklungshilfe- 
maßnahmen aufgebracht. Hinzu kommen für die 
Zeit von 1970 bis 1972 weitere 219 Millionen DM 
aus kirchlichen Haushaltsmitteln. 

Zu diesen finanziellen Eigenanstrengungen der 
Kirchen trat seit 1962 eine Förderung von kirch- 
lichen Entwicklungshilfevorhaben aus Bundesmit- 
teln. 

Eine Aufschlüsselung der Leistungen der Kirchen 
nach Finanzierungsquellen (1959 bis 1972) gibt die 
folgende Tabelle (Millionen DM): 



Evan- 

gelisch 

Katho- 

lisch 

insge- 

samt 

Spendenaktionen : 

Misereor 


721 ^ 

|- 1 033 

Brot für die Welt 

312 


Kirchliche Haushaltsmittel 

184 

35 

219 

Kirchliche Leistungen 

496 

756 

1 252 

Bundesmittel für kirch- 
liche Entwicklungspro- 
jekte 

296 

358 

654 

zusammen . . . 

792 

1 114 

1 906 


Die kirchlichen Projekte sollen vor allem den Selbst- 
hilfewillen der Bevölkerung mobilisieren. Die über- 
wiegende Anzahl der Vorhaben dient ganz oder teil- 
weise der Ausbildung. Dabei stehen praxisbezogene 
Programme im Vordergrund, vor allem auf dem Ge- 
biet der Landwirtschaft und der beruflichen Ausbil- 
dung. Auch im Gesundheitswesen, einem der tradi- 
tionellen Schwerpunktsektoren der kirchlichen Ent- 
wicklungshilfe, bekommen Ausbildung und medizi- 
nische Vorbeugung immer mehr Gewicht. 
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Voraussetzung für eine Förderung ist das Vorhan- 
densein eines einheimischen Projektträgers im Ent- 
wicklungsland, der über das notwendige Personal 
verfügt, fachlich geeignet und grundsätzlich in der 
Lage ist, die Folgekosten zu übernehmen. Die Pro- 
jektträger im Entwicklungsland sind in der Mehrzahl 
kirchliche Stellen (Bistümer, Landeskirchen, Mis- 
sionsgesellschaften), aber auch private Organisatio- 
nen (Genossenschaften, Hilfs- und Beratungsdienste, 
Landwirtschafts- und Landarbeiterorganisationen, 
Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbände) . 

In der Regel wird ein einmaliger Zuschuß bis zu 75 Vo 
der Investitionskosten der Projekte (Errichtung, Ein- 
richtung, Erweiterung) gegeben. Laufende Kosten 
werden, von der Startphase und von Ausnahmen ab- 
gesehen, nicht finanziert. 

Die Bundesregierung verbindet mit ihrer Unterstüt- 
zung keine politischen Auflagen. Die Bundesmittel 
dienen ausschließlich entwicklungspolitischen Zwek- 
ken. Missionarische oder pastorale Maßnahmen wer- 
den nicht gefördert. 

Die -Erfolge der letzten 10 Jahre haben gezeigt, daß 
die Bundesregierung mit Recht die entwicklungspoli- 
tische Zusammenarbeit mit den Kirchen gesucht hat. 
Die vielfältigen institutioneilen und personellen Ver- 
bindungen sowie die fachlichen Erfahrungen der Kir- 
chen in den Entwicklungsländern konnten so besser 
nutzbar gemacht werden. Entwicklungspolitisch 
wertvoll ist die kirchliche Hilfe besonders wegen der 
schon vorhandenen Trägerorganisationen im Ent- 
wicklungsland, denen es oft nur an Mitteln fehlt. 
Eine Unterstützung solcher Träger kann mit relativ 
geringem Aufwand im Entwicklungsland ein bedeu- 
tendes Potential an Selbsthilfe erschließen. 


5.2 Politische Stiftungen 

Die politischen Stiftungen — Friedrich-Ebert-Stif- 
tung, Konrad-Adenauer-Stiftung und Friedrich-Nau- 
mann-Stiftung — arbeiten eng mit Parteien, Ge- 
werkschaften und ähnlichen Institutionen in den Ent- 
wicklungsländern zusammen, um politische und 
soziale Schlüsselgruppen in diesen Ländern zu akti- 
vieren und zu stärken. Wegen der großen Bedeu- 
tung, die diese Gruppen für den Entwicklungspro- 
zeß haben, unterstützt die Bundesregierung die 
Arbeit der drei Stiftungen durch finanzielle Zuwen- 
dungen. Seit 1962 flössen den Stiftungen insgesamt 
296 Millionen DM zu, davon allein am Jahre 1972 
rd. 75 Millionen DM. 

Das System der partnerschaftlichen Beziehungen, 
das die politischen Stiftungen seit 1962 in Entwick- 
lungsländein aufgebaut haben und auf dem ihre 
entwicklungspolitische Tätigkeit beruht, ist sehr 
vielfältig. Partner der politischen Stiftungen in den 
Entwicklungsländern sind private Organisationen 
wie Gewerkschaften, Genossenschaften, Parteien, 
Jugendorganisationen, Landarbeiter- und Bauern- 
organisationen, Journalistenverbände, öffentliche 
Einrichtungen wie Rundfunkgesellschaften und Uni- 
versitäten sowie Regierungen und internationale 
Organisationen. 


Die Partner der politischen Stiftungen verpflichten 
sich, grundsätzlich von Anfang an und in wachsen- 
dem Umfang die laufenden Kosten der Projekte mit- 
zutragen und sie schließlich ganz zu übernehmen. 

Die wichtigsten der von den politischen Stiftungen 
entwickelten Projekttypen sind: 

— sogenannte institutionelle Vorhaben, d. h. auf 
Dauer angelegte Bildungseinrichtungen oder 
sozial-ökonomische Entwicklungsmaßnahmen im 
Rahmen langfristiger Zusammenarbeit, 

— Mitarbeiter gesellschaftspolitischer und sozial- 
politischer Berater unmittelbar bei den Partner- 
organisationen bzw. Regierungen, 

— Veranstaltung kurz- und mittelfristiger Seminare 
in den Entwicklungsländern und in der Bundes- 
republik, 

— Studienreisen von Angehörigen der Entwick- 
lungsländer in die Bundesrepublik. 

An der Durchführung der Maßnahmen sind die von 
den politischen Stiftungen entsandten Experten als 
Projektleiter oder Berater maßgeblich beteiligt. In 
der Regel handelt es sich um Einzelexperten und 
-berater. 1972 waren in Entwicklungsländern 202 
solcher Experten tätig, davon für die Friedrich-Ebert- 
Stiftung 108, für die Konrad-Adenauer-Stiftung 57 
und für die Friedrich-Naumann-Stiftung 37. 62 Ex- 
perten wurden in Asien, 54 in Lateinamerika und 
86 in Afrika eingesetzt. Die Friedrich-Ebert-Stif- 
tung konzentriert sich auf Afrika und Asien (58 bzw. 
33 Experten), die Konrad-Adenauer-Stiftung auf 
Lateinamerika (30 Experten). 

5.3 Deutscher Entwicklungsdienst (DED) 

Der DED wurde im Jahre 1963 von der Bundes- 
regierung als nichtstaatlicher Träger zur personel- 
len Unterstützung technischer und sozialer Ent- 
wicklungsprogramme geschaffen. Die Kosten des 
DED einschließlich der Verwaltungskosten trägt der 
Bund. 1972 erhielt der DED 32,1 Millionen DM. 

Im Jahre 1972 ar'beiteten 870 Entwicklungshelfer 
des DED in 24 Entwicklungsländern. Schwerpunkte 
seiner Tätigkeit hatte der DBD in Afghanistan, 
Kamerun, Tansania und Peru. Die Entwicklungshel- 
fer stammen zu 21 ®/o aus medizinischen und zu 
27 Vo aus handwerklichen oder industriellen Beru- 
fen; 14 Vo kommen aus der Landwirtschaft und der 
Sozialarbeit; 26 ^/o sind Ingenieure und Techniker, 
5 Vo Lehrer. 

Seit 1964 hat der DED insgesamt etwa 3 500 Entwick- 
lungshelfer in Entwicklungsländer Asiens, Afrikas 
und Lateinamerikas entsandt. Sie unterstützen Ent- 
wicklungsprogramme, die dem wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt der unterprivilegierten Bevölke- 
rungsgruppen der Gastländer dienen. 

Seit 1972 arbeiten Entwicklungshelfer des DED auch 
in Projekten der Freiwilligenorganisation der Ver- 
einten Nationen (United Nations Volunteers 
UNV). 

Der DED wird in den Entwicklungsländern auf der 
Grundlage von Regierungsabkommen oder eines 
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Notenwechsels zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des betref- 
fenden Entwicklungslandes tätig. Der DED schließt 
darüber hinaus mit den Projektträgern Vereinba- 
rungen ab, in denen die Einzelheiten der Projekt- 
gestaltung feistgelegt werden. 

Die Entwicklungshelfer arbeiten im Entwicklungs- 
land einzeln oder, in der Mehrzahl der Fälle, in 
kleinen Gruppen. Die Einsatzdauer beträgt in der 
Regel zwei Jahre. Von Ausrüstungsbeihilfen abge- 
sehen, beschränlkt sich der Beitrag des DED grund- 
sätzlich auf den Personaleinsatz. Die sonstigen Pro- 
jekt- unid Folgekosten werden in der Regel von den 
Entwicklungsländern übernommen. 

In einer Reihe von Fällen werden die Projekte, in 
denen der DED tätig ist, auch über die bilaterale 
Technische Hilfe unmittelbar von der Bundesregie- 
rung gefördert. 1972 gab es 17 Technische Hilfe-Pro- 
jekte, in denen 61 Entwicklungshelfer tätig waren. 
Im gleichen Jahr arbeitete der DED in 38 Projekten 
mit kirchlichen Trägern zusammen (65 Entwicklungs- 
helfer). 

Der DED kann der Bundesregierung selbst Vor- 
schlägen, in welchen Regionen und Sektoren er tätig 
werden will. Bei der Projektauswahl stützt sich der 
DED besonders auf seine ständig in den Entwick- 
lungsländern tätigen Beauftragten. Die Aufteilung 
des DBD-Programms (1972) zeigt die folgende 
Tabelle. 


Sektor 

Anzahl 

der 

Helfer 

Anteil 

am 

Gesamt- 
pro- 
gramm 
in ®/o 

Technisches und handwerk- 

270 

310 

liches Programm 

Landwirtschaftlidie Entwick- 
lung 

75 

8ß 

Community Development 

und Sozialarbeit 

243 

28,0 

Gesundheitswesen 

129 

14,9 

Schulen und Hochschulen . . 

110 

12,7 

Handel, Industrie und Ver- 



waltung 

1 

0,1 

DED-Beauftragten-Büros .... 

42 

4,7 


Allgemein haben sich üie Anforderungen der Ent- 
wicklungsländer ah die fachliche Qualifikation und 
berufliche Erfahrung der Entwicklungshelfer erhöht. 
Der DED bemüht sich, den steigenden Ansprüchen 
dadurch gerecht zu werden, daß er erfolgreiche Ent- 
wicklungshelfer nach ihrer Rückkehr für eine er- 
neute Auslandstätigkeit gewinnt. Der Anteil der 
zum zweiten Mal entsandten Helfer lag 1972 
bei 5 Vo. 

Seit 1972 stellt der DED verheiratete Bewerber auch 
dann ein, wenn nur ein Ehepartner als Entwick- 


lungshelfer tätig wird. Auf diese Weise können 
auch ältere Entwicklungshelfer mit längerer Berufs- 
erfahrung für eine Mitarbeit gewonnen werden. 

Mit dem Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 
(BGBl. I S. 549) sind soziale und materielle Nach- 
teile für Entwicklungshelfer beseitigt worden. Kern- 
stück des Gesetzes ist die soziaile Sicherung der Ent- 
wicklungshelfer (Renten-, Unfall- und Haftpflicht- 
versicherung sowie Leistungen im Krankheitsfalle, 
bei Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit). Das 
Gesetz bestimmt auch, daß Entwicklungshelfer nicht 
zum Wehr- oder zivilen Ersatzdienst herangezogen 
werden. Rund drei Viertel aller männlichen Ent- 
wicklungshelfer, die 1972 entsandt wurden, leisteten 
den Entwicklungsdienst anstelle des Wehr- oder 
zivilen Ersatzdienstes. 


5.4 Deutsche Stiftung 

für internationale Entwicklung (DSE) 

Die 1959 gegründete DSE arbeitet entsprechend ihrer 
Satzung in folgenden Bereichen: 

— Durchführung von Seminaren, Symposien und 
Tagungen, besonders für Beamte und Führungs- 
kräfte aus Entwicklungsländern über Themen 
der Wirtschafts- und Sozialentwicklung, Verwal- 
tung sowie allgemeine und technische Erziehung, 

— Fortbildung von Führungskräften und Lehrern 
aus Entwicklungsländern auf den Gebieten der 
Verwaltung, der Land- und Forstwirtschaft, des 
Fischereiwesens und der Ernährung sowie der 
technischen Berufsausbildung, 

— - Voi'bereitung deutscher Fachkräfte und ihrer 
Ehepartner auf den Aufenthalt in Entwicklungs- 
ländern, 

— Dokumentation der Entwicklungspolitik, 

— • Öffentlichkeitsarbeit für die Entwicklungspoli- 
ti)k. 

Verwaltungssitz der DSE ist Berlin. 1973 wurde der 
bisherige Name „Deutsche Stiftung für Entwick- 
lungsländer“ durch „Deutsche Stiftung für interna- 
tionale Entwicklung“ ersetzt. 

Für die Fortbildung von Fach- und Führungskräjften 
unterhält die DSE das „Seminarzentrum für Wirt- 
schafts- und Sozialentwicklung" in Berlin, die Ab- 
teilung „Erziehung und Wissenschaft“ in Bonn und 
die Zentralstellen für Gewerbliche Berufsausbildung 
in Mannheim (ZGB), Ernährung und Landwirtschaft 
in Feldafing (ZEL) und öffentliche Verwaltung in 
Berlin (ZÖV). 

Von 1960 bis 1972 besuchten insgesamt über 12 000 
Teilnehmer aus Entwicklungsländern die Veran- 
staltungen der DSE. Die Auswahl erfolgt in der 
Regel über die deutschen Auslandsvertretungen im 
Einvernehmen mit den Regierungen der Entsende- 
länder. 

Etwa zwei Fünftel der Veranstaltungen der DSE be- 
ziehen sich unmittelbar auf Projekte der Techni- 
schen Hilfe der Bundesrepublik (Fortbildung der 
Counterparts, Vorbereitung deutscher Fachkräfte). 
In der Zentralstelle für Auslandskunde in Bad Hon- 
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nef werden jährlich 700 deutsche Fachkräfte vor 
der Ausreise für ihre Tätigkeit im Entwicklungsland 
vorbereitet. 

Die Unterabteilung „Zentrale Dokumentation" der 
DSE in Bonn erfaßt und veröffentlicht Daten über 
Entwicklungspolitik und Entwicklungsländer, um 
dem steigenden Informationsbedarf in diesem Be- 
reich gerecht zu werden. 

In Übereinstimmung mit dem BMZ leistet die DSE 
durch Pressemeldungen, Informationstagungen und 
-gespräche mit Journalisten, Politikern und priva- 
ten Besuchern, durch ihre Veröffentlichungen „Ent- 
wicklung und Zusammenarbeit" (monatliche Auf- 
lagenhöhe 9 000 Exemplare), „Landwirt im Ausland" 
(Auflage 4 000 Exemplare) sowie durch Berichte 
über fachlich wichtige Veranstaltungen einen Bei- 
trag zur entwicklungspoli tischen öffentlichkeits- 
aribeit. 

Die Kosten der DSE einschließlich der Verwaltungs- 
kosten werden vom Bund getragen. Sie beliefen 
sich 1972 auf 19,7 Millionen DM. 

5.5 Carl Dulsberg-Gesellschaft (CDG) 

Die CDG ist eine von Bund, Ländern und der deut- 
schen Wirtschaft geförderte Organisation zur Fort- 
bildung deutscher Stipendiaten im Ausland und aus- 
ländischer Stipendiaten in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Köln 
und unterhält elf Landes- und 110 Außenstellen in 
den Bundesländern. 

Im Rahmen der Fortbildungsprogramme für Fadi- 
und Führungskräfte aus Entwicklungsländern, die 
durch Bund und Länder finanziert werden, reisen 
jährlich etwa 1 500 Stipendiaten in die Bundesrepu- 
blik ein. Insgesamt werden pro Jahr über 4 000 
Fachkräfte gefördert, die die CDG betreut. 

Folgende Programmtypen werden in Zusammen- 
arbeit mit der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung 
und der Deutschen Stiftung für internationale Ent- 
wicklung durdigeführt: 

1. Fachprogramme für die Land- und Forstwirt- 
schaft, für Techniker, Manager, die öffentliche 
Verwaltung usw. Zur Zeit gibt es etwa 60 solcher 
Programme. Neben den mittelfristigen Fachpro- 
grammen von durchschnittlich anderthalb Jahren 
Dauer gibt es auf Spezialgebieten kurze fremd- 
sprachliche Seminare; 

2. individuelle Fortbildung, die nicht im Rahmen 
von Fachprogrammen abgewickelt werden kann; 

3. Fach- und Fachhochschulprogramme; 

4. Sur-Place-Programme in Heimat- und Drittlän- 
dern. 

Daneben bestehen in Zusammenarbeit mit der EWG 
multilaterale Programme mit jährlich etwa 250 Sti- 
pendiaten. 

Insgesamt wurden seit 1967 etwa 25 000 Stipendiaten 
aus Entwicklungsländern gefördert. In den letzten 
Jahren haben sich die Maßnahmen zugunsten eines 
fachlich qualifizierteren Teilnehmerkreises verän- 
dert. Das Niveau der Aus- und Fortbildungspro- 


gramme ist gestiegen, eine Facharbeiterausbildung 
wird z. B. nicht mehr durchgeführt. 

Die CDG betreut außerdem diejenigen Gäste, die 
auf Einladung der Bundesländer, auf eigene Initia- 
tive oder auf Grund von Firmenvereinbarungen zur 
Fortbildung in der Bundesrepublik sind. Im Jahre 
1972 betrug deren Zahl etwa 6 000. 

Aus Bundesmitteln erhielt die CDG 1972 Zuwen- 
dungen in Höhe von 21 Millionen DM. 

5.6 Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 

Das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik 
GmbH, Berlin, wurde 1964 vom Bund und dem Land 
Berlin gegründet und bildet Hochschulabsolventen 
für die Übernahme wichtiger Aufgaben im Rahmen 
der Entwicklungspolitik aus. Zur Zeit sind im Institut 
neben den beiden Geschäftsführern 15 wissenschaft- 
liche Bedienstete in der Ausbildung und Beratung 
tätig. Jedes Jahr werden rd. 25 Nachwuchskräfte 
ausgebildet. 

Bis einschließlich 1972 haben mehr als 200 Kursteil- 
nehmer das Institut verlassen. Größtenteils wurden 
sie von internationalen Organisationen, Behörden 
von Entwicklungsländern, öffentlichen und privaten 
Institutionen der Entwicklungspolitik in der Bundes- 
republik, wissenschaftlichen Einrichtungen und Be- 
ratungsunternehmen übernommen. 

Außerdem erstellt das Institut entwicklungspoli- 
tische Gutachten für die Bundesregierung, aber auch 
für Regierungen von Entwicklungsländern und inter- 
nationale Organisationen. 

Das wissenschaftliche Interesse des Instituts hat sich 
in den letzten Jahren von der ex-post-Evaluierung 
einzelner Projekte verstärkt der Erarbeitung analy- 
tischer Methoden, der Aufstellung länderbezogener 
Hilfeprogramme, der Planung regionaler Entwick- 
lungsprogramme, der Sozialplanung sowie den Fra- 
gen der Europäisierung der Entwicklungshilfe zuge- 
wandt. 

Das Institut erhielt 1972 Zuwendungen aus dem 
Einzelplan 23 in Höhe von 1,5 Millionen DM. 

5.7 Sonstige nichtstaatliche Organisationen 

Außer den genannten Institutionen wurden 1972 
30 weitere nichtstaatliche Organisationen aus dem 
Einzelplan 23 gefördert. 

Von den hierfür bereitgestellten Mitteln in Höhe 
von 12,4 Millionen DM wurden in der genannten 
Zeit 7,1 Millionen DM an fünf Organisationen ver- 


geben: 

Deutscher 

Volkshochschulverband 2,5 Millionen DM 

Deutscher Caritas-Verband .... 2,3 Millionen DM 

Kübel-Stiftung 1,3 Millionen DM 

Deutscher Raiffeisenverband . . 0,5 Millionen DM 

Arbeiterwohlfahrt 0,5 Millionen DM 


Die entwicklungspolitische Tätigkeit dieser Institu- 
tionen umfaßt vornehmlich Förderung von Genos- 
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senschaften, regionale Entwicklungsprojekte in länd- 
lichen Gebieten, Programme der Erwachsenenbil- 
dung und Lehrgänge für Führungskräfte im sozialen 
Bereich. Das BMZ fördert solche Vorhaben mit Zu- 
schüssen zu den Investitions- und Betriebskosten 
und durch Entsendung von Beratern. 


6 Privatwirtschaftiiche Initiativen 

6.1 Anlagen deutscher Unternehmen 
in Entwicklungsländern 

Die positiven entwicklungspolitischen Wirkungen, 
die von den Leistungen der privaten Wirtschaft, ins- 
besondere von Direktinvestitionen ausgehen kön- 
nen, werden in der Regel auch von den Entwick- 
lungsländern anerkannt. Von entscheidender Bedeu- 
tung ist jedoch, daß die privaten Initiativen durch 
technologische Ausstrahlung, Nutzung und Entfal- 
tung heimischer Ressourcen, Ergänzung einheimi- 
scher Produktionsstrukturen, Exportdiversifizierung 
und Beschäftigung sowie durch partnerschaftliche 
Kooperation den wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Bedürfnissen der Entwicklungsländer dienen. 

Die privaten Direktinvestitionen deutscher Unter- 
nehmer in Entwicklungsländern betrugen Ende 1972 
rd. 7,9 Mrd. DM. Das sind 29,6 Vo der gesamten deut- 
schen Investitionen im Ausland. Auf die verschie- 
denen Kontinente verteilten sich diese Investitionen 


wie folgt: 

Lateinamerika 3,7 Mrd. DM 

Europa (nur Entwicklungsländer) . 1,9 Mrd. DM 

Afrika 1,5 Mrd. DM 

Asien 0,8 Mrd. DM 


Um das Interesse deutscher Unternehmer für Inve- 
stitionen in Entwicklungsländern zu erhöhen, unter- 
stützt die Bundesregierung derartige Vorhaben seit 
langem durch ein umfangreiches Förderungsinstru- 
mentarium. Hierzu zählen im einzelnen: 

— Garantien für Kapitalanlagen 

Die Bundesregierung deckt mit ihnen politische Ri- 
siken deutscher Investitionen in Entwicklungslän- 
dern bis zu 95 Prozent des Investitionsbetrages. Die 
Verpflichtungen des Bundes aus Garantien für deut- 
sche Kapitalanlagen in Entwicklungsländern betru- 
gen Ende 1972 rd. 1,2 Mrd. DM. 

— ■ Steuerliche Förderungsmaßnahmen 

Das Entwicklungshilfe-Steuergesetz (EHStG) in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 3. November 
1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2061) gewährt dem Unter- 
nehmer für Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
Steuervergünstigungen. Das Gesetz sieht einen Be- 
wertungsabschlag in Höhe von 15 Vo der Investi- 
tionskosten sowie eine gewinnmindernde Rücklage 
bis zu 50 Vo der um den Bewertungsabschlag vermin- 
derten Investitionskosten vor, so daß sich insgesamt 
eine Gewinnminderung von 57,5 Vo ergibt. Da die 
Rücklage später wieder aufzulösen ist, handelt es 
sich dabei überwiegend um eine Steuerstundung. 
Das EHStG ist in seiner jetzigen Form bis zum 
31. Dezember 1973 gültig. 


Am EHStG ist Kritik geübt worden, weil die Steuer- 
vergünstigungen ohne Rücksicht auf den entwick- 
lungspolitischen Nutzen der Investitionen in An- 
spruch genommen werden konnten (vgl. die Stel- 
lungnahme des Deutschen Forums für Entwicklungs- 
politik aus dem Jahre 1972). Es wird vor allem eine 
Differenzierung der Förderung nach dem Kriterium 
der Beschäftigungswirkung der Investitionen gefor- 
dert. 

Die Bundesregierung hat ferner mit vielen Entwick- 
lungsländern Abkommen abgeschlossen, die eine 
Doppelbesteuerung der Investoren verhindern sol- 
len. Auch Einkünfte aus Entwicklungsländern, mit 
denen keine Doppelbesteuerungsabkommen beste- 
hen, sind unter bestimmten Voraussetzungen steuer- 
lich begünstigt. 

— Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (DEG), Köln 

Die DEG ist seit 1962 als Partner von Unternehmen 
in Entwicklungsländern tätig. Sie wurde von der 
Bundesregierung gegründet, um vor allem mittle- 
ren deutschen Unternehmen die Errichtung von 
Zweigbetrieben oder Tochtergesellschaften in den 
Ländern der Dritten Welt zu erleichtern. Ihr Stamm- 
kapital, das sich voll im Besitz des Bundes befindet, 
beträgt zur Zeit 300 Millionen DM. Die DEG ver- 
gibt ihre Mittel als Beteiligung am haftenden Kapi- 
tal oder als beteiligungsähnliche Darlehen. Sie berät 
die an Investitionen in Entwicklungsländern interes- 
sierten Unternehmen und führt sie mit Partnern aus 
Entwicklungsländern und aus Industrieländern zu- 
sammen. Zur Zeit werden 138 Projekte durchgeführt 
(vgl. auch Anlage 9, Tabelle 17). 

— Kredithilfen für Niederlassungen 

Für Investitionen in Entwicklungsländern sind auch 
zinsvergünstigte Kredite aus dem ERP-Wirtschafts- 
plan eine wichtige Refinazierungsquelle. Im vergan- 
genen Jahr wurden aus ERP-Mitteln etwa 25 Mil- 
lionen DM für diesen Zweck aufgebracht. 

— Investitionsförderungsver träge 

Die Bundesregierung vergrößert die Sicherheit deut- 
scher Investitionen in Entwicklungsländern durch 
Abschluß bilateraler Investitionsförderungsverträge. 
Inzwischen wurden 40 Verträge abgeschlossen, von 
denen 32 in Kraft getreten sind. Weitere Vertrags- 
abschlüsse sollen folgen. 

— Informationshilfen 

Die Bundesregierung bemüht sich, deutsche Investo- 
ren über Investitionsmöglichkeiten in Entwicklungs- 
ländern zu informieren. Das geschieht laufend durch 
Publikationen der Bundesstelle für Außenhandels- 
information in Köln oder bei speziellen Problemen 
durch die Ministerien und Auslandsvertretungen. 


6.2 Garantien für ungebundene Finanzkredite 

Mit diesen von der Bundesregierung garantierten 
privaten Darlehen, die an deutsche Lieferungen nicht 
gebunden sind, werden Mittel zur Finanzierung för- 
derungswürdiger Vorhaben in Entwicklungsländern, 
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insbesondere zur Finanzierung von entwicklungs- 
politisch sinnvollen Projekten, zur Sicherung der 
Rohstoffversorgung sowie zur Stärkung der Devi- 
senreserven von Entwicklungsländern (Konsolidie- 
rungs- und Stand-by-Kredite) mobilisiert. Das Ob- 
ligo des Bundes aus den für diese Kredite übernom- 
menen Garantien betrug per 24. Januar 1973 rd. 
2,7 Mrd. DM. 

6.3 Lieferungen deutscher Unternehmen 
in Entwicklungsländer 

Zur Absicherung von wirtscbaftMcben und politi- 
schen Risiken gewährt die Bundesregierung Garan- 
tien (bei Ausfuhrgeschäften mit privaten Käufern) 
und Bürgschaften (bei Ausfuhrgeschäften mit öffent- 
lichen Käufern), die als Einzeldeckung für ein ein- 
zelnes Exportgeschäft, als revolvierende Deckung 
für den Jahresumsatz des deutschen Exporteurs mit 
einem ausländischen Kunden oder als Ausfuhr-Pau- 
schal-Garantie für den Umsatz des deutschen Expor- 
teurs miit einer Vielzahl ausländischer Abnehmer 
übernommen werden. 

Der im Haushaltsgesetz enthaltene Ermächtigungs- 
rahmen der Bundesregierung zur Übernahme von 
Gewährleistungen für Exportkredite wurde laufend 
erhöht und erreichte 1972 34 Mrd. DM, von denen 
zur Zeit rd. 30 Mrd. DM ausgenutzt sind, und zwar 
ZU 77 o/o für Lieferungen in Entwicklungländer. 

Es ist zwar richtig, daß die Lieferung von Kapital- 
gütern in Entwicklungsländer deren Industrialisie- 
rung beschleunigt und sie damit in die Lage ver- 
setzt, verstärkt am Welthandel mit Halb- und Fertig- 
waren teilzunehmen. Es sollte aber nicht übersehen 
werden, daß es sich hierbei um einen langfristigen 
Prozeß bandelt. 

Die Bundesregierung beobachtet daher die rasch 
wachsende kommerzielle Auslandsverschuldung der 
Entwicklungsländer mit Sorge. Schon jetzt verur- 
sacht der Schuldendienst aus langfristigen privaten 
Krediten fast die Hälfte des zur Zeit rd. 6 Mrd. S 
jährlich betragenden Schuldendienstes der Entwick- 
lungsländer (vgl. Abschnitt 11.4). 


7 Europäische Politik der Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern 

7.1 Bilanz der europäischen Politik 

der Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

Im Vordergrund der europäischen Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern stehen regional begrenzte 
Maßnahmen aufgrund von Assoziierungsabkommen. 
Dabei sind im wesentlichen zwei Typen zu unter- 
scheiden: 

— die Assoziierungsabkommen von Jaunde, durch 
die Handelsvergünstigungen und finanzielle 
Hilfe gewährt werden,- 

— Assoaiierungsabkommen, die nur Handelsver- 
günstigungen vorsehen (z. B. Abkommen von 
Arusha, die Abkommen mit Marokko und Tune- 
sien). 


Vertragspartner der beiden Abkommen von Jaunde 
sind die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und 
17 Staaten in Afrika südlich der Sahara sowie 
Madagaskar. Es handelt sich um ehemals franzö- 
sische, belgische und italienische Kolonien, die beim 
Abschluß des Vertrages von Rom mit der EWG 
assoziiert wurden. Dem zur Zeit laufenden zweiten 
Abkommen, das am 29. Juli 1969 in Jaunde (Kame- 
run) geschlossen wurde, ist inzwischen die Insel 
Mauritius beigetreten. Daneben kommen die über- 
seeischen Länder und Gebiete, die zu Frankreich 
und den Niederlanden in besonderen Beziehungen 
stehen, ebenfalls in den Genuß der Vergünstigun- 
gen, die auf Grund dieser Abkommen gewährt wer- 
den. 

Die von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
für Entwicklungsländer zur Verfügung gestellten 
finanziellen Hilfen werden vom Europäischen Ent- 
wicklungsfonds (EEF) und von der Europäischen 
Investitionsbank verwaltet. Während der Laufzeit 
des zweiten Jaunde- Abkommens (1971 bis 1975) 
werden insgesamt 1 Mrd. RE^) bereitgestellt ^). Zu- 
sammen mit den seit Gründung der EWG aufge- 
wandten Beträgen ergibt sich eine finanzielle Hilfe 
von insgesamt 2 386 Mrd. RE. Sie wird überwiegend 
in Form von nichtrückzahlbaren Zuschüssen ver- 
geben. Ein Teil der genannten Summe, nämlich 
170 Millionen RE wird von der Europäischen Inve- 
stitionsbank beigesteuert und verwaltet; diese Mit- 
tel werden ausschließlich in Form von Darlehen zu 
normalen Bedingungen (eventuell mit Zinsvergü- 
tung durch den EEF) vergeben (vgl. Anlage 9, Ta- 
belle 25). 

Die Verwaltung des EEF liegt bei der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften. Die Mittel stam- 
men aus Beiträgen der Gemeinschaftsländer. Der 
Beitrag der Bundesrepublik zum EEF ist z. Z. mit 
33,16 Vo ebenso hoch wie derjenige Frankreichs. 
Von den gesamten Leistungen der Bundesrepublik 
an den EEF seit seiner Gründung in Höhe von 746,7 
RE werden 300,2 Millionen RE im Rahmen des z. Z. 
laufenden Abkommens erbracht. 

Mit diesem Abkommen ist zwischen der EWG und 
diesen Staaten auch eine Freihandelsregelung zu- 
stande gekommen, die allerdings nur in begrenztem 
Umfang Agrargüter einbezieht. Diese Freihandels- 
regelung sieht ferner zollpolitische Ausnahmen zu- 
gunsten der Partnerstaaten der Gemeinschaft vor. 

Außer den genannten afrikanischen Staaten erhält 
nur noch die Türkei eine umfassende finanzielle 
und handelspolitische Unterstützung. Diese Vergün- 
stigungen sollen u. a. die angestrebte Vollmitglied- 
schaft der Türkei in der EWG ermöglichen. Die 
Mittel werden von den Gemeinschaftsländern auf- 
gebracht und von der Europäischen Investitionsbank 
verwaltet. Die gleiche Regelung ist mit Griechenland 
getroffen worden; hier sind jedoch die finanziellen 
Vergünstigungen seit 1967 entfallen. 

Die übrigen Assoziierungsabkommen der EWG sind 
im wesentlichen Handelspräferenz-Abkommen. Sie 


^) RE = Rechnungseinheit (z. Z. 1 RE — 3,22 DM) 

2) Mit der Vergabe dieser Mittel begann der EEF jedoch 
schon am 1. Februar 1970. 
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wurden mit folgenden Staaten abgeschlossen: Kenia, 
Uganda, Tansania, (Assoziierungsabkommen von 
Arusha), Tunesien, Marokko, Malta und Zypern. 
Ferner sind Handelspräferenzabkommen mit Spa- 
nien, Ägypten, Israel und dem Libanon dn Kraft. 

Mit den drei Maghreb-Staaten und Malta finden 
z. Z. Assoziierungsverhandlungen statt. 

Sowohl das Jaunde- als auch das Arusha-Abkom- 
men laufen am 31. Januar 1975 aus. Deshalb und 
wegen der beim Beitritt Großbritanniens zur EG 
getroffenen Vereinbarungen hat die erweiterte Ge- 
meinschaft den assoziierten Staaten sowie den in 
Afrika, in der Karibik und im Stillen Ozean gele- 
genen unabhängigen Commonwealth-Staaten die 
Möglichkeit eröffnet, mit ihr in Verhandlungen 
über den Abschluß von Assoziierungsabkommen 
oder einer anderen Form der Regelung ihres Ver- 
hältnisses zur EG zu treten. Auf eine Erklärung 
von 1963 geht außerdem der Wunsch der Gemein- 
schaft zurück, auch allen anderen südlich der Sahara 
gelegenen unabhängigen afrikanischen Staaten 
ähnlicher sozio-ökonomischer Struktur die Möglich- 
keit zu geben, sich an diesen Verhandlungen zu 
beteiligen. An der Eröffnungskonferenz am 25. /26. 
Juli 1973 haben einschließlich der bisher schon 
assoziierten afrikanischen Staaten 41 Entwicklungs- 
länder teilgenommen. Die Sachverhandlungen begin- 
nen im Oktober 1973. 

Neben den bisher genannten regional ausgerichte- 
ten Abkommen hat die EG auch weltweit orientierte 
Maßnahmen zugunsten der Entwicklungsländer be- 
schlossen. Dazu gehört die Einführung eines allge- 
meinen Zollpräferenzsystems für Produkte aus Ent- 
wicklungsländern sowie die Senkung von Zöllen 
auf ausgewählte tropische Produkte (Rohkaffee, 
Kakao, Tee, Palmöl). Darüber hinaus gibt die EG 
in beträchtlichem Umfang Nahrungsmittelhilfe (vgl. 
Abschnitt 7.3). 


7.2 Initiativen für die Entwickiung einer umfassen- 
den weitweiten europäischen Poiitik der Zusam- 
menarbeit mit Entwickiungsiändern 

In ihrem Memorandum vom 27. Juli 1971 weist die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften dar- 
auf hin, daß es an der Zeit sei, eine umfassende 
europäische Politik der Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern in Angriff zu nehmen. Die 
Bundesregierung hat die Initiative der EG-Kommis- 
sion begrüßt. In einer eingehenden Stellungnahme 
vom 15. Februar 1972 schlug sie vor, die europäische 
Politik der Zusammenarbeit mit den Entwicklungs- 
ländern in zweierlei Weise zu akzentuieren: 

— durch verstärkte weltweite Maßnahmen der Ge- 
meinschaft selbst, 

— durch zunehmende Koordinierung und Harmoni- 
sierung der nationalen Entwicklungspolitiken der 
EWG-^Staaten. 

Die Bundesregierung wiird sich bei der Fortentwick- 
lung der europäischen Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsländern primär von den Zielen und Prio- 
ritäten der Entwicklungsländer leiten lassen. Diese 


Politik der Gemeinschaft soll sich nicht in der Ge- 
währung von allgemeinen Zollpräferenzen, von 
Finanzhilfe und Technischer Hilfe erschöpfen. Sie 
muß auch andere Aspekte einbeziehen, die für die 
Dritte Welt von Bedeutung sind. Dazu gehört vor 
allem eine Industrie- und Agrarpolitik, die die Han- 
delsinteressen der Entwiicklungsländer stärker als 
bisher berücksichtigt. 

Die weltweite Ausrichtung der künftigen Entwick- 
lungshilfe der Gemeinschaft schließt nicht aus, daß 
zwischen der Gemeinschaft und einigen Entwick- 
lungsländern besondere Beziehungen bestehen. Die 
Zusammenarbeit der Gemeinschaften mit diesen 
Ländern wird aber in ein weltweit ausgerichtetes 
Konzept für die Entwicklungsländer einzufügen sein. 

Am 26. September 1972 hat sich der Rat der EG erst- 
mals mit der künftigen europäischen Entwicklungs- 
poMtik befaßt. Bundesminister Dr. Eppler wies in 
dieser Ratssitzung darauf hin, daß die Bundesregie- 
rung sich nicht ausschließen werde, wenn es gelte, 
eine umfassende europäische Entwicklungspolitik 
zu gestalten. 

Die Pariser Gipfelkonferenz der Europäischen Ge- 
meinschaft am 19./20. Oktober 1972 bekräftigte den 
Willen aller beteiligten Regierungen, „unter Be- 
rücksichtigung der Ergebnisse der UNCTAD-Kon- 
ferenz und im Rahmen der von den Vereinten Natio- 
nen beschlossenen Entwicklungs Strategie schritt- 
weise eine umfassende, weltweite Politik der Ent- 
wicklungshilfe zu verwirklichen". 

In der Folge ist beim Rat eine ad-hoc-Arbeitsgruppe 
„Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen" einge- 
richtet worden. Die Arbeitsgruppe hat entsprechend 
ihrem Auftrag die Problematik einer Europäischen 
Entwicklungspolitik untersucht und dem Rat darüber 
berichtet. Die Mehrheit der Gruppe schlägt vor, 
künftig finanzielle Hilfeleistungen der Gemeinschaft 
auch an nichtassoziierte Entwicklungsländer zu er- 
möglichen, und gibt erste Empfehlungen für eine 
stärkere Harmonisierung und Koordinierung der 
einzelstaatlichen Entwicklungspolitiken. Auf der 
Ministerratssitzung vom 25. Juni 1973 ist dieser 
erste Bericht behandelt worden, Oie Minister haben 
beschlossen, daß die ad-hoc-Gruppe ihre Arbeiten 
trotz einiger französischer Vorbehalte fortsetzen 
soll; auf einer Ratstagung im Herbst 1973 wird das 
Thema erneut auf der Tagesordnung stehen und 
ausführlich erörtert werden. 

7.3 Nahrungsmittelhilfe 

der Europäischen Gemeinschaft 

In dem internationalen Nahrungsmittelhilfe-Über- 
einkommen (Food Aid Convention, FAC) von 1967/ 
1971 haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, 
jährlich rd. 4 Millionen t Getreide (vor allem Wei- 
zen) unentgeltlich als Nahrungsmittelhilfe für be- 
sonders bedürftige Entwicklungsländer zur Verfü- 
gung zu stellen. Die EWG-Staaten verpflichteten 
sich, ab 1. Juli 1968 jährlich 1,035 Millionen t Ge- 
treide zu liefern. Diese Hilfe wird gegenwärtig zu 
40 ®/o gemeinschaftlich und zu 60'®/o von den Mit- 
gliedstaaten bilateral durchgeführt (vgl. Anlage 9, 
Tabelle 26). 
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Die von der Bundesrepublik Deutschland jährlich im 
Rahmen von bilateralen Lieferungen zur Verfügung 
gestellten rd. 200 000 t Getreide wurden in den ver- 
gangenen Jahren an etwa 15 Länder und 4 inter- 
nationale Organisationen (u. a. an das WEP) ge- 
liefert. 

Die Nahrungsmittelhilfe im Rahmen der FAC wird 
überwiegend den Regierungen der Empfängerlän- 
der unmittelbar zur Verfügung gestellt. In der Re- 
gel wird das gelieferte Getreide in den Entwick- 
lungsländern unter Bildung von Gegenwertsfonds 
verkauft oder kostenlos verteilt. Da eine genaue 
Nachprüfung der Verwendung kaum möglich ist und 
negative Auswirkungen auf die lokalen Märkte 
(z. B. Druck auf die Erzeugerpreise) vermieden wer- 
den sollten, wirft diese Form der Nahrungsmittel- 
hilfe besondere Probleme auf. 

Die bisherigen Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Nahrungsmittelhilfe haben, vor allem im Jahre 
1973, dazu beigetragen, akute Hungersnöte in der 
Welt zu lindern, und sich positiv auf die Beziehung 
der Bundesrepublik Deutschland zu den betroffenen 
Ländern ausgewirkt. 

Seit 1970 hat die EWG neben ihrer Beteiligung an 
der Food Aid Convention eine Reihe von Sonder- 
programmen im Bereich der Nahrungsmittelhilfe 
durchgeführt. So wurden mit dem Welternährungs- 
programm bis 1972 Abkommen über eine kosten- 
lose Lieferung von 133 000 t Magermilchpulver, 
35 000 t Butteröl und 500 t Eiprodukte geschlossen. 
Mit dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz 
wurde eine kostenlose Lieferung von 3000 t Mager- 
milchpulver, mit der UNRWA von 2000 t Butteröl 
und 4000 t Zucker vereinbart. Darüber hinaus be- 
schloß die EWG ein weiteres Programm über eine 
kostenlose Lieferung von 60 000 t Magermilchpulver 
an das WEP, das IKRK, die UNRWA und einige 
Entwicklungsländer. Mit der UNRWA wurde außer- 
dem die Beteiligung an einem Speisungsprogramm 
für Palästina-Flüchtlinge vereinbart. Die Bundes- 
regierung trägt knapp ein Drittel der Aufwendun- 
gen. Diese Nahrungsmittel werden für Entwicklungs- 
projekte oder Speisungsprogramme zur Verfügung 
gestellt. Dabei ist sichergestellt, daß die Nahrungs- 
mittel die Bedürftigen tatsächlich erreichen. 


8 Entwicklungspolitik 

der Vereinten Nationen (VN) 

Die Hauptaufgabe der VN war seit ihrer Gründung 
die Sicherung des Weltfriedens. Eng damit verbun- 
den ist das Ziel der VN, „eine internationale Zu- 
sammenarbeit herbeizuführen, um internationale 
Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und 
humanitärer Art zu lösen" (Artikel 1 Abs. 3 der 
Charta der VN). Um den Zustand der Stabilität und 
Wohlfahrt herbeizuführen, der notwendig ist, um 
friedliche und freundschaftliche Beziehungen zwi- 
schen den Völkern herzustelien, fördern die Ver- 
einten Nationen 

— die Verbesserung des Lebensstandards, die Voll- 
beschäftigung und die Voraussetzungen für wirt- 
schaftlichen und sozialen Fortschritt und Aufstieg, 


— die Lösung internationaler Probleme wirtschaft- 
licher, sozialer, gesundheitlicher und verwandter 
Art sowie 

— die internationale Zusamenarbeit auf den Gebie- 
ten der Kultur und Bildung (Artikel 55 der 
Charta). 

Aus diesen Grundsätzen ergibt sich die Aufgabe der 
VN, ihrer zahlreichen „Sonderorganisationen" und 
anderer Organisationen ihres Bereichs ^), den Ent- 
wicklungsländern finanzielle und personelle Hilfe 
zu gewähren. Als finanziell leistungsstärkste Insti- 
tutionen stehen dabei die Weltbank (International 
Bank for Reconstruction and Development, IBRD) 
und ihre Entwicklungsorganisation (International 
Development Association, IDA) im Vordergrund. 
Ein großer Teil der Entwicklungshilfe der VN fließt 
über das Entwicklungsprogramm der VN (United 
Nations Development Programme, UNDP), das sei- 
nerseits Organisationen im Rahmen der VN mit der 
Durchführung von Projekten beauftragt, wie z. B. die 
Organisation für industrielle Entwicklung (United 
Nations Industrial Development Organisation, 
UNIDO), das Kinderhilfswerk (United Nations 
Children's Fund, UNICEF), den UN-Bevölkerungs- 
fonds (UN Fund for Population Activities, UNFPA), 
die Internationale Arbeitsorganisation (Inter- 
national Labour Organization, ILO), die Erziehungs- 
organisation (United Nations Educational, Scientific 
and Cultural Organization, UNESCO), die Weltge- 
sundheitsorganisation (World Health Organization, 
WHO) und die Welternährungsorganisation (Food 
and Agriculture Organization, FAO). 

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland bisher 
nicht Mitglied der Vereinten Nationen war, gehörte 
sie doch den meisten Sonderorganisationen der VN 
an. Sie leistete an sie folgende Beiträge: 

1970 237 Millionen DM 

1971 351 Millionen DM 

1972 379 Millionen DM 

Die höchsten Beiträge flössen an folgende Organisa- 


tionen: 


1970 

1971 

1972 


Millionen DM 

IDA 

143 

237 

236 

UNDP 

41 

48 

48 

Welternährungsprogramm 

12 

14 

28 

Weltbank 

2 

23 

20 


Diese Leistungen sollen auch in den kommenden 
Jahren weiter steigen. 

Die Diskussion über die Rolle der VN und ihrer 
Sonderorganisationen im Rahmen der Entwicklungs- 
hilfe wurde beim Übergang in die siebziger Jahre 


9 s. Abkürzungsverzeichnis (Anlage 1, S. 61 f) 
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geprägt durch die Arbeiten des „Tinbergen-Aus- 
schusses (CDP)" des ECOSOC, der die allgemeinen 
sozial-ökonomischen Ziele der Zweiten Entwick- 
lungsdekade erarbeitete, durch den „Pearson-Be- 
richt“ mit seiner großen Bestandsaufnahme der Ent- 
wicklungspolitik und durch die „Jackson-Studie", 
deren Vorschläge die XXV. VN- Vollversammlung 
Ende 1970 veranlaßten, eine umfassende Reform 
des „Entwicklungssystems der VN" zu beschlie- 
ßen. Die Reformen laufen auf eine Stärkung der 
Rolle des UNDP im Verhältnis zu den Sonder- 
organisationen hinaus, sowohl gegenüber deren 
Zentralen wie auch gegenüber den örtlichen Vertre- 
tern der Sonderorganisationen in den einzelnen Ent- 
wicklungsländern. Die Bundesregierung hat am 
11. Februar 1971 beschlossen, die auf der Grundlage 
der Jackson-Studie von der VN-Vollversammlung 
geforderten Reformen zu unterstützen und dafür 
einzutreten, durch arbeitsteilige Zusammenarbeit 
im System der multilateralen Entwicklungshilfe 
deren Wirksamkeit zu verbessern. 

8.1 United Nations Development Programme (UNDP) 

Das UNDP ist ein Organ der VN, das unter der Auf- 
sicht der Vollversammlung und des Wirtschafts- und 
Sozialrats der VN (ECOSOC) steht. Es ist heute das 
größte Programm multilateraler technischer Hilfe 
in der Welt. Es arbeitet mit Regierungen zusammen, 
die fast drei Milliarden Menschen repräsentieren. 

137 Länder und Territorien erhielten von UNDP im 
Jahre 1972 Hilfe, insgesamt brachte UNDP dabei 
274 Millionen USS auf. Davon entfielen zwei Drittel 
auf die Bezahlung von 10 237 Experten und Beratern 
aus 113 Ländern, nämlich 183,9 Millionen USS 
(~ 67 Vo). UNDP finanzierte Ausrüstungsgegen- 

stände im Wert von 34,4 Millionen USS (= 12,6 Vo), 
Für die Durchführung von Studien und anderen Vor- 
haben durch Dritte wurden 30,5 Millionen US$ 
(= 11,1 Vo) und für Sonstiges 6,0 Millionen US$ 
(= 2,2^0 ausgegeben, während 19,2 Millionen USS 
(= 7,0 Vo) für Stipendien aufgewandt wurden. 

Die Mittel des UNDP stammen aus Beiträgen sei- 
ner Mitgliedsländer, zu denen zahlreiche Entwick- 
lungsländer gehören. Zu dem Gesamtaufkommen 
trugen bei (1972): 



Millionen 

us-$ 

o/o 

Frankreich 

5,9 

2,2 

Schweiz 

4,3 

U5 

Italien 

4,0 

U5 

Belgien 

4,0 

1,5 

Indien 

3,8 

h4 

Finnland 

3,5 

1,3 

UdSSR 

3,3 

1,2 

Sonstige 

24,0 

8,9 

insgesamt . . . 

268,8 

100 


Die Bundesrepublik Deutschland leistet an UNDP 
seit Jahren erhebliche und steigende Beiträge. Nach 
einem Beitrag von sieben Millionen DM im Jahre 
1960 steigerte sie ihre jährlichen Zahlungen auf 
21 Millionen DM im Jahre 1961 und auf 48 Millio- 
nen DM im Jahre 1972. Im Rechnungsjahr 1973 sind 
55 Millionen DM veranschlagt. 

Im UNDP-Verwaltungsrat beteiligte sich die Dele- 
gation der Bundesrepublik an den Beratungen von 
82 Länderprogrammen, in denen die Entwicklungs- 
länder darlegen, nach welchen Gesichtspunkten sie 
die Mittel einsetzen wollen, die ihnen von UNDP 
zufließen. Die deutsche Delegation setzte sich dabei 
auch für gerechtere Maßstäbe zur Verteilung der 
UNDP-Mittel und für Sondermaßnahmen zugunsten 
der am wenigsten entwickelten Länder ein. 

UNDP überträgt die Durchführung der einzelnen 
Vorhaben meist den Sonderorganisationen der VN. 

Die wichtigsten Auftragnehmer waren im Jahre 
1972: 


Projekte 

im Wert von Anteil 
Millionen in Vo 

US-$ 


Millionen 

US4 


USA 

Schweden 

Dänemark 

Großbritannien 

Kanada 

Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Niederlande 

Japan 

Norwegen 


86,0 

26,0 

21,3 

19,9 

18,0 

15,1 

13,8 

8,0 

7,9 


32,0 

9.7 
7,9 

7.7 

6.7 


5,6 

5,2 

3,0 

2,9 


FAO . . . . 
UNESCO 

ILO 

UNIDO . 
WHO . . . 
Weltbank 
ITU . . . . 
WMO . . 
ICAO ... 


85,1 

31,0 

41,4 

15,1 

30,3 

11,0 

17,0 

6,2 

13,5 

4,9 

11,2 

4,1 

8,2 

3,0 

6,0 

2,2 

5,9 

2,2 


Daneben führen auch Abteilungen der VN-Zentrale 
Projekte durch; auf sie entfielen 1972 16,8 ®/o der 
Mittel. 
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8.2 Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der VN (FAO) 

Die FAO ist mit etwa 6300 Mitarbeitern die größte 
Sonderorganisation der Vereinten Nationen. Ihre 
herkömmliche Tätigkeit als Sammelstelle und Um- 
schlagplatz für Produktions-, Bedarfs- und Handels- 
statistiken für das Gebiet der Ernährung und Land- 
wirtschaft sowie für die Vermittlung von Kenntnis- 
sen und Erfahrungen zur Förderung der Agrarpro- 
duktion wurde in den sechziger Jahren um Aufgaben 
der Entwicklungspolitik, insbesondere die Durchfüh- 
rung von Entwicklungsprogrammen und -projekten 
in den Mitgliedsländern erweitert. Anfang der sieb- 
ziger Jahre bildete sich dann ein weiterer Schwer- 
punkt heraus: die Rolle der FAO als weltweites 
agrarpolitisches Forum. Für Maßnahmen in Entwick- 
lungsländern erhält die FAO Mittel von anderen 
internationalen Organisationen und einzelnen Ge- 
berländern. Für die Arbeit der FAO in Entwicklungs- 
ländern stehen im Rahmen der von der FAO ver- 
walteten Fonds 1973 116,3 Millionen US$ zur Ver- 
fügung. Besondere Bedeutung haben dabei die Pro- 
jekte, die ihr von UNDP zur Durchführung übertra- 
gen werden. 

Auch die Bundesrepublik führt im Rahmen einer 
1972 getroffenen Absprache über Zusammenarbeit 
in Entwicklungsländern eine Reihe von Projekten 
gemeinsam mit der FAO durch und stimmt ihre Pla- 
nungen in der Technischen Hilfe mit der FAO ab. 
Unter den Beitragszahlern zum regulären Programm 
steht die Bundesrepublik mit 8,5 ®/o an zweiter 
Stelle. 


8.3 Welternährungsprogramm 

1962 gründeten die Vereinten Nationen und die 
FAO gemeinsam das Welternährungsprogramm 
(WEP.) Es soll Nahrungsmittelhilfe in Verbindung 
mit Entwicklungsprojekten sowie in Katastrophen- 
fällen leisten. Die Beiträge der Mitgliedstaaten zum 
WEP sind ständig gestiegen und werden für den 
zweijährigen Beitragszeitraum 1973/74 einen Betrag 
von 340 Millionen US-S erreichen. In der Regel 
werden die Leistungen zu zwei Dritteln in Ware 
— größtenteils in Form landwirtschaftlicher Über- 
schüsse — und zu einem Drittel in Form von Geld 
oder Dienstleistungen erbracht. 

Das WEP setzt die Nahrungsmittel in entwicklungs- 
politisch sinnvoller Weise in Projekten ein, die der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Emp- 
fängerländer dienen. Zu erwähnen sind vor allem 
die sogenannten FoodTor-Work-Projekte, beschäf- 
tigungsintensive Vorhaben zur Verbesserung der 
Infrastruktur, der Bewässerung usw., bei denen als 
Teil des Lohnes Nahrungsmittel ausgegeben werden. 
Gleichzeitig mit Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen und der Produktivität in länd- 
lichen Regionen werden neue Arbeitsplätze geschaf- 
fen und die Ernährungssituation verbessert. Spe- 
zielle Speisungsprogramme für Bevölkerungsgrup- 
pen, die durch Fehl- und Unterernährung gefährdet 
sind, wie Kinder, Mütter und Kranke, spielen in der 
WEP-Arbeit eine große Rolle. 


Die Bundesrepublik ist am WEP seit dessen Grün- 
dung beteiligt und hat bisher insgesamt etwa 
116 Millionen DM an regulären Beiträgen geleistet. 

8.4 Entwicklungspolitische Aspekte der VN-Konferenz 
über Umweltfragen in Stockholm (Juni 1972) 

Die Vollversammlung der VN hatte im Dezember 
1968 einstimmig beschlossen, im Jahre 1972 eine 
Umweltkonferenz durchzuführen. Hauptzweck der 
Konferenz war, den Regierungen und internationa- 
len Organisationen Aktionen zu empfehlen, die die 
menschliche Umwelt schützen, verbessern und wie- 
derherstellen. 

Da die Entwicklungsländer auf der Stockholmer 
Konferenz eine überwältigende Mehrheit bildeten, 
nahmen entwicklungspolitische Aspekte einen brei- 
ten Raum ein. In den Ausschüssen und in den Ple- 
narberatungen forderten die Entwicklungsländer, 
daß 

— der Umweltschutz in den Industrieländern nicht 
zu Lasten der Entwicklungshilfe gehen darf; 

— die Entwicklungshilfe erhöht werden sollte, um 
zusätzliche Mittel für den Umweltschutz aufzu- 
bringen; 

— den Entwicklungsländern Kompensationen ge- 
währt werden sollten, falls durch Umweltschutz- 
maßnahmen der Zugang zu den Märkten der In- 
dustrieländer erschwert wird und den Entwick- 
lungsländern dadurch Exportausfälle entstehen. 

Diese Forderungen wurden von den Industrielän- 
dern nur teilweise als berechtigt anerkannt. Die De- 
legation der Bundesrepublik bemühte sich gemein- 
sam mit den Delegationen anderer Länder — beson- 
ders Kanadas und Frankreichs — um einen Aus- 
gleich der unterschiedlichen Standpunkte und trug 
entscheidend dazu bei, daß eine Konfrontation zwi- 
schen Entwicklungsländern und Industrieländern 
vermieden werden konnte. 

Zu den wichtigsten Ergebnissen der Konferenz ge- 
hörten die Erklärung zur Umwelt des Menschen so- 
wie die Errichtung eines Umweltfonds und eines Um- 
weltprogrammes der VN zur Förderung und Koordi- 
nierung des Umweltschutzes (UNEP). 


9 Internationale Entwicklungsbanken 
9.1 Weltbankgruppe 

Die 1944 gegründete Internationale Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung (Weltbank), deren ur- 
sprüngliche Aufgabe die Finanzierung des Aufbaus 
kriegszerstörter Gebiete war, hat sich in den letzten 
Jahren zum größten Geldgeber für die Dritte Welt 
entwickelt. Entsprechend dem Ziel, das der Präsi- 
dent der Bank, Robert S. McNamara, kurz nach 
seiner Amtsübernahme im Jahre 1968 gesetzt hatte, 
hat die Weltbank in den letzten fünf Jahren die für 
die Entwicklungsfinanzierung aufgebrachten Mittel 
im Vergleich zum Zeitraum 1964 bis 1968 mehr als 
verdoppelt. 
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Die Bundesrepublik gehört der Weltbank seit 1952 
an. Bei den beiden übrigen Gliedern der Weltbank- 
gruppe, der Internationalen Finanz-Corporation 
(IFC), gegründet 1956, und der Internationalen Ent- 
wicklungsorganisation (IDA), gegründet 1960, ist 
die Bundesrepublik Gründungsmitglied. 

Während sich die Weltbank ihre Mittel vornehmlich 
auf den Kapitalmärkten der Welt beschafft und da- 
her ihre Darlehen kostendeckend, d. h. zu kommer- 
ziellen Zinssätzen, kalkulieren muß, wird die IDA 
aus öffentlichen Mitteln finanziert und kann zinslose 
Kredite mit einer Laufzeit von 50 Jahren (davon 
zehn tilgungsfreie Jahre) an die ärmeren Entwick- 
lungsländer, d. h. solche, deren Durchschnittseinkom- 
men weniger als 375 US-S pro Kopf beträgt, verge- 
ben. Lediglich zur Deckung ihrer laufenden Kosten 
erhebt die IDA eine jährliche Gebühr in Höhe von 
0,75 ®/o des Kredits. 

Die Internationale Finanz-Corporation (IFC) über- 
nimmt Beteiligungen und vergibt Kredite an private 
Unternehmer in weniger entwickelten Mitgliedslän- 
dern-, sie wirkt als Katalysator für die Mobilisierung 
von Privatkapital und hat insofern der Deutschen 
Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(DEG) als Vorbild gedient; ihr Finanzvolumen (Zu- 
sagen von rd. 150 Millionen US-S pro Jahr) ist im 
Vergleich zu Weltbank und IDA gering. 

Bei der Weltbank und IDA ist die Bundesrepublik 
nach den USA und Großbritannien mit 5,42 bzw. 
5,27 % drittgrößter Anteilseigner. Mit ihrer Beteili- 
gung am Kapital der IFC liegt die Bundesrepublik 
an sechster Stelle. 

9.1.1 Weltbank 

Von den drei Organisationen der Gruppe hat die 
Weltbank das größte Finanzvolumen. Im Geschäfts- 
jahr 1972^1973 bewilligte sie neue Darlehen in Höhe 
von 2,051 Mrd. US-$. Die Zahl der Kreditzusagen 
belief sich auf 73. Die geographische Verteilung der 


Kredite war wie folgt: 

Ostafrika 6 

Westafrika 7 

Europa, Naher Osten 

und Nordafrika 24 

Asien 14 

Lateinamerika und Karibik 22 


Bedingung für die Vergabe eines Weltbank-Kredi- 
tes, der sowohl an öffentliche als auch an private 
Institutionen gehen kann, ist eine Rückzahlungsga- 
rantie der Regierung des Empfängerlandes. 

Das genehmigte Grundkapital der Weltbank be- 
trägt 27,0 Mrd. US-S ^). Davon haben die insgesamt 
122 Mitgliedsländer z. Z. rd. 25,2 Mrd. S gezeichnet. 
Satzungsgemäß sind zehn Prozent des gezeichneten 
Kapitals einzuzahlen, der Rest ist Haftungskapital. 
Der Anteil der Bundesrepublik am gezeichneten Ka- 
pital beträgt 1 365,3 Millionen US-S. 

Der deutsche Kapitalmarkt ist in den letzten Jahren 
zur wichtigsten Quelle für die von der Weltbank 
auf genommenen Mittel geworden: 

^) in US-$ zum Feingoldgehalt von 1944 


Mittelaufnahme der Weltbank (brutto, einschließlich 
Plazierungen bei Zentralbanken) Millionen US-$ 



insgesamt 

davon in der 
Bundesrepublik 

1969/70 

735 

41 

1970/71 

1 074 

246 

1971/72 

1 744 

328 

1972/73 

1 723 

363,6 


Außer ihrer Finanzierungs- und Beratungsfunktion 
hat die Weltbank eine wichtige Koordinierungsfunk- 
tion für die internationale Entwicklungshilfe, beson- 
ders in den Beratungsgruppen und Konsortien, die 
für einige wichtige Entwicklungsländer gebildet wur- 
den. Außerdem veröffentlicht sie Untersuchungen 
über Kernprobleme der Entwicklungsländer und der 
Weltwirtschaft. 

9.1.2 IDA 

Die IDA hat im Geschäftsjahr 1972/73 75 Kredite in 
Höhe von 1,357 Milliarden US-S zugesagt. Sie hat 
z. Z. eine Kapitalausstattung von rd. 5,4 Milliarden 
US-S; das Grundkapital von unsprünglich einer Mil- 
liarde US-S ist bisher insgesamt dreimal aufgestockt 
worden. Eine vierte Aufstockung mit einem Gesamt- 
volumen von 4,5 Milliarden $ für die Jahre 1974 bis 
1976 ist auf der Weltbanktagung in Nairobi im Sep- 
tember 1973 beschlossen worden. Die Bundesrepu- 
blik hat sich an diesen Aufstockungen regelmäßig 
beteiligt. Ihr Anteil, der bisher 9,76 ®/o betrug, wird 
sich bei der vierten Aufstockung auf 11,43 belau- 
fen. Sie ist damit zum zweitgrößten Kapitalgeber der 
IDA geworden. 

Die deutschen Beiträge zur IDA hatten folgende 
Höhe: 



Gesamt- 

volumen 

deutscher 

Anteil 


Millionen US-$ von 1960 

Grundkapital 

1 000 

53 

1 . Aufstockung 

(1965 bis 1967) 

750 

73 

2. Aufstockung 

(1968 bis 1970) 

1 200 

117 

3. Aufstockung 

(1971 bis 1973) 

2 400 

234 

4. Aufstockung 

(1974 bis 1976) 

4 500 

514,5 


9.2 Regionale Entwicklungsbanken 

Ebenso wie die Weltbankgruppe mobilisieren auch 
die regionalen Entwicklungsbanken in großem Um- 
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fang Kapital für die Entwicklungsländer. Das älteste 
und größte Kreditinstitut dieser Art ist die 1959 ge- 
gründete Interamerikanische Entwicklungsbank 
(IDB). Die Mitgliedschaft bei dieser Bank ist zur Zeit 
nur Ländern der Region Amerika, insbesondere den 
Mitgliedstaaten der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS), möglich. Die IDB strebt jedoch die 
Erweiterung der Bank durch Aufnahme nichtregio- 
naler Mitglieder an. Die zu diesem Zweck eingelei- 
teten Beitrittsverhandlungen werden voraussichtlich 
in den nächsten Monaten abgeschlossen. 

Die Asiatische Entwicklungsbank wurde 1966 ge- 
gründet. An ihr sind 26 asiatische Länder und alle 
bedeutenden westlichen Industrieländer beteiligt. 
Ende 1972 trat eine Erhöhung des genehmigten Kapi- 
tals von bisher 1,1 Milliarde US-S auf 2,75 Milliarden 
US-$ in Kraft. Sobald die Kapitalerhöhung von den 
Mitgliedsländern voll gezeichnet ist, wird der deut- 
sche Anteil am Kapital 3,3 ®/o betragen. Größte An- 
teilsseigner sind Japan und die USA (vorbehaltlich 
der noch ausstehenden Zeichnung der Kapitalerhö- 
hung) mit je knapp 20 %. Der Bank stehen außerdem 
Sonderfondsmittel (für Kredite zu besonders günsti- 
gen Bedingungen) zur Verfügung, zu denen die Bun- 
desrepublik bisher insgesamt 46,0 Millionen DM bei- 
getragen hat. Für 1974 ist eine weitere Rate in Höhe 
von 20,8 Millionen DM zugesagt worden. Haupt- 
kreditnehmer der Bank waren bisher Südkorea, die 
Philippinen und Taiwan bei den normalen Krediten 
und Indonesien bei den zinsgünstigen Sonderfonds- 
krediten. 

Zur Zeit finden Verhandlungen zur Errichtung eines 
neuen umfassenden Sonderfonds statt. Dieser Fonds 
soll bis 1975 mit 525 Millionen US-S ausgestattet 
werden. Er dient der Vergabe langfristiger „wei- 
cher" Kredite an die ärmeren Entwicklungsländer 
der Region. Die Bundesrepublik wird sich voraus- 
sichtlich mit 34,5 Millionen US-$ beteiligen. 

Bei der Afrikanischen Entwicklungsbank wurde im 
Juli 1973 ein Entwicklungsfonds für die Vergabe 
zinsgünstiger Kredite gegründet. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland wird zu diesem Fonds einen Bei- 
trag von ca. 24 Millionen DM leisten, sobald das 
Ratifizierungsverfahren über den deutschen Beitritt 
abgeschlossen ist. Vorgesehen ist eine Zahlung in 
drei Raten von je rd. 8 Millionen DM im Zeitraum 
1973 bis 1975. Am Grundkapital der Afrikanischen 
Entwicklungsbank sind bisher ausschließlich afrika- 
nische Länder beteiligt. 


10 Entwicklungshilfeausschuß der OECD (DAC) 

10.1 Deutscher Beitrag zur Tätigkeit des DAC 

Der Entwicklungshilfeausschuß (DAC) der 1961 ge- 
gründeten Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD), dem alle wich- 
tigen westlichen Geberländer angehören, ist zu 
einem internationalen Diskussionsforum über die 
Prinzipien und Bedingungen der Entwicklungshilfe 
geworden. Das Sekretariat des Ausschusses hält die 
Leistungen der Mitglieder für die Entwicklungslän- 
der fest und erstellt umfangreiche Statistiken (vgl. 


dazu auch den nächsten Abschnitt). Jährliche „Exa- 
mina" dienen einer kritischen Bewertung der Ent- 
wicklungspolitik der Mitgliedsländer. 

Die wesentlichen Ergebnisse dieser Prüfungen wer- 
den im jährlichen Bericht des Vorsitzenden des DAC 
zusammengefaßt. Ferner bemüht sich der Ausschuß 
um die Aufstellung gemeinsamer Grundsätze der Ent- 
wicklungspolitik und den gegenseitigen Informa- 
tionsaustausch auf dem Gebiet der Entwicklungs- 
hilfe. 

In den vergangenen Jahren standen die Bemühun- 
gen um die Aufhebung der Lieferbindung, die Ko- 
ordinierung der Hilfe an Ort und Stelle und die Re- 
vision der Konditionenempfehlung aus dem Jahre 
1969 im Vordergrund der Beratungen. 

Die Arbeiten an dem Abkommen über die Aufhe- 
bung der Lieferbindung der Entwicklungshilfe, die 
bereits kurz vor dem Abschluß standen, sind infolge 
der währungspolitischen Ereignisse im Sommer 1971 
unterbrochen worden. Auf der elften Jahrestagung 
des DAC im Oktober 1972 hat die deutsche Delega- 
tion sich nachdrücklich dafür eingesetzt, daß das 
Thema weiterhin auf der Tagesordnung des DAC 
bleibt. 

Auf der Internationalen Konferenz für Entwicklungs- 
politik, die im Juni 1970 in Heidelberg stattfand, und 
im DAC hat die Bundesregierung sich für eine ver- 
besserte Koordinierung der Hilfemaßnahmen ver- 
schiedener Länder an Ort und Stelle eingesetzt. Sie 
hat an dem entsprechenden DAC-Beschluß vom Mai 
1971 mitgewirkt, bei dessen Umsetzung in die 
Praxis jedoch — nicht zuletzt wegen der zögernden 
Haltung mancher Empfängerländer — die Ergeb- 
nisse hinter den Erwartungen zurückgeblieben sind. 

Mit Unterstützung der deutsche Delegation hat das 
DAC im Oktober 1972 eine neue Konditionenempfeh- 
lung beschlossen, die den Entwicklungsländern wei- 
tere Erleichterungen bringt. Die Empfehlung sieht 
unter anderem für das gesamte öffentliche Entwick- 
lungshilfeprogramm jedes DAC-Mitglieds ein rech- 
nerisches Zuschußelement von mindestens 84 ^/o 
vor^). Die DAC-Mitglieder werden ferner aufgefor- 
dert, sich um eine Harmonisierung der Konditionen 
für die einzelnen Entwicklungsländer zu bemühen. 

Auf der elften Jahrestagung des DAC (Oktober 
1972) wurde auch die künftige Rolle des DAC er- 
örtert. Die deutsche Delegation hat bei dieser Ge- 
legenheit auf die Klammerfunktion des DAC für die 
Entwicklungspolitik der EWG der Neun mit derje- 
nigen der USA und Japans hingewiesen und ange- 
regt, daß das DAC zusätzlich die Aufgabe über- 
nimmt, den Dialog mit den Entwicklungsländern, 
z. B. aus Anlaß der Überprüfung der Entwicklungs- 
politik im Rahmen der VN (sogenanntes Review & 
Appraisal, vgl. oben Abschnitt 2.1) und der kommen- 
den vierten VN-Konferenz für Handel und Entwick- 
lung, vorzubereiten. Ein sachbezogener und frucht- 
barer Dialog mit den Entwicklungsländern soll die 
Wirksamkeit der Hilfemaßnahmen, die den ärmsten 
Teilen der Bevölkerung zugute kommen müßten, er- 
höhen. Weiter trat die deutsche Delegation dafür 


Ü zur Erklärung des Zuschußelements s. Fußnote S. 31 
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ein, im DAC nicht nur über Hilfe im engeren Sinne 
zu sprechen, sondern — unbeschadet der Zuständig- 
keit anderer OECD-Ausschüsse und anderer inter- 
nationaler Institutionen — alle Aspekte der Ent- 
wicklungspolitik zu behandeln. Der enge Zusammen- 
hang der Entwicklungshilfe mit der Handels- und 
Rohstoffpolitik, der internationalen Währungspoli- 
tik, der internen Strukturpolitik sowie der Wissen- 
schaftspolitik wurde auch von anderen Delegationen 
während der DAC- Jahrestagung 1972 unterstrichen. 

10.2 Deutsche Leistungen 

im internationaien Vergieich 

10.2.1 Grundlagen des Vergleichs 

Der Entwicklungshilfeausschuß (DAC) der OECD 
überprüft jährlich die Leistungen seiner Mitglieder 
unter quantitativen und qualitativen Aspekten. 
Grundlage dieser Überprüfungen sind Statistiken, 
die etwa 86 ®/o der öffentlichen Mittel erfassen, die 
den Entwicklungsländern zufließen ; bei Einbezie- 
hung der privaten Leistungen sogar 95 ®/o. Den Rest 
stellen die Staatshandelsländer zur Verfügung. 

Das DAC hat im Laufe der Jahre die Methoden 
immer weiter verfeinert, nach denen Leistungen ka- 
tegorisiert und vergleichbar gemacht werden kön- 
nen. Die Einteilung der Leistungen in öffentliche Ent- 
wicklungshilfe (ODA), sonstige öffentliche Leistun- 
gen, private Entwicklungshilfe und Leistungen der 
Wirtschaft wurde bereits erwähnt, ebenso die Unter- 
scheidung zwischen bi- und multilateralen Leistun- 
gen. 

Für die DAC-Statistik gilt grundsätzlich das Netto- 
prinzip, d. h. die ausgezahlten Bruttobeträge der 
Hilfe eines Gebers werden um die in der gleichen 
Periode eingegangenen Tilgungsrückflüsse aus Ent- 
wicklungsländern gekürzt. Bereits auf diese Weise 
wird eine gewisse Vergleichbarkeit von Zuschüssen 
und Krediten erreicht. Eine zusätzliche Vergleichs- 
möglichkeit bietet der sogenannte „Netto-Transfer", 
der sich ergibt, wenn von den Nettoleistungen auch 
noch die Zinsrückflüsse abgezogen werden. Die Ent- 
wicklungsländer fordern — z. B. in der Deklaration 
von Lima (vgl. Abschnitt 2.3) — die Leistungen nach 
der Netto-Transfer-Methode zu berechnen. Eine 
dritte Möglichkeit, Leistungen verschiedener Quali- 
tät zu vergleichen, liegt in der Berücksichtigung des 
sogenannten „Zuschußelements": Zuschüsse gehen 
zu 100 °/o in diese Rechnung ein, bei Krediten wird 
der Nennwert um den abgezinsten Gegenwartswert 
der Einnahmen, die aus dem künftigen Schulden- 
dienst zu erwarten sind, verringert (vgl. Erklärung 
Fußnote S. 31). 

Von entscheidender Bedeutung ist, daß nicht nur die 
absoluten Beträge verglichen werden, sondern die 
Leistungen der Geberländer auch zu deren Brutto- 


sozialprodukt (BSP) in Beziehung gesetzt werden, 
wie das auch bei der Aufstellung des 0,7-Prozent- 
Zieles geschehen ist. 

10.2.2 Ergebnisse 

Gemessen an der absoluten Höhe der Leistungen 
gehört die Bundesrepublik zu den großen Geberlän- 
dern. Ihre Gesamtleistungen, einschließlich privater 
Leistungen, von 5,52 Milliarden DM im Jahre 1972 
wurden nur von den USA, Japan und Frankreich 
übertroffen; bei der öffentlichen Entwicklungshilfe 
nahm die Bundesrepublik mit 2,60 Milliarden DM 
hinter den USA und Frankreich den dritten Platz ein 
(vgl. Anlage 9, Tabellen 19 bis 22). 

Bezieht man die Leistungsfähigkeit mit ein, so steht 
die Bundesrepublik im internationalen Vergleich 
nicht günstig da. In Tabelle IX auf S. 53 sind die 
Geberländer nach ihrem Wohlstand, gemessen am 
BSP pro Kopf der Bevölkerung, geordnet. Diese 
Rangfolge wird verglichen mit der relativen Posi- 
tion, die die Länder bei der Erfüllung verschiedener 
Leistungsziele einnahmen. 

Die Tabelle zeigt auch, daß zwischen der Leistungs- 
fähigkeit der einzelnen DAC-Länder und dem An- 
teil ihrer Hilfe am Bruttosozialprodukt kein enger 
Zusammenhang besteht. Daher entspricht die sich 
aus den Leistungen ergebende Rangfolge dieser 
Länder keineswegs der in Tabelle IX gezeigten Rei- 
henfolge aufgrund des Wohlstandes, gemessen am 
Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung 
(s. Spalte 1). 

Besser schneidet die deutsche Hilfe beim Qualitäts- 
vergleich ab. Der Anteil der multilateralen Hilfe hat 
in den letzten Jahren einen hohen Stand erreicht; 
zum anderen wurden auch diie Konditionen der bila- 
teralen Hilfe ständig verbessert. Der Anteil der 
Kredite an der öffentlichen Hilfe der Bundesrepublik 
liegt mit 47 ^/o (1972) zwar immer noch erheblich 
über dem Durchschnitt der DAC-Länder (37 Vo). Die 
Konditionen dieser Kredite sind jedoch inzwischen 
so günstig, daß das durchschnittliche Zuschußelement 
der gesamten öffentlichen Hilfe der Bundesrepublik 
mit Bl Vo den DAC-Durchschnitt von 84 '^/o fast er- 
reichte. 

Bezieht man die Gesamtleistungen auf das Brutto- 
sozialprodukt, so zeigt sich, daß die Bundesrepublik 
das 1 -Prozent-Ziel verschiedentlich erfüllt hat (vgl. 
Abbildung 3 auf Seite 20). Dieses Leistungsziel hat 
im Vergleich zum 0,7-Prozent-Ziel nur noch geringe 
Bedeutung. Das Volumen der privaten Leistungen 
ist starken Schwankungen unterworfen und von der 
Regierung kaum zu beeinflussen. Der Anteil der 
Gesamtleistungen am Bruttosozialprodukt, den die 
Bundesrepublik ln den letzten Jahren erreichte, lag 
meist Über dem DAC-Durchschnitt (vgl. Tabelle 20 
im Anhang). 
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Tabelle IX 


Vergleichende Gegenüberstellung der Entwicklungshilfeleistungen im Jahre 1972 


öffentliche Entwicklungshilfe 


Länder nach der Höhe 
des Bruttosozialprodukts 
pro Kopf der Bevölkerung 

i 

BSP pro Kopf 
der Bevölkerung 

Gesamtbetrag 
der öffentlichen 
und privaten 
Nettoleistungen 

Nettobetrag 
der öffentlichen 
Entwicklungs- 
hilfe 

Nettotransfer 

Zuschußelement 

us-$ 

Rela 

tive 

Posi- 

tion 

in ®/o 
des BSP 

Rela- 

tive 

Posi- 

tion 

in Vo 
des BSP 

' Rela- 
1 tive 
j Posi- 
1 tion 

in ^/ü 
des BSP 

Rela- 

tive 

Posi- 

tion 

1 

in ^/o 

1 des BSP 

i 

Rela- 

tive 

Posi- 

tion 

Vereinigte Staaten 

5 510 

1 

0ß4 

11 

0,29 

12 

0,27 

12 

0,26 

12 

Schweden 

5 080 

2 

0,66 

10 

0,48 

6 

0,48 

6 

0,47 

6 

Kanada 

4 760 

3 

0,98 

6 

0,47 

7 

0,47 

7 

0,44 

7 bis 8 

Schweiz 

4 700 

4 

0,58 

12 

0,22 

13 

0,21 

13 

0,16 

14 

Dänemark 

4210 

5 

0,57 

13 

0,45 

8 

0,45 

8 

0,44 

7 bis 8 

Bundesrepublik 
Deutschland 

4 170 

6 

0,67 

9 

0,31 

11 

0,28 

11 

0,31 

11 

Norwegen 

3 900 

7 

0,37 

16 

0,41 

9 

0,41 

9 

0,41 

10 

Frankreich 

3 790 

8 

1,06 

5 

0,67 

2 bis 3 

0,64 

3 

0,74 

2 

Belgien 

3 600 

9 

1J6 

3 

0,55 

5 

! 0,55 

5 

0,55 

5 

Niederlande 

3 430 

10 

1,42 

2 

0,67 

2 bis 3 

0,66 

2 

0,64 

3 

Australien 

3 420 

11 

0,95 

7 

0,61 

4 

0,61 

4 

0,59 

4 

Japan 

2 750 

12 

0,93 

8 

0,21 

14 

0,18 

14 

0,17 

13 

Österreich 

2 730 

13 

0,55 

14/15 

0,09 

15 

0,08 

15 

0,09 

15 

Großbritannien 

2 720 

14 

1,11 

4 

0,40 

10 

0,35 

10 

0,43 

9 

Italien 

2 180 

15 

0,55 

14/15 

0,08 

16 

0,06 

16 

0,08 

16 

Portugal 

860 

i 

16 

2,49 

1 

1,91 

1 

1,80 

1 

1,00 

1 

DAC-Mitgliedstaaten 

insgesamt . . . 

3 980 

— 

0,77 

— 

0,34 

— 

0,32 

— 

0,32 

— 


Zuschußelement der Brutto-Auszahlungen 


Quelle : DAC-Dokument DAC (73) 39 
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10.2.3 Perspektiven 

Nach dem Beitritt zu den Vereinten Nationen, er- 
hält das Bekenntnis der Bundesrepublik zu den 
Grundsätzen der Strategie für die Zweite Entwick- 
lungsdekade ein erhöhtes Gewicht. 

Einige DAC-Länder haben das 0,7-Prozent-Ziel mit 
Zeitziel (1975) anerkannt: Belgien, Niederlande, 
Norwegen, Portugal und Schweden. Eine Reihe 
weiterer Länder wird dem Ziel Mitte der Dekade 
sehr nahe gekommen sein. Nach Schätzungen des 
DAG ist für die Länder der EWG mit folgender Ent- 
wicklung der öffentlichen Hilfe, bezogen auf das 
Bruttosozialprodukt, zu rechnen: 

Anteil der öffentlichen Hilfe am Bruttosozialprodukt 

— in Vo — 


Land 1975 


Belgien/Luxemburg 0,70 

Dänemark 0,63 

Frankreich 0,65 

Großbritannien 0,45 

Italien 0,17 

Niederlande 0,70 


EWG -Durchschnitt ohne 

Bundesrepublik (gewichtet) 0,50 


Die Bundesrepublik wird ihre Leistungen in den 
kommenden Jahren ebenfalls erheblich steigern. 
Die Planung geht davon aus, daß der Anteil der 
öffentlichen Hilfe am Bruttosozialprodukt von rd. 
0,31 ®/o im Jahre 1974 über 0,33 ’^/o im Jahre 1975 
auf 0,42 '“/o im Jahre 1978 zu steigern ist. Um das 
0,7-Prozent-Ziel zu erreichen, sind auch in den fol- 
genden Jahren weiter erhebliche Aufstockungen des 
Mittelansatzes in den Haushaltsplänen erforderlich. 


1 1 Entwicklungspolltische Aspekte der 
Handels-, Währungs- und Strukturpolitik 

Angesichts der immer enger werdenden Verflech- 
tung der Länder miteinander gibt es wohl kaum 
eine Maßnahme der Politik der Industrieländer, die 
nicht Auswirkungen auf die Länder der Dritten Welt 
hätte. Vor allem die Bereiche der Handels- und 
Strukturpolitik, aber auch der Währungspolitik, 
stehen in einer engen Beziehung zu den Maßnah- 
men der Entwicklungspolitik. Sie müssen, um lang- 
fristig erfolgreich zu sein, wechselseitig abgestimmt 
und ergänzt werden. 

11.1 Handelspolitik 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer entwicklungs- 
politischen Konzeption vom 11. Februar 1971 und 
in der Fortschreibung der Konzeption vom 11. Juli 


1973 zu einer stärkeren Förderung des Handels der 
Entwicklungsländer bekannt. Sie wird ihre Handels- 
politik unter Berücksichtigung der besonderen Inter- 
essen der Entwicklungsländer fortführen und sich 
in der Europäischen Gemeinschaft für eine ähnliche 
Haltung nachdrücklich einsetzen. Sie erkennt an, 
daß die Entwicklungsländer ein legitimes Interesse 
an einem möglichst stetigen Wachstum ihrer Aus- 
fuhren haben, um kontinuierlich steigende Devisen- 
erlöse zu erzielen. Sie ist insbesondere bereit, kon- 
struktiv an Lösungen mitzuarbeiten, durch die den 
ärmeren Entwicklungsländern besondere Handels- 
vorteile eingeräumt werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist einer der be- 
deutendsten Absatzmärkte der Entwicklungsländer. 
Die Einfuhren aus außereuropäischen Entwicklungs- 
ländern sind 1972 weiter gestiegen. Sie erreichten 
19,6 Mrd. DM. Die Einfuhren von gewerblichen 
Halb- und Fertigwaren betrugen 1972 4,44 Mrd. DM, 
von Rohstoffen 9,84 Mrd. DM und von Ernährungs- 
gütern 5,25 Mrd. DM. Wichtig ist, daß besonders die 
Einfuhren von Fertigwaren aus Entwicklungsländern 
mit 25,6 ®/o eine überdurchschnittliche Steigerungs- 
rate aufweisen, während gleichzeitig der prozen- 
tuale Anteil der Rohstoffeinfuhren aus Entwick- 
lungsländern weiter abnahm. Die deutschen Aus- 
fuhren in die außereuropäischen Entwicklungslän- 
der stiegen auf 17 Mrd. DM. Die Außenhandels- 
bilanz mit der Bundesrepublik Deutschland brachte 
den außereuropäischen Entwicklungsländern also 
1972 einen Devisenüberschuß von etwa 2,6 Mrd. DM 
(vgl. Anlage 9, Tabelle 8). 

Die kommenden multilateralen Handelsverhandlun- 
gen im Rahmen des GATT können nach Auffassung 
der Bundesregierung nur dann erfolgreich sein, 
wenn dabei die besonderen Interessen der Entwick- 
lungsländer Berücksichtigung finden. Die Bundes- 
regierung ist bereit, sich für zusätzliche Handels- 
vorteile der Entwicklungsländer Ginzusetzen und 
dabei auf Gegenleistungen zu verzichten, die mit 
deren Handels- und Entwicklungsbedürfnissen un- 
vereinbar sind. In den Verhandlungen müssen die 
Handelsprobleme der am wenigsten entwickelten 
Entwicklungsländer besondere Beachtung finden. 

Das allgemeine Zollpräferenzsystem gewährt für 
alle industriellen Halb- und Fertigwaren aus Ent- 
wicklungsländern auf die Dauer von 10 Jahren eine 
zollfreie Einfuhr in die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft. Dieses Präferenzangebot wird durch be- 
stimmte Höchstmengen (Plafonds) begrenzt, die sich 
aus den Präferenzeinfuhren bestimmter Jahre plus 
einem Zusatzbetrag errechnen. Für 1973 betrug diese 
Höchstmenge für die gesamte EWG 1 073 Millio- 
nen US-$ (ohne Textilien). Textilerzeugnisse können 
Entwicklungsländer bis zu einer Gesamtmenge von 
37 600 t zollfrei in die EWG liefern. 

Für Baumwolltextilien gelten die Präferenzen nur 
für die Entwicklungsländer, die Mitglieder des inter- 
nationalen Baumwolltextilabkommens sind oder 
ähnliche Verpflichtungen zur Respektierung von 
Mengenregelungen übernommen haben. Bei Erzeug- 
nissen, bei denen die Entwicklungsländer schon be- 
sonders konkurrenzfähig sind, den sogenannten sen- 
siblen Waren, werden die festgelegten Höchstmen- 
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gen dm einzelnen überwacht und bei Überschreitung 
der Höchstmengen weitere zollfreie Lieferungen ge- 
gebenenfalls nicht mehr zugelassen. Die Präferenz- 
behandlung ist bei Agrarprodukten auf eine relativ 
kleine Gruppe von 150 Warenpositionen beschränkt 
und durch eine Schutzklausel abgesichert, die bei 
Auftreten von internen Schwierigkeiten die Beendi- 
gung der Präferenzbehandlung erlaubt. 

Die Entwicklungsländer haben in den ersten beiden 
Jahren der Anwendung des Systems für 1,7 Mrd. 
DM Halb- und Fertigwaren zollfrei oder zollbegün- 
stigt in die Bundesrepublik Deutschland eingeführt, 
das entspricht 20 ^/o der gesamten Einfuhren von 
Halb- und Fertigwaren aus allen Entwicklungslän- 
dern in die Bundesrepublik Deutschland. Die Ein- 
fuhren betrugen in der Zeit vom 1. Juli 1972 bis 
30. Juni 1973 896 Millionen DM gegenüber 654 Mil- 
lionen DM in der Vergleichszeit vom 1. Juli 1971 
bis 30. Juni 1972. Etwa zwei Drittel der Präferenz- 
einfuhren waren Erzeugnisse ohne strikte Überwa- 
chung, während nur ein Drittel zur sog. sensiblen 
Kategorie gehörte. Bei bestimmten Fertigwaren- 
gruppen, z. B. bei Bekleidung, Lederwaren, Holz- 
erzeugnissen und Metallwaren haben sich Über- 
dur chschnittMche Steigerungen gezeigt. 

Die Bundesregierung wird sich in der EWG dafür 
einsetzen, daß die allgemeinen Präferenzen 1974 
weiter verbessert werden. 

Bei der derzeitigen Struktur ihrer Volkswirtschaften 
sind die Entwicklungsländer noch in hohem Maße 
von der Ausfuhr von Rohstoffen abhängig. Um die 
nachteiligen Folgen schwankender Rohstoffpreise 
auf das Wachstum möglichst gering zu halten, ist 
es erforderlich, daß sich diese Länder aus der Ab- 
hängigkeit von Rohstoff ausfuhren lösen und ihre 
Volkswirtschaften auf eine braitere Basis stellen. 
Die Bundesregierung wird den Entwicklungsländern 
bei diesen Bemühungen im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten helfen und durch eine weitere Öffnung ihres 
Marktes für Produkte dieser Länder diesen Prozeß 
unterstützen. 

Zur Milderung der Nachteile von Preisschwankun- 
gen können in Einzelfällen Abkommen beitragen, 
die das Ziel haben, extreme Preisausschläge nach 
oben und unten zu verhindern. Im Rahmen einer 
umfassenden weltweiten Entwicklungspolitik der 
Gemeinschaft ist die Bundesregierung entsprechend 
dem Ergebnis der EWG-Qipfelkonferenz von 1972 
bereit, in den hierfür geeigneten Fällen Abkommen 
über Grundstoffe der Entwicklungsländer mit dem 
Ziel einer Stabilisierung der Märkte und einer Stei- 
gerung der Ausfuhrerlöse der Entwicklungsländer 
zu fördern. Aufgrund eines Kabinettsbeschlusses 
vom Dezember 1972 ist die Bunde srepübliik Deutsch- 
land dem Internationalen Kakaoabkommen beige- 
treten. 

1 1 .2 Währungspolitik 

Die währungspolitischen Ereignisse der letzten Zeit 
haben die Abhängigkeit der Entwicklungsländer 
vom Weltwährungssystem besonders deutlich ge- 
zeigt. Die Länder der Dritten Welt fordern daher 
seit längerer Zeit eine gleichberechtigte Beteiligung 
bei der Neuordnung des Währungssystems. 


Die Delegation der Bundesrepublik setzte sich auf 
der III. UNCTAD in Santiago de Chile für eine an- 
gemessene Beteiligung der Entwicklungsländer an 
den währungspolitischen Entscheidungen ein. Sie 
hielt sich dabei an die in der entwicklungspolitischen 
Konzeption der Bundesregierung niedergelegte Auf- 
fassung, daß bei zunehmender Integration der Län- 
der der Dritten Welt in den internationalen Handel 
auch ihrem Bedürfnis nach einer angemessenen Ver- 
sorgung mit Währungsreserven Rechnung getragen 
werden müsse. 

In der vom Gouverneur des IWF im vergangenen 
Jahr mit den Vorarbeiten für die Reform des inter- 
nationalen Währungssystems betrauten sogenann- 
ten Zwanzigergruppe stellen die Entwicklungslän- 
der neun Vertreter. Diese haben sich dort insbeson- 
dere dafür ausgesprochen, die durch Einräumung 
von Sonderziehungsrechten (SZR) neu geschaffene 
internationale Liquidität auch für Entwicklungshilfe- 
zwecke einzusetzen. Die Haltung der Industrielän- 
der in der Frage der Verwendung von SZR für Ent- 
wicklungshilfe ist noch uneinheitlich. Die Bundes- 
regierung hält es für notwendig, daß das Vertrauen 
in die Sonderziehungsrechte als international akzep- 
tiertes Reservemedium weiterhin gefestigt und ein 
inflationsfreies Funktionieren dieses neuen Reserve- 
mechanismus sichergestellt wird. Sie bejaht zugleich 
aber auch eine angemessene Beteiligung der Ent- 
wicklungsländer an der Schaffung neuer Sonderzie- 
hungsrechte — die sich insgesamt nach den Kriterien 
eines an Stabilitätsgesichtspunkten orientierten 
„weltweiten Bedarfs" richten muß — , auch wenn 
dies zu Lasten der Industrieländer geht. 

11.3 Strukturpolitik 

Der Handel zwischen den Entwicklungsländern und 
den Industrieländern könnte allein dadurch vergrö- 
ßert werden, daß die Entwicklungsländer ihre kom- 
parativen Kostenvorteile intensiver als bisher nut- 
zen. Eine verstärkte internationale Arbeitsteilung 
wäre nicht nur ein Beitrag zur Lösung der Beschäf- 
tigungs- und Zahlungsbilanzprobleme der Entwick- 
lungsländer, sondern würde langfristig auch die 
Wachstumschancen der weiter entwickelten Volks- 
wirtschaften verbessern. Die Bundesregierung hat 
daher in ihrer entwicklungspolitischen Konzeption 
betont, daß Strukturänderungen, die durch die ver- 
stärkte Integration der Entwicklungsländer in die 
internationale Arbeitsteilung ausgelöst werden, 
nicht aufgehalten werden dürfen. Sie müssen viel- 
mehr, wenn erforderlich, durch angemessene struk- 
turpolitische Maßnahmen unterstützt werden. Das 
gilt iSowohl für die nationale Strukturpolitik als 
auch für die künftige Strukturpolitik der Europä- 
ischen Gemeinschaft. 

Hierzu gehört auch, daß die Bundesregierung die 
Industrie frühzeitig über wirtschaftspolitische Daten- 
änderungen unterrichtet, z. B. durch eine möglichst 
frühe Ankündigung weiterer Libeialisierungsmaß- 
nahmen im Handel mit den Entwicklungsländern. 

Auch durch Vermittlung von Informationen bzw. 
durch Beratung, z. B. in Form von Brachenanalysen 
und -Prognosen wirtschaftswissenschaftlicher Insti- 
tute, stellt die Bundesregierung Orientierungshilfen 
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zur Verfügung. Sie sollen vor allem den kleinen und 
mittleren Unternehmen helfen, Strukturänderungen 
zu erkennen und sich diesen anzupassen. 

Bei dem Bemühen um eine gezieltere und flexiblere 
Strukturanpassung zur Verbesserung der Arbeitstei- 
lung zwischen Entwicklungs- und Industrieländern 
wird es immer wichtiger, Produktionsverfahren und 
Technologien so einzusetzen, daß sie den spezifi- 
schen Produktionsbedingungen besonders gut ent- 
sprechen, oder sie diesen Bedingungen anzupassen. 

In den Industrieländern existieren Verfahren unter- 
schiedlichen technischen Niveaus, von denen eine 
Reihe wegen des hohen Lohnniveaus für die Unter- 
nehmen unrentabel werden. Für Entwicklungsländer 
kann jedoch die Übernahme solcher Technologien 
zum Teil sinnvoll sein, wenn sie nicht nur zu Er- 
sparnissen beim knappen Produktionsfaktor Kapital 
führen, sondern auch bei geringem Stand des techno- 
logischen Wissens erfolgreich genutzt werden kön- 
nen. Sie können eine Zwischenstufe beim Übergang 
zu hochspezialisierten Produktionsverfahren bilden 
und zu einer eigenständigen Weiterentwicklung 
durch die Entwicklungsländer führen. 

Die Bundesregierung unterstützt seit Jahren den 
Transfer von Technologie in die Entwicklungsländer, 
Technische Beratungsprogramme und die Erweite- 
rung des Informationsaustausches sollen den Ent- 
wicklungsländern helfen, beim Ausbau ihrer Pro- 
duktionsstruktur in großem Umfang Technologien 
anzuwenden, die ihren Verhältnissen entsprechen. 
Als wirksam hat sich auch die Zusammenarbeit deut- 
scher Unternehmen, sei es durch technische Beratung 
oder durch die Überlassung von Patenten und Lizen- 
zen, mit Partnern in Entwicklungsländern erwiesen. 
Eine im Auftrag des BMZ erstellte Studie ergab, daß 
bei den heimischen Unternehmen ein lebhaftes In- 
teresse am weiteren Ausbau der bestehenden Ko- 
operationsformen vorhanden ist, 

1 1 .4 Maßnahmen zur Abwendung von 
Verschuldungskrisen 

Die Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer 
hat in den letzten Jahren rasch zugenommen, neue 
Umschuldungen waren nicht zu vermeiden. 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Verschuldungskri- 
sen liegen zunächst im Verantwortungsbereich der 
Entwicklungsländer selbst. Die Bundesregierung be- 
müht sich ihrerseits, den Gefahren übermäßiger 
Verschuldung entgegenzuwirken. Hierzu gehört die 
Gewährung der Kapitalhilfe zu den im internationa- 
len Vergleich günstigen Standardbedingungen. 

Die Bundesregierung prüft ferner bei Garantierung 
und Verbürgung von Exportkrediten die Verschul- 
dungs- und Rückzahlungsfähigkeit der Käuferländer 
sowie die in Aussicht genommenen Konditionen und 
schränkt gegebenenfalls bei Anzeichen einer Über- 
schuldung die Übernahme von Ausfuhrdeckungen 
ein. 

Weiter unterstützt die Bundesregierung die An- 
strengungen der Entwicklungsländer zur Erhöhung 
ihrer Exporterlöse durch Maßnahmen im handels- 
politischen Bereich und durch gezielte Projekte der 
Entwicklungshilfe zur Exportförderung und zur Ver- 


besserung der Exportstruktur. Schließlich werden als 
konkrete Maßnahmen der Schuldenerleichterung 
Umschuldungen durchgeführt. Die Bundesregierung 
ist bemüht, diese nach Möglichkeit durch rechtzei- 
tige, vorbeugende Maßnahmen, z. B. neue Hilfe in 
Form von Warenhilfen bei vorübergehenden 
Schwierigkeiten, zu vermeiden. Wenn es zu Um- 
schuldungen kommt, werden Lösungen angestrebt, 
die eine nachhaltige Konsolidierung gewährleisten 
und die Gefahr weiterer Umschuldungen verrin- 
gern helfen. Die Bundesregierung geht von dem 
Grundsatz aus, daß Vereinbarungen über Schulden- 
diensterleichterungen mit den Hauptgläubigern un- 
ter Beteiligung der zuständigen internationalen In- 
stitutionen, besonders des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, getroffen werden sollen. Die Bundesre- 
gierung hat sich von 1970 bis 1972 an 18 Umschul- 
dungen beteiligt. Dabei wurden Schuldendienster- 
leichterungen zum Teil durch Prolongation von Til- 
gungsfälligkeiten, zum Teil durch Zinserlaß gewährt. 
Die Zusagen für Umschuldungshilfen beliefen sich 
von 1970 bis 1972 auf 939 Millionen DM. 


12 Entwicklungspolitische Forschung 
und Evaluierung 

Die Tätigkeit der Forschungs- und Evaluierungs- 
einheiten innerhalb der Bundesregierung und der 
Zuwendungsempfänger (DSE, DED, DIEP) dient der 
Vorbereitung von Maßnahmen und der Klärung 
grundsätzlicher Probleme der deutschen Entwick- 
lungspolitik. 

12.1 Forschung und Dokumentation 

Entwicklungspolitische Forschung, die im Auftrag 
des BMZ durchgeführt wird, ist fast ausnahmslos 
angewandte Forschung. Voraussetzung für die Ver- 
gabe eines Auftrags ist, daß die erwarteten Ergeb- 
nisse für die entwicklungspolitische Arbeit des Mi- 
nisteriums von Nutzen sind. Grundlagenforschung 
wird aus dem Einzelplan 23 in der Regel nicht finan- 
ziert. Jedoch unterstützt der Bund über die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft auch entwicklungspoli- 
tisch bedeutsame Sonderforschungsbereiche, in de- 
nen in erster Linie Grundlagenforschung betrieben 
wird. 

Entsprechend ihrem Grundsatzprogramm der Bil- 
dungs- und Wissenschaftshilfe unterstützt die Bun- 
desregierung auch die wissenschaftliche Forschung 
in den Entwicklungsländern. Sie begrüßt eine enge 
Zusammenarbeit von Wissenschaftlern aus der Bun- 
desrepublik und den Entwicklungsländern. Das be- 
sondere Augenmerk richtet sich auf partnerschaft- 
liche Vorhaben zur Erforschung der Probleme der 
Entwicklungsländer an Ort und Stelle. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
fördert seit vier Jahren im Rahmen der wissenschaft- 
lich-technologischen Zusammenarbeit mit anderen 
Ländern zahlreiche Forschungsprojekte, die von 
deutschen Forschungsinstituten zusammen mit Insti- 
tuten in Entwicklungsländern durchgeführt werden. 
Sie sind ein wichtiger Beitrag, um vor allem auf dem 
Gebiet der modernen Wissenschaften die technolo- 
gische Abhängigkeit der Entwicklungsländer zu ver- 
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ringern. Im vierten Atomprogramm der Bundesre- 
gierung für die Jahre 1973 bis 1976 wird erstmals 
der Entwicklung von nuklearen Techniken für die 
speziellen Bedürfnisse der Entwicklungsländer ein 
eigenes Kapitel gewidmet. 

Für den Gesamtbereich der entwicklungspolitischen 
Forschung ist noch keine ausreichende wissenschaft- 
liche „Infrastruktur" vorhanden. An der entwick- 
lungspolitischen Forschung beteiligte Institute haben 
sich allerdings zu vier regionalen Arbeitsgemein- 
schaften (Vorderer Orient, Afrika, Lateinamerika 
und Süd- und Ostasien) und einem interdisziplinären 
Arbeitskreis für Entwicklungsländerforschung 
(lAFEF) zusammengeschlossen. Es kann jedoch 
kaum bezweifelt werden, daß die noch recht junge 
Disziplin der Entwicklungstheorie und -politik in der 
Bundesrepublik Deutschland nachhaltig gefördert 
werden muß. 

Mit Hilfe der Bundesregierung und der Stadt Ham- 
burg wurden vier Leitstellen für die Dokumentation 
über Entwicklungsländer verschiedener Regionen 
eingerichtet. Sie sind den im Verbund des Deutschen 
Übersee-Instituts in Hamburg zusammengeschlosse- 
nen Regionalinstituten angegliedert und arbeiten 
eng mit den regionalen wissenschaftlichen Arbeits- 
kreisen und der Zentralen Dokumentation der Deut- 
schen Stiftung für internationale Entwicklung zusam- 
men. 

Über die Schwerpunkte der entwicklungspolitischen 
Forschung des BMZ — gemessen an den Ausgaben 
für die einzelnen Sachgebiete in den letzten fünf 
Jahren — informiert die folgende Tabelle. 


Ausgaben des BMZ für entwicklungspolitische 
Forschung nach Sachgebieten 1968 bis 1972 


Sachgebiete 

DM 

Anteil 
in ®/o 

1. Bildung, Ausbildung .... 

2 007 880 

14A 

2. Vorbereitung von Län- 
derhilfeprogrammen, Län- 
derstudien, Regionalpla- 
nungsstudien 

1 496 410 

10,8 

3. Dokumentation 

1 444 060 

10,1 

4. EDV-Informationssystem ' 
für das BMZ (Grundlage 
z. B. zur Erarbeitung der 
Berichte zum DAC-Ex- 
amen) 

1 183 700 

8,4 

5. Wirtschaftliche Entwick- 
lung (ohne Landwirtschaft) 

985 610 

7,1 

6. Transfer von Technologie | 
in Entwicklungsländer . . i 

914 660 

6,5 

7. Landwirtschaft, einschl. ; 

ländlicher Genossenschaf- 
ten 

756 400 

5,4 

8. Sozialstruktur , 

630 400 

4,5 

1 

Sachgebiete 1 bis 8 insgesamt 

9 419 120 

67,2 

Sonstige 

4 607 600 

32,8 

insgesamt . . . 

14 026 720 

100,0 


Folgende Einzelvorhaben sollen besonders erwähnt 

werden: 

— eine Analyse der Darstellung entwicklungspoli- 
tischer Probleme in deutschen Schulbüchern; 

— eine Befragung mittlerer und kleinerer Industrie- 
unternehmen in der Bundesrepublik über ihre 
Möglichkeiten und Bereitschaft zur industriellen 
Kooperation mit Unternehmen in Entwicklungs- 
ländern; 

— Untersuchungen über lateinamerikanische und 
asiatische Entwicklungsbanken im gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Bereich; 

— eine umfangreiche Studie über die Möglichkeiten 
des Einsatzes der EDV zur Verbesserung der Pla- 
nung und Organisation der deutschen Entwick- 
lungshilfe. 


12.2 Evaluierung 

Die Überprüfung der Durchführung und Feststellung 
der Auswirkungen entwicklungspolitischer Maßnah- 
men orientiert sich im Gegensatz zur Forschung 
stärker an bestimmten Projekten oder Programmen, 
die bereits durchgeführt werden oder schon abge- 
schlossen sind. 

Die deutsche Entwicklungshilfe wird teilweise durch 
die Verwaltung selbst, teilweise mit Hilfe unab- 
hängiger Sachverständiger, evaluiert. Bei der 
Evaluierung durch die Verwaltung wird unterschie- 
den zwischen der Regierungsebene (BMZ) und der 
Ebene der durchführenden Stellen (BfE, GAWI, KW). 
Auf Regierungsebene gibt es drei Formen der Evalu- 
ierung; 

— die „Beobachtung" der Auswirkungen der durch- 
geführten Maßnahmen, 

— die „Verlaufskontrolle" durch die Referate, die 
für die Projekte verantwortlich sind, 

— die „Inspektion" als außerordentliche Überprü- 
fung durch eine unabhängige Instanz innerhalb 
des BMZ, das eigens hierfür geschaffene Inspek- 
tionsreferat. 

Die Evaluierung im Auftrag des BMZ erfolgt zum 
einen durch längerfristig entsandte Fachleute, die 
Länderbeobachter der Hamburger Ländervereine 
(„Länderbeobachtung"), zum anderen durch Gutach- 
ter, die speziell zur Evaluierung bestimmter Pro- 
jekte oder Programme der deutschen Hilfe engagiert 
werden („Fachbeobachtung"). Eine wertvolle Grund- 
lage der Evaluierung bildet außerdem die Bericht- 
erstattung der Auslandsvertretungen. 

12.2.1 Länderbeobachtung 

In wichtigen Empfängerländern deutscher Entwick- 
lungshilfe wird die Gesamtwirkung der Maßnahmen 
auf die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick- 
lung des Landes durch längerfristig entsandte Fach- 
leute laufend beobachtet. 

Die Länderbeobachter werden im Einvernehmen mit 
der Bundesregierung von den in Hamburg an- 
sässigen Ländervereinen (Afrika-Verein, Ibero- 
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Amerika- Verein, Nah- und Mittelost-Verein, Ost- 
asiatischer Verein) betreut. Sie arbeiten eng mit der 
deutschen Auslandsvertretung zusammen. 

Zur Zeit befinden sich Länderbeobachter in folgen- 
den Entwicklungsländern: Marokko, Kenia (für die 
Staaten der Ostafrikanischen Gemeinschaft), Sambia 
(zugleich für Malawi, Madagaskar, Botswana, 
Lesotho und Swaziland), Guatemala (für den zentral- 
amerikanischen und karibischen Raum), Peru, Bra- 
silien, Türkei, Pakistan, Thailand. 

Der Aufgabenkatalog der Beobachter umfaßt im 
einzelnen: 

— die Beobachtung der Wirksamkeit bereits laufen- 
der Projekte und Programme in Entwicklungs- 
ländern, besonders die Beurteilung ihrer Ein- 
bettung in Wirtschaft und Gesellschaft, in den 
nationalen oder regionalen Entwicklungsplan und 
die Koordination mit Maßnahmen des Gastlandes 
oder anderer Geberländer und -Organisationen; 

— Hilfe bei der Durchführung von Vorgutachten 
und entsprechender Untersuchungen für Projekte 
und Programme; 

— die inoffizielle Prüfung von Anregungen für 
neue Vorhaben oder Fortsetzungsmaßnahmen; 
Vorarbeiten für die Aufstellung länderbezogener 
Hilfeprogramme ; 

— die fortlaufende Beobachtung der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung und des Investi- 
tionsklimas in enger Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Gesellschaft für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mbH (DEG), Köln; 

— in Abstimmung mit den deutschen Auslandsver- 
tretungen ergänzende Berichterstattung über 
Entwicklungen im jeweiligen Gastland, die für 
die Planung im BMZ wichtig werden können. 

12.2.2 Fachbeobachtung 

Im Unterschied zur laufenden Beobachtung der 
regionalen Auswirkungen der deutschen Entwick- 
lungshilfe ist die Fachbeobachtung in der Regel auf 
bestimmte typische Projekte gerichtet (z. B. Land- 
wirtschaft, Gewerbeförderung, Gesundheitswesen). 
Im Gegensatz zu den Durchführungskontrollen, Ver- 
laufskontrollen und Inspektionen, die während des 
Projektablaufs stattfinden, kann die Fachbeobach- 
tung erst durchgeführt werden, wenn die Maßnah- 
men oder Programme abgeschlossen sind. Die Fach- 
beobachtung stellt somit die eigentliche Wirkungs- 
kontrolle der Hilfemaßnahmen dar. 

Die abgeschlossenen Projekte oder Projektphasen 
werden vor allem im Hinblick auf die Einpassung des 
Projektes in den Entwicklungsprozeß des Landes be- 
obachtet. Gleichzeitig können dabei Vorschläge für 
weitere Entwicklungshilfemaßnahmen erarbeitet 
werden. 

Evaluiert werden vor allem Projekte und Pro- 
gramme, die für die jetzige und zukünftige Hilfe 
typisch sind. 

Jährlich werden mit Hilfe von außerhalb der Bundes- 
verwaltung stehenden, unabhängigen Sachkennern 
etwa 12 bis 14 Fachbeobachtungen durchgeführt. 


In den letzten Jahren wurden u. a. Projekte des 
Deutschen Entwicklungsdienstes in verschiedenen 
Ländern, Entwicklungsbanken in Indien, Kenia und 
Tunesien, Infrastrukturmaßnahmen in Westafrika, 
Textilfabriken im Tschad und in Kamerun evaluiert. 

12.2.3 Inspektion 

Die Inspektion widmet sich im Gegensatz zur Län- 
der- und Fachbeobachtung der Untersuchung und 
Überwindung typischer Schwierigkeiten bei der 
Durchführung der Hilfe. Gleichzeitig liefert sie Ent- 
scheidungshilfen für die Verbesserung der inspizier- 
ten Vorhaben. Für diese Aufgaben ist 1970 im BMZ 
ein besonderes Referat geschaffen worden, das un- 
abhängig von den Stellen, die für Planung und 
Durchführung der Vorhaben verantwortlich sind, 
arbeitet. Um der Vielfalt der deutschen Hilfemaßnah- 
men gerecht werden zu können, ist es mit Vertretern 
verschiedener Fachrichtungen besetzt. 

Bis Ende 1972 wurden Inspektionen in 15 Ländern 
durchgeführt. Schwerpunkte waren die Bereiche 
Landwirtschaft und Bildungshilfe. Inzwischen sind 
auch Projekte des Gesundheitswesens, der volkswirt- 
schaftlichen Beratung und der gewerblichen Ausbil- 
dung inspiziert worden. 

Neben den mittelbaren Wirkungen der Inspektion, 
die darin bestehen, daß alle Beteiligten Ziele und 
Wirkungen der deutschen Hilfemaßnahmen immer 
wieder kritisch überdenken, haben die Überprüfun- 
gen auch Entscheidungen über den Fortgang der 
Vorhaben zur Folge gehabt. In einem Fall führte 
die Inspektion zur Einstellung des Projekts, in wei- 
teren Fällen entweder zu wesentlichen Einsparun- 
gen oder aber zu sachlich gebotenen Erweiterungen. 
Aus der Inspektionsarbeit konnten auch allgemeine 
Empfehlungen zur künftigen Ausgestaltung der 
deutschen Hilfe abgeleitet werden. Diese beziehen 
sich auf 

— Zieldefinitionen bei der Konzeption von Hilfe- 
vorhaben, 

— zeitliche Staffelung und fachliche Fundierung, 
Proj ektplanungen, 

— den Ansatz und die Auswertung von Gutachten, 

— die Leitung und Steuerung deutscher Maßnahmen 
in der Durchführungsphase, 

— Organisation und Mängelauswertung bei Mate- 
rallieferungen, 

— Partnerschaftsleistungen und Counterparts, 

— den Informationsfluß in der Entwicklungshilfe- 
verwaltung, 

— die Aus- und Fortbildung deutschen Personals 
für den Einsatz in Entwicklungsländern, 

— das Verhältnis zwischen Aufgabenstellung und 
Personalausstattung in einigen Bereichen der 
deutschen Entwicklungshilfeverwaltung. 

13 Entwicklungspolitik und Öffentlichkeit 

13.1 Entwicklungspolitik und -länder 

in der öffentlichen Meinung der Bundesrepublik 

Das relativ neue Aufgabengebiet Entwicklungspoli- 
tik trifft in der Öffentlichkeit weithin auf Vorbe- 
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halte, die auf falsche Informationen und Vorurteile 
zurückgehen. Menschen anderen Aussehens und an- 
derer Hautfarbe werden immer noch diskriminiert 

Die Armut in der Dritten Welt wird zum Beweis für 
derartige Meinungen herangezogen. Hinzu kommt, 
daß durch Massenmedien und Bildungseinrichtungen 
oft ein unzureichendes, einseitiges oder fehlerhaftes 
Bild von den Entwicklungsländern und ihren Men- 
schen gezeichnet wird. Eine Schulbuchanalyse hat 
ergeben, daß viele Schulbücher voller Klischees 
stecken, daß an Stelle einer Analyse der gesell- 
schaftlichen, ökonomischen und politischen Ursachen 
für die Unterentwicklung „naturgegebene, unver- 
änderliche" menschliche Eigenschaften als Grund für 
die Lage der Entwicklungsländer angeführt werden. 
Das führt zu Formen des Denkens und Verhaltens, 
die sich an rein europäischen oder sogar nationalen 
Bewußtseinskategorien ausrichten. Damit wird die 
Einsicht in die Notwendigkeit einer umfassenden 
Entwicklungspolitik, einschließlich der bei uns not- 
wendigen Veränderungen, erschwert. 

Umfragen haben ergeben, daß zwei Drittel der Be- 
völkerung Entwicklungshilfe ganz allgemein, d. h. 
in einer unverbindlichen Weise, bejahen. Diese Ein- 
stellung zur Entwicklungshilfe beruht oft auf der 
Vorstellung, man könne sich durch das Geben von 
Almosen von der Verantwortung befreien. Sie ist 
ein Ergebnis des Vorurteils, Entwicklungsländer 
seien gar nicht entwicklungsfähig. 

In den letzten Jahren hat jedoch eine von der Bun- 
desregierung und privaten Organisationen wie Kir- 
chen und Jugendverbänden unterstützte Bewußt- 
seinsbildung eingesetzt. Gerade unter der Jugend 
wächst die Einsicht in die Probleme der Menschen in 
den Entwicklungsländern und das Verständnis für 
sie. 

13.2 Dffentiichkeitsarbeit der Bundesregierung 

Zu den Schwerpunkten der Arbeit gehörte die Auf- 
gabe, die Entwicklungsproblematik stärker in den 
Schulunterricht und die Lehrerbildung einzuführen. 
Als Ansatzpunkt dafür diente die Schulbuchanalyse, 
die an Lehrer und Schulen verteilt wurde. Es wur- 
den neue Unterrichtsmittel entwickelt bzw. geför- 
dert, Maßnahmen im Bereich der Erforschung von 
Lehrplänen und -Inhalten angeregt und Kontakte 
mit Lehrerverbänden und Kultusverwaltungen auf- 
genommen. 

Der Bundeskanzler hat in einem Brief vom 7. Sep- 
tember 1972 an die Ministerpräsidenten der Länder 
eine verstärkte Behandlung der Entwicklungspolitik 
im Unterricht empfohlen. 

In der Jugendarbeit wurden außer den traditionellen 
Jugendgruppen und -verbänden entwicklungspoli- 
tische Aktionsgruppen und lokale Aktionen unter- 
stützt. Dabei hat sich gezeigt, daß lokale Gruppen 
besonders geeignet sind, für entwicklungspolitisches 


Institut für Sozialforschung (Hrsg.), Kritische Analyse 
von Schulbüchern zur Darstellung der Probleme der 
Entwicklungsländer und ihrer Position in internatio- 
nalen Beziehungen, Frankfurt 1970. 


Verständnis in weiten Bevölkerungskreisen zu wer- 
ben. 

Ein vom BMZ finanzierter Rednerdienst unterstützt 
die Durchführung von Vorträgen, Seminaren und 
Aktionen. Weitere Maßnahmen sind Kontakte zu 
Presse, Rundfunk und Fernsehen, die Herausgabe 
von Publikationen und periodischen Informationen, 
die Durchführung von Ausstellungen und die Her- 
stellung von Filmen zu den Themen Entwicklungs- 
politik und Dritte Welt. 

Durch Erfassung des vorhandenen Bildmaterials 
wurde die Grundlage für den Aufbau eines neuen 
Bildarchivs zum Thema Entwicklungshilfe geschaf- 
fen. Dadurch können Zeitungen und Zeitschriften 
in kürzester Zeit mit dem gewünschten Bildmaterial 
beliefert werden. 

Für die künftige Arbeit wurde im Jahre 1971 erst- 
mals eine Konzeption entwickelt, die darauf abzielt, 
wichtige Multiplikatorengruppen (z. B. Massenme- 
dien, Jugendverbände, Schulen, Kirchen, Gewerk- 
schaften) zu aktivieren und laufend mit Informatio- 
nen zu versorgen. 

Die entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit ver- 
mittelt sach- und problembezogene Informationen 

— auch aus der Sicht der Entwicklungsländer 
selbst — über 

— die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland und ihren Stellenwert im politischen 
Gesamtrahmen; 

— Erfolge und Mißerfolge der Entwicklungshilfe; 

— übereinstimmende und gegensätzliche Interessen 
von Industrie- und Entwicklungsländern; 

— die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedin- 
gungen in der Bundesrepublik und anderen In- 
dustrieländern, die einer Entwicklung der Drit- 
ten Welt im Wege stehen und eine gleichberech- 
tigte Partnerschaft erschweren; 

— die Eigenleistungen und entwicklungspolitischen 
Anstrengungen der Länder der Dritten Welt; 

— die historischen, politischen, (welt-)wirtschaft- 
lichen, sozialen und kulturellen Ursachen für die 
Situation in der Dritten Welt; 

— Möglichkeiten der aktiven Mitarbeit von Einzel- 
personen und Gruppen. 

Um möglichst breit zu informieren und aufzuklären, 
richtet sich ein Teil der entwicklungspolitischen Öf- 
fentlichkeitsarbeit der Bundesregierung an die ge- 
samte Bevölkerung. 

13.3 Gründung und Tätigkeit des Deutschen Forums 
für Entwickiungspolitik 

Aus dem Gedanken heraus, daß die im Zweiten 
Entwicklungs j ahrzehnt notwendige Entwicklungs- 
politik der Industrienationen nicht allein Aufgabe 
der Regierungen sein kann, sondern von einer brei- 
ten Schicht der Bürger verstanden, bejaht und getra- 
gen werden muß, hat der Bundespräsident die Grün- 
dung eines Forums für Entwicklungspolitik angeregt. 

Am 17. August 1970 berief der Bundespräsident 27 
sachkundige Persönlichkeiten auf die Dauer von drei 
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Jahren in das Deutsche Forum für Entwicklungspoli- 
tik. Sie repräsentieren folgende gesellschaftlichen 
Bereiche und Gruppen: Gewerkschaften, Landwirt- 
schaft, Wirtschaft, Wissenschaft, Jugend, Kirchen, 
politische Stiftungen und Publizistik. Das Forum 
soll in seiner Zusammensetzung bewußt den Mei- 
nungspluralismus in der Bundesrepublik widerspie- 
geln, um mit seinen Aussagen ein entsprechend 
breites Echo in der deutschen Bevölkerung zu errei- 
chen. Es arbeitet unabhängig und ist an Weisungen 
nicht gebunden. 

Das Deutsche Forum für Entwicklungspolitik hat im 
einzelnen folgende Aufgaben: 

— Förderung der Bewußtseinsbildung in allen 
Schichten und gesellschaftlichen Gruppen in der 
Bundesrepublik über Aufgaben und Bedeutung 
der Entwicklungspolitik, 

— Anregungen und Vorschläge zur Entwicklungs- 
politik der Bundesregierung und zur Entwick- 
lungshilfe der privaten Wirtschaft sowie der 
nichtstaatlichen gemeinnützigen Organisation 
und Institutionen, 

— Förderung der Zusammenarbeit zwischen den pri- 
vaten Trägern von Hilfeprogrammen unterein- 
ander und mit den zuständigen staatlichen Stel- 
len, 

— Unterstützung von Initiativen, die ein verstärk- 
tes privates Engagement in der Entwicklungs- 
hilfe bewirken, 


— Informations- und Meinungsaustausch mit ver- 
gleichbaren Einrichtungen in anderen Industrie- 
ländern und in den Entwicklungsländern. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben trat das Plenum des 
Deutschen Forums für Entwicklungspolitik seit sei- 
ner Gründung zwölfmal zusammen. Außerdem wur- 
den zwei öffentliche Großveranstaltungen abgehal- 
ten, die erste am 23. Oktober 1970 zum Beginn der 
Zweiten VN-Entwicklungsdekade, die zweite im Ok- 
tober 1972 als Gemeinschaftsveranstaltung mit der 
Deutschen Stiftung für internationale Entwicklung 
über das Thema „Wirtschaftswachstum und soziale 
Gerechtigkeit". 

Nach einer Phase der internen Diskussion, die nor- 
malerweise am Beginn der Arbeit pluralistisch zu- 
sammengesetzter Gremien steht, äußerte sich das 
Forum zum ersten Mal am 22. April 1971 in der Öf- 
fentlichkeit. Es forderte die Bundesregierung auf, 
Steigerungsraten der öffentlichen Hilfe festzulegen, 
die unserer Verantwortung für die Entwicklungslän- 
der entsprechen, und einen Zeitraum für das Errei- 
chen des 0,7-Prozent-Zieles zu nennen. In weiteren 
Voten äußerte sich das Forum über die Problematik 
von Miltär- und Ausrüstungshilfe, zur Frage der per- 
sonellen Hilfe, zur Novellierung des Entwicklungs- 
hilfesteuergesetzes und über die Auswirkungen der 
Weltwährungskrise auf die Entwicklungsländer. Zu 
den beiden letztgenannten Themen wurden offene 
Briefe an den Bundeskanzler gesandt. 
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Abkürzungsverzeichnis 


a) Internationale Einrichtungen 


ADB 

AID 

TDB/BID 

CDP (VN) 

CDPPP (VN) 

CESI (VN) 

CIAP 

DAC 

EAC 

EGA (VN) 

ECAFE (VN) 

ECE (VN) 

ECLA (VN) 

ECOSOC (VN) 

EEF 

EIB 

ESA (VN) 

FAC 

FAO 

GATT 

IBRD (VN) 

ICAO (VN) 

IDA (Weltbank/VN) 

IFC (Weltbank/VN) 
ILO (VN) 

IMF/IWF 

ITC 

ITU (VN) 

OAS 

OAU 

OECD 


Asian Development Bank (Asiatische Entwicklungsbank) 

Agency for International Development (Entwicklungshilfe-Verwal- 
tung der USA) 

Interamerican Development Bank / Banco Interamericano de Desa- 
rollo (Interamerikanische Entwicklungsbank) 

Committee for Development Planning (früher sog. Tinbergen-Aus- 
schuß, Ausschuß für Entwicklungsplanung) 

Centre for Development Planning, Projections and Policies, im Depart- 
ment for Economic and Social Affairs der VN 

Centre for Economic and Social Information 

Comite Interamericano de la Alianza Para el Progreso (Interameri- 
kanischer Ausschuß der Allianz für den Fortschritt) 

Development Assistance Committee {Entwicklungshilfeausschuß der 
OECD) 

East African Community (Ostafrikanische Gemeinschaft) 

Economic Commission for Africa (Wirtschaftskommission für Afrika) 

Economic Commission for Asia and the Far East (Wirtschaftskommis- 
sion für Asien und den Fernen Osten) 

Economic Commission for Europe (Wirtschaftskommission für Europa) 

Economic Commission for Latin America (Wirtschaftskommission für 
Lateinamerika) 

Economic and Social Council (Wirtschafts- und Sozialrat) 

Europäischer Entwicklungsfonds 
Europäische Investitionsbank 

Department for Economic and Social Affairs (VN-Abteilung für Wirt- 
schafts- und Sozialfragen) 

Food Aid Convention (Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen) 

Food and Agriculture Organization (Ernährungs- und Landwirtschafts- 
Organisation der Vereinten Nationen) 

General Agreement on Tariffs and Trade (Allgemeines Zoll- und Han- 
delsabkommen) 

International Bank for Reconstruction and Development (Weltbank) 

International Civil Aviation Organization (Internationale Zivil-Luft- 
fahrt-Organisation) 

International Development Association (Internationale Entwicklungs- 
organisation) 

International Finance Corporation (Internationale Finanzkorporation) 
International Labour Office (Internationales Arbeitsamt) 

International Monetary Fund (Internationaler Währungsfonds) 
International Trade Centre (Internationales Handelszentrum) 

International Telecommunication Union (Internationale Fernmelde- 
Union) 

Organization of American States (Organisation amerikanischer Staa- 
ten) 

Organization of African Unity (Organisation für Afrikanische Einheit) 

Organization for Economic Co-operation and Development (Organisa- 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
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OPEC 

UNACAST (VN) 


UNCTAD (VN) 


UNDP (VN) 

UNEP (VN) 
UNESCO (VN) 

UNFPA (VN) 
ÜNHCR 

UNICEF (VN) 
UNIDO (VN) 

UNITAR (VN) 

UNRISD (VN) 

UNRWA 

UNV (VN) 
WFP WEP 
WHO 
WMO 


Organization of the Petroleum Exporting Countries (Organisation der 
Ol exportierenden Länder) (vgl. Tabelle 8) 

United Nations Committee on the Application of Science and Tech- 
nology to Development (Ausschuß der VN für die Anwendung von 
Wissenschaft und Technik für die Entwicklung) 

United Nations Conference on Trade and Development (Konferenz 
der VN für Handel und Entwicklung/Welthandels- und Entwicklungs- 
konferenz) 

United Nations Development Programme (Entwicklungsprogramm der 
VN) 

United Nations Environment Programme (Umweltprogramm der VN) 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization (Er- 
ziehungs-, Wissenschafts- und Kulturorganisation der VN) 

UN-Fund for Population Activities (VN-Bevölkerungsfonds) 

United Nations High Commissioner for Refugees (Der Hohe Flücht- 
lingskommissar der VN) 

United Nations Children's Fund (Kinderhilfswerk der VN) 

United Nations Industrial Development Organization (VN-Organisa- 
tion für industrielle Entwicklung) 

United Nations Institute for Training and Research (VN-Institut für 
Ausbildung und Forschung) 

UN-Research Institute for Social Development (Forschungsinstitut der 
VN für soziale Entwicklung) 

United Nations Reliefs and Works Agency for Palestine Refugees in 
the Near East (VN-Hilfe für Palästina-Flüchtlinge) 

United Nations Volunteers (Freiwilligenprogramm der VN) 

World Food Programme (Welternährungsprogramm) 

World Health Organization (Weltgesundheitsorganisation) 

World Meteorological Organization (Welt-Organisation für Meteoro- 
logie) 


b) Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland 


BfB 

BfE 

BMZ 

CDG 

DED 

DEG 

DIE(P) 

DSE 

EZE 

FES 

ENS 

GAWI 

lAFEF 

KAS 

KW 

PTB 

ZAV 

ZGB 

ZEL 

zov 


Bundesanstalt für Bodenforschung 
Bundesstelle für Entwicklungshilfe 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Carl-Duisberg-Gesellschaft 

Deutscher Entwicklungsdienst 

Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammenarbeit (Entwick- 
lungsgesellschaft) m. b. H. 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik GmbH 
Deutsche Stiftung für internationale Entwicklung 
Evangelische Zentralstelle für Entwicklungshilfe 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Friedrich-Naumann-Stiftung 

Deutsche Förderungsgesellschaft für Entwicklungsländer m. b. H. 
Interdisziplinärer Arbeitskreis für Entwicklungsländerforschung 
Konrad- Adenauer-Stiftung 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

Zentralstelle für Arbeitsvermittlung der Bundesanstalt für Arbeit 
Zentralstelle für Ernährung und Landwirtschaft der DSE 
Zentralstelle für Gewerbliche Berufsausbildung der DSE 
Zentralstelle für Öffentliche Verwaltung der DSE 


62 



Deutscher Bun destag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1236 


Anlage 2 


Auszug aus der Regierungserklärung des Bundeskanzlers vor dem Deutschen Bundestag 
vom 28. Oktober 1969 


Die Bundesrepublik Deutschland wird ihre Zusam- 
menarbeit mit den Ländern Afrikas, Lateinamerikas 
und Asiens im Geiste der Partnerschaft ausbauen. 

Am Vorabend der Zweiten Entwicklungsdekade er- 
klärt sie: Wir werden zu einer gemeinsamen Strate- 
gie der Entwicklung beitragen und Anregungen aus 
dem Bericht der Pearson-Kommission in Betracht 
ziehen. Die Bundesregierung wird sich bemühen, 
das dort vorgesehene Ziel für die öffentlichen Lei- 
stungen an der Entwicklungshilfe durch eine Steige- 
rungsrate von durchschnittlich 11 Vo im Jahr zu er- 
reichen. 

Wir werden Wege suchen, um Rückflüsse aus Mit- 
teln der öffentlichen Kapitalhilfe wieder voll für 
Zwecke der Entwicklungshilfe zu verwenden. 

Die Zahl der deutschen Entwicklungsexperten und 
Entwicklungshelfer wird erhöht mit dem Ziel, sie bis 
zur Mitte der siebziger Jahre zu verdoppeln. 


Die Bundesregierung wird fortfahren, die Qualität 
der deutschen Hilfe zu verbessern. Dazu wird sie 
Planung und Durchführung der Entwicklungshilfe 
vereinfachen und straffen. Partnerschaft mit den 
Ländern der Dritten Welt ist nicht allein Sache des 
Staates. Daher wird die Bundesregierung auch alle 
nichtstaatlichen Initiativen fördern, die den Ent- 
wicklungsprozeß in diesen Ländern beschleunigen 
können. 

Die Welt kann von einem wirtschaftlich starken 
Lande wie dem unsrigen eine liberale, den Handel 
aller Länder fördernde Außenwirtschaftspolitik er- 
warten. Dazu tragen wir durch unsere eigenen Be- 
mühungen und durch unsere Beteiligung in allen 
mit dem Welthandel befaßten Organisationen bei. 
Ebenso wollen wir den Handel der Entwicklungs- 
länder fördern; ich nenne hier nur die universellen 
Präferenzen für Waren aus den Entwicklungslän- 
dern. 


Auszug aus der Regierungserklärung des Bundeskanzlers vor dem Deutschen Bundestag 
vom 18. Januar 1973 


Zu den Staaten Asiens, nun auch zur Volksrepublik 
China, werden wir unsere Beziehungen ausbauen. 

Die traditionelle Freundschaft mit den Ländern 
Lateinamerikas bedarf der Pflege. 

Die Entwicklung der Partnerschaft mit den Staaten 
Afrikas soll der geographischen Nähe und der wirt- 
schaftlichen Ergänzung entsprechen. 


Öffentliche und private Leistungen für die Entwick- 
lungshilfe werden wir — dem Vorgehen unserer 
europäischen Partner gemäß — zu steigern haben. 
Dabei wird die Bedeutung der multilateralen Organi- 
sationen wachsen. Durch die Zusammenfassung von 
Technischer Hilfe und Kapitalhilfe wollen wir eine 
gebündelte Wirkung unserer Entwicklungshilfe er- 
reichen. 
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Entwicklungspolitische Konzeption der Bundesrepublik Deutschland 

(Neufassung 1973) 


Inhalt 
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A. Künftige Akzente der deutschen Entwicklungs- 
politik in der Zweiten Entwicklungsdekade 

Die Bundesregierung wird in ihren Zielsetzungen, 
Grundsätzen und Aktivitäten für die Zweite Ent- 
wicklungsdekade unter Berücksichtigung der Aus- 
führungen in den Abschnitten B. und F. im Rahmen 
ihrer finanziellen Möglichkeiten folgende Akzente 
setzen: 


1. Globale Entwicklungsstrategie 

Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich die 
qualitativen und quantitativen Ziele, die internatio- 
nal für die Zweite Entwicklungsdekade gesetzt sind. 
Sie unterstützt auch durch ihre bilaterale Entwick- 
lungspolitik die Entwicklungsstrategie der Verein- 
ten Nationen, Sie erstrebt ein effizientes System 
multilateraler Hilfe und intensivere Formen bilateral 
— multilateraler Zusammenarbeit. 

2. Integrierte Entwicklungshilfe 

Die Bundesregierung will enge und flexible Zu- 
sammenarbeit zwischen staatlicher und nicht-staat- 
licher Entwicklungshilfe. Wie die staatliche sollte 


sich auch die Entwicklungshilfe nicht-staatlicher In- 
stitutionen an den Zielen des jeweiligen Entwick- 
lungslandes und an ihren Prioritäten orientieren. In 
partnerschaftlicher Kooperation sollen ständig Infor- 
mationen und Erfahrungen ausgetauscht und Ab- 
sichten abgestimmt werden. Die staatliche Entwick- 
lungspolitik wird in der Zweiten Entwicklungs- 
dekade verstärkt auf kritische Würdigung und Un- 
terstützung der Öffentlichkeit angewiesen sein, um 
zusätzliche Hilfsquellen zu erschließen und Struktur- 
anpassungen in der Bundesrepublik Deutschland zu 
erleichtern. 

3. Länderbezogene Aktivitäten 

Die entwicklungspolitischen Entscheidungen sollen 
künftig stärker als bisher auf der Grundlage länder- 
bezogener Hilfeprogramme getroffen werden, in 
denen der Differenziertheit der Entwicklungsländer 
besser Rechnung getragen, Prioritäten für Projekte 
festgelegt, die Vielzahl isolierter Einzelprojekte 
zu einem konsistenten Programm zusammengefaßt 
und die Anstrengungen von Industrie- und Entwick- 
lungsländern besser koordiniert werden können. 
Aus diesem Grunde werden im Gesamtrahmen der 
deutschen Entwicklungspolitik die länderbezogenen 
Hilfeprogramme verstärkt. 
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4. Darstellung und Anpassung des Instrumentariums 

a) Konzentrierter Einsatz, sektorale und regionale 
Einpassung 

Im Vergleich zu den Aufgaben in Entwicklungslän- 
dern werden die Mittel immer knapp sein. Ein kon- 
zentrierter Einsatz der Instrumente in einzelnen Län- 
dern, Sektoren und Regionen ist nötig. Dabei soll 
der Koordinierung der Instrumente besondere Be- 
achtung geschenkt werden. Zuschüsse, Kredite, ma- 
terielle und personelle Hilfe sind in flexiblen Kom- 
binationen einzusetzen und, soweit angängig, in 
größeren Vorhaben zu verbinden. 

Die Bundesregierung wird auch Beiträge zu be- 
grenzten regionalen und sektoralen Programmen der 
Entwicklungsländer leisten. 

b) Anpassung der Bedingungen 

Die Bedingungen der öffentlichen Entwicklungshilfe 
sind unter Berücksichtigung der Lage der Entwick- 
lungsländer flexibler und günstiger zu gestalten. 
Dazu sollen vor allem beitragen: ein höherer Anteil 
der Zuschüsse, die rasche Erfüllung der Empfehlung 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (Organisation for Economic 
Cooperation and Development — OECD) über Kre- 
ditkonditionen, sowie unsere Bemühungen um den 
Abbau der Lieferbindung und die Beteiligung an 
Landeswährungskosten. 

5. Schwerpunktbereiche 

Folgende Bereiche werden von besonderer Bedeu- 
tung sein: 

a) Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Unter- 
beschäftigung, vor allem durch Förderung ar- 
beitsintensiver Landwirtschafts-, Infrastruktur- 
und Industrievorhaben sowie von Jugend- und 
Freiwilligendiensten. 

b) Arbeits- und umweltorientiertes Bildungssystem 
zur Aktivierung der Fähigkeit zur Selbsthilfe, vor 
allem durch Förderung von Berufsbildungsorga- 
nisationen sowie unmittelbar anwendbarer und 
ausbaufähiger Grunderziehung, insbesondere 
außerhalb des formalen Schulwesens. Dabei sind 
auch Massenmedien einzusetzen. 

c) Strukturverbesserung in ländlichen Regionen, 
vor allem durch Förderung einer produktiven 
und diversifizierten Landwirtschaft, einschließlich 
vor- und nachgelagerter Sektoren, sowie einer 
leistungsfähigen Infrastruktur mit gewerblichen 
Arbeitsplätzen außerhalb der Ballungszentren. 

d) Ausweitung und Diversifizierung des gewerb- 
lichen Sektors, vor allem durch Förderung pro- 
duktiver Vorhaben im Bereich besonders ent- 
wicklungswirksamer Industrien, devisensparen- 
der bzw. devisenbringender Projekte sowie von 
Maßnahmen zur Steigerung der Ausfuhren der 
Entwicklungsländer, insbesondere im Bereich der 
Produktentwicklung und Vermarktung. 

e) Stärkung der Planungs- und Organisationsfähig- 
keit der Entwicklungsländer, vor allem durch 


Beratung und Managementhilfen für zentrale 
Stellen, Organisationen und Wirtschaftsunter- 
nehmen, gemeinsame Erarbeitung der wissen- 
schaftlichen Grundlagen und Fortbildung von 
hochqualifiziertem Personal. 

f) Unmittelbare Hilfe zur Verbesserung der Lebens- 
bedingungen, vor allem durch Förderung von Or- 
ganisationen, Zentren und integrierten Pro- 
grammen für Familienplanung, Gesundheits- und 
Ernährungshilfe. Auch hier wird die Förderung 
der Kommunikationsmittel wichtiger werden. 


B. Ziele und Grundsätze der deutschen 
Entwicklungspolitik 

Die Bundesregierung strebt im Einklang mit dem 
Strategie-Dokument der Vereinten Nationen (UN) 
als Ziel für die Zweite Entwicklungsdekade die För- 
derung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts 
der Entwicklungsländer in einem System weltweiter 
Partnerschaft an, um die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung in diesen Ländern zu verbessern. Dies 
liegt auch im Interesse der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Wirtschaftlich werden dadurch Voraussetzun- 
gen für den erweiterten Austausch von Gütern und 
Dienstleistungen im beiderseitigen Interesse ge- 
schaffen. Wirksame Entwicklungspolitik festigt die 
internationale Stellung der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Sie vergrößert langfristig die Chancen der 
Friedenssicherung. 

Entwicklungspolitik fügt sich damit in die Gesamt- 
politik der Bundesrepublik Deutschland und in das 
Geflecht ihrer auswärtigen Beziehungen ein. Erfolg 
kann nur eine Entwicklungspolitik haben, die in 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern, den 
anderen Geberländern sowie internationalen Insti- 
tutionen und Organisationen ständig den Ausgleich 
der Interessen aller Beteiligten erstrebt. Sie taugt 
nicht als Instrument kurzfristiger außenpolitischer 
Erwägungen. 

Die Bundesregierung versucht nicht, den Partnerlän- 
dern politische sowie gesellschafts- oder wirtschafts- 
politische Vorstellungen aufzudrängen. Sie entschei- 
det in enger Kooperation mit dem jeweiligen Ent- 
wicklungsland und anderen Partner, welche Maß- 
nahmen sie entsprechend ihren Möglichkeiten, ihren 
Vorstellungen und ihrem Instrumentarium unterstüt- 
zen will. 

Entwicklungspolitik hat eigene Methoden und In- 
strumente. Sie bedarf aber der Ergänzung durch 
Maßnahmen in anderen Bereichen der deutschen 
Politik. Als Teil der Gesamtpolitik der Bundesregie- 
rung muß sie daher mit anderen Zielsetzungen der 
Bundesregierung abgestimmt werden. 

Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit wird in 
wachsendem Umfang in der Form partnerschaftlicher 
Kooperation durchzuführen sein. 

Wirksame Entwicklungshilfe ist angewiesen auf die 
Zustimmung und Zusammenarbeit breiter Bevölke- 
rungsschichten in Entwicklungsländern. Die gesell- 
schaftlichen Gruppen unseres Volkes sind an der Zu- 
sammenarbeit mit Entwicklungsländern aktiv zu be- 
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teiligen. Die Bundesregierung ist bereit, die Arbeit 
dieser Gruppen auch künftig finanziell zu unterstüt- 
zen. 

Der Außenwirtschaftspolitik kommt für den Fort- 
schritt der Entwicklungsländer entscheidendes Ge- 
wicht zu. Die Bundersegierung wird besonders dar- 
auf hinwirken, daß die Handelspolitik der Europä- 
ischen Gemeinschaften (EG) den lebenswichtigen In- 
teressen der Entwicklungsländer verstärkt Rechnung 
trägt. Sie wird vor allem auch darum bemüht sein, 
daß das System allgemeiner Handelspräferenzen ge- 
genüber den Entwicklungsländern verwirklicht und 
ausgebaut wird. 

Die Bundesregierung erkennt die große Bedeutung 
des privaten Kapitaltransfers in Entwicklungslän- 
der an. Deren eigene Aufgabe ist es, ausländische 
Investitionen nach ihren eigenen Zielen und Priori- 
täten zu lenken und zu fördern. Die Bundesregierung 
begrüßt ihrerseits insbesondere private Direktinve- 
stitionen, die partnerschaflich angelegt sind und zum 
Beispiel durch technologische Ausstrahlung, Nutzung 
und Entfaltung heimischer Ressourcen, Ergänzung 
einheimischer Produktionsstrukturen, Exportdiversi- 
fizierung und Beschäftigung in besonderem Maße 
den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedürf- 
nissen der Entwicklungsländer dienen. 

Die Bundesregierung wird sich am länderbezogenen 
wie am globalen internationalen Informationsaus- 
tausch und an der entwicklungspolitischen Koopera- 
tion aktiv beteiligen. Sie wird multilaterale Organi- 
sationen in finanzieller und personeller Hinsicht 
weiterhin unterstützen. Die Bundesregierung wird 
konstruktiv vor allem in den internationalen Insti- 
tutionen mitwirken, in denen Empfehlungen und Be- 
schlüsse von grundsätzlicher entwicklungspolitischer 
Bedeutung ausgearbeitet werden, und insbesondere 
die Bemühungen unterstützen, die auf eine Steige- 
rung der Effizienz im Bereich der multilateralen Zu- 
sammenarbeit gerichtet sind. 


C. Entwicklungspolitische Aktivitäten gegenüber 
Entwicklungsländern 

1. Übergang zu langfristigen, integrierten, länderbezogenen 
und International koordinierten Hilfeprogrammen 

Ausgangspunkt für den wirksamen Einsatz der In- 
strumente deutscher Entwicklungshilfe wird in Zu- 
kunft das langfristige, integrierte, länderbezogene 
und international koordinierte Hilfeprogramm für 
einzelne Entwicklungsländer sein. Es wird im part- 
nerschaftlichen Dialog mit hierzu bereiten Entwick- 
lungsländern und in Koordination mit multilateralen 
und anderen Gebern festgelegt. 

Dieses Hilfeprogramm enthält die sektoralen, inter- 
sektoralen oder regionale Ansatzpunkte der Aktivi- 
täten der Bundesregierung sowie gegebenenfalls 
Einzelprojekte. Es erlaubt nicht nur die Prüfung der 
Projekte im Einzelfall aus deren wirtschaftliche und 
soziale Wirksamkeit, sondern auch die Auswahl der 
Prioritäten, Standorte und des Verbundes der Pro- 
jekte im Rahmen von sektoralen, intersektoralen 
oder regionalen Zusammenhängen. Damit sollen die 


einzelnen Vorhaben besser den Entwicklungsbedürf- 
nissen und Planungen der Entwicklungsländer ange- 
paßt und zugeordnet werden. 

In ständigem Kontakt mit den Entwicklungsländern, 
durch Gesamt- und Sektoralanalysen sowie auf- 
grund von Beobachtungen und Inspektionen der 
Projekte werden die Hilfeprogramme laufend aktua- 
lisiert und veränderten Gegebenheiten angepaßt. 

In den länderbezogenen Hilfeprogrammen wird fest- 
gelegt, welche Maßnahmen unterstützt werden sol- 
len. Entsprechend den unterschiedlichen Bedürfnis- 
sen der Länder werden die Programme verschieden 
sein. Arten, Formen und Konditionen der Hilfe wer- 
den entsprechend den Gegebenheiten des Landes 
differenziert. 

Durch das Hilfeprogramm wird das Zusammenspiel 
aller Instrumente öffentlicher Entwicklungshilfe er- 
reicht. Es umfaßt Kredithilfen und Zuschüsse, ermög- 
licht die abgestimmte Mitwirkung privater Träger 
und der Freiwilligen des Deutschen Entwicklungs- 
dienstes (DED), und gibt der Privatwirtschaft ent- 
sprechende Hinweise. 

Zur bestmöglichen Verwendung der knappen Mittel 
muß deutsche Entwicklungshilfe verstärkt regionale 
und sektorale Schwerpunkte bilden. Entwicklungs- 
politische Kriterien dafür sind unter anderen der 
Entwicklungsstand des Empfängerlandes, sein Auf- 
nahmevermögen für fremdes Kapital und Know-how, 
seine Entwicklungsaussichten sowie die von ihm un- 
ternommenen Eigenanstrengungen zur Erreichung 
seiner entwicklungspolitischen Ziele. 

2. Sektorale, intersektorale und regionale Aspekte der 
Entwicklungspolitik 

Die länderbezogenen Hilfeprogramme gehen von 
Sektoren, intersektoralen Bereichen und Regionen 
des Entwicklungslandes aus, deren Beitrag zur Über- 
windung der Engpässe für den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt Maßstab bei der Bestimmung 
von Schwerpunkten der Förderungsintensität ist. Die 
sektoralen und regionalen Interdependenzen und die 
unterschiedliche Situation der Entwicklungsländer 
sind verstärkt zu berücksichtigen. Dabei werden 
sich auch Hilfeprogramme ergeben, die mehrere 
Sektoren in einer Region betreffen. 

Folgende Aufgaben in den einzelnen Bereichen er- 
scheinen vordringlich: 

a) Landwirtschaft 

Der Agrarsektor wird während der Zweiten Ent- 
wicklungsdekade in den meisten Entwicklungslän- 
dern für die Lebensbedingungen der Mehrheit der 
Bevölkerung entscheidend bleiben. Daraus ergibt 
sich seine Bedeutung für die deutsche Entwicklungs- 
hilfe. 

Die Erfolge im Bereich Agrarproduktion („Grüne 
Revolution") haben deutlich gemacht, daß die Eng- 
pässe vornehmlich in der fehlenden Kaufkraft der 
ärmeren Bevölkerungsschichten sowie in den vor- 
und nachgelagerten Sektoren liegen. 

Die sozialen Gegensätze sind vielfach durch die 
„Grüne Revolution" verschärft worden. In vielen 
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Entwicklungsländern werden daher Förderungsmaß- 
nahmen für den Agrarsektor erst dann voll wirksam, 
wenn erfolgversprechende Agrarreformen anlaufen. 
Die Bundesregierung hält solche Maßnahmen für 
wichtig und ist bereit, sie zu unterstützen. 

Die Instrumente der Agrarhilfe werden künftig vor- 
zugsweise dort eingesetzt, wo sie zum Erfolg sinn- 
voller Agrarstrukturmaßnahmen der Entwicklungs- 
länder beitragen können. Dies wird den verstärkten 
Einsatz von Regierungsberatern sowie die Förde- 
rung von Kredit-, Bezugs-, Produktions- und Absatz- 
organisationen erfordern. Vor allem wird der Auf- 
bau von Beratungsdiensten und Agrarkreditsyste- 
men gefördert werden. 

Die Förderung der Agrarforschung und -technologie 
ist zu intensivieren. Hochqualifizierte Berater und 
Forscher werden an Ort und Stelle mit einschlägi- 
gen Institutionen der Entwicklungsländer verstärkt 
Zusammenarbeiten. 

Im Bereich der Produktion ist der tierischen und 
pflanzlichen Eiweißerzeugung besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen. 

Unter den nachgelagerten Sektoren kommt der La- 
gerhaltung, Vermarktung, Verteilung und Verarbei- 
tung landwirtschaftlicher Produkte wachsende Be- 
deutung zu. Dabei sind die Möglichkeiten zum Ex- 
port landwirtschaftlicher Veredelungs- und Verar- 
beitungsprodukte besonders zu berücksichtigen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird die rationelle 
Herstellung landwirtschaftlicher Produktionsmittel 
in den Entwicklungsländern fördern. Dies schließt 
den Aufbau eines leistungsfähigen Reparatur- und 
Beratungsdienstes ein. Bei der Lieferung von Pro- 
duktionsmitteln sind diese Gesichtspunkte zu be- 
rücksichtigen. 

Die Aus- und Fortbildung von Spitzenkräften sowie 
mittlerem technischen und organisatorischen Per- 
sonal an Ort und Stelle ist verstärkt zu unterstüt- 
zen und auch in diesem Bereich möglichst praxisbe- 
zogen durchzuführen. 

Die verschiedenen Förderungsmaßnahmen sollten im 
Rahmen größerer Projekte und Programme ineinan- 
dergreifen. 

b) Nutzung von Bodenschätzen 

Im Rahmen der personellen und finanziellen Zu- 
sammenarbeit fördert die Bundesregierung For- 
schung, gezielte Prospektion sowie den Aufbau wirt- 
schaftlich arbeitender Gewinnungs- und Verarbei- 
tungsbetriebe in Entwicklungsländern, um den An- 
teil der Wertschöpfung, der dem rohstoffproduzie- 
renden Land verbleibt, nachhaltig zu erhöhen. Bei 
der Ausbeutung und Verarbeitung sind Vorhaben, 
die die Beschäftigung verhältnismäßig stark er- 
höhen, bevorzugt zu fördern. 

Die Bundesregierung wird den Entwicklungsländern 
helfen, Potential an Bodenschätzen zu erkennen und 
im eigenen Interesse zu nutzen. Sie erkennt das 
Recht der Entwicklungsländer an, über Umfang und 
Art der Verwendung ihrer Bodenschätze unter Be- 
achtung der Grundsätze des Völkerrechts selbst zu 
bestimmen. 


c) Gewerbliche Wirtschaft 

Die Bundesregierung wird die Entwicklungsländer 
beim Ausbau ihrer Industrien verstärkt unterstützen. 

Die grundlegenden Probleme der Industrialisierung 
werden von den einzelnen Ländern auf unterschied- 
liche Art gelöst werden. 

In vielen Ländern ist die Förderung von Industrien, 
von denen besondere Impulse für die Entwicklung 
des Landes ausgehen, und der Ausbau von export- 
orientierten Industrien vordringlich. Dabei muß je- 
doch eine ausgewogene industrielle Struktur ange- 
strebt werden, die auch der Binnenmarktexpansion 
entgegenkommt. Technisch relativ einfache Klein- 
und Mittelindustrien sowie Handwerksbetriebe 
sind wegen ihrer arbeitsintensiven und kapitalspa- 
renden produktiven Methoden zu fördern. 

Die Bundesregierung fördert die Industrialisierung 
durch Kredithilfen, durch ihr Instrumentarium zur 
Förderung von Privatinvestitionen und durch Betei- 
ligungen der Deutschen Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) sowie durch Handelshilfe und Technische 
Hilfe. Bei der Kapitalhilfe dürfte der projektunge- 
bundenen Hilfe (zum Beispiel Warenhilfe) — beson- 
ders Lieferung von Ersatzteilen und speziellen In- 
vestitionsgütern — wachsende Bedeutung zukom- 
men. Die Kreditvergabe über Entwicklungsbanken 
und ähnliche Institute hat sich im allgemeinen als 
geeignetes Instrument der Industriefinanzierung er- 
wiesen. Hier wird die Kapitalhilfe zunehmend durch 
Technische Hilfe unterstützt werden. Die Bundes- 
regierung strebt die Förderung geeigneter Kredit- 
systeme zugunsten des Kleingew*erbes und zur Nutz- 
barmachung unerschlossenen Sparpotentials in den 
Entwicklungsländern an. 

Der Weg der Industrialisierung soll durch Beratung 
bei der Vermarktung und beim Absatz der Industrie- 
produkte, durch Managementgestellung und -bera- 
tung, durch berufsbezogene Ausbildung und Fort- 
bildung von qualifizierten Fach- und Führungskräf- 
ten sowie durch Vermittlung technischer und kauf- 
männischer Fähigkeiten und des notwendigen Ver- 
ständnisses für die Aufgaben der Industriegesell- 
schaft geebnet werden. 

Die Bundesregierung wird den Handel der Entwick- 
lungsländer direkt fördern durch Technische Hilfe 
und Finanzhilfe zum Aufbau von Exportindustrien 
sowie für Management, Qualitätskontrolle, Stan- 
dardisierung, Marktforschung und Absatzberatung. 
Dem Auf- und Ausbau von Exportförderungs- und 
Absatzorganisationen sowie von Exportkreditban- 
ken und -Versicherungen kommt vor allem im Rah- 
men von Beratungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
besondere Bedeutung zu. 

Sozialen Spannungen, die durch den Übergang zu 
modernen industriellen Produktionsformen ver- 
schärft werden können, sollte durch entsprechende 
Maßnahmen begegnet werden. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklungsländer 
bei der Vertiefung der wissenschaftlich-technologi- 
schen Kenntnisse durch wissenschaftliche Zusammen- 
arbeit und durch Beratung unterstützen. Sie wird 
sich intensiv an den internationalen Beratungen 
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Über die Förderungsmaßnahmen für diesen Bereich 
sowie an Verhandlungen über die Beseitigung von 
Hindernissen für die Übertragung von Technologien 
beteiligen; sie hält es jedoch im Augenblick nicht für 
sinnvoll, quantitative finanzielle Ziele auf inter- 
nationaler Ebene festzulegen. 

Die private deutsche Wirtschaft kann durch Investi- 
tionen in Entwicklungsländern, insbesondere in 
partnerschaftlicher Zusamenarbeit mit dortigen Fir- 
men, wertvolle Beiträge zur Industrialisierung lei- 
sten. Die Bundesregierung wird prüfen, ob und in- 
wieweit sie ihr Förderungsinstrumentarium im Hin- 
blik auf ihre entwicklungspolitischen Ziele weiter- 
entwickeln kann. Bestrebungen der Wirtschaft zur 
Verlagerung der Produktion in Entwicklungsländer 
werden begrüßt. 

d) Umweltschutz 

Die Bundesregierung bekräftigt ihre Erklärung bei 
der Konferenz der Vereinten Nationen über die Um- 
welt des Menschen, wonach Maßnahmen des Um- 
weltschutzes in Industrieländern nicht zu Lasten 
der Entwicklungshilfe gehen sollten. Im Rahmen 
ihrer Anstrengungen, die Ziele der Internationalen 
Entwicklungsstrategie zu erreichen, wird die Bun- 
desregierung die Entwicklungsländer dabei unter- 
stützen, ihre dringenden Umweltprobleme im Sinne 
des Aktionsplanes des Umweltprogramms der Ver- 
einten Nationen einer Lösung näher zu bringen. 
Diese Hilfe liegt im Interesse aller Länder. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, ihre Hilfe so zu 
leisten, daß die Umweltbedingungen für die Bevöl- 
kerung verbessert und Umweltschäden möglichst 
vermieden werden. Dies gilt auch auf dem Gebiet 
der Nutzung von natürlichen Hilfsquellen, der In- 
dustrialisierung und der Verwendung von Natur- 
produkten sowie im Zusammenhang mit der Ver- 
besserung der Exportfähigkeit der Entwicklungslän- 
der. Durch differenzierte Prüfverfahren und Abstim- 
mung mit den jeweiligen Entwicklungsländern ist 
sicherzustellen, daß die umweltgerechte Gestaltung 
der Hilfe den Möglichkeiten an Ort und Stelle ent- 
spricht. 

e) Infrastruktur 

Die Bundesregierung wird entsprechend den Gege- 
benheiten des Entwicklungslandes den Ausbau der 
Verwaltungsstrukturen auf verschiedenen Ebenen 
fördern. Bei der deutschen Verwaltungshilfe stehen 
die Ausbildung von Verwaltungspersonal und die 
Entsendung von Beratern im Vordergrund. 

Die Bundesregierung wird angesichts der wachsen- 
den Bedeutung der Massenmedien den Ausbau des 
Informationswesens der Entwicklungsländer weiter- 
hin fördern, um so den Willen zum Fortschritt und 
die Fähigkeit zur Selbsthilfe in breiten Schichten der 
Bevölkerung zu stärken und die Breitenwirkung 
sektoraler Förderungsmaßnahmen zu erhöhen. Be- 
sondere Bedeutung kommt dabei der Entsendung von 
Beratern und der Ausbildung von Fachpersonal zu. 

Die deutsche Hilfe wird den Ausbau der materiellen 
Infrastruktur in den Entwicklungsländern, insbeson- 
dere im Bereich des Nachrichten- und Verkehrs- 


wesens, der Energieerzeugung und -Verteilung und 
der Wasserversorgung, durch Kredite und Personal 
weiterhin angemessen fördern. Dies gilt insbeson- 
dere für die Länder, die erst am Anfang ihrer ökono- 
mischen Entwicklung stehen, sowie für Engpässe in 
bestimmten Regionen und Sektoren. Insgesamt 
wird jedoch voraussichtlich ein geringerer Teil der 
Hilfe für diese Zwecke verwendet werden als bisher. 

f) Tourismus 

Die Bundesregierung wird den Tourismus in geeig- 
neten Entwicklungsländern durch Verbesserung der 
Infrastruktur, insbesondere der Verkehrsverhält- 
nisse, durch Errichtung von Unterkünften und durch 
Ausbildung des erforderlichen Personals — gege- 
benenfalls unter Einschaltung von Entwicklungs- 
banken — fördern. Die Deutsche Entwicklungsgesell- 
schaft kann in geeigneten Fällen durch die Bereit- 
stellung von Mitteln der Kapitalhilfe in die Lage 
versetzt werden, Investitionen vor allem in neuen 
Zielgebieten des Tourismus zu unterstützen. 

g) Beschäftigung 

Die Bundesregierung wird verstärkt auf die Be- 
schäftigungswirkung ihrer Förderungsmaßnahmen 
achten und sinnvolle Beschäftigungsmaßnahmen ins- 
besondere im Rahmen regionaler Strukturpolitik un- 
terstützen. Sie wird beschäftigungsintensive Sek- 
toren besonders berücksichtigen. 

In den meisten Entwicklungsländern vollzieht sich 
die Verstädterung rascher, als die Nachfrage nach 
Arbeitskräften in den Ballungszentren steigt. Daher 
müssen Arbeitsplätze insbesondere in ländlichen Re- 
gionen geschaffen werden. Die Bundesregierung 
wird arbeitsintensive Bereiche der Agrarwirtschaft 
und den Ausbau der Infrastruktur auf dem Lande 
verstärkt fördern. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung arbeits- 
intensiver und gleichzeitig wettbewerbsfähiger Ver- 
fahren unterstützen. Auch die Übernahme von Lan- 
deswährungskosten kann dazu beitragen, daß kapi- 
tal- und devisenintensive Technologien nicht einsei- 
tig begünstigt werden. Arbeitsintensive Produk- 
tionsverfahren können jedoch insbesondere im Be- 
reich der Exportwirtschaft nur angewandt werden, 
wenn die entstehenden Produktionskosten dem 
Wettbewerb auf den internationalen Absatzmärkten 
entsprechen. Die Förderung der Klein- und Mittel- 
industrie, der Bauwirtschaft und arbeitsintensiver 
Zweige des verarbeitenden Gewerbes soll in länd- 
lichen Regionen wie in den Ballungszentren zur bes- 
seren Beschäftigung beitragen. 

Die Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 
im Dienstleistungssektor sollen dem Ausbau arbeits- 
intensiver Dienstleistungsbereiche (zum Beispiel 
Tourismus und öffentliche Dienstleistungen) dienen. 

Durch Förderung sozialer Dienste können unmittel- 
bare Beschäftigungseffekte erzielt und gleichzeitig 
die Lebensbedingungen der Bevölkerung verbessert 
werden. Dabei kommt Selbsthilfeorganisationen, 
Jugend-, Freiwilligen- und Arbeitsdiensten eine 
wichtige Funktion vor allem auf dem Gebiet des 
Community Development zu. Die Bundesregierung 
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wird daher verstärkt geeignete Organisationen und 
Programme in diesem Bereich unterstützen. 

Ohne ein arbeits- und umweltorientiertes Bildungs- 
system für die Masse der Bevölkerung kann die Be- 
schäftigungspolitik der Entwicklungsländer nicht er- 
folgreich sein. Die Bildungshilfe wird sich daher ver- 
stärkt an ihrer Wirkung auf die Beschäftigung orien- 
tieren. 

Es ist beabsichtigt, die Rückgliederung qualifizierter 
ausländischer Arbeitnehmer aus bestimmten Ent- 
wicklungsländern in geeigneten Fällen durch gezielte 
Fortbildungs- und Beratungsmaßnahmen und durch 
Kredit- und Organisationshilfen zum Aufbau von 
Betrieben in ihrem Heimatland zu fördern. 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß bei 
der Beschäftigung von Angehörigen der Entwick- 
lungsländer in der Bundesrepublik Deutschland die 
langfristigen beschäftigungspolitischen Erfordernisse 
der Heimatländer stärker berücksichtigt werden. 

h) Bildung und Wissenschaft 

In Übereinstimmung mit den Empfehlungen und Pro- 
grammen der multilateralen Organisationen wird die 
Bundesregierung in der zweiten Entwicklungsdekade 
der Bedeutung von Bildung und Wissenschaft für 
alle Bereiche der Entwicklung durch verstärkte 
quantitative und qualitative Anstrengungen Rech- 
nung tragen. Die Förderungsmaßnahmen sollten auf 
eine flexible Anpassung der Bildungsinhalte und 
-methoden an die sich ändernden Erfordernisse des 
Arbeitsmarktes und der sozialen Umwelt hinwir- 
ken. Wirksame Maßnahmen zur strukturellen Än- 
derung des Erziehungswesens und zur Entwicklung 
neuer Lehr- und Lernverfahren genießen Priorität 
gegenüber Beiträgen zur lediglich quantitativen Er- 
weiterung bestehender Erziehungssysteme. 

Die Bildungs- und Wissenschaftshilfe wird Überpro- 
portional am Wachstum der Technischen Hilfe betei- 
ligt sein. In geeigneten Fällen sollte auch Kapital- 
hilfe für Investitionen in diesem Bereich gewährt 
werden. 

Folgende Gebiete der Bildungs- und Wissenschafts- 
hilfe sind verstärkt zu fördern: Erziehungsverwal- 
tung, Erziehungsplanung und -forschung, Bildungs- 
maßnahmen außerhalb des herkömmlichen Schul- 
wesens unter Einsatz von Massenmedien, flexible 
Berufsausbildungssysteme, materielle Infrastruktur 
des Erziehungswesens, anwendungsorientierte For- 
schung. 

Die bisher auf Hochschuleinrichtungen und anwen- 
dungsorientierte wissenschaftliche Institutionen kon- 
zentrierte Wissenschaftshilfe wird um die Förderung 
der Grundlagenforschung auf ausgewählten Gebie- 
ten von besonderer entwicklungspolitischer Bedeu- 
tung erweitert. 

Bildungs- und Wissenschaftshilfe wird alle Mög- 
lichkeiten partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwi- 
schen Institutionen in Entwicklungsländern und in 
der Bundesrepublik Deutschland nützen. Bei dieser 
Zusammenarbeit ist den Bedürfnissen der Entwick- 
lungsländer Vorrang einzuräumen. Insbesondere ist 


im Rahmen der Bildungshilfe die ungeprüfte Über- 
tragung deutscher Bildungsmodelle zu vermeiden. 

i) Gesundheit, Ernährung und Familienplanung 

Die Bundesregierung wird die Gesundheitshilfe auf 
die medizinische Versorgung insbesondere der be- 
dürftigen Gruppen und Regionen sowie auf präven- 
tive Maßnahmen konzentrieren. Bei den präven- 
tiven Maßnahmen sind umfassende Beratungsdienste 
für Fragen der Gesundheit, Familienplanung, Er- 
nährung, Hygiene und Umweltverbesserung von be- 
sonderer Bedeutung. 

Im kurativen Bereich wird sich die Gesundheitshilfe 
auf die Förderung von einfachen und dezentralisier- 
ten Gesundheitsstationen konzentrieren, die um 
regionale Gesundheitszentren gruppiert sind. In bei- 
den Bereichen ist einer durch Beratungs- und For- 
schungshilfe vorbereiteten Programmfinanzierung 
der Vorzug vor der isolierten Förderung einzelner 
Vorhaben zu geben. Die Vorhaben sollen in die vor- 
handene Infrastruktur des jeweiligen Landes einge- 
fügt werden. 

Neben der Aus- und Weiterbildung von leitendem 
Personal der öffentlichen Gesundheitsdienste wird 
die verstärkte Ausbildung von angelerntem Hilfs- 
personal besonders wichtig bleiben. Hier ergeben 
sich gute Ansatzpunkte vor allem für Freiwilligen- 
dienste. 

Entwicklung, Einführung und Produktion von Nah- 
rungsmitteln, die sich für eine besser ausgewogene 
Ernährung breiter Bevölkerungsschichten eignen, 
insbesondere im Bereich der Eiweißversorgung, wer- 
den mit konventionellen und unkonventionellen 
Verfahren verstärkt gefördert. 

Bei akuten Versorgungsschwierigkeiten sind Nah- 
rungsmittellieferungen der Bundesregierung zweck- 
mäßig. Sie haben sich jedoch unter Berücksichtigung 
der Liefermöglichkeiten der Geberländer an der 
Leistungsfähigkeit und dem Bedarf der Entwick- 
lungsländer zu orientieren und dürfen Produktions- 
und Absatzmöglichkeiten sowie die Weiterentwick- 
lung der Landwirtschaft der Entwicklungsländer 
nicht beeinträchtigen. 

Die Bundesregierung unterstützt verstärkt die multi- 
laterale Abwicklung der Nahrungsmittelhilfe (zum 
Beispiel durch das Welternährungsprogramm). 

Im Bereich der Familienplanung ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß diese Maßnahmen auf 
den ausdrücklichen Wunsch des Entwicklungslandes 
zurückgehen müssen. Die Bundesregierung ist zu 
einer verstärkten Unterstützung von Familienpla- 
nungsmaßnahmen der Entwicklungsländer bereit. 
Sie geht davon aus, daß sie kein Ersatz für ent- 
wicklungspolitische Aktivitäten werden dürfen, 
aber langfristig entscheidend zu ihrem Erfolg beitra- 
gen können. Die Bundesregierung wird die entspre- 
chenden Programme der Vereinten Nationen ver- 
stärkt unterstützen und ist bereit, Forschungsvor- 
haben der Entwicklungsländer zu fördern. Bilateral 
wird eine Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen Or- 
ganisationen in der Bundesrepublik Deutschland be- 
vorzugt. 
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j) Sledlungs- und Wohnungswesen 

Gezielten Maßnahmen zur Verbesserung der Le- 
bensbedingungen der ärmeren Bevölkerungsschich- 
ten kommt nicht nur gesellschaftspolitische, son- 
dern auch eine wirtschaftliche Funktion zu. 

Die Bundesregierung wird in diesem Bereich vor 
allem die Verbesserung kommunaler Dienstleistun- 
gen fördern. In geeigneten Fällen kann auch die 
Förderung von Wohnraum in Betracht kommen. 

Erfahrungsgemäß dürfe allerdings den ärmeren 
Schichten in der Regel nicht durch Verbesserung 
der Wohneinheiten nach dem Vorbild der Industrie- 
länder zu helfen sein. 

Die Bundesregierung wird Beratungs-, Organisa- 
tions- und Fortbildungshilfen im Bereich der Stadt- 
planung, der kommunalen Versorgungsdienste und 
des Genossenschaftswesens gewähren. Sie wird 
in geeigneten Fällen Kapitalhilfe für kommunale 
Versorgungsinvestitionen zur Verfügung stellen. 
Insbesondere Technische Hilfe und Gegenwertmit- 
tel sollen zur Teilfinanzierung öffentlicher Start- 
hilfen für den Selbsthilfe-Wohnungsbau beitragen. 
Besonders erfolgversprechend dürfte die Unter- 
stützung nationaler Wohnungsbauvorhaben sowie 
gemeinsamer Programme von Kommunen und 
Selbsthilfeorganisationen sein. Freiwilligendienste 
können unter Verwendung von lokalem Baumaterial 
mit vergleichsweise geringem finanziellen Aufwand 
insbesondere Gemeinschaftseinrichtungen und Woh- 
nungen bauen. 

Wesentliche Beiträge zum Aufbau geeigneter Selbst- 
hilfeorganisationen und multifunktionaler Sozial- 
zentren sind auch von der Förderung nicht-staat- 
licher Aktivitäten im Bereich des Community-Deve- 
lopment zu erwarten. 

3. Instrumentarium der deutschen Entwicklungshilfe 

a) Technische und finanzielle Zusammenarbeit 

Die Technische Zusammenarbeit soll die Anstren- 
gungen der Entwicklungsländer fördern, die Lei- 
stungsfähigkeit und -bereitschaft ihrer Bevölkerung 
zu erschließen und zu steigern. Dabei stehen in 
weniger entwickelten Ländern auf Breitenwirkung 
zielende Maßnahmen, insbesondere personelle Hilfe 
beim Aufbau von Trägerorganisationen im Vorder- 
grund. Bei fortgeschrittenen Entwicklungsländern 
treten in zunehmendem Maße die Beratung bzw. 
materielle Förderung bestehender Träger hinzu. 

Im Zuge ihres Fortschritts wächst in den Entwick- 
lungsländern der Bedarf an höher qualifizierten und 
spezialisierten Fachkräften. Die Bundesregierung 
wird dem durch entsprechende Aus- und Fortbil- 
dungsmaßnahmen sowie durch verstärkte Entsen- 
dung höher qualifizierten deutschen Personals und 
durch eine größere Beweglichkeit seines Einsatzes 
Rechnung tragen. Vor der Entsendung von Fach- 
kräften muß geprüft werden, ob und wie der Be- 
darf durch einheimische Kräfte gedeckt werden 
kann. Zu diesem Zweck fördert die Bundesregierung 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, die Wiederein- 
gliederung von Fachkräften, die sich in der Bun- 
desrepublik Deutschland zur Ausbildung ‘oder Be- 


schäftigung aufgehalten haben, sowie Anstellungs- 
verträge zwischen Angehörigen des Partnerlandes 
und dortigen Trägerorganisationen. Soweit Fach- 
kräfte entsandt werden müssen, sollen sie möglichst 
bald durch einheimische Fachkräfte abgelöst wer- 
den. 

Die Bundesregierung wird in zunehmendem Maße 
die Tätigkeit von integrierten Fachkräften fördern, 
d. h. von Fachkräften, die aufgrund unmittelbarer 
vertraglicher Bindung an das Einsatzland in dessen 
Dienst eingegliedert sind und Aufgaben wahrneh- 
men, deren entwicklungspolitische Bedeutung fest- 
gestellt ist. Die Bundesregierung wird hierzu das 
System der Gehaltszuschüsse ausbauen. Die Bun- 
desregierung legt auf gründliche Vorbereitung und 
Fortbildung der entsandten Fachkräfte hohen Wert. 
Die Aus- und Fortbildungsprogramme sollen nicht 
nur fachliches und entwicklungspolitisches Wis- 
sen vermitteln, sondern auch die Fähigkeit zur 
Anpassung an andere Kulturen und zur partner- 
schaftlichen Zusammenarbeit erhöhen. Angehörige 
von Drittländern können im Rahmen der Tech- 
nischen Zusammenarbeit in beschränktem Umfang 
tätig werden. Im Rahmen der Finanzierung von 
Programmen kann die Tätigkeit von Fachkräften 
auch anderer als deutscher Nationalität, insbeson- 
dere aus anderen Entwicklungsländern, gefördert 
werden. 

Der Deutsche Entwicklungsdienst (DED) wird dem 
qualitativen Ausbau seiner Arbeit als Fachdienst 
mit sozialem Engagement Vorrang einräumen. Er 
wird sich in zunehmendem Maße weniger entwik- 
kelten Ländern und Regionen zuwenden und die 
Zusammenarbeit mit Freiwilligen- und Jugend- 
organisationen der Entwicklungsländer verstärken. 
Auch die Zusammenarbeit mit dem Freiwilligen- 
dienst der Vereinten Nationen (United Nations 
Volunteers — UNV) wird intensiviert. 

Das finanzielle Schwergewicht der bilateralen Hilfe 
wird nach wie vor bei der Kapitalhilfe liegen. Der 
Bedarf der Entwicklungsländer an auswärtigen 
Finanzierungsmitteln wird bei fortschreitender Ent- 
wicklung vieler Länder, deren Absorptionsfähigkeit 
noch gering ist, weiter zunehmen. 

Beim Einsatz der Kapitalhilfe wird auch künftig 
darauf zu achten sein, daß Ungleichgewichte zwi- 
schen der Entwicklung der Infrastruktur und von 
produktiven Projekten vermieden werden. Das be- 
deutet zum einen, daß angesichts der Lage der so- 
zial schwachen Schichten auch Projekte der sozia- 
len Infrastruktur stärker berücksichtigt werden. Zum 
anderen wird im Hinblick auf die Verschuldungs- 
siluation der Entwicklungsländer die Finanzierung 
wettbewerbsfähiger und devisensparender Projekte 
im Rahmen der sich bietenden Ansatzmöglichkeiten 
auch künftig wesentliche Bedeutung besitzen. 

Im Rahmen der Entwicklungsbankenfinanzierung 
sollen neben dem mittleren Gewerbe auch das 
Kleingewerbe und die Landwirtschaft stärker be- 
rücksichtigt werden. Für den Erfolg der Entwick- 
lungsbankenfinanzierung sind die sorgfältige Aus- 
wahl der Partnerbanken und die präzise Bestimmung 
des Darlehenszweckes besonders wichtig. Der in 
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den letzten Jahren bereits beschrittene Weg, auch 
andere Institute wie Genossenschaftsbanken und Ge- 
werbezentren durch gezielten Einsatz von Kapital- 
hilfe und Technischer Hilfe in die Förderung einzu- 
beziehen, um damit auch die finanzielle Infrastruk- 
tur der Entwicklungsländer zu verbessern, wird 
weiter begangen. Durch angepaßte Kreditprogramme 
(z. B. über Genossenschaftskredit und Sparbanken) 
sollen bestimmte Gruppen von Kreditsuchenden bes- 
ser erreicht werden. 

b) Anpassung der Bedingungen und Methoden 
Programmfinanzierung 

Die Bundesregierung wird in zunehmendem Maße 
finanzielle Mittel zur Finanzierung geprüfter Sek- 
toral- und Regionalpläne der Entwicklungsländer be- 
reitstellen (Programmfinanzierung). Dazu bedarf es 
detaillierter und den Möglichkeiten der jeweiligen 
Länder angepaßter Entwicklungsprogramme. Die 
Bundesregierung wird die Erstellung solcher Pro- 
gramme im Rahmen ihrer technischen Zusammen- 
arbeit fördern. Programmfinanzierung ist keine Bud- 
gethilfe. 

Bedingungen der Zusammenarbeit 

Die Bedingungen und Modalitäten der Zusammen- 
arbeit werden auch künftig den Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer und neuen entwicklungspoliti- 
schen Erkenntnissen angepaßt. 

Die Bundesregierung wird der Konditionenempfeh- 
lung des Entwicklungshilfeausschusses der OECD 
(Development Assistance Committee — DAC) ent- 
sprechen. Sie wird sich zu gegebener Zeit an einer 
Überprüfung der DAC-Empfehlung im Lichte der 
entwicklungspolitischen Erfordernisse beteiligen. 
Die Bundesregierung unterstützt die Bestrebungen 
innerhalb des DAC zur Erarbeitung von Kriterien 
für die Konditionengestaltung im Einzelfall und zur 
Harmonisierung der Bedingungen unter den Geber- 
ländern. 

Zuschüsse werden vor allem im Rahmen der tech- 
nischen Zusammenarbeit gegeben, Auch darüber 
hinaus wird die Bundesregierung ihre Politik fort- 
setzen, in besonderen Fällen unter Berücksichtigung 
der Situation des Empfängerlandes Zuschüsse zur 
Verfügung zu stellen. 

Zuschüsse kommen besonders für die am wenigsten 
entwickelten Länder in Betracht. 

Die Kapitalhilfe kann sowohl zur Finanzierung von 
Devisenkosten als auch von Landeswährungskosten 
gewährt werden, worüber nach Prüfung von Fall zu 
Fall entschieden wird. Höhe und Anteil der mitzu- 
finanzierenden Landeswährungskosten bestimmen 
sich im Einzelfall nach dem Gesichtspunkt des ent- 
wicklungspolitisch wirksamsten Einsatzes der ver- 
fügbaren Mittel, wobei auch der Gesichtspunkt der 
Auslandsverschuldung zu beachten ist. Projekte von 
hoher entwicklungspolitischer Priorität sollen nicht 
an fehlendem Inlandskapital scheitern. Ferner kann 
eine Mitfinanzierung von Inlandskosten in Betracht 
kommen, wenn auf diese Weise eine Diskriminie- 
rung wettbewerbsfähiger einheimischer Firmen ver- 


mieden wird oder wenn inflatorische Auswirkungen 
gemildert werden sollen, welche im Zusammenhang 
mit der Durchführung der Projekte ausgelöst werden 
könnten. 

Bei der technischen Zusammenarbeit werden in der 
Regel nur Partnerschaftsleistungen vereinbart, die 
auch nach Beendigung der Förderung laufend vom 
Empfängerland aufzubringen sind. Wenn das Ent- 
wicklungsland nicht in der Lage ist, diese Kosten 
aufzubringen, kann die Bundesregierung sie in sol- 
chen Ausnahmefällen ganz oder teilweise für eine 
Überbrückungszeit übernehmen. 

Lief er- und Leistungsgebundenheit 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich zum Abbau 
der noch bestehenden Lieferbedingungen bei der 
Kapitalhilfe bereit und wird die internationalen 
Bestrebungen, die auf eine allgemeine Aufgabe der 
Bindungspraktiken und auf eine optimale Verwen- 
dung der Mittel für die Entwicklungsländer gerichtet 
sind, nachdrücklich unterstützen; dabei geht sie 
davon aus, daß faire internationale Wettbewerbs- 
bedingungen sichergestellt werden. Bei Sachbeschaf- 
fung im Rahmen der technischen Zusammenarbeit 
hat die Bundesregierung die Lieferbindung grund- 
sätzlich aufgehoben. Bei Gleichwertigkeit der An- 
gebote werden Anbieter aus Entwicklungsländern 
bevorzugt. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklungsländer 
gezielt informieren, damit diese ihre Möglichkeiten 
für Lieferungen im Rahmen der deutschen Entwick- 
lungshilfe nutzen können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
den See- und Lufttransporten, die sich im Zusam- 
menhang mit deutschen Entwicklungshilfeleistungen 
ergeben, die Leistungsungebundenheit (freie Flag- 
genwahl) verwirklicht werden sollte. Dabei geht 
sie grundsätzlich davon aus, daß faire Wettbewerbs- 
bedingungen sichergestellt werden und daß die 
Entwicklungsländer keine Maßnahmen treffen, die 
eine gleichberechtigte Beteiligung*) der Verkehrs- 
untemehmen der Bundesrepublik Deutschland er- 
schweren könnten. 

Berücksichtigung der Verschuldungslage der Ent- 
wicklungsländer 

Das Ausmaß der Verschuldung mancher Entwick- 
lungsländer gibt Anlaß zur Besorgnis. Dieser Tat- 
sache wird die deutsche Entwicklungspolitik auch 
künftig Rechnung tragen, indem sie bei der Fest- 
legung des Volumens der Hilfe und der Bedingun- 
gen der Zusammenarbeit stets den Stand der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung des Partnerlandes, 
insbesondere die Zahlungsbilanzlage und deren 
voraussichtliche Weiterentwicklung, beachten wird. 
Das Bestreben, die Neuverschuldung der Entwick- 
lungsländer in vertretbaren Grenzen zu halten, ist 
auch bei der Entscheidung über Gewährleistungen 
für Kredite der Privatwirtschaft ein maßgeblicher 
Gesichtspunkt. 


•) Hierunter ist eine Beteiligung zu verstehen, die nach 
internationalem Sprachgebrauch als „fair und equal" 
bezeichnet wird. 
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Verschuldungskrisen sollte nach Möglichkeit durch 
geeignete Maßnahmen vorgebeugt werden. Sofern 
mittel“ und langfristige Zahlungsschwierigkeiten 
eines Entwicklungslandes weder aus eigener Kraft 
noch durch Inanspruchnahme von Ziehungsrechten 
beim Internationalen Währungsfonds (International 
Monetary Fund — IMF) überbrückt werden können, 
wird sich die Bundesrepublik Deutschland auch 
künftig an multilateralen Umschuldungen beteiligen. 
Dabei geht sie von dem Grundsatz aus, daß Verein- 
barungen Über eine Schuldendiensterleichterung 
mit den Hauptgläubigerländern getroffen werden. 
Es sind Lösungen anzustreben, die — insbesondere 
unter Mitwirkung des IMF — eine nachhaltige Kon- 
solidierung gewährleisten und die Wahrscheinlich- 
keit weiterer Umschuldungen verringern helfen. 
Hierzu gehört insbesondere die Aufstellung eines 
Konsolidierungsprogramms, zu dessen Durchführung 
sich das Schuldnerland bereit erklärt. 

Die Bundesregierung wird sich im Rahmen multi- 
lateraler Verhandlungen hinsichtlich der Umschu- 
dung von Kapitalhilfe-Krediten bemühen, die gülti- 
gen deutschen Kapitalhilfe-Zinssätze so weit wie 
möglich zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung unterstützt Bestrebungen, um 
durch ein Informationssystem oder ähnliche Maß- 
nahmen der internationalen Zusammenarbeit Mög- 
lichkeiten zu finden, um die Verschuldungssituation 
der einzelnen Länder besser zu erkennen. 

4. Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen Institutionen 

Ohne Mobilisierung des Willens zur Selbsthilfe in 
allen Bevölkerungsschichten der Entwicklungslän- 
der gibt es keine Entwicklung. Hierbei wirken mehr 
und mehr gesellschaftliche Gruppen mit (zum Bei- 
spiel Gewerkschaften, Genossenschaften, Jugend- 
und Studentenorganisationen, Unternehmervereini- 
gungen und Kirchen). Die Unterstützung solcher 
Initiativen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit 
ist das Ziel entsprechender gesellschaftlicher Grup- 
pen in der Bundesrepublik. Die Bundesregierung för- 
dert diese Initiativen, sofern sie den Entwicklungs- 
zielen des einzelnen Entwicklungslandes entspre- 
chen. 

Die Bundesregierung hält einen gesteigerten Beitrag 
der nichtstaatlichen gesellschaftlichen Gruppen für 
wünschenswert. Aufgrund der Erfahrungen in der 
Ersten Dekade erscheinen ihre Aktivitäten vor allem 
in folgenden Bereichen besonders förderungswürdig: 
Stärkung der Selbsthilfebewegungen, Maßnahmen 
der Agrarreform, Massenmedien, Vorhaben der Aus- 
und Fortbildung von Führungskräften der gesell- 
schaftlichen Gruppen. 

An derartigen Programmen beteiligen sich zum Bei- 
spiel die christlichen Kirchen, politischen Stiftungen 
und andere private Organisationen. Einen wichtigen 
Beitrag leisten auch die Entwicklungsdienste und 
andere Organisationen wie die Carl-Duisberg-Ge- 
sellschaft und die Deutsche Stiftung für internatio- 
nale Entwicklung. Die Bundesregierung wird unter 
anderem auch entwicklungspolitische Aktivitäten 
von Universitäten und Gemeinden unterstützen. 


Die Bundesregierung begrüßt das selbstverantwort- 
liche, eigenständige Engagement der gesellschaft- 
lichen Gruppen. Sie will auch durch die länderbe- 
zogenen Hilfeprogramme Möglichkeiten einer bes- 
seren Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen 
nichtstaatlicher und öffentlicher Entwicklungshilfe 
bieten. Die Bundesregierung erhofft sich von einem 
ständigen und intensiven Austausch der Information 
und Erfahrungen zwischen und mit den privaten 
Trägern eine erhöhte Wirksamkeit der Bemühungen 
aller Beteiligten. 

Soweit die Bundesregierung kontinuierlich mit nicht- 
staatlichen Einrichtungen und gesellschaftlichen 
Gruppen zusammenarbeitet und ihre entwicklungs- 
politischen Aktivitäten finanziell fördert, soll diese 
Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der Eigen- 
art des jeweiligen Partners gestaltet und den Erfor- 
dernissen der Zweiten Entwicklungsdekade ange- 
paßt werden. 

5. Evaluierung 

Die Bundesregierung überprüft laufend die Wirk- 
samkeit ihrer entwicklungspolitischen Maßnahmen. 
Das gilt auch für die Tätigkeit nicht-staatlicher Trä- 
ger der Entwicklungshilfe, soweit sie von der Bun- 
desregierung Zuwendungen erhalten. Durch Wir- 
kungsbeobachtung und Inspektion der Vorhaben 
sollen das Zusammenspiel und die Wirkungsweise 
der Instrumente kritisch überprüft und verbessert 
sowie Grundlagen für die weitere Planung gewon- 
nen werden. 


D. Europäische Entwicklungspolitik 

Die Bundesregierung tritt für die schrittweise Ver- 
wirklichung einer umfassenden, weltweiten Ent- 
wicklungspolitik der Europäischen Gemeinschaft und 
ihrer Mitgliedstaaten ein. Dazu gehören der schritt- 
weise Ausbau der Möglichkeiten, technische und 
finanzielle Hilfe durch die Gemeinschaft an alle 
Entwicklungsländer auch außerhalb der Assoziie- 
rung gewähren zu können, sowie eine zunehmende 
Koordinierung und Harmonisierung der bilateralen 
Hilfen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft. 

Die Bundesregierung steht zu den Verpflichtungen 
der Gemeinschaft gegenüber den bereits assoziier- 
ten Ländern, den Entwicklungsländern des Mittel- 
meerraumes und den von Protokoll 22 des Vertra- 
ges Über die Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaft erfaßten Ländern, die im Zuge der Erweite- 
rung der Europäischen Gemeinschaft mit dieser in 
engere Beziehungen treten. Diese Entwicklungs- 
politik auf der Grundlage besonderer Verpflichtun- 
gen soll sich nach Auffassung der Bundesregierung 
harmonisch in die weltweite Politik der Gemein- 
schaft einfügen. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß nach Prü- 
fung rechtlicher, sachlicher und finanzieller Vor- 
aussetzungen eigene Einnahmen der Gemeinschaft 
für die Finanzierung einer weltweit ausgerichteten 
gemeinschaftlichen Entwicklungshilfe verwendet 
werden sollen. 
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Die Bundesregierung wird sich weiterhin für Maß- 
nahmen zur Koordinierung und Harmonisierung der 
nationalen Entwicklungspolitiken der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaft als weiteren 
Schritt zur Verwirklichung der europäischen Inte- 
gration und zur Steigerung der Wirksamkeit der 
Hilfe einsetzen. Sie wird alle Möglichkeiten für 
einen systematischen Informationsaustausch, für 
regelmäßige Konsultationen sowie für Koordinie- 
rung und Harmonisierung mit iden europäischen 
Partnern mit dem Ziel nutzen, Grundsätze, Metho- 
den und Maßnahmen der bilateralen und gemein- 
schaftlichen Entwicklungshilfe aufeinander abzustim- 
men und die Standpunkte vor Verhandlungen in 
internationalen Gremien zu koordinieren. 

Die Europäische Gemeinschaft trägt als größter Han- 
delspartner eine besondere Verantwortung bei der 
Integration der Entwicklungsländer als gleichbe- 
rechtigte Partner in den Welthandel. Die Bundes- 
regierung wird sich im Rahmen ihrer Politik dafür 
einsetzen, daß die Europäische Gemeinschaft bei 
der Gestaltung der gemeinschaftlichen Handels- und 
Grundstoffpolitik, der Regional-, Industrie-, Agrar- 
und Währungspolitik den Interessen aller Entwick- 
lungsländer Rechnung trägt. 


E. Multilaterale Entwicklungspolitik 

1. Einfügung der deutschen Entwicklungshilfe in die inter- 
nationalen qualitativen und quantitativen Ziele und 
Verpflichtungen 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in einer 
zundimend durch wirtschaftliche Verflechtung und 
Interdependenz gekennzeichneten Welt wirksame 
Entwicklungspolitik nur durch weltweite, solidari- 
sche Kooperation betrieben werden kann. Unsere 
Entwicklungspolitik muß sich daher in die interna- 
tionale Strategie für die Zweite Entwicklungsdekade 
einfügen. 

Grundlage der hilateralen und multilateralen Bei- 
träge ist der in der Internationalen Entwicklungs- 
strategie für die Zweite Entwicklungsdekade der 
Vereinten Nationen niedergelegte Maßnahmen- 
katalog. 

2. Länderbezogene Koordinierung 

Die Verwirklichung des entwicklungspolitischen 
Konzepts für die 70er Jahre hängt entscheidend 
von der Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen 
bilateralen und multilateralen Gebern sowie von 
dem engen Dialog mit den Entwicklungsländern ab. 
Die Abstimmung der verschiedenen bilateralen und 
multilateralen Hilfen auf die Erfordernisse der Ent- 
wicklungspläne und Bedürfnisse der einzelnen Ent- 
wicklungsländer und eine stärkere Verbindung mit 
dem Gesamtsystem der UN-Hilfen ist unerläßlich. 

Bei der Programmierung der multilateralen Hilfe 
und bei der Koordinierung multilateraler und bilate- 
raler Hilfe kommt den multilateralen Organisa- 
tionen, die ständig an Ort und Stelle vertreten sind, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit besondere Bedeu- 


tung zu. Wirksame Koordinierung der verschiede- 
nen Hilfeleistungen setzt bessere Information über 
Projekte und Programme voraus. Die Bundesregie- 
rung hält den Auf- und Ausbau eines wirksamen 
Informationssystems in Entwicklungsländern für 
zweckmäßig. Hierzu gehört unter anderem diej 
Schaffung zentraler Informationsstellen, die projekt- 
und planungsbezogene Daten speichern, auswerten 
und den beteiligten bilateralen und multilateralen 
Gebern auf Anforderung zur Verfügung stellen. 
Die Bestrebungen, ein integriertes Informations- 
system innerhalb der UN-Organisationen zu schaf- 
fen, werden von der Bundesregierung unterstützt. 
Auch die Bemühungen der Weltbank, ihre Länder- 
berichtskommissionen zu verstärken, mit ' erweiter- 
ten Aufgaben zu betrauen und mit dem Entwick- 
lungsprogramm der Vereinten Nationen (United 
Nations Development Programme — UNDP) und dem 
IMF im Informationsbereich enger zusammenzu- 
arbeiten, werden Information und Koordination wei- 
ter verbessern. 

Die Bundesregierung wird alle Maßnahmen unter- 
stützen, die zu einer Abstimmung der Hilfepro- 
gramme bilateraler und multilateraler Geber mit 
dem Entwicklungsland führen. Einer der Wege 
hierzu ist der konzentrierte Dialog an Ort und 
Stelle. Die schon bestehenden und unter der Lei- 
tung der Weltbank und der OECD wirkenden 
Koordinierungsgremien soillten ihre Tätigkeit fort- 
setzen. Die Schaffung neuer Beratungsgruppen für 
einzelne Entwicklungsländer wird fallweise zu prü- 
fen sein. 

3. Überprüfung und Bewertung 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen, 
den internationalen Überprüfungsmechanismus zu 
schaffen, der die quantitativen und qualitativen 
Zielsetzungen sowie Maßnahmen und Auswirkun- 
gen bilateraler und multilateraler Hilfe einer kriti- 
schen Analyse unterzieht. 

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat 
beschlossen, daß die Überprüfung und Bewertung 
der Ziele und Maßnahmen auf nationaler, regionaler 
und sektoraler Ebene im Abstand von jeweils zwei 
Jahren zu einer Glcxbalüberprüfung zusammengefaßt 
werden soll. Um eine wirksame Überprüfung der 
Fortschritte zu gewährleisten, hält es die Bundes- 
regierung für nützlich, daß die hierfür vorgesehe- 
nen Institutionen — insbesondere der UN-Ausschuß 
für Entwicklungsplanung (Committee for Develop- 
ment Planning — CDP) — dieser wichtigen Aufgabe 
strukturell und personell angepaßt werden. Die 
Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit ande- 
ren Industrieländern der Auffassung, daß der inter- 
nationale Überprüfungsmechanismus ein Höchstmaß 
an Ausstrahlung auf die öffentliche Meinung und 
die Entscheidungsträger in Industrie- und Entwick- 
lungsländern haben sollte. 

4. Reformen im Bereich der multilateralen Hilfe 

Die Bundesregierung wird intensiv die Bestrebun- 
gen unterstützen, die auf eine Steigerung der Effi- 
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zienz durch arbeitsteilige Zusammenarbeit im 
System der multilateralen Entwicklungshilfe gerich- 
tet sind. In diesem Sinne begrüßt sie die von der 
UN-Vollversammlung beschlossenen Reformen auf 
der Grundlage der Jackson-iStudie, die eine Lei- 
stungssteigerung des UN-Entwicklungssystems 
durch Reorganisation und Rationalisierung zum 
Ziele haben. Sie wird insbesondere fördern, was ge- 
eignet ist, der Gefahr einer Polarisierung der Mei- 
nungen unid Interessen zwischen Industrieländern 
und Ländern der Dritten Welt entgegenzuwirken. 

5. Multilaterale und bilaterale Hilfe 

Die Bundesregierung wird neben der Einpassung 
ihrer bilateralen Hilfe in den internationalen Rah- 
men entsprechend den weltweiten Tendenzen die 
internatinoale Zusammenarbeit durch einen ver- 
stärkten finanziellen Beitrag zu multilateralen Orga- 
nisationen fördern. Darüber hinaus wird die Bun- i 
desregierung bemüht sein, den multilateralen 
Finanzsituationen weiterhin im Rahmen des Mög- 
lichen den Zugang zum deutschen Kapitalmarkt 
offenzuhalten. Bilaterale und multilaterale Entwick- 
lungshilfe sind komplementäre Formen der Entwick- 
lungspolitik. Die bilaterale Hilfe wird innerhalb 
der deutschen Entwicklungspolitik quantitativ wei- 
terhin überwiegen. Die Bundesregierung hat jedoch 
stets der international befürworteten Notwendig- 
keit Rechnung getragen, einen zunehmenden Teil 
der öffentlichen Hilfe multilateralen Organisationen 
zuzuleiten. Sie wird auch in Zukunft mindestens 
20®/o der öffentlichen Hilfe für diesen Zweck be- 
reitstellen. 

Als Formen des Zusammenwirkens bilateraler und 
multilateraler Hilfe kommen insbesondere Gemein- 
schaftsvorhaben, multilateral geplante und bilate- 
ral durchgeführte Projekte sowie Treuhandfonds- 
projekte in Betracht. Ferner steht die Bundesregie- 
rung der Zusammenarbeit bilateraler und multilate- 
raler Institutionen bei der Planung und Durchfüh- 
rung regionaler oder sektoraler Vorhaben, deren 
Umfang und exemplarische Bedeutung dies erfor- 
dern, positiv gegenüber. 

6. Schwerpunkte der multilateralen Hilfe 

i 

Die Bundesregierung mißt der Fortsetzung der j 
internationalen entwicklungspolitischen Meinungs- 
bildung über die Kernfragen der Entwicklungspoli- 
tik • — insbesondere im Rahmen der OECD und der 
UNCTAD — wesentliche Bedeutung bei und wird 
weiterhin aktiv in diesen Gremien mitwirken. 

Innerhalb der operativen multilateralen Organisa- 
tionen nimmt die Weltbankgruppe [Weltbank, Inter- 
nationale Entwicklungsorganisation (International 
Development Agency — IDA), Internationale 
Finanzkorporation (International Finance Cor- 
poration — IFC)] einen wichtigen Platz ein. Die 
Bundesregierung hat sich bei den Verhandlungen 
über die dritte Aufstockung des Kapitals der IDA, ; 
die zur Deckung ihres Finanzlbedarfs auf die Zuwei- 
sung öffentlicher Mittel ihrer industriellen Mit- ' 


gliedsländer angewiesen ist, für eine substantielle 
Erhöhung der finanziellen Mittel eingesetzt. Sie 
wird sich auch an weiteren Aufstockungen für die 
IDA angemessen beteiligen. 

Die Bundesregierung steht Tendenzen, die auf eine 
verstärkte Konzentration der multilateralen Tech- 
nischen Hilfe beim UNDP abzielen, positiv gegen- 
über und wird das UNDP entsprechend unterstützen. 

Die Bundesregierung wird Regionalbanken ange- 
sichts deren wachsender Bedeutung für die regionale 
Entwicklung und Zusammenarbeit in Zukunft stär- 
ker fördern. 


F. Entwicklungspolitische Aktivitäten in der Bundes- 
republik Deutschland 

1. Handels- und Währungspolitik 

Die Bundesregierung wird bei ihrer Wdrtschafts- und 
Außenwirtschaftspolitik weiter das Ziel verfolgen, 
die Entwicklungsländer stärker in die internationale 
Arbeitsteilung einzubeziehen. 

Sie spricht sich für eine intensivere Beteiligung der 
Entwicklungsländer an Verhandlungen über Han- 
delsfragen aus; insbesondere auch in den multilate- 
ralen Verhandlungen des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT). Die Bundesregierung 
setzt sich dafür ein, daß den besonderen Interessen 
der Entwicklungsländer in diesen Handelsverhand- 
lungen Rechnung getragen wird. 

Sie unterstützt nachdrücklich die Bemühungen des 
GATT und der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung (UNCTAD), den Au- 
ßenhandel der Entwicklungsländer zu fördern und 
insbesondere solche tariflichen, nichttariflichen, 
paratarifären und sonstigen Handelshemmnisse ab- 
zubauen, die heute noch den Handel mit Grundstof- 
fen, Halb- und Fertigwaren behindern. Sie setzt 
sich dafür ein, daß bei der Gestaltung und Durchfüh- 
rung der europäischen Agrarpolitik die Interessen 
der Entwicklungsländer stärker berücksichtigt wer- 
den. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin für eine 
Verbesserung der allgemeinen Zollpräferenzen der 
Europäischen Gemeinschaft für Halb- und Fertig- 
waren, insbesondere im Bereich der sensiblen und 
halbsensiblen Waren und auf dem Gebiet der land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse einset- 
zen. Sie befürwortet neben dem Abbau von Zoll- 
schranken gegenüber den Entwicklungsländern und 
der stufenweisen Anhebung der zollfreien Kontin- 
gente den Abbau mengenmäßiger Beschränkungen 
bei Waren, die für die Ausfuhr der Entwicklungs- 
länder wichtig sind. 

Die Bundesregierung tritt für einen verbesserten 
Marktzugang für Grundstoffe der Entwicklungslän- 
der in den Industrieländern ein, unterstützt die hier- 
für erforderlichen Maßnahmen und fördert in geeig- 
neten Fällen Abkommen über Grundstoffe mit dem 
Ziel der Stabilisierung der Märkte und einer Stei- 
gerung der Ausfuhrerlöse der Entwicklungsländer. 
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Die deutsche Entwicklungspolitik wird sich stärker 
als bisher darauf richten, den Handel und die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit der Entwicklungsländer 
untereinander zu verstärken. Die Bundesregierung 
wird prüfen, wo und wie die Zusammenarbeit der 
Entwicklungsländer in Freihandelszonen, Zoll- und 
Wirtschaftsunionen und anderen Formen interregio- 
naler Zusammenarbeit gefördert werden kann. 

Private deutsche Initiativen zur Förderung der Ein- 
fuhren aus Entwicklungsländern sind eine not- 
wendige Ergänzung der öffentlichen Entwicklungs- 
hilfe. Hierzu kann auch die partnerschaftliche Be- 
teiligung geeigneter deutscher Fachpartner an Ex- 
portfirmen in Entwicklungsländern beitragen. Die 
Deutsche Entwicklungsgesellschaft (DEG) kann sich 
im Rahmen ihrer Aufgabe an Exportförderungsge- 
sellschaften in Entwicklungsländern beteiligen. Die 
Bundesregierung und die Bundesstelle für Außen- 
handelsinformation arbeiten eng mit Importkontakt- 
stellen der deutschen Wirtschaft, z. B. des Bundes- 
verbandes des Groß- und Einzelhandels und des 
Deutschen Industrie- und Handelstages, zusammen. 
Die Bundesregierung unterstützt das Internationale 
Handelszentrum in Genf durch freiwillige Beiträge. 

Die Bundesregierung begrüßt die aktive und gleich- 
berechtigte Mitarbeit der Entwicklungsländer an 
der Reform des Weltwährungssystems. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß den Bedürfnissen 
der Entwicklungsländer nach einer angemessenen 
Versorgung mit internationaler Liquidität Rechnung 
getragen werden muß. Sie wird sich daher auch im 
Internationalen Währungsfonds für eine angemes- 
sene Beteiligung der Entwicklungsländer an der 
Schaffung neuer Sonderziehungsrechte, die sich ins- 
gesamt nach den Kriterien eines an Stabilitäts- 
gesichtspunkten orientierten „weltweiten Bedarfs" 
richten muß, einsetzen, auch wenn dies zu Lasten 
der Industrieländer geht. 

Das Problem der Verbindung zwischen der Schaf- 
fung von Sonderziehungsrechten und der Entwick- 
lungshilfefinanzierung wird vom Zwanziger- Aus- 
schuß im Rahmen der Beratungen über die Reform 
des internationalen Währungssystems behandelt; 
die Bundesregierung beteiligt sich an diesen Bera- 
tungen. Es liegt sowohl im Interesse der Entwick- 
lungs- als auch der Industrieländer, daß das Ver- 
trauen in die Sonderziehungsrechte als internatia- 
nal akzeptiertes Reservemedium weiterhin gefestigt 
und ein störungsfreies Funktionieren dieses neuen 
Reservemechanismus sichergestellt wird. 

2. Strukturanpassung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Bereich des Handels der weitere Abbau tarifärer 
und nicht-tarifärer Handelshemmnisse sowie Maß- 
nahmen zur Strukturanpassung in Industrieländern 
wesentlich zur Steigerung der Ausfuhren der Ent- 
wicklungsländer beitragen können. Unter anderem 
können auch Zoll-, Steuer- und Subventionspolitik 
ebenso wie langfristige Raumordnungs- und Struk- 
turmaßnahmen Auswirkungen auf die Volkswirt- 
schaften der Entwicklungsländer haben. 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Strukturwandel unerläßliche Voraussetzung gesamt- 
wirtschaftlichen Wachstums und einer verbesserten 
internationalen Arbeitsteilung ist. Strukturänderun- 
gen, die durch die verstärkte Integration der Ent- 
wicklungsländer in die internationale Arbeitstei- 
lung ausgelöst werden, dürfen nicht aufgehalten 
werden; sie müssen vielmehr, wenn erforderlich, 
durch angemessene strukturpolitische Maßnahmen 
unterstützt werden. Insbesondere darf die Abwande- 
rung von Arbeitskräften und Kapital aus Wirt- 
schaftszweigen, bei denen Anpassungen an die ge- 
änderten Marktverhältnisse notwendig sind, nicht 
durch Erhaltungssubventionen verhindert werden. 
Sozialen Härten durch Anpassungsprozesse muß 
rechtzeitig entgegengewirkt werden, Auslagerun- 
gen von Produktionen durch Auf- und Ausbau 
von Unternehmen oder zum Erwerb von Beteiligun- 
gen an Unternehmen sowie zum Erwerb von Unter- 
nehmen in Entwicklungsländern werden weiterhin 
durch finanzielle und steuerliche Hilfen sowie durch 
Übernahme von Garantien zur Absicherung politi- 
scher Risiken unterstützt. Die Bundesregierung för- 
dert im Rahmen ihrer wachstumsorientierten Struk- 
turpolitik die Anpassung der Produktion an Struk- 
turänderungen und die Umschulung der hiervon be- 
troffenen Arbeitskräfte auf Berufe mit besseren 
Chancen und trägt damit den berechtigten Belan- 
gen der Entwicklungsländer Rechnung. 

3. Mobilisierung der öffentlichen Meinung 

Die Bundesregierung ist verstärkt bemüht, Verständ- 
nis für die Probleme der Entwicklungspolitik zu 
wecken, Einblick in die sozialen und wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge des Entwicklungsprozesses 
in den Ländern der Dritten Welt zu vermitteln und 
die gesellschaftliche Verantwortung für die Verbes- 
serung der Verhältnisse in den Entwicklungsländern 
zu stärken. Dabei wird es weniger darauf ankom- 
men, Emotionen als vielmehr Problembewußtsein zu 
wecken. 

Die Erfahrungen der Ersten Entwicklungsdekade ha- 
ben gezeigt, daß Entwicklung sehr komplexe Fra- 
gen umfaßt, die ein schnelles und leichtes Verständ- 
nis in der breiten Öffentlichkeit erschweren. Die 
entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung wird sich daher auf Gruppen und 
Institutionen konzentrieren, bei denen besonderes 
entwicklungspolitisches Interesse zu erwarten ist 
und von denen ein Einfluß auf die öffentliche Mei- 
nungsbildung ausgeht. Dies gilt unter anderem für 
die Zusammenarbeit mit den Parteien, den Kirchen, 
der Wirtschaft, den Gewerkschaften, dem Deutschen 
Forum für Entwicklungspolitik, den Trägern der po- 
litischen Bildung, mit der Presse, den Rundfunk- 
und Fernsehanstalten. Die Bundesregierung wird 
diese Organisationen und Institutionen Bei der Ver- 
breitung entwicklungspolitischer Informationen ge- 
zielt unterstützen. 

Die Bundesregierung hält Öffentlichkeitsarbeit im 
pädagogischen und schulischen Bereich für beson- 
ders wichtig. 
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G. Finanzielle Rahmenplanung 

1. Internationale quantitative Ziele der Dekade 

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat 
im Rahmen der Strategie für die Zweite Entwick- 
lungsdekade beschlossen, daß die wirtschaftlich fort- 
geschrittenen Länder sich bemühen sollten, das Ein- 
Prozent-Ziel (jährliche Nettoleistungen in Höhe von 
mindestens ein Prozent des Bruttosozialprodukts) 
bis 1972 zu erfüllen; ferneiv daß sich diejenigen Län- 
der, die dieses Ziel bereits in der Vergangenheit 
verwirklicht haben, um die Beibehaltung ihres Lei- 
stungsstandes bemühen und, soweit möglich, eine 
Erhöhung in Aussicht nehmen sollten. Darüber hin- 
aus wird erwartet, daß künftig jedes Industrieland 
seine öffentliche Entwicklungshilfe zunehmend stei- 
gern und sich bemühen wird, bis zur Mitte der De- 
kade jährlich mindestens 0,7 des Bruttosozialpro- 
dukts als öffentliche Entwicklungshilfe zu erreichen. 
Dazu wurden von mehreren großen Geberländern 
Vorbehalte eingelegt. 

2. Finanzielle Leistungen der Bundesrepublik 
Deutschland 

Die Bundesregierung bekennt sich zur Internationa- 
len Strategie der Vereinten Nationen für die Zweite 
Entwicklungsdekade. Sie stimmt dem in diesem 
Dokument aufgestellten Ziel zu, 0,7 Vo ihres Brutto- 
sozialprodukts an öffentlicher Hilfe für die Entwick- 
lungsländer aufzubringen. Sie wird sich bemühen, 
dieses Ziel so bald wie möglich zu erreichen. In ihrer 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 hat die 
Bundesregierung erklärt, daß das Volumen der öf- 
fentlichen Leistungen für Entwicklungshilfe entspre- 
chend dem Vorgehen unserer europäischen Partner 
zu steigern sei. Nach Vorausschätzungen der OECD 


wird 1975 der europäische Durchschnitt 0,50 ®/o des 
Bruttosozialprodukts betragen. 1973 hat die Bundes- 
republik Deutschland 0,31 Vo vom Bruttosozialpro- 
dukt erreicht. 

Die mittelfristige Finanzplanung sieht daher sowohl 
für die Bereiche der bilateral wie auch der multila- 
teral gewährten Hilfe größere Wachstumsraten vor. 
Die Planung geht davon aus, daß der Anteil der öf- 
fentlichen Hilfe am Bruttosozialprodukt von rd. 
0,31 Vo im Jahre 1974 kontinuierlich auf 0,39 Vo im 
Jahre 1977 und 0,42 im Jahre 1978 zu steigern ist. 
Um das 0,7-Prozent-Ziel künftig zu erreichen, sind 
auch in den folgenden Jahren weitere erhebliche 
Aufstockungen des Mittelansatzes in den Haushalts- 
plänen erforderlich. 

Da die Bundesregierung die Hilfe an die wichtigsten 
Empfängerländer verstärkt im Wege von Länder- 
hilfeprogrammen vergeben wird, deren wesentlicher 
Bestandteil mehrjährige Finanzierungspläne sind, ist 
beabsichtigt, den Haushalt des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit so umzustellen, 
daß das den jeweiligen Umständen angepaßte Hilfe- 
programm realisierbar ist. 

Die Bundesregierung bemüht sich ferner zu errei- 
chen, daß der gesamte Kapitaltransfer (öffentliche 
und private Leistungen) mindestens 1 Vo des Brutto- 
sozialprodukts beträgt. 

Da die privaten Leistungen je nach Wirtschaftslage 
großen Schwankungen unterliegen, auf die die Bun- 
desregierung kaum Einfluß hat, kann keine eindeu- 
tige Aussage über das Ausmaß des künftigen Mit- 
teltransfers, der in frühen Jahren das 1 -Prozent-Ziel 
schon überschritten hatte, gemacht werden. Da die 
Finanzplanung des Bundes zu einer Verstärkung der 
öffentlichen Hilfe führt, kann man davon ausgehen, 
daß das 1 -Prozent-Ziel künftig leichter erreicht wer- 
den kann als bisher. 
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Anlage 4 


Internationale Strategie für die Zweite Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen 
Von der Vollversammlung verabschiedet am 24. Oktober 1970 


Präambel 

1 

An der Schwelle der siebziger Jahre bekennen sich 
die Regierungen erneut zu den grundlegenden Zie- 
len, die vor 25 Jahren in der Charta der Vereinten 
Nationen niedergelegt wurden, nämlich Schaffung 
der Voraussetzungen für Stabilität und Wohlstand 
in der Welt und Sicherung eines menschenwürdi- 
gen Mindestmaßes an Lebensstandard durch Fort- 
schritt und Entwicklung auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiet. 

2 

Die Verkündung des Ersten Entwicklungsjahrzehnts 
der Vereinten Nationen im Jahre 1961 war das Si- 
gnal für große weltweite Anstrengungen, jenes fei- 
erliche Versprechen in die Tat umzusetzen. Seither 
sind unablässig Bemühungen im Gange, konkrete 
Maßnahmen zu verwirklichen und neue Organisa- 
tionen für internationale Zusammenarbeit an die- 
sem Ziel auszurichten und sie dafür einzusetzen. 

3 

Und doch ist der Lebensstandard ungezählter Mil- 
lionen Menschen in den Entwicklungsgebieten der 
Welt nach wie vor beklagenswert niedrig. Oft sind 
diese Menschen immer noch unterernährt, ohne 
Schulbildung und ohne Arbeit, und viele entbehren 
die elementarsten Annehmlichkeiten des Lebens. 
Während eine Minderheit der Welt in großem 
Wohlstand, ja in Überfluß lebt, leidet in weitaus 
größerer Teil der Menschheit unter äußerster Ar- 
mut, und die Kluft vertieft sich ständig. Dieser 
traurige Tatbestand hat zur Verschärfung der Span- 
nungen in der Welt beigetragen. 

4 

Rückschläge und Enttäuschungen dürfen aber unse- 
ren Blick in die Zukunft nicht trüben und uns nicht 
davon abhalten, die Entwicklungsziele sehr weit zu 
stecken, überall ist die Jugend im Aufbruch begrif- 
fen, und die siebziger Jahre müssen Fortschritte für 
das Wohlergehen und die Zufriedenheit der jetzi- 
gen Generation und aller kommenden bringen. 

5 

Der Erfolg der internationalen Entwicklungsan- 
strengungen hängt weitgehend davon ab, ob es ge- 
lingt, die Lage in der Welt allgemein zu verbessern 
und insbesondere konkrete Fortschritte in Richtung 
auf eine allgemeine und vollständige Abrüstung 
unter wirksamer internationaler Kontrolle zu erzie- 
len; Voraussetzung für den Erfolg ist auch, daß Ko- 


lonialismus und Rassendiskriminierung. Apartheid- 
Politik und die Besetzung von Gebieten anderer 
Staaten aufhören. Des weiteren ist die Durchset- 
zung gleicher politischer, wirtschaftlicher, sozialer 
und kultureller Rechte für alle Mitglieder der Ge- 
sellschaft notwendig zum Erfolg. Bei Fortschritten 
in der Abrüstung dürften beträchtliche zusätzliche 
Mittel frei werden, die für den wirtschaftlichen und 
sozialen Aufbau insbesondere in den Entwicklungs- 
ländern eingesetzt werden können. So besteht ein 
enger Zusammenhang zwischen dem Zweiten Ent- 
wicklungsjahrzehnt der Vereinten Nationen und 
der Abrüstungsdekade. 

6 

In der Überzeugung, daß Entwicklungspolitik zu 
Gerechtigkeit und Frieden führt, bekräftigen die 
Regierungen erneut ihre gemeinsame und uner- 
schütterliche Entschlossenheit, nach einem besse- 
ren und wirksameren System der internationalen 
Zusammenarbeit zu suchen, um die bestehenden 
Ungleichheiten zu beseitigen und Wohlstand für 
alle zu sichern. 

7 

Letztes Ziel der Entwicklungspolitik muß sein, 
nachhaltige Verbesserungen im Wohlergehen jedes 
einzelnen zu erreichen und zugleich allen Men- 
schen Nutzen zu bringen. Wenn ungerechtfertigte 
Privilegien, übermäßiger Reichtum und schwere so- 
ziale Ungerechtigkeiten weiterhin bestehen bleiben, 
dann ist die Entwicklungspolitik in ihrer wesentli- 
chen Zielsetzung gescheitert. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit einer globalen Entwicklungsstrate- 
gie auf der Grundlage abgestimmter Aktionen der 
Industrienationen und der Entwicklungsländer auf 
allen Gebieten des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens: Industrie und Landwirtschaft, Handel und 
Finanzwesen, Beschäftigung und Erziehung, Ge- 
sundheitsfürsorge und Wohnungsbau, Wissenschaft 
und Technik. 

8 

Die Völkergemeinschaft muß sich der Herausforde- 
rung unserer Zeit gewachsen zeigen, in der Wis- 
senschaft und Technik nie dagewesene Möglichkei- 
ten bieten, die Industrienationen und die Entwick- 
lungsländer gleichermaßen in den Genuß des wis- 
senschaftlichen und technischen Fortschritts zu 
bringen und die wirtschaftliche Entwicklung in der 
ganzen Welt zu beschleunigen. 

9 

Die internationale Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung muß sich in einem Maßstab vollziehen. 
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der der Größe der Aufgabe gerecht wird. Teilmaß- 
nahmen und gelegentliche oder halbherzige Gesten, 
mögen sie noch so gut gemeint sein, reichen nicht 
aus. 

10 

Wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt ist die ge- 
meinsame und unteilbare Verantwortung der gan- 
zen internationalen Gemeinschaft. Dieser Fort- 
schritt ist ein Prozeß, bei dem die Leistungen, die 
den Entwicklungsländern aus den Industrienationen 
zufließen, der ganzen Welt zugute kommen. Jedes 
Land hat das Recht und die Pflicht, sein Potential 
an Menschen und Bodenschätzen zu erschließen, 
aber diese Anstrengungen können erst zum vollen 
Erfolg führen, wenn wirksame internationale Maß- 
nahmen damit einhergehen. 

11 

Die Verantwortung für die Aufbauarbeit in den 
Entwicklungsländern liegt in erster Linie bei diesen 
selbst, wie auch in der Charta von Algier betont 
wird; aber auch bei größter Anstrengung wird es 
ihnen nicht gelingen, die gesteckten Ziele schnell 
genug zu erreichen, wenn nicht verstärkte finan- 
zielle Leistungen und eine für sie günstigere Wirt- 
schafts- und Handelspolitik von seiten der Indu- 
strieländer dazutreten. 

12 

Die Regierungen erklären die siebziger Jahre zum 
Zweiten Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten Na- 
tionen und verpflichten sich einzeln und gemein- 
sam zu einer Politik, die darauf angelegt ist, eine 
gerechtere und sinnvollere Wirtschafts- und Sozial- 
ordnung in der Welt herbeizuführen, eine Ordnung, 
in der sowohl die Nationen als ganzes wie auch die 
einzelnen Menschen das Recht auf gleiche Chancen 
haben. Sie machen sich die Zielvorstellungen der 
Dekade zu eigen und beschließen, Maßnahmen zu 
ihrer Verwirklichung zu treffen. Diese Ziele und 
Maßnahmen werden in den folgenden Abschnitten 
dargelegt. 


Ziele und Aufgaben 
13 

Im Zweiten Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten 
Nationen sollte die durchschnittliche jährliche 
Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts der Ent- 
wicklungsländer global wenigstens 6 Vo betragen, 
mit der Maßgabe, daß nach umfassender Überprü- 
fung am Ende der ersten Hälfte der Dekade eine 
stärkere Zunahme angestrebt werden kann. Dieses 
Ziel sowie die daraus abzuleitenden Unterziele ge- 
ben eine allgemeine Orientierung über das Ausmaß 
der Anstrengungen, die während dieses Jahrzehnts 
in den einzelnen Ländern und auf internationaler 
Ebene unternommen werden müssen; dabei ist es 
Sache jedes einzelnen Entwicklungslandes, unter 


Berücksichtigung seiner besonderen Gegebenheiten 
sein eigenes Wachstumsziel zu bestimmen. 

14 

Wachstumsziel für das Bruttosozialprodukt pro 
Kopf der Bevölkerung im gleichen Zeitraum ist 
eine Steigerung von durchschnittlich etwa 3,5 Vo 
jährlich, mit der Möglichkeit eines höheren Ansat- 
zes im Verlauf der zweiten Hälfte der Dekade, da- 
mit wenigstens ein bescheidener Anfang zur Über- 
windung der Kluft zwischen dem Lebensstandard 
der Industrienationen und dem der Entwicklungs- 
länder gemacht wird. Eine Pro-Kopf-Jahreswachs- 
tumsrate von durchschnittlich 3,5 Vo bedeutet eine 
Verdoppelung des durchschnittlichen Pro-Kopf-Ein- 
kommens im Verlauf von zwei Jahrzehnten. In Län- 
dern mit sehr niedrigen Pro-Kopf-Einkommen wäre 
diese Verdoppelung in kürzerer Zeit anzustreben. 

15 

Das Wachstumsziel für das durchschnittliche Pro- 
Kopf-Einkommen ist auf der Grundlage einer durch- 
schnittlichen Bevölkerungszunahme von jährlich 
2,5 Vo errechnet, was unter der derzeitigen Wachs- 
tumsvoraussage für die siebziger Jahre liegt. Hier 
ist es wiederum Sache jedes Entwicklungslandes, 
im Rahmen seiner Aufbauplanung seine eigenen 
Zieldaten für die Bevölkerungsentwicklung aufzu- 
stellen. 

16 

Eine durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 
des Bruttosozialprodukts der Entwicklungsländer 
von mindestens 6 Vo während des Jahrzehnts setzt 
eine durchschnittliche jährliche Steigerung der Pro- 
duktion von 

a) 4 Vo in der Landwirtschaft und 

b) 8 Vo im gewerblichen Sektor voraus. 

17 

Um das globale Wachstumsziel von mindestens 

6 Vo im Jahr zu erreichen, sind die folgenden jährli- 
chen Zunahmen notwendig: 

a) 0,5 Vo bei der Sparrate, so daß diese bis 1980 auf 
etwa 20 Vo steigt; 

b) nicht ganz 7 Vo bei Importen und etwas mehr als 

7 Vo bei Exporten. 

18 

Da das Endziel der Entwicklung die Verbesserung 
der Lebensbedingungen für alle Menschen ist, 
kommt es darauf an, eine gerechtere Verteilung der 
Einkommen und Güter zwecks Förderung von so- 
zialer Gerechtigkeit und Produktionseffizienz zu er- 
reichen, den Beschäftigungsstand beträchtlich zu 
erhöhen, die Verdienstmöglichkeiten stärker zu si- 
chern, im Erziehungs-, Gesundheits-, Ernährungs-, 
Wohnungs- und Wohlfahrtswesen die bestehenden 
Einrichtungen zu erweitern und zu verbessern und 
für Umweltschutz zu sorgen. Qualitative und struk- 
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turelle Veränderungen in der Gesellschaft und ra- 
sches Wirtschaftswachstum müssen Hand in Hand 
gehen, und gleichzeitig ist eine wesentliche Verrin- 
gerung des bestehenden regionalen, sektoralen und 
sozialen Ungleichgewichts anzustreben. Diese Ziele 
sind sowohl Bestimmungsfaktoren als auch Ender- 
gebnisse der Entwicklung; sie sind daher als inte- 
grierende Bestandteile ein und desselben dynami- 
schen Prozesses zu betrachten und erfordern ein- 
heitliches Vorgehen. Notwendig ist: 

a) Festsetzung der Zieldaten für das Beschäfti- 
gungsniveau durch jedes Entwicklungsland so, 
daß ein wachsender Anteil der erwerbsfähigen 
Bevölkerung in einen modernen Arbeitsprozeß 
eingegliedert wird und Arbeitslosigkeit und Un- 
terbeschäftigung fühlbar zurückgehen. 

b) Einschulung aller Kinder im Schulalter, quali- 
tative Verbesserungen auf allen Stufen der Er- 
ziehung, wesentliche Verringerung der Zahl der 
Analphabeten, Ausrichtung der Erziehungspro- 
gramme auf die Erfordernisse der Entwicklung, 
sowie gegebenenfalls Errichtung und Erweite- 
rung wissenschaftlicher und technischer Institute, 

c) Aufstellung eines umfassenden Gesundheitspro- 
gramms durch jedes Entwicklungsland zur Ver- 
hütung und Behandlung von Krankheiten sowie 
allgemein zur Niveauverbesserung im Gesund- 
heitswesen und in den sanitären Verhältnissen. 

d) Verbesserung der Ernährung nach Kalorienauf- 
nahme und Proteingehalt, wobei auf die Bedürf- 
nisse anfälliger Bevölkerungsgruppen besonders 
zu achten ist. 

e) Ausweitung und Verbesserung der Wohnmög- 
lichkeiten insbesondere für die niedrigen Ein- 
kommensgruppen, um den Übeln ungeordneten 
städtischen Wachstums und zurückgebliebener 
ländlicher Gebiete zu begegnen. 

f) Verstärkte Sorge für das Wohl der Kinder. 

g) Volle Beteiligung der Jugend an Aufbauarbeit 
und Entwicklung. 

h) Volle Eingliederung der Frau in den Entwick- 
lungsprozeß. 


Entwicklungspolitische Maßnahmen 
19 

Die vorstehend genannten Zielsetzungen erfordern 
unablässige Bemühungen von allen Völkern und 
Regierungen, durch Formulierung und Verwirkli- 
chung eines geschlossenen entwicklungspolitischen 
Konzepts den wirtschaftlichen und sozialen Fort- 
schritt in den Entwicklungsländern zu fördern. Ge- 
tragen vom Geiste konstruktiver Partnerschaft und 
Zusammenarbeit, ausgehend von der wechselseiti- 
gen Abhängigkeit ihrer Interessen, in der Absicht, 
ein sinnvolles System internationaler Arbeitstei- 
lung einzuführen und als Ausdruck ihres politi- 
schen Willens und ihrer gemeinsamen Entschlos- 
senheit, diese Anliegen und Ziele in die Tat umzu- 
setzen, beschließen die Regierungen — einzeln und 


gemeinsam — feierlich, die nachstehend aufgeführ- 
ten Maßnahmen zu ergreifen. 

20 

Die entwicklungspolitischen Maßnahmen müssen in 
einem dynamischen Zusammenhang gesehen wer- 
den, Dazu gehört eine ständige Überprüfung dieser 
Maßnahmen, um ihre wirksame Durchführung und 
ihre Anpassung an veränderte Verhältnisse sicher- 
zustellen, z. B. auch an solche, die durch den 
schnellen Fortschritt der Technik entstehen. Dazu 
gehört auch, daß man nach weiteren Gebieten 
sucht, auf denen sich Vereinbarungen erzielen las- 
sen, und daß man die vorhandenen Bereiche der 
Zusammenarbeit ausweitet. Die Organisationen der 
Vereinten Nationen werden die Durchführung die- 
ser Maßnahmen in geeigneter Weise unterstützen 
und sich an der Suche nach neuen Wegen interna- 
tionaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ent- 
wicklung beteiligen. 


Der internationale Handel 
21 

Es werden alle Anstrengungen unternommen, um 
bis zum 31. Dezember 1972 eine Reihe von Maßnah- 
men auf internationaler Ebene durchzuführen; dazu 
gehört gegebenenfalls der Abschluß internationaler 
Abkommen oder Vereinbarungen über Grundstoffe, 
die in den entsprechenden von der UNCTAD *) auf 
ihrer zweiten Tagung in Neu-Delhi verabschiedeten 
Resolutionen erwähnt sind, und zwar in Überein- 
stimmung mit der dort angenommenen Verfahrens- 
ordnung und auf der Grundlage eines bestimmten 
Zeitplans für die Behandlung dieser Fragen; dieser 
Zeitplan soll von der UNCTAD aufgestellt werden. 

22 

Bestehende internationale Grundstoffabkommen 
oder -Vereinbarungen werden laufend überprüft mit 
dem Ziel, ihre praktische Wirksamkeit zu verbes- 
sern und sie gegebenenfalls bei Auslaufen zu er- 
neuern. 

23 

Beim Abschluß bzw. bei der Überprüfung von 
Grundstoffabkommen, in denen zur Marktregelung 
die Einrichtung von Ausgleichslägern **) vorgese- 
hen ist, werden alle denkbaren Hilfsquellen für de- 
ren Vorfinanzierung in Betracht gezogen. 

24 

Es werden Anstrengungen unternommen, um noch 
vor der dritten Tagung der UNCTAD Einvernehmen 
über eine Reihe von allgemeinen Grundsätzen zur 


*) Die UNCTAD (United Nations Conference on Trade 
and Development, Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung) wird gelegentlich auch 
ungenau als „Welthandelskonferenz" bezeichnet. 

**) buffer Stocks 
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Preispolitik zu erzielen, die als Richtlinien für Kon- 
sultationen und Maßnahmen in bezug auf einzelne 
Grundstoffe dienen sollen. Zu den Hauptzielen der 
Preispolitik gehört die Sicherung gleichbleibender, 
lohnender und gerechter Preise, damit die Entwick- 
lungsländer ihre Devisenerlöse aus dem Export von 
Grundstoffen erhöhen können; diesem Punkt ist da- 
her besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 

25 

Die Industrienationen errichten keine Zollschran- 
ken oder andere Einfuhrhindernisse für Grundstof- 
fe, an deren Export die Entwicklungsländer beson- 
deres Interesse haben; bestehende Hindernisse wer- 
den nicht verstärkt. 

26 

Die Industrienationen räumen dem Abbau von Zöl- 
len und anderen Einfuhrhemmnissen für Grundstof- 
fe aus Entwicklungsländern einschließlich der dar- 
aus hergestellten Halb- und Fertigwaren Vorrang 
ein. Durch international vereinbarte Aktionen oder 
durch einseitige Maßnahmen stellen sie sicher, daß 
die Entwicklungsländer besseren Zugang zu den 
Weltmärkten und neue Absatzmöglichkeiten für die 
Erzeugnisse erhalten, bei denen sie wettbewerbsfä- 
hig sind oder werden können. Das soll vor allem 
durch Weiterführung und Intensivierung von zwi- 
schenstaatlichen Konsultationen erreicht werden, 
wobei anzustreben ist, schon im Anfangsstadium 
der Dekade zu konkreten Ergebnissen zu kommen, 
möglichst schon vor dem 31. Dezember 1972. 

27 

Bei der Durchführung der in Ziffer 25 und 26 oben 
genannten Maßnahmen sind die Entschließungen, 
Entscheidungen und Vereinbarungen zu berück- 
sichtigen, die von der UNCTAD oder anderen zu- 
ständigen zwischenstaatlichen Gremien oder Orga- 
nisationen der Vereinten Nationen getroffen wor- 
den sind oder noch getroffen werden. 

28 

Im Rahmen ihrer bilateralen und multilateralen 
Programme unterstützen die Industrienationen die 
Entwicklungsländer bei der Diversifizierung ihrer 
Wirtschaft. Anzustreben ist die Steigerung von Pro- 
duktion und Export von Halb- und Fertigfabrikaten 
sowie von halb und fertig verarbeiteten Grundstof- 
fen die Erweiterung des Exportangebots um Waren 
mit relativ dynamischer Nachfragesituation und die 
Erhöhung der Nahrungsmittelerzeugung in Mangel- 
ländern. In allen geeigneten Fällen werden im Rah- 
men von Grundstoffabkommen besondere Mittel für 
Diversifizierungsmaßnahmen vorgesehen. 

29 

Es werden, soweit praktisch durchführbar, geeigne- 
te Maßnahmen, einschließlich der Bereitstellung 
von finanziellen Mitteln, ergriffen, um intensive 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten in Gang zu 
setzen mit dem Ziel, für diejenigen Naturprodukte, 


die im Wettbewerb mit synthetischen Erzeugnissen 
und Substitutionsgütern stehen, die Marktbedingun- 
gen und die Kosten-Erlös-Relation zu verbessern 
und die Verwendungsmöglichkeiten zu erweitern. 
Den Entwicklungsländern soll ein Ausweichen auf 
andere Produktionszweige einschließlich Weiter- 
verarbeitung von Grundstoffen ermöglicht werden. 
Im Rahmen ihrer Kapitalhilfe und technischen Hilfe 
prüfen die Industrieländer und die internationalen 
Organisationen wohlwollend entsprechende Anträ- 
ge aus Entwicklungsländern, deren Naturprodukte 
sich der Konkurrenz von synthetischen Erzeugnis- 
sen und Substitutionsgütern ausgesetzt sehen. Wo 
immer Naturprodukte gegenwärtige und für die Zu- 
kunft erwartete Bedürfnisse auf dem Weltmarkt be- 
friedigen können, verzichten insbesondere die Indu- 
strieländer darauf, im Rahmen ihrer nationalen 
Wirtschaftspolitik die Schaffung und Verwendung 
neuer Produktionen von direkt konkurrierenden 
synthetischen Gütern zu fördern. 

30 

Der Konsultationsmechanismus für Fragen der 
Uberschußverwendung, der während der sechziger 
Jahre bestand, wird erweitert und verstärkt, um 
mögliche nachteilige Auswirkungen bei der Ver- 
wertung von Produktionsüberschüssen oder strate- 
gischen Reserven (einschließlich Mineralien) auf 
den normalen Handelsverkehr zu vermeiden oder 
so gering wie möglich zu halten; dabei sind die In- 
teressen der Überschuß- und der Defizitländer glei- 
chermaßen zu berücksichtigen. 

31 

Besonderer Förderung bedarf die Ausweitung und 
Diversifizierung des Exporthandels der Entwick- 
lungsländer bei Halb- und Fertigwaren, damit diese 
Länder eine ihren Entwicklungsbedürfnissen ange- 
messene Beteiligung am Wachstum des internatio- 
nalen Handels mit diesen Gütern erreichen können. 

32 

Bei der UNCTAD sind Vereinbarungen über allge- 
meine, nicht diskriminierende und nicht gegenseiti- 
ge Präferenzen für Exporte aus den Entwicklungs- 
ländern in die Industrieländer entworfen und von 
beiden Seiten für akzeptabel befunden worden. Die- 
jenigen Länder, die bereit sind, Präferenzen zu ge- 
währen, sind entschlossen, so schnell wie möglich 
die notwendigen gesetzlichen oder sonstigen Vor- 
aussetzungen zu schaffen, damit die entsprechen- 
den Vereinbarungen zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt im Jahre 1971 in Kraft treten können. Im Ein- 
klang mit den Zielsetzungen in Resolution 21 (II) 
der UNCTAD werden laufend weitere Verbesserun- 
gen dieser Vereinbarungen angestrebt. 

33 

Die entwickelten Länder sehen in der Regel davon 
ab, bestehende Zölle oder nicht-tarifäre Hemmnisse 
für Exportwaren der Entwicklungsländer zu erhö- 
hen, noch werden sie neue Zollschranken oder 
nicht-tarifäre Hemmnisse errichten oder andere 
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Diskriminierungen zulassen, die den Entwicklungs- 
ländern den Zugang zu für sie interessanten Märk- 
ten für Halb- und Fertigwaren erschweren. 

34 

Um zu erreichen, daß Maßnahmen zum allmähli- 
chen Abbau nicht-tarifärer Handelshemmnisse bei 
Halb- und Fertigwaren bereits zu Anfang der Deka-, 
de, möglichst bis 31. Dezember 1972, in Kraft treten 
können, werden die zwischenstaatlichen Konsulta- 
tionen fortgeführt und intensiviert. Diese erstrecken 
sich auf alle Gruppen von Fertigerzeugnissen und 
Halbfertigerzeugnissen, die für den Export der Ent- 
wicklungsländer interessant sind. 

35 

Die Industrienationen erwägen, angesichts der Be- 
deutung einer verstärkten Hereinnahme von Waren 
aus den Entwicklungsländern schon zu Anfang der 
Dekade Einzelmaßnahmen und möglichst ein Pro- 
gramm für Strukturanpassungen in den Industrie- 
zweigen vorzubereiten, die von einer Steigerung 
der Importe von Halb- und Fertigwaren aus den 
Entwicklungsländern nachteilig betroffen werden 
oder von nachteiligen Folgen bedroht sind. 

36 

Die Entwicklungsländer bemühen sich in steigen- 
dem Maße, durch Exportförderungsmaßnahmen ihre 
Ausfuhren sowohl in die Industrieländer wie auch 
in andere Entwicklungsländer zu steigern. Dazu 
wird wirksame internationale Hilfe geleistet. 

37 

Restriktive Praktiken, die den Handel und den wirt- 
schaftlichen Aufbau in den Entwicklungsländern 
beeinträchtigen, werden festgestellt und gleichzei- 
tig die Einleitung geeigneter Abhilfemaßnahmen 
ins Auge gefaßt. Sichtbare Ergebnisse sollten schon 
bald — möglichst vor dem 31. Dezember 1972 — 
vorliegen. 

38 

Die sozialistischen Länder Osteuropas berücksichti- 
gen bei der Festsetzung der quantitativen Ziele in 
ihren langfristigen Wirtschaftsplänen in gebühren- 
dem Maße die Handelsbedürfnisse der Entwick- 
lungsländer, vor allem deren Produktions- und Ex- 
portpotential; sie ergreifen geeignete Maßnahmen, 
um Importe von Grundstoffen aus Entwicklungslän- 
dern so weit wie möglich zu steigern und vielseiti- 
ger zu gestalten. Sie sorgen dafür, daß Einfuhren 
von Halb- und Fertigwaren aus Entwicklungslän- 
dern einen wachsenden Anteil an ihren Gesamtim- 
porten dieser Art bilden. Sie fördern die strukturel- 
le und geographische Ausweitung ihres Handels 
mit den Entwicklungsländern, so daß eine größt- 
mögliche Anzahl den größtmöglichen Nutzen dar- 
aus ziehen kann. Sie ergreifen die notwendigen 
Maßnahmen, um zu Beginn der Dekade, keinesfalls 
jedoch später als 1972, in vollem Umfang den Emp- 
fehlungen nachzukommen, die von der UNCTAD 


auf ihrer zweiten Tagung in Abschnitt II von Reso- 
lution 15 (II) ausgesprochen wurden. Da gegenwär- 
tig die Einführung eines einheitlichen multilatera- 
len Zahlungsverkehrs zwischen Entwicklungslän- 
dern und sozialistischen Ländern nicht möglich sein 
dürfte, erscheint es wünschenswert, daß der beste- 
hende Zahlungsverkehr allmählich flexibler und 
multilateral gestaltet wird. In den Konsultationen, 
die zu diesem Zweck stattfinden müßten, wären je- 
weils die besonderen Umstände und Handelsstruk- 
turen zu berücksichtigen. 


Erweiterung des Handels, wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und regionale Integration zwischen 
Entwicklungsländern 

39 

Die Entwicklungsländer bleiben auch künftig be- 
strebt, weitere Verpflichtungen zur Inangriffnahme 
von regionalen und subregionalen Integrationsplä- 
nen bzw. Maßnahmen zur Ausweitung des Waren- 
austausches untereinander auszuhandeln und 
durchzuführen. Sie bemühen sich insbesondere um 
den Abschluß von Handels- und Präferenzvereinba- 
rungen, die beiden Seiten Vorteile bringen und eine 
sinnvolle und exportorientierte Ausweitung der 
Produktion und des Handels begünstigen. Sie ver- 
meiden auch jede unzulässige Beeinträchtigung von 
Handelsinteressen Dritter, einschließlich dritter 
Entwicklungsländer. 

40 

Die marktwirtschaftlich ausgerichteten Industrie- 
länder unterstützen Initiativen der Entwicklungs- 
länder zu regionaler und subregionaler Zusammen- 
arbeit durch Gewährung von finanzieller und tech- 
nischer Hilfe bzw. durch handelspolitische Maßnah- 
men. In diesem Zusammenhang prüfen sie insbeson- 
dere, was getan werden kann, wenn Entwicklungs- 
länder konkrete Vorschläge unterbreiten. Die sozia- 
listischen Staaten Osteuropas gewähren im Rahmen 
ihrer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung den 
Entwicklungsländern volle Unterstützung in deren 
Bemühen, die regionale Integration durch Erweite- 
rung des Handels und der wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit untereinander voranzutreiben. 


Finanzielle Mittel für die Entwicklung 
41 

Die Entwicklungsländer müssen — und sie tun es 
auch — die Hauptverantwortung für die Finanzie- 
rung ihrer Entwicklung selbst tragen. Sie setzen da- 
her ihre Maßnahmen zu noch umfassenderer Mobi- 
lisierung aller eigenen finanziellen Möglichkeiten 
und zum optimalen Einsatz der verfügbaren Mittel 
in- und ausländischer Herkunft tatkräftig fort. Zu 
diesem Zweck betreiben sie eine gesunde Finanz- 
und Währungspolitik und beseitigen institutionelle 
Hindernisse durch entsprechende Reformen in Ge- 
setzgebung und Verwaltung. Insbesondere nehmen 
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sie gegebenenfalls eine Neuordnung und Rationali- 
sierung ihrer Finanzbehörden sowie die notwendi- 
gen Steuerreformen in Angriff. Sie halten die Stei- 
gerung ihrer laufenden öffentlichen Ausgaben 
scharf im Auge, um ein Maximum an Mitteln für 
Investitionen freizusetzen. Sie suchen die Wirt- 
schaftlichkeit der öffentlichen Unternehmen so zu 
verbessern, daß diese ihre Beiträge zu den Investi- 
tionsmitteln erhöhen können. Sie streben weiterhin 
an, die privaten Ersparnisse über Geldinstitute, 
Sparvereinigungen, Postsparkassen und sonstige 
Sparformen und durch die Erweiterung des Sparens 
für bestimmte Zwecke, wie Ausbildung oder Woh- 
nungsbau, zu mobilisieren. Das erfaßte Sparkapital 
wird nach Maßgabe der entwicklungspolitischen 
Prioritäten für Investitionsprojekte eingesetzt 

42 

Jedes wirtschaftlich fortgeschrittene Land sollte be- 
müht sein, bis spätestens 1972 den Entwicklungs- 
ländern jährlich einen Nettobetrag von mindestens 
1 ^/o seines Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen, 
berechnet nach den tatsächlichen Auszahlungen, 
zur Verfügung zu stellen, wobei die besondere La- 
ge der Länder zu berücksichtigen ist, die selbst — 
netto — Kapital einführen. Diejenigen Länder, die 
das Ein-Prozent-Ziel bereits erreicht haben, tragen 
Sorge, daß ihr Netto-Kapitaltransfer in dieser Höhe 
beibehalten, oder, wenn möglich, gesteigert wird. 
Länder, denen es nicht möglich ist, dieses Ziel bis 
1972 zu erreichen, streben die Verwirklichung bis 
spätestens 1975 an. 

43 

Da viele besonders wichtige Entwicklungsaufgaben 
nur mit öffentlichen Mitteln durchgeführt werden 
können, sollte ein erheblicher Teil der Kapitaltrans- 
fers in die Entwicklungsländer *in Form von öffent- 
licher Entwicklungshilfe erfolgen. Jedes wirtschaft- 
lich fortgeschrittene Land wird seine öffentliche 
Entwicklungshilfe stetig erhöhen und alle Anstren- 
gungen unternehmen, bis zur Mitte der Dekade 
eine Nettoleistung von mindestens 0,7 ®/o des Brut- 
tosozialprodukts zu Marktpreisen zu erreichen. 

44 

Die Industrieländer, die dem Entwicklungshilfeaus- 
schuß (DAC) der OECD angehören, bemühen sich 
nach besten Kräften, so bald wie möglich, auf jeden 
Fall aber noch vor dem 31. Dezember 1971, die in 
der DAC-Empfehlung von 1965 und Ergänzung von 
1969 niedergelegten Richtlinien für eine Verbesse- 
rung und Harmonisierung der Konditionen der Ka- 
pitalhilfe zu verwirklichen. Die Industrieländer er- 
wägen Maßnahmen zur weiteren Verbesserung der 
Bedingungen und bemühen sich, zu einer genaue- 
ren Einschätzung der Situation des einzelnen Ent- 
wicklungslandes zu kommen. Gleichzeitig wird eine 
größere Harmonisierung der Konditionen bei den 
bilateralen Darlehen angestrebt, die ein Entwick- 
lungsland erhält. Im Hinblick auf die Absicht, bis 
zum Ende der Dekade größere konkrete Ergebnisse 
zu erzielen, prüfen die Industrieländer im Zuge der 


Ausgestaltung ihrer Entwicklungspolitik auch die 
Vorschläge für eine weitere Verbesserung der Be- 
dingungen und Konditionen der Kapitalhilfe, die in 
Entscheidung 29 (II) der UNCTAD enthalten sind 
und auch in anderen internationalen Gremien ge- 
macht wurden. 

45 

Angesichts der von der UNCTAD auf ihrer zweiten 
Tagung getroffenen Entscheidung wird die Kapital- 
hilfe grundsätzlich ohne Lieferbindung gewährt. 
Wenn dies auch nicht in allen Fällen möglich ist, 
so treffen die Industrieländer doch zügig und zu- 
nehmend im Rahmen ihrer Möglichkeiten alle Maß- 
nahmen, um den Umfang der Lieferbindung zu ver- 
ringern und zugleich deren negative Auswirkungen 
so gering wie möglich zu halten. In den Fällen, in 
denen Darlehen an bestimmte Bezugsquellen ge- 
bunden sind, gestatten die Industrieländer den 
Empfängern soweit wie möglich die Verwendung 
für Waren und Dienstleistungen aus anderen Ent- 
wicklungsländern. 

46 

Finanzielle und technische Hilfe sollten ausschließ- 
lich dem wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
in den Entwicklungsländern dienen und keinesfalls 
von den Industrienationen dazu benutzt werden, die 
nationale Souveränität der Empfängerländer zu be- 
einträchtigen. 

47 

Die Industrieländer gewähren im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten einen zunehmenden Teil ihrer Lei- 
stungen auf der Grundlage einer langfristigen und 
fortlaufenden Planung; sie vereinfachen und be- 
schleunigen das Vergabe- und Auszahlungsverfah- 
ren. 

48 

Die Vorkehrungen zur rechtzeitigen Erkennung 
und, soweit möglich, Verhütung von Krisensituatio- 
nen in der Verschuldung von Entwicklungsländern 
werden verbessert. Die Industrienationen tragen 
zur Vermeidung derartiger Krisen bei, indem sie 
ihre Darlehen zu angemessenen Bedingungen ge- 
währen; die Entwicklungsländer ihrerseits ver- 
pflichten sich zu einer vernünftigen Verschuldungs- 
politik. Sollte es dennoch zu Schwierigkeiten kom- 
men, werden die beteiligten Länder bereit sein, die 
Sache im Rahmen eines entsprechenden Forums in 
Zusammenarbeit mit den beteiligten Institutionen 
zu behandeln, wobei sie auf das gesamte Spektrum 
der bekannten Methoden zurückgreifen, gegebenen- 
falls auch auf den Abschluß von Vereinbarungen 
über Umschuldung oder Konsolidierung bestehen- 
der Verbindlichkeiten zu angemessenen Konditio- 
nen. 

49 

Das Volumen der über multilaterale Institutionen 
geleiteten Kapitalhilfe und technischen Hilfe wird 
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im größtmöglichen Ausmaß erhöht. Gleichzeitig 
sind die Institutionen durch Entwicklung neuer Ar- 
beitsverfahren in die Lage zu versetzen, ihre Auf- 
gaben in wirksamster Weise durchzuführen. 

50 

Die Entwicklungsländer treffen geeignete Maßnah- 
men, ausländisches Privatkapital ins Land zu zie- 
hen und nutzbringend einzusetzen; hierbei richten 
sie besonderes Augenmerk auf die Bereiche, für die 
eine Beschaffung von Privatkapital in erster Linie 
in Frage kommt, und denken daran, daß ein günsti- 
ges Investitionsklima die Bereitschaft zu fortlaufen- 
der Investitionstätigkeit fördert. Die Industrieländer 
ihrerseits prüfen, wie der Zustrom privaten Kapi- 
tals in die Entwicklungsländer weiter verstärkt 
werden kann. Ausländische Privatinvestitionen in 
Entwicklungsländern sollten im Einklang mit den 
Entwicklungszielen und Prioritäten dieser Länder 
vorgenommen werden. Ausländische Privatinvesto- 
ren in Entwicklungsländern sollten darauf bedacht 
sein, die Mitwirkung der einheimischen Bevölke- 
rung bei der Leitung und Verwaltung von Betrie- 
ben zu erweitern, Arbeitsplätze zu schaffen und für 
entsprechende Ausbildung zu sorgen (das gilt auch 
für leitende Stellungen und die technischen Berufe), 
eine Beteiligung einheimischen Kapitals zu ermög- 
lichen und Gewinne zu reinvestieren. Weiterhin ist 
es notwendig, mehr Verständnis für die Rechte und 
Pflichten der Gastländer wie auch der kapitalaus- 
führenden Länder und der einzelnen Investoren zu 
wecken. 

51 

Rückläufige Bewegungen bei den Exporterlösen 
von Entwicklungsländern können zu Rückschlägen 
in der Aufbauarbeit führen. Im Zusammenhang mit 
der Suche nach geeigneten Wegen, mit dieser 
Schwierigkeit fertig zu werden, ist die Weltbank 
ersucht worden, die Ausarbeitung eines Systems 
der Ergänzungsfinanzierung voranzutreiben. Die 
Bank wird gebeten, weitere Maßnahmen dieser Art 
in Erwägung zu ziehen, sobald sich dafür prakti- 
sche Gelegenheit bietet. 

52 

Sobald ausreichende Erfahrungen mit dem System 
der Sonderziehungsrechte (SZR) vorliegen, wird 
man sich ernstlich mit der Frage beschäftigen, ob 
eine Verbindung zwischen der Zuteilung neuer Re- 
serven im Rahmen des SZR-Systems und der Bereit- 
stellung weiterer Finanzhilfe zugunsten aller Ent- 
wicklungsländer möglich ist. In jedem Fall wird die 
Frage vor der Zuteilung von Sonderziehungsrech- 
ten im Jahre 1972 geprüft. 

Unsichtbarer Dienstleistungsverkehr einschließlich 
Schiffahrt 

53 

Hier sollen durch nationale und internationale Ak- 
tionen die Einnahmen der Entwicklungsländer aus 
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unsichtbaren Dienstleistungsgeschäften gefördert 
und der Nettodevisenabfluß aus solchen Transaktio- 
nen einschließlich Schiffahrt soweit wie möglich 
verringert werden. Im Hinblick auf dieses Ziel müs- 
sen die Regierungen, gegebenenfalls unter Ein- 
schaltung von Schiffahrtskonferenzen, Verladerver- 
bänden *) und anderen in Frage kommenden Kör- 
perschaften, in folgender Weise aktiv werden: 

a) Verwirklichung des Grundsatzes, daß die natio- 
nalen Schiffahrtslinien der Entwicklungsländer 
als Vollmitglieder zu den Schiffahrtskonferen- 
zen zugelassen werden, die im nationalen See- 
handel des jeweiligen Landes tätig sind; die Ent- 
wicklungsländer sollen bei der Beförderung der 
Güter ihres Außenhandels einen erheblichen 
und wachsenden Anteil übernehmen. 

b) Appel seitens der Regierungen an die Schiffahrts- 
konferenzen, Bewerbungen von Schiffahrtslini- 
en, insbesondere von solchen aus Entwicklungs- 
ländern, um Zulassung zum Zwischenhafenge- 
schäft wohlwollend, fair und auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung zu prüfen. Diese Zulas- 
sung bezieht sich auf Geschäfte, die in den Be- 
reich ihres eigenen Außenhandels fallen. Dabei 
gelten die sich aus der Konferenzmitgliedschaft 
ergebenden Rechte und Pflichten gemäß Ab- 
schnitt II, Absatz 4 der Resolution 12 (IV) des 
Schiffahrtsausschusses. 

c) Sicherstellung, daß die Entwicklungsländer ei- 
nen ständig wachsenden Anteil an der Beförde- 
rung von Seehandelsgütern übernehmen. Um- 
kehrung der zur Zeit bestehenden Tendenz, daß 
der Anteil der Entwicklungsländer an der Welt- 
handelsflotte abnimmt statt zuzunehmen. Dazu 
Einleitung von Maßnahmen, die es den Reedern 
der Entwicklungsländer gestatten, auf dem in- 
ternationalen Frachtmarkt zu konkurrieren und 
zu einer gesunden Entwicklung des Schiffahrts- 
wesens beizutragen. Dies bringt eine Vergröße- 
rung der nationalen und multinationalen Han- 
delsflotten der Entwicklungsländer mit sich. 

d) Weitere Verbesserung des Systems der Schiff- 
fahrtskonferenzen sowie Abschaffung aller inner- 
halb dieses Systems bestehenden unfairen Prak- 
tiken und Diskriminierungen. 

e) Berücksichtigung folgender Punkte bei der Fest- 
legung und Abstimmung der Linienfrachtraten, 
soweit dies nach kaufmännischen Grundsätzen 
möglich und/oder tunlich ist; 

— die Bedürfnisse der Entwicklungsländer, ins- 
besondere ihre Bemühungen zur Förderung 
nicht- traditioneller Exportzweige ; 

— die besonderen Probleme der am weitesten 
zurückgebliebenen Entwicklungsländer, damit 
auch deren Import- und Exportinteressen ge- 
schützt und gefördert werden; 

— Verbesserung der Hafeneinrichtungen zur Sen- 
kung der Verschiffungskosten in den Häfen; 
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— technische Neuerungen im Seetransport; 

— organisatorische Verbesserungen im Han- 
del. 

f) Eingehende Prüfung durch die Regierungen der 
Industrieländer in der UNCTAD von Möglich- 
keiten, an Entwicklungsländer, die im Rahmen 
ihrer globalen Entwicklungsprioritäten einen 
entsprechenden Antrag gestellt haben, verstärk- 
te finanzielle und technische Hilfe einschließlich 
Ausbildungshilfe zu gewähren, damit diese ihre 
nationalen und multinationalen Handelsflotten 
einschließlich Tanker- und Massengutfrachter- 
flotte gründen oder erweitern und auch ihre Ha- 
fenanlagen ausbauen und verbessern können. 
Im Rahmen dieser Hilfsprogramme besondere 
Berücksichtigung von Projekten (einschließlich 
Ausbildungsprojekten) zum Ausbau von Schiff- 
fahrt und Häfen in den am weitesten zurückge- 
bliebenen Ländern, um deren Seetransportkosten 
zu senken. 

g) Laufende Überprüfung der Konditionen und Be- 
dingungen der bilateralen Darlehen und kom- 
merziellen Kredite, die Entwicklungsländern 
zum Kauf von Schiffen gewährt werden, in An- 
lehnung an die entsprechenden Resolutionen der 
UNCTAD, insbesondere Konferenzresolution 12 
(II) und Resolution 9 (IV) des Schiffahrtsaus- 
schusses. 

h) Abhaltung von Konsultationen über Frachtraten, 
Konferenzpraktiken, Angemessenheit der Schiff- 
fahrtsdienste und andere, die Seeverlader und 
Reeder gemeinsam interessierende Fragen. Dar- 
an nehmen die Schiffahrtskonferenzen und Ver- 
lader und gegebenenfalls auch die Verladerver- 
bände oder ähnliche Zusammenschlüsse und die 
zuständigen Behörden teil. Nachdrückliche Förde- 
rung der Einrichtung und Arbeit von Verlader- 
verbänden oder ähnlichen Zusammenschlüssen 
und Festlegung eines wirksamen Konsultations- 
verfahrens. Dadurch soll u, a. sichergestellt wer- 
den, daß die Schiffahrtskonferenzen geraume 
Zeit vor der öffentlichen Verkündung von Än- 
derungen in den Frachtraten hierüber Konsulta- 
tionen durchführen. 

i) Planung international abgestimmter Maßnah- 
men zur Entwicklung und Verbesserung von 
Hafeneinrichtungen in den Entwicklungsländern 
im Laufe der Dekade. Dies gebietet das gemein- 
same Interesse der Mitgliedsländer der UNC- 
TAD, der Seeverlader und der Reeder an Ver- 
besserungen in den Häfen, die zu einer Verrin- 
gerung der Seetransportkosten und damit auch 
der Frachtraten führt. 

j) Ständige Überprüfung im Rahmen der UNCTAD 
der Seetransportkosten, Höhe und Struktur der 
Frachtraten, Konferenzpraktiken, Angemessen- 
heit der Schiffahrtsdienste und ähnlicher Fra- 
gen; Prüfung weiterer Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung der auf diesem Gebiet gesteckten Ziele 
im Rahmen des Arbeitsprogramms der ständigen 
Organe der Konferenz. 


54 

Es werden unter Berücksichtigung der Risiken ge- 
eignete Maßnahmen getroffen, um die den Entwick- 
lungsländern entstehenden Versicherungs- und 
Rückversicherungskosten zu senken, insbesondere 
den Devisenanteil daran. Dazu gehört die Förde- 
rung und Unterstützung und gegebenenfalls die 
Neueinrichtung einer Versicherungswirtschaft ein- 
schließlich Rückversicherung in den Entwicklungs- 
ländern oder auf regionaler Ebene. 

55 

Die Entwicklungsländer heben den Fremdenverkehr 
durch Aufbau einer touristischen Infrastruktur, 
durch Werbemaßnahmen und durch den Abbau von 
Reisebeschränkungen. Die entwickelten Länder un- 
terstützen sie dabei. Sie bemühen sich, keine Devi- 
senbeschränkungen für Reisen ihrer Staatsangehö- 
rigen in Entwicklungsländer zu erlassen, bestehen- 
de so bald wie möglich aufzuheben und Reisen in 
Entwicklungsländer auch auf andere Weise zu för- 
dern. 


Sondermaßnahmen 

für die am wenigsten entwickeiten Länder 

56 

Ziel des Entwicklungsjahrzehnts ist rascher wirt- 
schaftlicher und sozialer Fortschritt in allen Ent- 
wicklungsländern. Damit aber auch die am weite- 
sten zurückgebliebenen trotz ihrer besonderen 
Schwierigkeiten daran teilhaben, sind Sondermaß- 
nahmen erforderlich. Es wird alles getan, damit 
auch sie nachhaltige Fortschritte in Wirtschaft und 
Gesellschaft erzielen und es ihnen leichter fällt, 
den vollen ihnen zustehenden Nutzen aus den ent- 
wicklungspolitischen Maßnahmen der Dekade zu 
ziehen. Bei Bedarf werden auf nationaler, subregio- 
naler, regionaler und internationaler Ebene noch 
zusätzliche Maßnahmen vorbereitet und durchge- 
führt. Die Organisationen und Gremien der Verein- 
ten Nationen prüfen gleich zu Beginn der Dekade, 
ob sich Sonderprogramme zur Entschärfung kriti- 
scher Lagen in den am meisten zurückgebliebenen 
Ländern einrichten lassen; die Industrienationen 
leisten bei der Durchführung dieser Programme 
Beistand. 

57 

Industrieländer und internationale Organisationen 
bemühen sich schon zu Beginn der Dekade in einer 
konzertierten Aktion, über ihre technische Hilfe 
und Kapitalhilfe, auch in Form von verlorenen Zu- 
schüssen und/oder Darlehen zu außergewöhnlich 
weichen Bedingungen, den Bedürfnissen dieser am 
meisten zurückgebliebenen Länder entgegenzukom- 
men und ihre Aufnahmefähigkeit für Entwicklungs- 
hilfe zu erhöhen. Sie bedürfen der Hilfe insbeson- 
dere bei folgenden Aufgaben: Überwindung der 
Knappheit an einheimischen technischen und wirt- 
schaftlichen Führungskräften, Aufbau einer wirt- 
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schaftlichen und sozialen Infrastruktur, Erschlie- 
ßung der natürlichen Reichtümer sowie Aufstellung 
und Durchführung von nationalen Entwicklungsplä- 
nen. 

58 

Nationale und internationale Organisationen tref- 
fen bald nach Beginn der Dekade besondere Maß- 
nahmen, um die Länder mit dem größten Rückstand 
in der Entwicklung bei der Ausweitung und Diver- 
sifizierung ihrer Produktionsstrukturen zu unter- 
stützen und ihnen so eine vollwertige Beteiligung 
am internationalen Handel zu ermöglichen. Auf 
dem Grundstoffsektor werden die für diese Länder 
wichtigen Güter besonders berücksichtigt. Auch 
beim Abschluß von Grundstoffabkommen finden 
ihre Interessen gebührende Beachtung. Auf dem 
Gebiet der Halb- und Fertigwaren werden die zu- 
gunsten der Entwicklungsländer zu ergreifenden 
Maßnahmen so angelegt, daß auch die am meisten 
zurückgebliebenen von ihnen angemessenen Nut- 
zen daraus ziehen können. Die Frage der Einbezie- 
hung von Exportwaren dieser Länder in das allge- 
meine Präferenzsystem ist mit besonderer Aufmerk- 
samkeit zu prüfen. Die Notwendigkeit einer quali- 
tativen Verbesserung der Exportproduktion und der 
Vermarktungsmethoden in diesen Ländern mit dem 
Ziel, ihre Wettbewerbsposition auf den Weltmärk- 
ten zu stärken, wird von den Industrieländern und 
den internationalen Organisationen ebenfalls be- 
rücksichtigt. Die besonders benachteiligten Länder 
bemühen sich zusammen mit anderen Entwick- 
lungsländern verstärkt um regionale und subregio- 
nale Zusammenarbeit; die Industrieländer unter- 
stützen sie dabei durch technische Hilfe und geeig- 
nete finanz- und handelspolitische Maßnahmen. 


Sondermaßnahmen für Entwicklungsländer, 
die keinen Zugang zum Meer haben 

59 

Nationale und internationale Finanzierungseinrich- 
tungen tragen den besonderen Bedürfnissen dieser 
Entwicklungsländer Rechnung, indem sie ausrei- 
chende finanzielle und technische Hilfe für Projek- 
te gewähren, die die notwendigen Infrastrukturver- 
besserungen im Verkehrswesen dieser Länder zum 
Ziel haben; sie fördern insbesondere diejenigen 
Verkehrsmittel und Einrichtungen, die für die kü- 
stenfernen Länder am günstigsten und gleichzeitig 
für die Transitländer akzeptabel sind. Alle Staaten, 
die zum Beitritt zur Konvention über den Transit- 
handel von küstenfernen Staaten vom 8. Juli 1965 
aufgefordert waren und dem noch nicht nachge- 
kommen sind, prüfen die Möglichkeit der Ratefizie- 
rung oder des Beitritts zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt. Bei der Durchführung von Maßnahmen, 
durch die die küstenfernen Länder bei der Überwin- 
dung ihrer lagebedingten Schwierigkeiten unter- 
stützt werden sollen, sind die in diesem Zusammen- 
hang schon gefaßten oder noch zu fassenden Ent- 
scheidungen und Resolutionen der UNCTAD zu be- 
rücksichtigen. 


Wissenschaft und Technologie 
60 

Die Entwicklungsländer unternehmen mit Unter- 
stützung der übrigen Welt koordinierte Anstren- 
gungen im Hinblick auf einen verstärkten Einsatz 
von Wissenschaft und Technik für Entwicklungs- 
zwecke, so daß die technologische Lücke wesent- 
lich verringert werden kann. 

61 

Die Entwicklungsländer erhöhen ihre Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung un streben an, bis 
Ende des Jahrzehnts hierfür einen durchschnittli- 
chen Mindestbetrag bereitzustellen, der 0,5 ^/o ihres 
Bruttosozialprodukts entspricht. Sie bemühen sich, 
ihrer Bevölkerung eine positive Haltung gegenüber 
wissenschaftlichen Lösungen nahezubringen, was 
sich auf ihre gesamte Entwicklungspolitik auswir- 
ken wird. Das Forschungsprogramm wird auf die 
Entwicklung technischer Methoden ausgerichtet, 
die den Gegebenheiten und Bedürfnissen in den 
einzelnen Ländern und Regionen angepaßt sind. Be- 
sondere Bedeutung wird der angewandten Wissen- 
schaft und der Entwicklung einer Infrastruktur für 
den Bereich Wissenschaft und Technik beigemes- 
sen. 

62 

Im Rahmen einer weitgespannten internationalen 
Zusammenarbeit werden auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen Forschung und Technologie insbe- 
sondere solche Maßnahmen durchgeführt, verstärkt 
und gefördert, die auf Expansion und Modernisie- 
rung der Wirtschaft in den Entwicklungsländern 
abzielen. Besondere Aufmerksamkeit gilt der Förde- 
rung neuer für diese Länder geeigneter technischer 
Verfahren. Forschungsaufträge werden vor allem 
für Fragen erteilt, von deren Lösung eine unmittel- 
bare Beschleunigung der Entwicklung erwartet 
werden kann. Auch die Errichtung — und gegebe- 
nenfalls die Erweiterung und Verbesserung — von 
Forschungsinstituten in den Entwicklungsländern 
wird unterstützt, vor allem auf regionaler und sub- 
regionaler Ebene. Enge wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit zwischen den Forschungszentren in den 
Entwicklungsländern und auch zwischen For- 
schungszentren der Entwicklungsländer und der In- 
dustrieländer ist ebenfalls förderungswürdig. 

63 

Im Verlauf der Dekade nehmen die Industrieländer 
im Rahmen ihrer Programme für Kapital- und tech- 
nische Hilfe eine wesentliche Erhöhung der unmit- 
telbaren Leistungen für Wissenschaft und Techno- 
logie in den Entwicklungsländern vor. Bei der er- 
sten Überprüfung nach Ablauf von zwei Jahren ist 
dann zu erwägen, ob unter voller Berücksichtigung 
aller wesentlichen Faktoren ein bestimmter Pro- 
zentsatz des Bruttosozialprodukts der Industrielän- 
der als Richtwert festgesetzt werden soll. Darüber 
hinaus leisten die Industrieländer im Rahmen ihrer 
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eigenen Forschungs- und Entwicklungsprogramme 
einen Beitrag zur Lösung der spezifischen Probleme 
der Entwicklungsländer, Sie sorgen für die Bereit- 
stellung angemessener Mittel zu diesem Zweck. Bei 
der ersten Zweijahresüberprüfung ist ernstlich zu 
erwägen, ob auch hier ein Richtwert festgesetzt 
werden kann. Die Industrieländer streben an, von ih- 
ren Ausgaben für Forschung und Entwicklung zur 
Lösung der spezifischen Probleme von Entwick- 
lungsländern einen erheblichen Teil in eben diesen 
Ländern zu verwenden. In Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern prüfen die Industrieländer 
auch weiterhin die Möglichkeiten für eine Verle- 
gung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
in Entwicklungsländer. An private Stiftungen, Insti- 
tutionen und Organisationen ergeht der Ruf, die Er- 
weiterung und Diversifizierung von Forschungsvor- 
haben zu fördern, die den Entwicklungsländern zu- 
gute kommen. Im Rahmen ihrer Entwicklungs- und 
Investitionspolitik unterstützen die Industrieländer 
die Entwicklungsländer bei ihren Bemühungen um 
geeignete, den spezifischen Gegebenheiten ange- 
paßte technische Maßnahmen und sorgen dafür, 
daß die beschränkten zur Verfügung stehenden 
Mittel nicht für ungeeignete technische Verfahren 
eingesetzt werden. 

64 

Industrienationen und Entwicklungsländer sowie 
die zuständigen internationalen Organisationen 
stellen ein Programm für den verstärkten Transfer 
von Technologie in die Entwicklungsländer auf und 
führen es durch. Darin sind u. a. vorzusehen: Über- 
prüfung des internationalen Patentrechts, Feststel- 
lung und Abbau von Hindernissen bei der Vermitt- 
lung technischen Wissens an Entwicklungsländer, 
Erleichterung des Zugangs der Entwicklungsländer 
zu patentrechtlich geschützten und nicht geschütz- 
ten technischen Verfahren zu gerechten Bedingun- 
gen, Anwendung des vermittelten technischen Wis- 
sens zur Verwirklichung der Ziele dieser Länder 
auf dem Gebiet von Handel und Entwicklung, 
Schaffung einer den Produktionsstrukturen der jun- 
gen Länder angepaßten Technologie sowie Maßnah- 
men zur beschleunigten Entwicklung einer einhei- 
mischen Technologie in diesen Ländern. 


Soziale Entwicklung 
65 

Diejenigen Länder, die ihre Bevölkerungszuwachs- 
rate als Hemmnis für ihre Entwicklung ansehen, 
treffen die Maßnahmen, die sie aufgrund ihrer Ent- 
wicklungskonzeption für notwendig halten. Auf 
Antrag erhalten sie hierbei Unterstützung von den 
Industrienationen, die in Übereinstimmung mit ih- 
rer eigenen Politik Mittel für Familienplanung lie- 
fern und Forschungsmaßnahmen durchführen. Die 
zuständigen internationalen Organisationen leisten 
gegebenenfalls weiterhin von Regierungsseite erbe- 
tene Hilfe. Unterstützung auf diesem Gebiet kann 
jedoch andere Formen der Entwicklungshilfe nicht 
ersetzen. 


66 

Die Entwicklungsländer unternehmen energische 
Anstrengungen zur Verbesserung ihrer Arbeits- 
kräftestatistik, um in ihrer Beschäftigungspolitik 
realistische quantitative Ziele aufstellen zu können. 
Sie überprüfen ihre Steuer-, Währungs-, Handels- 
und übrige Politik unter dem Aspekt einer gleich- 
zeitigen Förderung von Beschäftigung und wirt- 
schaftlichem Wachstum. Darüber hinaus erhöhen 
sie die Investitionen durch verstärkte Mobilisie- 
rung eigener Mittel und vermehrten Einsatz von 
Entwicklungshilfegeldern. Wenn verschiedene tech- 
nische Verfahren zur Wahl stehen, beschränken die 
Entwicklungsländer zwecks Erhöhung der Beschäf- 
tigtenzahl die Einführung von kapitalintensiven 
Produktionsverfahren auf die Fälle, wo diese tat- 
sächlich eindeutig billiger und effizienter sind. Die 
Industrieländer unterstützen diesen Prozeß durch 
Maßnahmen zur Veränderung der Strukturen im 
Welthandel. Im Rahmen ihrer Beschäftigungspolitik 
treiben die Entwicklungsländer die Arbeitsplatzbe- 
schaffung in ländlichen Gebieten voran und prüfen 
Möglichkeiten zur Durchführung öffentlicher Vor- 
haben unter Einsatz von Arbeitskräften, die sonst 
ungenutzt blieben. Sie fördern die Institutionen, die 
zu einer konstruktiven Politik auf dem Gebiete der 
Arbeitgeber/Arbeitnehmerbeziehungen und zur 
Schaffung von angemessenen Arbeitsbedingungen 
beitragen können. Die Insutrienationen und die in- 
ternationalen Organisationen unterstützen die Ent- 
wicklungsländer bei der Verwirklichung ihrer be- 
schäftigungspolitischen Ziele. 

67 

Die Entwicklungsländer arbeiten Ausbildungspro- 
gramme aus, die ihren entwicklungsbedingten Be- 
dürfnissen Rechnung tragen. Sie sollen so konzi- 
piert sein, daß kurzfristig die Produktivität erheb- 
lich gesteigert und der Leerlauf eingeschränkt wird. 
Besondere Bedeutung kommt der Ausbildung von 
Lehrkräften und der Erstellung von Unterrichtsplä- 
nen zu. Die Unterrichtspläne werden laufend über- 
arbeitet, und zugleich werden neue Lösungen ange- 
strebt, um auf allen Ebenen die Erweiterung und. 
Vertiefung der fachlichen Ausbildung zu gewährlei- 
sten, die dem zunehmenden Tempo der Wirtschafts- 
tätigkeit und den infolge des technischen Fort- 
schritts rascher eintretenden Veränderungen ent- 
spricht. Moderne Geräte, Massenkommunikations- 
mittel und neue Lehrmethoden werden in verstärk- 
tem Maße zur Effizienzsteigerung bei der Ausbil- 
dung eingesetzt. Besondere Bedeutung wird der 
technischen Ausbildung, der Berufsausbildung und 
der Umschulung beigemessen. Für die allgemeine 
und fachliche Weiterbildung von Berufstätigen und 
für die Erwachsenenbildung werden die notwendi- 
gen Einrichtungen geschaffen. Die Industrieländer 
und die internationalen Organisationen beteiligen 
sich an der Erweiterung und Verbesserung der Bil- 
dungsreinrichtungen in den Entwicklungsländern. 
Sie stellen insbesondere verschiedene, in vielen 
Entwicklungsländern nur in ungenügendem Maße 
vorhandene Unterrichtsmittel zur Verfügung und 
fördern den pädagogischen Austausch. 
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68 

Die Entwicklungsländer stellen wenigstens ein Mi- 
nimalprogramm für die Gesundheitsfürsorge auf, in 
dessen Rahmen die grundlegenden Einrichtungen 
— einschließlich solcher für medizinische Ausbil- 
dung und Forschung — für die medizinische Grund- 
versorgung eines bestimmten Prozentsatzes der Be- 
völkerung bis Ende der Dekade geschaffen werden. 
Hierzu gehören Dienste zur Vorbeugung und Be- 
handlung sowie zur Gesundheitsförderung. Alle 
Entwicklungsländer streben an, für einen bestimm- 
ten Prozentsatz ihrer Bevölkerung — sowohl in 
städtischen wie in ländlichen Siedlungsgebieten — 
eine angemessene Trinkwasserversorgung zu schaf- 
fen, wobei bis zum Ende der Dekade ein Mindest- 
ziel erreicht werden soll. Die Industrieländer unter- 
stützen die Bemühungen der Entwicklungsländer 
um Hebung ihres Gesundheitszustandes im Rah- 
men des Möglichen. Insbesondere liefern sie Geräte 
und Arzneimittel und leisten Hilfe bei der Erarbei- 
tung einer Strategie der Gesundheitsförderung und 
bei der Verwirklichung von Teilaufgaben wie For- 
schung und Ausbildung von Personal auf allen Ebe- 
nen. Gemeinsame internationale Bemühungen gel- 
ten der Durchführung einer weltweiten Kampagne, 
in deren Verlauf bis Ende der Dekade in möglichst 
vielen Ländern eine oder mehrere der Seuchen aus- 
gerottet werden sollen, die noch in zahlreichen Ge- 
genden die Menschen heimsuchen. Die Industrie- 
länder und die internationalen Organisationen un- 
terstützen die Entwicklungsländer bei der Gesund- 
heitsplanung und bei der Schaffung von Einrichtun- 
gen — im Bereich des Gesundheitswesens. 

69 

In Abstimmung mit ihren Agrar- und Gesundheits- 
programmen treffen die Entwicklungsländer Maß- 
nahmen zur Deckung ihres Nahrungsmittelbedarfs. 
Dazu gehört die Entwicklung und Produktion von 
stark eiweißhaltigen Nahrungsmitteln sowie Ent- 
wicklung und Verbreitung neuer Arten eßbarer 
Proteine. Die Industrieländer und die internationa- 
len Organisationen leisten hierbei — auch für das 
Gebiet der genetischen Forschung — finanzielle 
und technische Hilfe. 

70 

Die Entwicklungsländer sorgen in geeigneter Weise 
für die Einbeziehung von Kindern und Jugendli- 
chen in den Entwicklungsprozeß und stellen sicher, 
daß deren Bedürfnisse im Einklang mit der Gesamt- 
entwicklung gedeckt werden. 

71 

Die Entwicklungsländer sorgen für bessere Woh- 
nungen und Gemeinschaftseinrichtungen sowohl in 
städtischen wie in ländlichen Siedlungsgebieten, 
insbesondere für die niedrigen Einkommensgrup- 
pen. Sie bekämpfen die aus ungeordneter Urbani- 
sierung herrührenden Ubelstände und veranlassen 
die erforderliche Städteplanung. Besondere Bedeu- 
tung ist dem verstärkten Bau von Niedrigpreiswoh- 
nungen im Rahmen staatlicher und privater Pro- 


gramme und auf Selbsthiifebasis (einschließlich Ge- 
nossenschaften) beizumessen. Hierbei sollen nach 
Möglichkeit an Ort und Stelle vorhandene Materia- 
lien benutzt und arbeitsintensive Verfahren ange- 
wandt werden. Hierzu wird entsprechende interna- 
tionale Entwicklungshilfe gewährt. 

72 

Die Regierungen verstärkten die auf nationaler und 
internationaler Ebene laufenden Bemühungen, der 
Verschlechterung der Umweltbedingungen Einhalt 
zu gebieten und eine Verbesserung zu erreichen. 
Sie fördern die Aufrechterhaltung des für den Fort- 
bestand der Menschheit unerläßlichen ökologischen 
Gleichgewichts. 


Erweiterung und Diversifizierung der Produktion 

73 

Die Entwicklungsländer treffen gezielte Maßnah- 
men zur Steigerung der Produktion und Verbesse- 
rung der Produktivität, damit die Güter und Dienst- 
leistungen verfügbar werden, die zur Hebung ihres 
Lebensstandards und zur Stärkung ihrer wirtschaft- 
lichen Lebensfähigkeit erforderlich sind. Die Ver- 
antwortung dafür liegt in erster Linie bei ihnen 
selbst, doch soll die Produktionssteuerung in einem 
globalen Rahmen durchgeführt werden, damit zum 
Vorteil der Industrienationen wie der Entwick- 
lungsländer eine optimale Nutzung aller Hilfsquel- 
len in der Welt erreicht wird. Die zuständigen in- 
ternationalen Organisationen führen Forschungs- 
vorhaben auf dem Gebiet der internationalen Ar- 
beitsteilung durch, um die einzelnen Länder oder 
Ländergruppen bei der Wahl ihrer Produktions- 
und Handelsstrukturen zu unterstützen. Welche 
Rolle der öffentliche Sektor und die Genossenschaf- 
ten bei der Produktionssteigerung spielen können, 
hängt von der sozialen und wirtschaftlichen Struk- 
tur und den besonderen Gegebenheiten der einzel- 
nen Länder ab. 

74 

Für den Erfolg der Zweiten Entwicklungsdekade ist 
es wichtig, daß die Entwicklungsländer dauernde 
Verfügungsgewalt über ihre natürlichen Hilfsquel,- 
len haben. Sie nehmen deren volle Erschließung in 
Angriff. Mit internationaler Unterstützung werden 
Maßnahmen getroffen, um diesen Ländern bei der 
Bestandsaufnahme ihrer Bodenschätze und deren 
rationeller Nutzung auf allen Gebieten der Produk- 
tion zu helfen. 

75 

Die Entwicklungsländer entwerfen zu Beginn der 
Dekade eine geeignete Strategie für ihre Agrar- 
wirtschaft (einschließlich Tierhaltung, Fischerei 
und Forstwirtschaft). Diese soll darauf angelegt 
sein, eine quantitativ und qualitativ bessere Ver- 
sorgung mit Nahrungsmitteln sicherzustellen, die 
Bedürfnisse auf dem Nahungsmittel- wie auf dem 
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Industriesektor zu decken, die Zahl der Arbeitsplät- 
ze in den ländlichen Gebieten zu vermehren und 
die Exporterlöse zu erhöhen. Sie führen, wo es not- 
wendig erscheint, eine Reform der landwirtschaftli- 
chen Besitzverhältnisse durch, um die soziale Ge- 
rechtigkeit und gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit 
der Bauernhöfe zu verbessern. Sie sorgen dafür, 
daß ausreichende Bewässerung, Düngemittel, ver- 
bessertes Saatgut und die geeigneten Landmaschi- 
nen zur Verfügung stehen. Einer Erweiterung be- 
dürfen auch die Einrichtungen für Vermarktung 
und Lagerung sowie der landwirtschaftliche Bera- 
tungsdienst. Mittel für den Agrarkredit werden in 
verstärktem Umfang bereitgestellt. Die Genossen- 
schaften sind aufgerufen, sich im Sinne der vorste- 
hend genannten Aufgaben zu betätigen. Als ergän- 
zendes Instrument zur Durchführung der Agrarstra- 
tegie dient eine entsprechende Agrarpreispolitik. 
Die Industrieländer tragen dazu bei, indem sie Mit- 
te] für die wichtigsten Investitionen zur Verfügung 
stellen, die Forschung und den Aufbau einer Infra- 
struktur unterstützen und in ihrer Handelspolitik 
die besonderen Bedürfnisse der Entwicklungsländer 
berücksichtigen. Auch die internationalen Organi- 
sationen leisten Beistand. 

76 

Gleichzeitig müssen die Entwicklungsländer zur 
schnellen Expansion, Modernisierung und Diversi- 
fizierung ihrer Wirtschaft die Industrie fördern. Sie 
legen besonderes Gewicht auf den Ausbau der In- 
dustriezweige, die heimische Rohstoffe verwenden, 
wichtige Investitionsgüter für die Landwirtschaft 
und andere Industriezweige liefern oder zur Steige- 
rung der Exporterlöse beitragen. Sie suchen vor 
allem durch regionale Zusammenschlüsse das Ent- 
stehen ungenutzter Kapazitäten zu vermeiden. Die 
Industrieländer und die internationalen Organisatio- 
nen fördern die Industrialisierung der Entwicklungs- 
länder. 

77 

Die Entwicklungsländer stellen durch Ausbau ihres 
Verkehrswesens und durch Verbesserung ihrer 
Energieversorgung eine ausreichende Erweiterung 
ihrer Infrastruktur sicher. Dieses Ziel ist gegebe- 
nenfalls durch regionale und subregionale Zusam- 
menschlüsse anzustreben. Finanzielle und techni- 
sche Hilfe dafür wird auf internationaler Grundlage 
bereitgestellt. 


Aufstellung und Durchführung von 
Entwicklungsplänen 

78 

Zur Aufstellung und Durchführung ihrer Entwick- 
lungspläne im Verlauf der Dekade bilden bzw. ver- 
stärken die Entwicklungsländer einen entsprechen- 
den Planungsapparat nebst statistischem Dienst. 
Die Entwicklungspläne müssen realistisch und doch 
zugleich weit gesteckt sein, damit sie bei der Be- 
völkerung Widerhall finden. Sie müssen außerdem 


in sich widerspruchsfrei und von den breiten Mas- 
sen verstanden und akzeptiert sein. Es wird alles 
getan, um die tatkräftige Unterstützung und Beteili- 
gung aller Schichten der Bevölkerung am Entwick- 
lungsprozeß zu erreichen. Die Entwicklungsländer 
achten besonders darauf, ihre öffentliche Verwal- 
tung auf allen Ebenen so aufzubauen und zu gestal- 
ten, daß Entwurf und Durchführung der Entwick- 
lungspläne wirksam vor sich gehen können. Wenn 
notwendig, erbitten sie internationale Hilfe für ihre 
Planungsaufgaben. 


Überprüfung und Bewertung der Zielsetzungen und 
entwicklungspolitischen Maßnahmen 

79 

Es müssen Vorkehrungen getroffen werden, den 
Fortschritt in Richtung auf die Ziele der Dekade ge- 
nau zu überwachen, ein Zurückbleiben in den Lei- 
stungen und die Gründe dafür festzustellen und Ab- 
hilfemaßnahmen zu empfehlen, gegebenenfalls auch 
neue Zielsetzungen und Lösungen. Die Überprüfun- 
gen und Bewertungen erfolgen auf verschiedenen 
Ebenen unter Beteiligung sowohl der Industriena- 
tionen wie der Entwicklungsländer. Dabei ist auf 
Straffung des bestehenden Apparates und auf Ver- 
meidung unnötiger Doppelarbeit oder unangemes- 
sener Ausweitung der Überprüfungstätigkeit zu 
achten. 

80 

Jedes Entwicklungsland setzt gegebenenfalls für 
sich eine Bewertungsstelle ein oder verstärkt die 
bestehende und ersucht nötigenfalls um internatio- 
nale Unterstützung dafür. Die Verbesserung und 
Verstärkung der Dienste für Programmierung und 
Statistik erfährt besondere Beachtung. 

81 

Für die Überprüfung auf regionaler Ebene sind in 
erster Linie die regionalen Wirtschaftskommissio- 
nen und das Wirtschafts- und Sozialbüro der Ver- 
einten Nationen in Beirut zuständig; dabei wirken 
auch regionale Entwicklungsbanken und subregio- 
nale Gruppierungen sowie andere Organisationen 
der Vereinten Nationen mit. 

82 

Die UNCTAD, die Organisation der Vereinten Na- 
tionen für industrielle Entwicklung (UNIDO) und 
die Sonderorganisationen der Vereinten Nationen 
überprüfen weiterhin den Fortschritt in ihrem Zu- 
ständigkeitsbereich nach Maßgabe der bereits ein- 
geführten Verfahren, die bei Bedarf geändert wer- 
den können. 

83 

Die globale Bewertung des Fortschritts in der 
Durchführung der internationalen Entwicklungs- 
strategie erfolgt über den Wirtschafts- und Sozial- 
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rat durch die Vollversammlung. Dabei werden die 
oben erwähnten Überprüfungen sowie die Bemer- 
kungen und Empfehlungen zugrunde gelegt, die der 
Ausschuß für Entwicklungsplanung gemäß einem 
besonderen Mandat vorlegt. Der Generalsekretär 
übernimmt dabei die Vorbereitung und Zuleitung 
der erforderlichen Unterlagen und Berichte. Die 
Globalbewertung findet alle zwei Jahre statt, wobei 
die zweite eine Art Zwischenbilanz sein soll. 


Mobilisierung der öffentlichen Meinung 
84 

Während des Zweiten Entwicklungsjahrzehnts be- 
steht ein wichtiger Teil der zu leistenden Arbeit 
darin, die Öffentlichkeit sowohl in den Industriena- 
tionen als auch in den Entwicklungsländern für die 
Unterstützung der vorgesehenen Ziele und Maßnah- 
men zu mobilisieren. Die Regierungen der weiter 
fortgeschrittenen Länder bemühen sich verstärkt 
darum, in der Öffentlichkeit Verständnis zu wecken 
für den inneren Zusammenhang aller Entwicklungs- 
anstrengungen, auch für den Nutzen, der aus dieser 
internationalen Zusammenarbeit für sie selbst er- 
wächst, und zugleich Verständnis für die Notwen- 
digkeit, den Entwicklungsländern zu schnellerem 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu verhel- 


fen. Die Eigenleistungen der Entwicklungsländer 
müssen in den Industrieländern besser und breiter 
sichtbar gemacht werden. Die Regierungen der Ent- 
wicklungsländer machen allen Schichten ihrer Be- 
völkerung klar, welche Vorteile zu erwarten und 
welche Opfer zu bringen sind, und suchen sie zu 
tatkräftiger Mitarbeit an den großen Aufgaben des 
Jahrzehnts zu gewinnen. Die Mobilisierung der Öf- 
fentlichkeit ist in erster Linie Sache der einzelnen 
Länder. Dabei können die Regierungen schon beste- 
hende Einrichtungen verstärken oder auch neue 
schaffen; als langfristige Maßnahme wäre an eine 
stärkere Ausrichtung der Lehrpläne auf Fragen der 
Entwicklung zu denken. Bei der Mobilisierung der 
öffentlichen Meinung kommt der Initiative höchster 
Stellen große Bedeutung zu, zum Beispiel durch 
Verkündung konkreter Ziele. Den Organisationen 
der Vereinten Nationen fällt dabei die Aufgabe zu, 
die verschiedenen nationalen Informationsmedien 
zu unterstützen und sie mit Grundlagenmaterial zu 
versorgen, aus dem sie Stoff und Anregungen für 
ihre Arbeit ziehen können. Außerdem ist eine bes- 
sere Abstimmung unter den zahlreichen schon im 
Informationsbereich tätigen Organisationen der 
Vereinten Nationen dringend erforderlich. Durch 
die aus internationalen Quellen stammenden Infor- 
mationen soll in erster Linie der schon in der Kon- 
zeption der Dekade liegende Gedanke der wech- 
selseitigen Abhängigkeit und der Partnerschaft ver- 
tieft werden. 
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Anlage 5 


Schreiben des deutschen Beobachters bei den Vereinten Nationen an den Präsidenten 

der Voilversammlung, Edvard Hambro, und an den Generaisekretär der Vereinten Nationen, 

U Thant, zur Prokiamation der Zweiten Entwicklungsdekade am 24, Oktober 1970 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland bekräftigt ihren wie- 
derholt zum Ausdruck gebrachten Willen, das in der Satzung der 
Vereinten Nationen niedergelegte Ziel der Förderung des wirtschaft- 
lichen und sozialen Fortschritts in der Welt durch geeignete Maß- 
nahmen zu unterstützen und damit zu besseren Lebensbedingungen in 
größerer Freiheit beizutragen. Aus diesem Grund hat sie sich an den 
Vorarbeiten der Vereinten Nationen für eine internationale Strategie 
zum 2, Entwicklungsjahrzehnt von Anfang an beteiligt, und damit 
ihre Mitverantwortung an der Bewältigung dieser großen Aufgabe 
zum Ausdruck gebracht. 

Die Bundesregierung akzeptiert das vom Wirtschafts- und Finanz- 
ausschuß der 25. Vollversammlung der Vereinten Nationen zur An- 
nahme empfohlene Dokument, in dem die Ziele und Maßnahmen der 
internationalen Entwicklungsstrategie der Vereinten Nationen für 
das kommende Jahrzehnt niedergelegt sind. Sie wird sich in ihrer 
Entwicklungspolitik von diesen Grundsätzen leiten lassen und er- 
neuert ihre Bereitschaft, an allen Anstrengungen der internationalen 
Gemeinschaft während der 2. Entwicklungsdekade tatkräftig mitzu- 
wirken. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird nach der förm- 
lichen Annahme des Dokuments durch die Vollversammlung dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen ihre Auffassung zu einzel- 
nen Abschnitten des Dokuments übermitteln. 
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Anlage 6 


Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zur Internationalen Strategie für die 
Zweite Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen 


Schreiben der Bundesregierung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
vom 12. Februar 1971 


Die Bundesregegierung wird sich, wie sie bereits in 
ihrem Schreiben an den Präsidenten der Vollver- 
sammlung und den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen anläßlich der Verabschiedung des Strate- 
gie-Dokumentes am 24. 10. 1970 erklärt hat, in ihrer 
Entwicklungspolitik während des Zweiten Entwick- 
lungsjahrzehnts von den im UN-Strategiedokument 
festgehaltenen Grundsätzen leiten lassen. Sie billigt 
damit das Strategiedokument als allgemeinen Rah- 
men für die gemeinsamen Bemühungen der Indu- 
strie- und Entwicklungsländer während der kom- 
menden zehn Jahre, den wirtschaftlichen und sozia- 
len Fortschritt in der Welt durch geeignete Maß- 
nahmen zu fördern. Gleichzeitig bekräftigt sie ihre 
Bereitschaft, in einem System weltweiter Partner- 
schaft an der Intensivierung und besseren Abstim- 
mung der Entwicklungsanstrengungen mitzuwir- 
ken. 

Auf der Grundlage dieser allgemeinen Zielsetzung 
strebt die Bundesregierung eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Bevölkerung der Entwick- 
lungsländer an. Sie unterstreicht insbesondere die 
enge Wechselwirkung zwischen der Förderung 
wirtschaftlichen Wachstums und sozialen Fort- 
schritts, die integrierende Bestandteile des Entwick- 
lungsprozesses sind und daher gemeinsam verwirk- 
licht werden sollten. 

Im Rahmen ihrer Entwicklungspolitik wird die Bun- 
desregierung deshalb — neben unmittelbarer Hilfe 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen — die 
Anstrengungen der Entwicklungsländer insbesonde- 
re in folgenden Bereichen verstärkt unterstützen: 
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Unterbe- 
schäftigung, Schaffung eines arbeits- und umwelt- 
orientierten Erziehungssystem, Strukturverbesse- 
rung in ländlichen Regionen, Diversifizierung der 
landwirtschaftlichen Produktion, Ausweitung und 
Diversifizierung des gewerblichen Sektors und der 
Ausfuhren sowie Stärkung der Planungs- und Orga- 
nisationsfähigkeit. 

In Übereinstimmung mit den von der UN-Vollver- 
sammlung beschlossenen Reformen auf Grund der 
Studie über die Leistungsfähigkeit des UN-Entwick- 
lungssystems (Jackson-Studie) ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß sich die Entwicklungsan- 
strengungen auf der Grundlage einer vorwiegend 
länderorientierten Entwicklungspolitik vollziehen 
sollten. Differenzierte länderbezogene Hilfepro- 
gramme werden daher künftig verstärkt die Grund- 
lage der entwicklungspolitischen Aktivitäten der 
Bundesregierung bilden. 


Die Bundesregierung erkennt die zunehmende Be- 
deutung multilateraler Organisationen bei der Pro- 
grammierung der multilateralen Hilfe sowie bei der 
Koordinierung von multilateraler und bilateraler 
Hilfe an. Sie wird multilaterale Organisationen in 
finanzieller und personeller Hinsicht auch künftig 
unterstützen und während der Zweiten Entwick- 
lungsdekade weiterhin mindestens 20 Prozent ihrer 
öffentlichen Entwicklungshilfe über multilaterale 
Organisationen leiten. 

Die Bundesregierung wird im Einklang mit dem 
Strategiedokument der Vereinten Nationen das Vo- 
lumen der finanziellen Leistungen erhöhen und die 
Vergabebedingungen der öffentlichen Hilfe verbes- 
sern. Die Bundesregierung stimmt dem 0,7-Prozent- 
Ziel zu. Sie wird sich bemühen, dieses Ziel zu 
einem möglichst frühen Zeitpunkt zu erreichen. Im 
Rahmen der öffentlichen Hilfe sollen die Wachs- 
tumsraten der Technischen Hilfe überproportional 
angehoben werden. 

Im Hinblick auf die bilaterale Kapitalhilfe ist die 
Bundesregierung grundsätzlich zum Abbau der 
noch bestehenden Lieferbindungen bereit und wird 
internationale Bestrebungen, die auf eine allgemei- 
ne Aufgabe der Bindungspraktiken gerichtet sind, 
nachdrücklich unterstützen; dabei geht sie davon 
aus, daß faire internationale Wettbewerbsbedingun- 
gen sichergestellt werden. Sie beabsichtigt darüber 
hinaus, sich an einer Überprüfung der DAC-Kondi- 
tionenempfehlung des Jahres 1969 im Lichte neue- 
rer entwicklungspolitischer Erfordernisse zu beteili- 
gen und im Laufe der Dekade die Möglichkeiten für 
eine weitere Verbesserung der Kapitalhilfebedin- 
gungen zu prüfen. Angesichts der Verschuldung 
vieler Entwicklungsländer steht die Bundesregie- 
rung ferner der Einführung eines Frühwarnsystems 
oder ähnlicher Maßnahmen wohlwollend gegen- 
über, durch die in internationaler Zusammenarbeit 
angestrebt wird, die Verschuldung in angemesse- 
nen Grenzen zu halten. 

Die Bundesregierung ist sich der besonderen Be- 
deutung der Ausweitung des Handels der Entwick- 
lungsländer bewußt. Sie wird die Bemühungen des 
GATT und der UNCTAD unterstützen, den Außen- 
handel dieser Länder zu fördern, insbesondere 
durch den Abbau tarifärer und nicht-tarifärer 
Hemmnisse, die sich der Ausfuhr von Grundstof- 
fen und Halb- und Fertigwaren entgegenstellen. Sie 
wird im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
darum bemüht sein, daß das System allgemeiner 
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Zollpräferenzen gegenüber den Entwicklungslän- 
dern verwirklicht und ausgebaut wird. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß der 
Strukturwandel eine unerläßliche Voraussetzung 
wirtschaftlichen Wachstums und einer verbesserten 
internationalen Arbeitsteilung ist. Strukturänderun- 
gen, die durch die verstärkte Einbeziehung der Ent- 
wicklungsländer in die internationale Arbeitstei- 
lung ausgelöst werden, dürfen nicht aufgehalten 
werden, sondern müssen, wenn erforderlich, durch 
angemessene strukturpolitische Maßnahmen unter- 
stützt werden. Im Rahmen ihrer wachstumsorien- 
tierten Strukturpolitik wird die Bundesregierung 
weiterhin die Anpassung der Produktion an Struk- 
turänderungen und die Umschulung der hiervon be- 
troffenen Arbeitskräfte auf Berufe mit besseren 
Chancen fördern; sie trägt damit den berechtigten 
Belangen der Entwicklungsländer Rechnung. 

Die Bundesregierung vertritt die Ansicht, daß den 
Bedürfnissen der Entwicklungsländer nach einer 
angemessenen Versorgung mit internationaler Li- 
quidität Rechnung getragen werden muß. Sie be- 
trachtet es jedoch nicht als ratsam, eine Verbin- 
dung zwischen der Schaffung von Sonderziehungs- 
rechten und der Finanzierung der Entwicklungshil- 
fe herzustellen. Vielmehr liegt es im Interesse so- 
wohl der Entwicklungs- als auch der Industrielän- 
der, daß das Vertrauen in die Sonderziehungsrechte 
als international akzeptiertes Reservemedium wei- 
ter gefestigt und ein störungsfreies Funktionieren 
dieses neuen Reservemechanismus sichergestellt 
wird. 

Im Einklang mit dem Strategie-Dokument ist die 
Bundesregierung ferner der Ansicht, daß es zur 
Verringerung der zwischen Entwicklungs- und In- 
dustrieländern bestehenden technologischen Lücke 
des erhöhten Einsatzes von Wissenschaft und Tech- 
nologie für Entwicklungszwecke bedarf. Sie wird 


diesen Erfordernissen durch verstärkte Anstrengun- 
gen Rechnung tragen und sich intensiv an den in- 
ternationalen Beratungen über Förderungsmaßnah- 
men in diesem Bereich beteiligen. Sie hält es je- 
doch im Augenblick nicht für zweckmäßig, quanti- 
tative finanzielle Ziele auf internationaler Ebene 
festzulegen. 

Im Rahmen der Mobilisierung der öffentlichen Mei- 
nung wird die Bundesregierung alles in ihren Kräf- 
ten Stehende tun, um ein größeres Verständnis für 
die Probleme der Entwicklung zu wecken. Das Ziel 
dieser Informationspolitik ist es, in allen Bevölke- 
rungsschichten das Bewußtsein der Verantwortung 
für die Verbesserung der Verhältnisse in den Ent- 
wicklungsländern zu stärken. 

Die Bundesregierung sieht die beabsichtigte Schaf- 
fung des weltweiten Uberprüfungs- und Bewer- 
tungsmechanismus als eine wesentliche Neuerung 
gegenüber der Ersten Entwicklungsdekade an. Sie 
unterstützt die entsprechenden Bemühungen der in- 
ternationalen Gemeinschaft und ist der Auffassung, 
daß dieser Mechanismus ein Höchstmaß an Aus- 
strahlung auf die öffentliche Meinung und die Ent- 
scheidungsträger in Industrie- und Entwicklungs- 
ländern haben sollte. 

In Fortsetzung ihrer Mitarbeit an den Vorbereitun- 
gen der Dekadenstrategie hat die Bundesregierung 
auf der Grundlage des Strategiedokumentes eine 
entwicklungspolitische Konzeption als ihren Bei- 
trag für das Zweite Entwicklungsjahrzehnt entwor- 
fen und verabschiedet. Sie beabsichtigt, diese Kon- 
zeption — entsprechend der vorgesehenen weltwei- 
ten Überprüfung und Bewertung — in etwa zwei- 
jährigem Turnus zu überprüfen. Der dynamische 
Charakter der Entwicklungsstrategie wird somit 
auch in der Politik der Bundesrepublik Deutschland 
während der Zweiten Entwicklungsdekade seinen 
Ausdruck finden. 
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Anlage 7 


Grundsatzprogramm der Bildungs- und Wissenschaftshilfe 

— Kabinettsbeschluß vom 22. Dezember 1971 — 


A. Grundsätze und Ziele für die Förderung von 
Bildung und Wissenschaft in den Entwicklungs- 
ländern durch die Bundesrepublik Deutschland 
während der Zweiten Entwicklungsdekade 

1. Grundlagen und Ziele 

Die Bundesregierung wird ihre Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern in den Bereichen Bildung 
und Wissenschaft an den Erfahrungen der Ersten 
Entwicklungsdekade sowie an den International 
und regional abgestimmten Zielvorstellungen für 
die Zweite Entwicklungsdekade orientieren. 

Grundlegend dafür sind die Entwicklungspolitische 
Konzeption der Bundesrepublik Deutschland für die 
Zweite Entwicklungsdekade vom 11. Februar 1971, 
das Strategiedokument der Vereinten Nationen vom 
24. Oktober 1970, die hierzu von der Bundesregie- 
rung abgegebene Erklärung und die Beschlüsse der 
16. Generalkonferenz der UNESCO zur Zweiten 
Entwicklungsdekade. 

Nach den Erfahrungen der Ersten Entwicklungsde- 
kade tragen Bildung und Wissenschaft nur dann 
entscheidend zur Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen der Menschen in den Entwicklungsländern, 
zu sozialer Gerechtigkeit sowie zu kultureller und 
politischer Selbstbestimmung bei, wenn sie zur ak- 
tiven Beteiligung dieser Menschen am wirtschaftli- 
chen und sozialen Fortschritt führen. Dies macht er- 
forderlich, daß Wille und Fähigkeit zur Selbsthilfe, 
zur Innovation, zur sozialen Integration und zur po- 
litischen Beteiligung in breiten Bevölkerungs- 
schichten aktiviert und auch in Bildung und Wis- 
senschaft die dazu erforderlichen Voraussetzungen, 
vor allem durch gerechtere Verteilung der Sozial- 
chancen, geschaffen werden. 

Diesem Ziel soll künftig die gesamte Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe dienen. Dieses Gebiet der Ent- 
wicklungspolitik umfaßt alle Förderungsmaßnah- 
men für die Entwickungsländer zum Auf- und Aus- 
bau der Infrastruktur für das Bildungswesen und 
für die Wissenschaft sowie für die Anwendung wis- 
senschaftlicher und technischer Erkenntnisse. Dazu 
bedarf die Bildungs- und Wissenschaftshilfe auch 
der Ergänzung durch Maßnahmen in anderen Berei- 
chen der deutschen Politik, insbesondere der Aus- 
wärtigen Kulturpolitik, der wissenschaftlich-tech- 
nologischen Zusammenarbeit sowie der Bildungs- 
und Wissenschaftspolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

2. Grundsätze für die Bildungs- und Wissenschaftshilfe 

Für die im Rahmen der länderbezogenen Hilfepro- 
gramme durchzuführenden Maßnahmen der Bil- 


dungs- und Wissenschaftshilfe gelten die folgenden 

Grundsätze. 

a) Für die Entwicklung von Bildung und Wissen- 
schaft sind in den Entwicklungsländern spezifi- 
sche Lösungen erforderlich. 

Die Bestrebungen, Funktion und Struktur des Bil- 
dungswesens zu wandeln, sind weltweit. Vor 
der Forderung nach lebenslangem Lernen, nach 
flexibler Anpassung des Bildungswesens an sich 
ändernde soziale und wirtschaftliche Aufgaben 
sowie nach neuen Bildungsinhalten und -metho- 
den stehen Industriestaaten wie Entwicklungs- 
länder. Dies schafft neue Möglichkeiten für ihre 
Zusammenarbeit, erhöht jedoch auch die Gefahr, 
Lösungen zu übertragen, die den Bedürfnissen in 
den Entwicklungsländern nicht gerecht werden. 
Partnerschaftliche Zusammenarbeit erfordert 
deshalb, sich sowohl der eigenen Lage bewußt 
zu werden, als auch die Bereitschaft, zur Lösung 
der besonderen Aufgaben in den Entwicklungs- 
ländern beizutragen. 

b) Vor der Entscheidung über Maßnahmen der Bil- 
dungs- und Wissenschaftshilfe ist bei der Auf- 
stellung von länderbezogenen Hilfeprogrammen 
von einer Analyse der bestehenden Bildungssy- 
steme, ihrer Entwicklungstendenzen und der sie 
bestirtimenden Trägergruppen auszugehen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß Bildungs- und Wis- 
senschaftshilfe dazu beitragen können, beste- 
hende Bildungssysteme und ihre gesellschafts- 
politischen Wirkungen zu festigen wie auch zu 
verändern. 

c) Die Förderungsmaßnahmen der Bildungshilfe 
sollen die Entwicklungsländer vorrangig dabei 
unterstützen, Reformen vorzubereiten, einzulei- 
ten und durchzuführen, welche Bildungswesen 
und Erfordernisse der Arbeitswelt und der sozia- 
len Umwelt besser aufeinander abstimmen. Dies 
gilt insbesondere für soche Reformmaßnahmen, 
die eine funktionale und ausbaufähige Grunder- 
ziehung für die Masse der vom formalen Schul- 
system bis jetzt ausgeschlossenen oder unzurei- 
chend geförderten Jugendlichen, vor allem in 
ländlichen Regionen, vorsehen und die geeignet 
sind, das Bildungswesen beschäftigungsorien- 
tiert zu gestalten. 

d) Die Wissenschaftshilfe soll sich auf die Untersu- 
chung von Problemen konzentrieren, welche 
Engpässe für den wirtschaftlichen und sozialen 
Fotschritt darstellen; sie soll durch die Unter- 
stützung wissenschaftlicher und technischer 
Dienste die Anwendung von entwicklungsrele- 
vanten Forschungsergebnissen in größerem Um- 
fang ermöglichen. 
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e) Maßnahmen zur Unterstützung der Entwick- 
lungsländer bei der besseren Ausnützung ihrer 
Mittel und Einrichtungen für Bildung und Wis- 
senschaft, bei der Entwicklung kostengünstiger 
und massenwirksamer Verfahren und Techniken 
sowie bei der Rationalisierung von Neuinvesti- 
tionen in diesen Bereichen sind besonders wich- 
tig. Hierdurch sollen Bildungs- und Wissen- 
schaftshilfe dazu beitragen, die finanziellen Vor- 
aussetzungen der Entwicklungsländer für Neue- 
rungen und Reformen trotz der hohen finanziel- 
len Belastung durch Ausgaben für das bestehen- 
de Bildungswesen zu verbessern. Dies setzt vor- 
aus, daß die Bildungs- und Wissenschaftshilfe 
selbst nur solche Vorhaben und Verfahren för- 
dert, deren langfristige Kosten — vor allem bei 
Anwendung im großen Maßstab — im Rahmen 
der finanziellen Möglichkeiten des Entwick- 
lungslandes liegen und die im Vergleich zu an- 
deren Vorhaben und Maßnahmen ein besonders 
günstiges Verhältnis von Aufwand und Nutzen 
aufweisen. 

f) Bildungs- und Wissenschaftshilfe soll dazu bei- 
tragen, die Abhängigkeit vieler Entwicklungs- 
länder von ausländischen Mustern, Lieferungen 
und Leistungen in Bildung und Wissenschaft ab- 
zubauen und neuen einseitigen Abhängigkeiten 
entgegenwirken, die z. B. aus der ungeprüften 
Übertragung bildungstechnologischer Entwick- 
lungen der Industrieländer entstehen könnten. 
Dies ist möglich durch Hilfen zum Ausbau der 
Infrastruktur von Bildung und Wissenschaft in 
den Entwicklungsländern — wie zum Beispiel 
im Bereich der Lehrerbildung, der Produktion 
von Lehr- und Unterrichtsmitteln und des Infor- 
mationswesens — , durch verbesserten Zugang 
zu den Ergebnissen von Forschung und Entwick- 
lung sowie durch Hilfebedingungen, welche Ent- 
wicklungsstand und wirtschaftliche Leistungsfä- 
higkeit der Entwicklungsländer berücksichtigen. 

g) Bei allen Maßnahmen der Bildungs- und Wissen- 
schaftshilfe ist darauf zu achten, daß sie nicht 
zur Abwanderung qualifizierter Fachkräfte 
(„brain-drain"') aus den Entwicklungsländern 
beitragen. Dies gilt insbesondere für die Aus- 
und Fortbildung von Angehörigen der Entwick- 
lungsländer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

h) Die Bildungs- und Wissenschaftshilfe wird in 
Zukunft stärker auf sektorale und regionale Pro- 
jekte und Programme als Teilbeträge zur Durch- 
führung von Entwicklungsplänen in dem Bereich 
Bildung und Wissenschaft konzentriert. 

Nichtstaatliche Einrichtungen leisten in wach- 
sendem Umfang mit staatlicher Unterstützung 
Bildungs- und Wissenschaftshilfe. Die Zusam- 
menarbeit mit ihnen richtet sich nach den unter 
a) bis h) genannten Grundsätzen. 

Auf Grund der laufenden Überprüfung der Zwi- 
schenergebnisse während der Zweiten Entwick- 
lungsdekade und durch Erfahrungsaustausch mit 
den Entwicklungsländern, mit den internationa- 


len Organisationen und mit den Trägern der 
nichtstaatlichen Bildungs- und Wissenschaftshil- 
fe sind diese Grundsätze fortzuentwickeln. 


3. Berücksichtigung in der Auswärtigen Kulturpolitik und 
der wissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
in den Bereichen Bildung und Wissenschaft voll- 
zieht sich im Rahmen der Entwicklungspolitik, der 
Auswärtigen Kulturpolitik und insbesondere mit 
einigen fortgeschrittenen Entwicklungsländern auch 
im Rahmen der wissenschaftlich-technologischen 
Zusammenarbeit. Auswärtige Kulturpolitik und 
wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit 
sind ihrem Wesen nach weltweit; Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe sind kein Ersatz für sie, sondern 
unbeschadet der Berührungspunkte mit ihnen eine 
spezifische Kooperationsform mit den Entwick- 
lungsländern, welche auch die Möglichkeiten für 
einen gegenseitigen Austausch schafft oder erwei- 
tert. 

Der Entwicklungsstand eines Landes und seines Bil- 
dungswesens beeinflußt die Entscheidung über die 
Art der Zusammenarbeit mit ihm. 

Für die Entwicklungsländer kommt es auf eine 
möglichst große entwicklungspolitische Gesamtwir- 
kung der deutschen Beiträge an. Dies liegt auch im 
deutschen Interesse. Im Verhältnis zu ihnen ist 
also eine enge Zusammenarbeit der beteiligten 
Ressorts unter möglichst weitgehender Berücksich- 
tigung entwicklungspolitischer Gesichtspunkte not- 
wendig, insbesondere in den Bereichen der Aus- 
wärtigen Kulturpolitik und der wissenschaftlich- 
technologischen Zusammenarbeit. 

Auswärtige Kulturpolitik berücksichtigt derartige 
Gesichtspunkte, indem sich ihre einzelnen Instru- 
mente und Maßnahmen — Stipendienprogramme, 
Vermittlung und Austausch von Lehrpersonal, 
Sprachförderungsprogramme sowie die Funktionen 
der Goethe-Institute — an den Erfordernissen der 
Entwicklungsländer orientieren. Deutsche Auslands- 
schulen sollten sich verstärkt mit eigenen Initiati- 
ven an der Entwicklung angepaßter, den Landeser- 
fordernissen entsprechender Lehrpläne und Ünter- 
richtsmethoden sowie an der Lehrerfortbildung be- 
teiligen. Auch ihre Erweiterung durch Aufnahme 
berufsorientierter Fächer wird unter entwicklungs- 
politischen Gesichtspunkten intensiviert werden. 

Wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit 
besteht in der Kooperation von Partnern mit ge- 
meinsamen Interessen auf ausgewählten wissen- 
schaftlichen Gebieten von vergleichbarem Entwick- 
lungsstand. Sie berücksichtigt entwicklungspoliti- 
sche Gesichtspunkte, indem sie bei Schwerpunkt- 
wahl und Einzelmaßnahmen die Prioritäten der Ge- 
samtentwicklung des Partnerlandes und der deut- 
schen Entwicklungspolitik beachtet. Sie ist dabei 
bestrebt, die übermäßige Bindung von entwick- 
lungspolitisch dringend benötigten personellen und 
materiellen Ressourcen der Entwicklungsländer zu 
vermeiden. 
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B. Schwerpunkte der Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe 

1. Bildungshilfe 

Die Bildungshilfe wird sich unter Berücksichtigung 
internationaler Prioritätsvorstellungen und bisheri- 
ger Erfahrungen in der Zweiten Entwicklungsdeka- 
de auf folgende Schwerpunkte konzentrieren: 

Funktionale Grunderziehung, berufliche Aus- und 
Fortbildung, Bildungsplanung sowie Dienste für das 
Bildungswesen. 

Diese Schwerpunkte sollen die bisher weitgehend 
beziehungslos nebeneinander bestehenden Bereiche 
der schulischen und außerschulischen Jugend- und 
Erwachsenenbildung in einen engen Zusammen- 
hang bringen. 

a) Funktionale Grunderziehung 

Funktionale Grunderziehung richtet sich an junge 
Menschen im Schulalter wie an Erwachsene ohne 
die Möglichkeit einer Ausbildung. Das Bildungsan- 
gebot für sie zu erweitern und zu verbessern, ist 
sowohl eine Forderung der Bevölkerung in den Ent- 
wicklungsländern als auch ein Ziel der meisten Re- 
gierungen. Dabei wird es wesentlich darauf ankom- 
men, praxis- und umweltbezogene Grundkenntnisse 
zu vermitteln und zu erweitern, Problem- und Si- 
tuationsbewußtsein zu wecken sowie Willen und 
Fähigkeit von einzelnen und Gruppen zur Verbes- 
serung ihrer Lage durch Selbsthilfe zu stärken. Die 
pädagogisch wie bildungspolitisch und „ökono- 
misch geeignetsten Wege, dieses Ziel langfristig zu 
erreichen, werden länderweise verschieden sein. 
Dazu werden auch Versuche zählen, bestehende, 
privilegien-orientierte Schulsysteme zu ersetzen 
oder so zu verändern, daß sie — etwa durch multi- 
funktionale Bildungs- und Sozialzentren — Men- 
schen aller Lebensalter beraten und differenzierte 
Möglichkeiten zum Erwerb von Kenntnissen und 
Fähigkeiten sowie zur gesellschaftlichen Orientie- 
rung bieten. 

Die Bundesregierung wird bevorzugt Maßnahmen 
unterstützen, welche von Einrichtungen und Grup- 
pen außerhalb des formalen Schulsystems getragen 
werden und darauf abzielen, einer großen Zahl von 
Menschen praxis- und umweltbezogene Grund- 
kenntnisse zu vermitteln. Zu den Trägern solcher 
Maßnahmen können Jugendorganisationen, Freiwil- 
ligen-Dienste und Selbsthilfeorganisationen zählen. 
Ferner wird sie im Interesse einer möglichst großen 
Breitenwirkung vor allem in diesem Bereich die 
Anwendung von modernen Kommunikationsmitteln, 
nach Möglichkeit in internationaler Kooperation, 
zu fördern suchen. 

Als Teil der funktionalen Grunderziehung wird die 
Bundesregierung ihre Hilfe für Reformmaßnahmen 
des Primarschulwesens auf der Grundlage der bis- 
her gefundenen Ansätze durch Entsendung von Be- 
ratungsgruppen und durch Mitwirkung beim Auf- 
bau von pädagogischen Entwicklungszentren auf 
nationaler oder regionaler Ebene intensivieren. Die 
Aufgabe solcher Gruppen und Zentren sollte vor- 
zugsweise sein: 


Mitwirkung an Versuchen zum Verbund und zur 
Integration der Grunderziehung für Jugendliche 
und Erwachsene, an der Entwicklung von arbeits- 
und umweltorientierten Lehrplänen und Lehr- und 
Lernverfahren, an der Lehrerfortbildung, am Aufbau 
von Dokumentationsdiensten. Diese Hilfen können 
zu Programmen bei der Vorbereitung oder Durch- 
führung von Reformmaßnahmen erweitert wer- 
den. 

b) Gesellschaftspolitische Bildung 

Die Bewältigung des sozialen Wandels in den Ent- 
wicklungsländern setzt Einsicht in die gesellschaft- 
lichen und ökonomischen Zusammenhänge und so- 
ziales Engagement voraus. Gesellschaftspolitische 
Bildungsmaßnahmen sollen verstärkt gefördert wer- 
den. 

Von besonderer Bedeutung sind dabei Vorhaben 
zur Heranbildung von Führungskräften solcher 
Gruppen und Organisationen, von denen ein Ein- 
fluß auf die Lösung der bestehenden gesellschafts- 
politischen Probleme erwartet werden kann. Hierzu 
gehören u. a. politische Parteien, Gewerkschaften, 
Genossenschaften, Bauernvereine und Landarbeiter- 
organisationen, Unternehmervereinigungen, Frauen- 
verbände sowie Lehrer-, Jugend- und Studenten- 
organisationen, ferner die Bereiche der Verwaltung 
und des Informationswesens. 

Die Bildungsmaßnahmen sollen nicht der Übertra- 
gung gesellschaftspolitischer Modelle dienen, son- 
dern Orientierungs- und Entscheidungshilfe sein. 
Die konkreten Inhalte und Formen, unter denen 
dies geschehen soll, müssen von den Entwicklungs- 
ländern selbst gefunden werden. 

c) Berufliche Bildung 

Die Maßnahmen der beruflichen Bildungshilfe sol- 
len grundsätzlich in 'den Entwicklungsländern 
durchgeführt werden. Aus- und Fortbildungsmaß- 
nahmen in der Bundesrepublik Deutschland haben 
daher vor allem ergänzende Funktion. Dies ist bei 
der Gewichtung der verfügbaren finanziellen Mittel 
zu berücksichtigen. 

In welchen Sektoren Maßnahmen der beruflichen 
Bildung zu fördern sind, wird in Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern im Rahmen der länderbe- 
zogenen Hilfeprogramme festgelegt. Kriterien sind: 
Der an beschäftigungs-, Wachstums- und sozialpoli- 
tischen Zielen zu orientierende Bedarf an Fachkräf- 
ten, die Aussichten für ihre Integration in das wirt- 
schaftliche und soziale Leben sowie die strukturel- 
len Erfordernisse innerhalb des Bildungswesens des 
Entwicklungslandes. Berufliche Bildungshilfen sol- 
len in engem Verbund mit der Entwicklung des 
Sektors stehen, für den sie bestimmt sind. Schuli- 
sche und außerschulische Maßnahmen werden 
weitgehend miteinander integriert sein. 

In ländlichen Regionen erhalten Aus- und Fortbil- 
dungshilfen zur Förderung des landwirtschaftli- 
chen, handwerklichen und gewerblichen Sektors 
sowie der Gesundheitsfürsorge höhere Priorität als 
bisher. Dafür sind eigene Hilfsformen auf der 
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Grundlage entsprechender Voruntersuchungen über 
die soziokulturellen Verhältnisse und die sozialen, 
wirtschaftlichen und technologischen Entwick- 
lungsmöglichkeiten dieser Regionen zu erarbeiten. 
Dabei sollte die Zusammenfassung verschiedener 
Aktivitäten, wie die Entwicklung und Erprobung 
angemessener Technologien und Geräte im gewerb- 
lichen und landwirtschaftlichen Sektor, von Aus- 
und Fortbildung sowie von Beratungs- und mate- 
riellen Hilfen in einem Zentrum angestrebt wer- 
den. 

Die wichtigste Hilfsform innerhalb weitgehend in- 
dustrialisierter Regionen sind im Hinblick auf die 
nachhaltige Förderung entwicklungsadäquater Be- 
rufsbildungssysteme multifunktionale Berufsbil- 
dungsvorhaben mit verschiedenen, aufeinander be- 
zogenen Aktivitäten. Dazu gehören: Schulische und 
überbetriebliche Ausbildungsprogramme, berufsbe- 
gleitender Unterricht, Maßnahmen der beruflichen 
Fortbildung, Beratung bei der betrieblichen Berufs- 
ausbildung, bei gesetzlichen Regelungen, bei der 
Durchführung von Berufsanalysen sowie die Ent- 
wicklung von Ausbildungsmitteln. Ergänzt werden 
können derartige Vorhaben durch Programmhilfen. 
Wahl und Kombination dieser Maßnahmen richten 
sich nach den Prioritäten des Entwicklungsplanes, 
dem Entwicklungsstand des betreffenden Landes 
und der Eigenart seines schulischen oder außer- 
schulischen Berufsbildungswesens. 

Die Förderung der beruflichen Bildung an Hochschu- 
len in den Entwicklungsländern soll sich auf die 
Unterstützung von Reformmaßnahmen konzentrie- 
ren, welche auch eine bessere Nutzung der bereits 
verfügbaren Einrichtungen sowie ihre qualitative 
Verbesserung anstreben. Sie wird sich in Zukunft 
stärker auf eine Zusammenarbeit beim Auf- und Aus- 
bau bestehender Einrichtungen für die Ausbildung 
von Graduierten sowie bei der Übernahme von Be- 
ratungs-, Forschungs- und Fortbildungshilfen durch 
Hochschulen in den Entwicklungsländern verla- 
gern. Der Auf- und Ausbau von Einrichtungen des 
berufsbezogenen Grundstudiums sollen unter Be- 
rücksichtigung des Entwicklungsstandes und der 
bereits vorhandenen Kapazitäten nur noch dann ge- 
fördert werden, wenn dazu ein nachgewiesener Be- 
darf an Fachkräften auf besonders wichtigen Sekto- 
ren für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
besteht. 

Eine weiterhin bevorzugte Form der Zusammenar- 
beit bleibt die Partnerschaft zwischen Hochschulen 
in der Bundesrepublik Deutschland und in den Ent- 
wicklungsländern. Dabei sind im Einzelfall Ziel und 
Maßnahmen unter Berücksichtigung ihrer entwick- 
lungspolitischen Relevanz besonders genau zu be- 
stimmen und zu planen. Das Zusammenwirken meh- 
rerer deutscher Hochschuleinrichtungen an einem 
Vorhaben wird wichtiger als bisher werden und 
sollte auf Bund- und Länderebene auch in organisa- 
torischer und administrativer Hinsicht erleichtert 
werden. Die Bildung von Gesamthochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland wird die Koopera- 
tionsmöglichkeiten mit Hochschulen in den Ent- 
wicklungsländern erweitern. 


d) Bildungsplanung und Bildungsforschung 

Bildungsplanung und Bildungsforschung in den Ent- 
wicklungsländern sollen stärker als bisher unter- 
stützt werden, und zwar in dem Maße, in dem in 
der Bundesrepublik Deutschland ein entsprechen- 
des Potential auch mit Kenntnissen und Erfahrun- 
gen der spezifischen Probleme im Bildungsbereich 
der Entwicklungsländer geschaffen wird. Die Unter- 
stützung dieser Bereiche in den Entwicklungslän- 
dern wird sich daher auf der Grundlage bereits be- 
stehender Ansätze in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorerst auf die Schwerpunktbereiche der funk- 
tionalen Grunderziehung sowie der beruflichen 
Aus- und Fortbildung konzentrieren. Hierzu zählt 
auch eine intensivere Unterstützung der Entwick- 
lungsländer beim Aufbau der besonders wichtigen 
beruflichen Beratungsdienste mit dem Ziel, zu einer 
besseren Übereinstimmung von Ausbildung und Ar- 
beitsmarkterfordernissen in den Entwicklungslän- 
dern beizutragen sowie bereits Ausgebildete besser 
in den Arbeitsprozeß einzugliedern. 

e) Dienste für das Blldungswesen 

Dienste für das Bildungswesen — wie Bau von Bil- 
dungseinrichtungen, Lehr- und Lernmittel — sind 
Voraussetzung für qualitative und quantitative 
Verbesserungen wie für Unabhängigkeit und Selb- 
ständigkeit des Bildungswesens in den Entwick- 
lungsländern. Ihre Förderung wird intensiviert wer- 
den. Dazu gehören unter Berücksichtigung der in 
der Bundesrepublik Deutschland verfügbaren Kapa- 
zitäten neben Teilmaßnahmen zur Verbesserung 
von Lehrplänen und Ausbildungsgängen als Be- 
standteil von Mehrzweckvorhaben auf einzelnen 
Stufen und Sektoren des Bildungswesens eine 
schwerpunktmäßige Förderung der Entwicklung, 
Erprobung und Anwendung von Massenmedien so- 
wie der Lehrmittelversorgung. 

Die Bundesregierung wird den Einsatz von Massen- 
medien bei Bildungsmaßnahmen insbesondere außer- 
halb des herkömmlichen Schulwesens verstärkt för- 
dern. 

Die Verwendung von Massenmedien im Bildungs- 
prozeß ist jedoch ohne einen Ausbau der Infra- 
struktur des Informationswesens nur beschränkt 
möglich. Bei Vorhaben in diesem Bereich ist daher 
besonders zu prüfen, ob sie ein Bildungsangebot er- 
möglichen, das die Chancen zur gelenkten Selbst- 
bildung breiter Bevölkerungskreise enthält. Ent- 
scheidungen über Medienwahl und -verbünd müs- 
sen besonders sorgfältig das Verhältnis zwischen 
Kosten und Nutzen berücksichtigen. Die Entwick- 
lung von Lehrprogrammen, welche an die soziokul- 
turellen Voraussetzungen und an die Bildungserfor- 
dernisse in den Entwicklungsländern angepaßt 
sind, ist — auch wegen der hohen Kosten — vor al- 
lem in interdisziplinären Zentren auf regionaler 
Ebene und in internationaler Kooperation zu för- 
dern. 

Die Bundesregierung hält eine Förderung der 
Schulbuch- und Lehrmittelproduktion in den Ent- 
wicklungsländern selbst und der damit verbunde- 
nen Entwicklungs- und Ausbildungsaufgaben für 
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besonders wesentlich. Ziel dieser Maßnahmen ist 
eine Verringerung der Importabhängigkeit wie eine 
verbesserte Versorgung mit angepaßten und den 
Erfordernissen entsprechenden Unterrichtsmit- 
teln. 


2. Wissenschaftshilfe 

Schwerpunkte der Wissenschaftshilfe sind For- 
schungseinrichtungen und -Vorhaben sowie wissen- 
schaftlich-technische Dienste in Bereichen von be- 
sonders hoher Priorität für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung. 

a) Forschung 

Die Bundesregierung wird die angewandte For- 
schung in den Entwicklungsländern weiterhin be- 
vorzugt unterstützen. Sie ist bereit, als einen neuen 
Bereich innerhalb der deutschen Entwicklungshilfe 
während der Zweiten Entwicklungsdekade auch die 
Erforschung von wissenschaftlichen Grundlagen 
zur Lösung von Problemen von wesentlicher, d. h. 
regionaler oder überregionaler entwicklungspoliti- 
scher Bedeutung gezielt zu fördern. Sie wird in er- 
ster Linie eine Beteiligung an der Förderung von 
wissenschaftlichen Instituten und von gemeinsamen 
Forschungsvorhaben in den Entwicklungsländern 
selbst, vorzugsweise auf der Grundlage internatio- 
naler Planungen und Vereinbarungen, erwägen. Im 
Einzelfall wird dabei zu prüfen sein, ob die Errich- 
tung neuer oder der Ausbau bestehender Institute 
erfolgversprechender ist, ferner, ob die Vorausset- 
zungen für die Anwendung von Forschungsergeb- 
nissen bestehen oder geschaffen werden können. 

b) Wissenschaftlich-technische Dienste und Einrichtungen 

Der Bereich der Wissenschaftlichen und Techni- 
schen Dienste sowie die Förderuilg von Einrichtun- 
gen, welche der Anwendung von Wissenschaft und 
Technologie dienen, bleiben auch in der Zweiten 
Entwicklungsdekade ein Schwerpunkt der deut- 
schen Technischen Hilfe. Ohne derartige Dienste 
und Einrichtungen sind Entwicklung und Anwen- 
dung von Wissenschaft und Technologie nicht 
möglich. Zu den bisherigen Maßnahmen, wie der 
Förderung z. B. von geologischen Untersuchungs- 
diensten oder der Errichtung von anwendungs- 
orientierten, wissenschaftlichen Einrichtungen, soll- 
ten neue Aktivitäten wie die Mitwirkung beim Auf- 
bau von Dokumentationsdiensten, des wissenschaft- 
lichen Bibliothekswesens und der Statistik treten. 


C. Instrumente der Bildungs- und Wissenschaftshilfe 

Instrumente der Bildungs- und Wissenschaftshilfe 
sind personelle und finanzielle Hilfen. Sie sollen, 
soweit wie erforderlich, integriert eingesetzt wer- 
den. Dies ist bei der Aufstellung länderbezogener 
Hilfeprogramme und der Planung der einzelnen 
Projekte und Programme zu berücksichtigen. 


1. Personelle Hilfen 

a) Entsandtes Personal / Freie Fachkräfte 

Personal kann im Rahmen der Entwicklungshilfe in 
den Entwicklungsländern als entsandte oder freie 
Kräfte tätig werden. Die für beide Personengruppen 
geltenden Förderungsgrundsätze sind aufeinander 
abzustimmen. 

Freie Fachkräfte, welche das Entwickungsland 
selbst einstellt und die aus deutschen öffentlichen 
Mitteln einen Zuschuß erhalten, sollen vor allem 
für Lehraufgaben innerhalb von Bildungs- und Wis- 
senschaftseinrichtungen vermittelt werden. Von 
den Entwicklungsländern sollen für sie keine höhe- 
ren Leistungen erwartet werden als für einheimi- 
sches Personal in vergleichbaren Positionen. Dafür 
ist ihre Unterstützung so zu bemessen, daß sie in 
materieller und sozialer Hinsicht der des entsand- 
ten Personals vergleichbar ist. Dies kann am wirk- 
samsten durch den Abschluß von Zusatzverträgen 
erreicht werden. 

Personal soll mit Verträgen der zuständigen deut- 
schen Stellen, vor allem für Beratungstätigkeiten, 
Untersuchungsvorhaben und für solche Aufgaben 
entsandt werden, zu denen gleichzeitig auch die 
Aus- und Fortbildung von Counterparts gehört. Da- 
durch soll erreicht werden, daß deutsche Fachkräf- 
te nicht solche Stellen in den Entwicklungsländern 
besetzen, welche im Interesse einer möglichst 
schnellen Übernahme der Aufgaben einheimischen 
Fachkräften Vorbehalten bleiben müssen. 

Bedingungen und Förderungsgrundsätze für deut- 
sches Personal, das im Rahmen der Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe, der Auswärtigen Kulturpolitik 
und der wissenschaftlich-technologischen Zusam- 
menarbeit tätig ist, sollten unter Berücksichtigung 
der für sie geltenden Besonderheiten und personel- 
len wie fachlichen Unterschiede soweit wie mög- 
lich harmonisiert werden. Bei der Vorbereitung die- 
ses Personals auf seine Tätigkeit im Ausland sollen 
die entsprechenden Einrichtungen der Deutschen 
Stiftung für Entwicklungsländer stärker als bisher 
genutzt werden. 

b) Stipendienprogramme 

Die aus Mitteln des Bundes unterstützten Stipen- 
dienprogramme zur Aus- und Fortbildung von Ange- 
hörigen der Entwicklungsländer orientieren sich 
an dem Ziel, die Voraussetzungen für die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung in den Ent- 
wicklungsländern durch gezielte und bedarfsge- 
rechte Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für ausge- 
wählte Sektoren und Einrichtungen zu verbessern 
und die Ablösung deutschen Personals in den Ent- 
wicklungsländern zu beschleunigen. 

Sektoral und funktional sollen diese Programme 
aufeinander abgestimmt geplant werden; eine klare 
Aufgabenteilung zwischen den Trägern ist deshalb 
erforderlich. Auswirkungen der Bildungsreform in 
der Bundesrepublik Deutschland — insbesondere 
im akademischen Bereich — auf die bestehende 
Trägerstruktur sollten rechtzeitig beachtet werden. 
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Die Stipendienangebote einzelner Träger sind so- 
weit wie möglich zu vereinheitlichen. Dies gilt 
auch für die Stipendienleistungen, bei deren Fest- 
setzung die Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
in der Bundesrepublik Deutschland zu berücksichti- 
gen ist. 

Stipendien können für eine Aus- und Fortbildung 
von Angehörigen aus Entwicklungsländern in der 
Bundesrepublik Deutschland, in Drittländern oder 
in ihrem Heimatland vergeben werden. Die Wahl 
des Ausbildungsortes orientiert sich an Ausbil- 
dungsziel und der Art des Ausbildungsangebots. 

Stipendien für eine Fortbildung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sind stärker an den Erfordernissen 
entwicklungspolitisch wichtiger Institutionen und 
Sektoren in den Entwicklungsländern auszurichten. 
Eine akademische oder berufliche Grundausbildung 
sollte grundsätzlich nur dann in der Bundesrepublik 
Deutschland gefördert werden, wenn hierzu im Hei- 
m.atland oder in der betreffenden Region keine 
Möglichkeit besteht. Außerakademische Fortbil- 
dungsprogramme wenden sich vor allem an Spit- 
zenkräfte, sie werden noch stärker als bisher nach 
Fachbereichen und Qualifikationsebenen struktu- 
riert. Zu diesem Zweck wurden die Zentralstellen 
der Deutschen Stiftung für Entwicklungsländer und 
die Ausbildungsstätten für Fernsehen und Hörfunk 
sowie für Exportförderung geschaffen. Es wird ge- 
prüft werden, ob entsprechend dem speziellen Fort- 
bildungsbedarf in den Entwicklungsländern weitere 
Bildungsstätten in der Bundesrepublik Deutschland 
gegründet werden müssen. Entsprechend ist im 
akademischen Bereich in Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern und an Hochschulen die Bildung be- 
sonderer Fortbildungszentren und -programme un- 
ter Berücksichtigung vergleichbarer Einrichtungen 
in anderen Ländern in Prioritätsbereichen der Ent- 
wicklungsländer anzuregen. 

Sur-Place und Drittländer-Stipendienprogramme, 
bisher sektoral auf den akademischen Bereich und 
regional auf Afrika konzentriert, sind eine wichti- 
ger werdende Alternative und Ergänzung zu den in 
der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten 
Stipendienprogrammen. Sie sollen regional und auf 
andere, insbesondere auch nichtakademische Berei- 
che erweitert werden. Dabei muß eine an die Erfor- 
dernisse angepaßte Ausbildung vermittelt werden, 
die im Fall von Drittländerprogrammen im Heimat- 
land anerkannt wird. Auswahl und Ausbildungser- 
folg müssen prüfbar sein. Eine Verbindung zwi- 
schen derartigen Programmen und Bildungs- und 
Wissenschaftseinrichtungen, die mit deutscher Hil- 
fe gefördert werden oder regionale Funktion haben, 
ist anzustreben. 

An die Aus- und Fortbildung soll sich eine fachlich 
orientierte Nachbetreuung der zurückgekehrten Sti- 
pendiaten anschließen. Zu diesem Zweck ist auch 
die Zusammenarbeit zwischen den Stipendienorga- 
nisationen und dem Goethe-Institut zu intensivieren 
(z. B. durch bessere Information über die in der 
BRD studierenden Personen aus Entwicklungslän- 
dern). 


2. Finanzielle Hilfen 

Neben der Finanzierung von Lehrmitteln und Aus- 
stattungsgegenständen im Rahmen der Technischen 
Hilfe wird die Bundesregierung in Zukunft auch 
Kapitalhilfe für Investitionen in den Bereichen Bil- 
dung und Wissenschaft vergeben. Dazu kann Betei- 
ligung an Investitionen für wissenschaftliche Ein- 
richtungen, Versuchs- und Modellschulen, Lehrer- 
aus- und -fortbildungsstätten sowie für Produk- 
tionsstätten von Unterrichtsmaterial zählen. 

Derartige Kapitalhilfen sollten dazu beitragen, 
Neuerungen zu entwickeln und zu erproben, Refor- 
men — vor allem zur besseren Nutzung verfügba- 
rer Ressourcen in Bildung und Wissenschaft — zu 
ermöglichen, die Abhängigkeit eines Entwicklungs- 
landes von ausländischen Leistungen und Lieferun- 
gen zu mindern oder Ausbildungsmöglichkeiten in 
solchen Sektoren zu erweitern, die von besonders 
großer Bedeutung für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung sind. Bei der Entscheidung über derar- 
tige Kapitalhilfe ist im Einzelfall die Gesamtent- 
wicklung wie auch die Zahlungsbilanzsituation des 
betreffenden Landes zu berücksichtigen. 

Der Einsatz von Kapitalhilfemitteln in den genann- 
ten Bereichen kann in seiner Wirkung durch einen 
engen Verbund mit Instrumenten der Technischen 
Hilfe gesteigert werden. In welcher Kombination 
diese Instrumente eingesetzt werden, wird wesent- 
lich von dem Entwicklungsstand des betreffenden 
Landes abhängig sein und ist daher fallweise zu be- 
stimmen. Wenn die personellen, administrativen 
und finanziellen Strukturen des Entwicklungslandes 
von hoher Wirksamkeit sind, können Kapitalhilfen 
bei Förderung von Sektor- und Subsektorprogram- 
men in ausgesuchten Regionen z. B. auch ohne Ein- 
satz deutscher Fachkräfte vorgenommen werden. 


D. Planung, Koordination und Träger der Büdungs- 
und Wissenschaftshiife in der Bundesrepubiik 
Deutschland 

1. Zusammenarbeit Bund — Länder 

Die Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung 
und den Bundesländern auf dem Gebiet der 
Bildungs- und Wissenschaftshilfe hat sich bewährt. 
Sie soll in dem bisherigen Rahmen insbesondere 
über den Bund-Länder- Ausschuß für Entwicklungs- 
hilfe und die Kontaktkommission zwischen dem 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und der Ständigen Konferenz der Kultusmini- 
ster in der Bundesrepublik Deutschland fortgesetzt 
und intensiviert werden. Dabei ist eine Zusammen- 
arbeit bei der Durchführung des Aus- und Fortbil- 
dungsprogramms für Fach- und Führungskräfte aus 
Entwicklungsländern — insbesondere auch durch 
Bereitstellung oder Förderung von speziellen Aus- 
bildungseinrichtungen durch die Bundesländer — , 
in Fragen der Anerkennung ausländischer und 
deutscher Schulzeugnisse und akademischer Gra- 
de, bei der Förderung von Universitätspartnerschaf- 
ten, des Ausländerstudiums und bei der Gewinnung 
deutschen Personals auf den Gebieten Berufsbil- 
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düng, Bildungsplanung und Erziehungsverwaltung 
von vordringlicher Bedeutung. 

Ferner sollte auch durch entsprechende Regelungen 
darauf hingewirkt werden, daß insbesondere eine 
Tätigkeit im Rahmen der Bildungs- und Wissen- 
schaftshilfe in den Entwicklungsländern in lauf- 
bahn- wie auch versorgungsrechtlicher Hinsicht der 
Tätigkeit im deutschen Bildungswesen zumindest 
gleichgestellt und einheitliche Regelungen für die 
Bereitstellung zusätzlicher zweckgebundener Perso- 
nalstellen geschaffen werden. Länder, Kommunen 
und Hochschulen sollen über den voraussichtlichen 
Gesamtbedarf an deutschem Personal für die Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern in den 
Bereichen Bildung und Wissenschaft rechtzeitig 
und laufend unterrichtet werden, damit sie die er- 
forderlichen administrativen Voraussetzungen für 
ihre Freistellung treffen können. 

2. Planung und Koordination 

Für Art, Umfang, Instrumente und Bedingungen der 
öffentlichen Bildungs- und Wissenschaftshilfe so- 
wie ihre Maßnahmen gelten die länderbezogenen 
Hilfeprogramme, die in Abstimmung mit den Ent- 
wicklungsländern festgelegt werden. 

Kriterien für die Projekte und Programme der Bil- 
dungs- und Wissenschaftshilfe bei der Aufstellung 
von länderbezogenen Hilfeprogrammen sind insbe- 
sondere: Ihr Beitrag zur Überwindung der wichtig- 
sten sozialen und wirtschaftlichen Engpässe im je- 
weiligen Entwicklungsland, die Eigenanstrengun- 
gen der Partner, die Hilfe anderer Staaten und in- 
ternationaler Organisationen sowie die spezifischen 
personellen, technischen und organisatorischen 
Möglichkeiten der staatlichen und der nichtstaatli- 
chen Entwicklungshilfe der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Entwicklungsrelvante Maßnahmen und größere 
Vorhaben in den Bereichen der Auswärtigen Kul- 
turpolitik und der wissenschaftlich-technologischen 
Zusammenarbeit sollten mit den länderbezogenen 
Hilfeprogrammen abgestimmt sein. Ferner sollten 
die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß 
die zeitlich begrenzten Maßnahmen der Bildungs- 
und Wissenschaftshilfe, sofern auch die betreffen- 
den Entwicklungsländer hieran interessiert sind, im 
Rahmen der genannten Bereiche fortgesetzt und er- 
gänzt werden können. 

3. Träger der Bildungs- und Wissenschaftshilfe 

Kriterien für die Wahl der Träger und ihre Förde- 
rung sind vor allem fachliche und organisatorische 
Kompetenz sowie Bereitschaft und Möglichkeit zur 
Kooperation mit den sektoral entwicklungswirk- 
samsten Trägern in den Entwicklungsländern. 

Förderungsmaßnahmen der öffentlichen Entwick- 
lungshilfe für die funktionelle Grunderziehung und 
die berufliche Bildung werden weiterhin auf der 
Grundlage der geltenden organisatorischen Rege- 


lungen durchgeführt. Die Zentralstelle für das Aus- 
landsschulwesen wirkt an der Gewinnung von Per- 
sonal für diese Bereiche mit. Sie ist an der Durch- 
führung solcher Vorhaben im Bereich des allge- 
meinbildenden Schulwesens zu beteiligen, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Unterstüt- 
zung deutscher Auslandsschulen im Rahmn der 
Auswärtigen Kulturpolitik stehen. Für die Unter- 
stützung entwicklungspolitisch relevanter Initiati- 
ven deutcher Auslandsschulen können ihr in be- 
schränktem Umfange auch Mittel des Bundesmini- 
steriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur 
Verfügung gestellt werden. 

Die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen 
Entwicklungshilfe im wissenschaftlichen Bereich 
wird gestrafft. Der Deutsche Akademische Aus- 
tauschdienst sollte die Durchführung von Stipen- 
dienprogrammen im Rahmen von Universitätspart- 
nerschaften und sonstigen Vorhaben sowie von 
Sur-Place- und Drittländer-Stipendienprogrammen 
zentral übernehmen; seine Verwaltungskapazität 
sollte, soweit erforderlich, entsprechend erweitert 
werden. Einzelne deutsche Wissenschaftler werden 
für eine längerfristige Lehr- und Forschungstätig- 
keit an wissenschaftlichen Einrichtungen der Ent- 
wicklungsländer außerhalb von größeren, in der 
Regel aus kombinierten Maßnahmen bestehenden 
Vorhaben oder Vorhaben der wissenschaftlich-tech- 
nologischen Zusammenarbeit nur noch über die 
Vermittlungsstelle für deutsche Wissenschaftler 
beim Deutschen Akademischen Austauschdienst 
vermittelt. Im Zusammenhang mit der Durchführung 
von Sektorprogrammen können dem DAAD (ein- 
schließlich der Vermittlungsstelle) Mittel des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit für die gezielte Vermittlung von Personal und 
die Vergabe von Stipendien bewilligt werden. 

Die Beteiligung nichtstaatlicher Einrichtungen an 
der öffentlichen Entwicklungshilfe als Träger von 
Maßnahmen im Bereich der funktionalen Grunder- 
ziehung und beruflichen Bildung richtet sich nach 
der Trägerstruktur und den Zielgruppen in den Ent- 
wicklungsländern auf diesem Gebiet. Dabei kann 
die Durchführung von Vorhaben, welche von den 
Regierungen vereinbart werden, auch an nichtöf- 
fentliche Organisationen in der Bundesrepublik 
Deutschland übertragen werden. 

Die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Einrich- 
tungen, die — wie die Kirchen und die politischen 
Stiftungen — ihre Vorhaben eigenverantwortlich 
planen und durchführen, soll insbesondere auf der 
Grundlage von länderbezogenen Hilfeprogrammen 
durch ständigen Erfahrungsaustausch über Zie- 
le, Schwerpunkte und Kriterien der Maßnahmen im 
staatlichen und nichtstaatlichen Bereich weiter ver- 
stärkt werden. 

Wegen der wachsenden Bedeutung des Einsatzes 
von Massenmedien wird das BMZ Möglichkeiten 
für ein engeres Zusammenwirken aller fachlich kom- 
petenten staatlichen und nichtstaatlichen Organisa- 
tionen bei der. Planung und Durchführung von Maß- 
nahmen in diesem Bereich prüfen. 


100 



DeutscherBundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSache 7/1236 


E. Internationale Zusammenarbeit 

Im Einklang mit den in der entwicklungspolitischen 
Konzeption der Bundesrepublik Deutschland für die 
Zweite Entwicklungsdekade niedergelegten Gund- 
sätzen wird die Bundesregierung die Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe sektoral und regional weiterhin 
an multilateralen Zielvorstellungen und Prioritäten 
orientieren sowie Planung und Durchführung ein- 
zelner Maßnahmen möglichst weitgehend mit den 
zuständigen internationalen Organisationen und ih- 
ren Vorhaben abstimmen und koordinieren. Dies 
gilt auch im Hinblick auf die Tätigkeit der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft in diesem Bereich. 

1. Zusammenarbeit in sektoralen Grundsatzfragen 

Prioritäten und Kooperationsformen der Bildungs- 
und Wissenschaftshilfe zu bestimmen und zu über- 
prüfen, ist nur noch auf der Grundlage internatio- 
nalen Informations- und Erfahrungsaustausches so- 
wie durch die gemeinsame Erarbeitung sektoraler 
Strategien möglich. Die Bundesregierung begrüßt 
besonders die Beschlüsse der 16. Generalkonferenz 
der UNESCO zur Aufstellung längerfristiger Pro- 
gramme und zur Ausarbeitung internationaler Sek- 
toralstrategien sowie die Absicht zu ihrer regelmäßi- 
gen Überprüfung und Fortschreibung. Sie ist der 
Überzeugung, daß Planung und Durchführung die- 
ser Programme nur dann erfolgreich sind, wenn sie 
auf regionaler Basis sowie in Abstimmung mit den 
Entwicklungsländern und den Sonderorganisationen 
der Vereinten Nationen erfolgen. Das Ergebnis ih- 
rer Überprüfung auf der 19. Generalkonferenz der 
UNESCO im Jahre 1976 soll bei einer Überprüfung 
des Programms der Bundesregierung für die Bil- 
dungs- und Wissenschaftshilfe berücksichtigt wer- 
den. 

Die Bundesregierung hält ferner den vom Beraten- 
den Ausschuß der Vereinten Nationen erarbeiteten 
Weltaktionsplan für die Anwendung von Wissen- 
schaft und Technologie auf die Entwicklung für 
eine wesentliche Orientierungshilfe zur Verbesse- 
rung einer umweltorientierten Infrastruktur von 
Wissenschaft und Technologie in den Entwick- 
lungsländern sowie für die Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet. Sie wird die weitreichenden Vor- 
schläge dieses Planes in Zusammenarbeit mit wis- 
senschaftspolitischen Organisationen in der Bun- 
desrepublik Deutschland sorgfältig prüfen und die 
in ihm enthaltenen qualitativen Zielsetzungen im 
Rahmen des Möglichen bei ihrer wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern be- 
rücksichtigen. Sie hält eine eingehende Behandlung 
dieses Planes und der mit ihm verbundenen Fragen 
innerhalb der OECD durch den Entwicklungshilfe- 
ausschuß in Zusammenarbeit mit dem Ausschuß für 
Wissenschaftspolitik für zweckmäßig. 

2. Zusammenarbeit bei Durchführung von Hilfeprogrammen 

Neben einer engeren Zusammenarbeit in grundsätz- 
lichen Fragen sind auf der Projektebene neue For- 
men bilateral-multilateralen Zusammenwirkens zu 
entwickeln. Während der Zweiten Entwicklungsde- 


kade werden international geplante oder koordi- 
nierte Hilfeprogramme und Einzelvorhaben für ein- 
zelne Entwicklungsländer und Regionen auch im 
Bildungs- und Wissenschaftssektor als Grundlage 
für die bilaterale Entwicklungspolitik zunehmende 
Bedeutung erhalten. Die Bundesregierung ist bereit, 
derartige Initiativen bei der Aufstellung ihrer län- 
derbezogenen Hilfeprogramme zu berücksichtigen. 
Sie wird sich im Rahmen der sektoralen Schwer- 
punkte ihrer Bildungs- und Wissenschaftshilfe an 
größeren Gemeinschaftsvorhaben, an denen ein 
oder mehrere multilaterale und bilaterale Stellen 
mitwirken, durch Übernahme genau zu bestimmen- 
der Projekte und Programme beteiligen, sofern die- 
se den Zielvorstellungen und Möglichkeiten der 
Entwicklungsländer entsprechen und unter deren 
aktiver Beteiligung geplant und durchgeführt wer- 
den. Die Bundesregierung ist ebenfalls bereit, bila- 
terale Projekte in multilaterale Programme einzufü- 
gen, wenn ein entsprechender Wunsch des Ent- 
wicklungslandes vorliegt; dies gilt insbesondere für 
Anschluß- und Ergänzungsmaßnahmen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Einrichtun- 
gen der Vereinten Nationen künftig fallweise zu- 
sätzlich zu ihren regulären Beiträgen zweckgebun- 
dene Sonderzuwendungen (sog. Treuhandfonds) ins- 
besondere für solche Vorhaben zur Verfügung zu 
stellen, denen in multilateralen Programmen der 
Technischen Hilfe ein hoher Prioritätsgrad zu- 
kommt und für deren Förderung die organisatori- 
sche Kapazität in der Bundesrepublik Deutschland 
allein nicht ausreicht. Hierbei geht sie davon aus, 
daß die aus diesen freiwilligen Sonderzuwendungen 
finanzierten Projekte in die Länderprogrammierung 
des Entwicklungsprogramms der Vereinten Natio- 
nen (UNDP) einbezogen werden. 

Eine verbesserte Abstimmung in Grundsatzfragen 
und eine stärkere Integration bilateraler und multi- 
lateraler Hilfen im Bildungs- und Wissenschaftsbe- 
reich setzt eine intensive Zusammenarbeit zwischen 
der Bundesregierung und den zuständigen Institu- 
tionen des UN-Systems, wie eine engere Koordina- 
tion auf Länderebene voraus. 

Die seit dem Jahre 1970 zu diesem Zweck eingelei- 
teten Maßnahmen und Konsultationen mit der 
UNESCO werden auf der Grundlage einer verstärk- 
ten interministeriellen Abstimmung unter Beteili- 
gung der Deutschen UNESCO-Kommis'sion und 
fachlich zuständiger nichtstaatlicher Organisatio- 
nen wie z. B. der Deutschen Stiftung für Entwick- 
lungsländer verstärkt fortgesetzt und gegebenen- 
falls erweitert. 


F. Entwicklungspofitlsche Gesichtspunkte bei der 
Förderung von Bildung und Wissenschaft in der 
Bundesrepubiik Deutschiand 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß bei 
der Planung und Entwicklung von Bildung und 
Wissenschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
die Voraussetzungen für eine engere Zusammenar- 
beit mit den Entwicklungsländern verbessert wer- 
den. Dabei sind nach ihrer Auffassung folgende 
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Aufgaben vordringlich: Bessere Unterrichtung jun- 
ger Menschen über die politische, soziale und wirt- 
schaftliche Entwicklung in der Dritten Welt; ver- 
besserte Studienbedingungen für Angehörige aus 
Entwicklungsländern in der Bundesrepublik 
Deutschland; Einschränkung der Abwanderung von 
Fachkräften aus den Entwicklungsländern; Aus- 
und Fortbildung deutschen Personals für Engpaß- 
sektoren der Personellen Hilfe; eine stärkere Be- 
rücksichtigung entwicklungspolitisch besonders 
wichtiger Fragen in der deutschen Forschung wie 
auch — • etwa in der Zusammenarbeit mit der deut- 
schen Wirtschaft — bei der Entwicklung neuer 
Lehr- und Lernverfahren. 


1. Schule und Entwicklungsländer 

Das Bewußtsein von der gesellschaftlichen Verant- 
wortung für die Verbesserung der Verhältnisse in 
den Entwicklungsländern und für Fragen der Ent- 
wicklungspolitik zu stärken, setzt Kenntnisse, Ver- 
ständnis und Urteil voraus. Sie zu vermitteln, ist 
auch eine Aufgabe von Schule und Hochschule. 
Wie sie diese Aufgabe erfüllen, ist wesentlich von 
der Lehreraus- und -fortbildung sowie von der Ge- 
staltung der Lehrpläne und Unterrichtsmittel ab- 
hängig. Die Bundesregierung hält eine enge Zusam- 
menarbeit mit den Bundesländern auf diesem Ge- 
biet, insbesondere im Rahmen der Kontaktkommis- 
sion zwischen dem Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister, für besonders wich- 
tig. Sie ist bereit, im Rahmen ihrer Öffentlichkeits- 
arbeit sowie durch Forschungsaufträge an öffentli- 
che und private Einrichtungen daran mitzuwirken, 
daß die bestehenden Voraussetzungen verbessert 
werden. 


2. Studium von Angehörigen der Entwicklungsländer 
In der Bundesrepublik Deutschland 

Nach den Vorausschätzungen des Wissenschaftsra- 
tes wird der Anteil ausländischer Studierender an 
deutschen Hochschulen während der 70er Jahre 
etwa 10 Prozent betragen. Von ihnen werden die 
meisten aus Entwicklungsländern kommen. 

Die Bundesregierung hält es entwicklungspolitisch 
grundsätzlich für sinnvoller, wenn Studierende aus 
Entwicklungsländern erst nach dem erfolgreichen 
Abschluß eines akademischen Grundstudiums zur 
fachlichen Spezialisierung durch Ergänzungs-, Ver- 
tiefungs- und Forschungsstudien in die Bundesrepu- 
blik Deutschland kommen, sofern eine derartige 
Fortbildung in ihrem Heimatland benötigt und an- 
erkannt wird. 

Dies entbindet alle zuständigen Stellen jedoch nicht 
von ihrer Verantwortung zur Überwindung der be- 
sonderen Schwierigkeiten beizutragen, welche für 
viele Studierende aus Entwicklungsländern an den 
Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland be- 
stehen. Eine Reihe von immer wieder gestellten 
Forderungen — wie der Aufbau eines Tutorenpro- 
gramms, verbesserte Unterbringung, fachlich diffe- 
renzierter Deutschunterricht, besondere, stärker an 


die Erfordernisse in den Entwicklungsländern ange- 
paßte Studiengänge sowie Ausbau der akademi- 
schen Auslandsämter — sind bisher nur unzurei- 
chend erfüllt worden. Die Bundesregierung emp- 
fiehlt sowohl dem Wissenschaftsrat als auch der 
Bildungsplanungskommission des Bundes und der 
Länder die Behandlung dieser Fragen. Dabei sollte 
auch berücksichtigt werden, daß eine lange Stu- 
diendauer auch die Bereitschaft zur Rückkehr in 
das Heimatland verringern kann. Die Bundesregie- 
rung ist ihrerseits bereit, sich an der Finanzierung 
eines Tutorenprogramms aus Mitteln der Entwick- 
lungshilfe zu beteiligen. 

3. Einschränkung der Abwanderung von Fachkräften aus 
den Entwicklungsländern 

Die Abwerbung von qualifizierten Fachkräften aus 
den Entwicklungsländern oder ihr Verbleib in der 
Bundesrepublik wegen besserer Arbeits- und Le- 
bensbedingungen soll soweit wie möglich durch ge- 
eignete Maßnahmen verhindert werden. 

Bei der Zulassung sowie bei Entscheidungen über 
die Aufenthaltsdauer von Studierenden aus Ent- 
wicklungsländern sollte berücksichtigt werden, daß 
eine in angemessener Zeit abgeschlossene und aner- 
kannte Berufsausbildung im Interesse dieser Länder 
liegt. Sie sollte stärker als bisher auf die konkreten 
Erfordernisse der Entwicklungsländer abgestellt 
sein, wozu auch eine rückkehrbezogene Studienbe- 
ratung beitragen kann. 

Eine zeitlich beschränkte berufliche Tätigkeit von 
Angehörigen der Entwicklungsländer im Anschluß 
an eine Ausbildung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land kann die Anerkennung des Ausbildungsab- 
schlusses und die Rückkehr in das Heimatland er- 
leichtern, darf jedoch nicht zu einem langfristigen 
Verbleib führen. Die Bundesregierung wird — auch 
im Rahmen ihrer Entwicklungshilfe — prüfen, wie 
die Möglichkeiten für eine Rückkehr verbessert 
werden können. Für türkische Arbeitnehmer ist be- 
reits ein Programm angelaufen, durch das Rück- 
kehrwillige zu Meistern fortgebildet werden, um 
danach mittlere Führungspositionen in der türki- 
schen Industrie zu übernehmen oder durch Kredite 
und Beratung bei der Gründung von Klein- und 
Mittelbetrieben unterstützt zu werden. Analog dazu 
plant die Bundesregierung gemeinsam mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit u. a, den Aufbau eines Sy- 
stems der Rückkehrvermittlung für derartige Fach- 
kräfte in berufsadäquate Positionen ihrer Heimat- 
länder. 


4. Voraussetzungen für Personelle Hilfe 

In der Zweiten Entwicklungsdekade wird sich der 
Bedarf an Personeller Hilfe bei einer wachsenden 
Zahl von Entwicklungsländern im Bildungs- und 
Wissenschaftsbereich voraussichtlich auf fachlich 
höher qualifizierte und spezialisierte Kräfte mit be- 
ruflicher Erfahrung in den Entwicklungsländern 
konzentrieren. Um ihm weitgehend entsprechen zu 
können, wird es erforderlich sein, bei der weiteren 
Entwicklung des deutschen Bildungswesens insbe- 
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sondere im Rahmen der Bildungsplanungskommis- 
sion des Bundes und der Länder langfristige Lösun- 
gen durch Erweiterung bestehender und gegebenen- 
falls auch Errichtung neuer Einrichtungen zu schaf- 
fen. 


5. Forschungsförderung 

Eine wachsende Zahl von Hochschuleinrichtungen, 
Instituten der Großforschung und der Max-Planck- 
Gesellschaft sowie von Bundesforschungsanstalten 
beziehen in ihre Forschungsprogramme auch die 
Untersuchung solcher Probleme ein, welche für die 
Entwicklungsländer oder für die Entwicklungspoli- 
tik der Bundesregierung von Bedeutung sind. Dazu 
zählen sowohl die regional orientierte Entwick- 
lungsforschung als auch sektorale Untersuchungen 
der Grundlagen- und der angewandten Forschung. 
Diese Arbeiten werden im Rahmen der allgemeinen 
Forschungsförderung durch die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft, einzelne private Stiftungen 
und durch ressortbezogene Forschungsaufträge bis 
jetzt nur in beschränktem Maße nach unterschiedli- 
chen Zielen und Gesichtspunkten unterstützt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß einer 
international abgestimmten Forschungsförderung 
zur Lösung wesentlicher Fragen für die Entwick- 
lungsländer in der Bundesrepublik Deutschland, 
welche auch die Maßnahmen der Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe sowie der wissenschaftlich-tech- 


nologischen Zusammenarbeit ergänzt, ein vergleich- 
barer Rang wie der Unterstützung von Schwer- 
punkt- und Fachprogrammen in anderen Bereichen 
zuzuerkennen ist. Sie wird daher im Rahmen ihrer 
Forschungsplanung und -politik .stärker als bisher 
entwicklungspolitische Gesichtspunkte berücksich- 
tigen. Hierzu gehört eine verbesserte regionale und 
sektorale Koordination der entsprechenden, bereits 
bestehenden Forschung, ihr planmäßiger Ausbau 
durch Schwerpunktbildungen auf noch zu bestim- 
mende Sektoren wie gegebenenfalls auch der Aus- 
bau spezialisierter Einrichtungen, etwa im Bereich 
der Bildungsplanung und Forschung. 

Die Bundesregierung wird während der ersten Hälf- 
te der Zweiten Entwicklungsdekade die Aufstellung 
eines Programms für die Erforschung von ausge- 
wählten Entwicklungsproblemen durch Ergänzung 
schon bestehender Schwerpunktbereiche — wie der 
Forschung zur Welternährung und der Meeresfor- 
schung — um weitere Schwerpunktbereiche prüfen. 
Sie wird den Wissenschaftsrat sowie die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft und die Max-Planck-Ge- 
sellschaft hierzu um Vorschläge und ihre Stellung- 
nahme unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
des Beratenden Ausschusses der Vereinten Natio- 
nen für die Anwendung von Wissenschaft und 
Technologie auf die Entwicklung sowie der in der 
OECD erarbeiteten Vorstellungen bitten. Die Bun- 
desregierung wird ihre Vorstellungen und die Er- 
gebnisse ihrer Förderungsmaßnahmen im Rahmen 
ihrer Forschungsberichte darstellen. 
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Anlage 8 


Liste der Entwicklungsländer und -gebiete 

nach der Einteilung des Entwicklungshilfe-Ausschusses (DAC) des OECD 


Erdteil / Land 

Erdteil / Land 

Erdteil / Land 

EUROPA 

noch: Afrika 

AMERIKA 

Gibraltar (Brit.) 

Kenia 

Nord- und Mittelamerika 

Griechenland 

Komoren (Franz.) 

Bahamas 

Jugoslawien 

Kongo, Volksrepublik 

Barbados 

Malta 

Lesotho * 

Belize 

Spanien 

Liberia 

Bermuda (Brit.) 

Türkei 

Zypern 

Madagaskar, Republik 

Costa Rica 

Malawi * 

Dominikanische Republik 

AFRIKA 

Mali * 

El Salvador 

Nördlich der Sahara 

Mauretanien 

Guadeloupe (Franz.) 

Guatemala 

Ägypten, Arabische Republik 

Mauritius 

Haiti * 

Algerien 

Mosambik (Port.) 

Honduras, Republik 

Libyen, Arabische Republik 

Niger * 

Jamaika 

Marokko 

Nigeria 

Obervolta * 

Kuba 

Sahara (Span.) 

Martinique (Franz.) 

Tunesien 


Mexico 


Reunion (Franz.) 

Niederländische Antillen 

Südlich der Sahara 

Rhodesien 

Nicaragua- 

Angola (Port.) 

Ruanda " 

Panama 

Äquatorial-Guinea 

Sambia 

St. Pierre und Miquelon (Franz.) 

Äthiopien * 

Sao Tome und Principe (Port.) 

Trinidad und Tobago 

Botsuana * 

Senegal 

Westindische Assoziierte Staaten 

Burundi * 

Sierra Leone 


Dahome * 

Seychellen (Brit.) 

Südamerika 

Elfenbeinküste 

Somalia * 

Argentinien 

Französisches Afar- und Issa- 

St Helena (Brit) ^) 

Bolivien 

Territorium 

Sudan * 

Brasilien 

Gabun 

Swasiland 

Chile 

Gambia 

Tansania * 

Ecuador 

Ghana 

Togo 

Falkland-Inseln (Brit.) 

Guinea, Republik * 

Tschad * 

Guayana 

Guinea (Port.) 

Udanda * 

Guayana (Franz.) 

Kamerun 

Zaire 

Kolumbien 

Kapverdische Inseln (Port.) 

Zentralafrikanische Republik 

Paraguay 


•) gehört zur Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder (least developed countries, UN-Resolution 2768 
(XXVI) vom 18. November 1971) 

^) Einschließlich folgender Inseln: Ascencion, Tristan de Cunha, Inaccessible, Nightingale, Gough 
^) Hauptinseln: Aruba, Bonaire, Curacao, Saba, St. Eustatius, St. Martin (Südlicher Teil) 

®) Hauptinseln: Antigua, Dominica, Grenada, St. Kitts (St. Christopher) — Nevis — Anguilla, St. Lucia, St. Vincent 
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Erdteil / Land 


noch: Anlage 8 


Erdteil / Land 


noch: Amerika 
Peru 

Surinam (Niederl.) 

Uruguay 

Venezuela 

ASIEN 

Naher Osten 

Bahrain 

Irak 

Iran 

Israel 

Jemen, Arabische Republik * 
Jemen, Demokratische Volks- 
republik 
Jordanien 
Katar 
Kuwait 
Libanon 
Oman 

Saudi-Arabien 

Syrien, Arabische Republik 

Vereinigte arabische Emirate 


Süd-Asien 

Afghanistan * 

Bangladesh 
Bhutan * 

Birma 
Indien 
Malediven * 

Nepal * 

Pakistan 
Sikkim * 

Sri Lanka 

Ferner Osten 

Brunei (Brit.) 

China, Republik (Taiwan) 
Hongkong (Brit) 
Indonesien 
Khmer, Republik 
Korea, Republik 
Laos * 


noch: Asien 

Macau (Port.) 

Malaysia 

Philippinen 

Riukiu-Inseln 

Singapur 

Thailand 

Timor (Port.) 

Vietnam, Republik 

OZEANIEN 

Fidschi 

Französisch Polynesien ^) 
Gilbert und Ellice Inseln (Brit.) 
Neue Hebriden (Brit.-Franz.) 
Neukaledonien (Franz.) 
Pazifische Inseln (Amerik.) 
Papua und Neuguinea (Austral.) 
Salomon-Inseln (Brit.) 

Samoa, West- * 
j Tonga 

! Wallis und Futuna (Franz.) 


*) gehört zur Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder (least developed countries, UN-Resolution 2768 
(XXVI) vom 18. November 1971) 

^) Einschließlich Tubuai- (Austral.), Gambier-, Gesellschafts-, Marquesas-, Rapa- und Paumotu- (Tuamotu-)Inseln 
Karolinen-, Marschall- und Marianen-Inseln (ohne Guam) 

■^) in der DAC-Liste nicht enthalten 

N. B. Nach der Einteilung der Vereinten Nationen gehören die oben aufgeführten europäischen Länder nicht zu den 
Entwicklungsländern. 


105 



Drucksache 7/1236 


Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode 


Anlage 9 


Statistischer Anhang 

Tabelle Seite 

1 bis 5 Strukturdaten der Entwicklungsländer 107 bis 132 

1 — Bevölkerung, Bruttosozialprodukt 107 bis 111 

2 — Investition, Industrialisierung, Energieverbrauch 112 bis 116 

3 — Außenhandel, Verschuldung ' 117 bis 122 

4 — Ernährung, Gesundheit 123 bis 127 

5 — Bildung, Beschäftigung 128 bis 132 

6 Nettobeträge der von den einzelnen Entwicklungsländern empfangenen 

öffentlichen Hilfe 1969 bis 1971 (Jahresdurchschnitt) 133 bis 137 

7 Bilaterale und multilaterale Technische Hilfe nach Empfängergebieten 

1967 und 1970 138 

8 Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit Entwicklungsländern 

1960 bis 1972 ! 139 

9 bis 18 Leistungen und Hilfebedingungen der Bundesrepublik Deutschland . 140 bis 152 

9 — a) Bi- und multilaterale Leistungen 1970 bis 1972 140 

b) Bi- und multilaterale Leistungen 1950 bis 1972 (Nettoauszahlungen) . . 142 

10 — Bundeshaushalt und Einzelplan 23 1962 bis 1973 143 

11 — a) öffentliche Hilfe 1960 bis 1972 (Nettoauszahlungen) 144 

— b) öffentliche Hilfe 1960 bis 1972 (Zusagen) 145 

12 — Personaleinsatz der bilateralen Technischen Hilfe 1962 bis 1972 146 

13 — Geographische Verteilung der bilateralen Öffentlichen Hilfe 1970 bis 1972 

(Jahresdurchschnitt) 147 

14 — Aufgliederung der multilateralen Entwicklungshilfe 1970 bis 1972 148 

15 — Bedingungen der öffentlichen Hilfe 1965 bis 1972 149 

16 — Humanitäre Hilfe 1970 bis 1972 150 

17 — Zusagen der Deutschen Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(DEG) 1963 bis 1972 151 

18 — Bilaterale Leistungen der privaten Wirtschaft 1960 bis 1972 152 

19 bis 22 Leistungen und Hilfebedingungen der DAC-Länder 154 bis 158 

Graphische Darstellung der Gesamtleistungen an Entwicklungsländer 1971 153 

19 — Bi- und multilaterale Leistungen 1972 154 

20 — ■ Anteil der Gesamtleistungen am Bruttosozialprodukt 1962 bis 1972 .... 156 

21 — Anteil der öffentlichen Hilfe am Bruttosozialprodukt 1962 bis 1972 157 

22 — Bedingungen der öffentlichen Hilfe der DAC-Länder 1971 und 1972 .... 158 

23 bis 26 Leistungen und Hilfebedingungen der multilateralen Geberinstitutionen .. 159 bis 163 

23 — Leistungen 1961 bis 1971 159 

24 — Kreditbedingungen 1968, 1970, 1971 160 

25 — Aufbringung und Verteilung der Mittel des Europäischen Entwicklungs- 

fonds 161 

26 — Nahrungsmittelhilfe der Bundesrepublik Deutschland und der Euro- 

päischen Gemeinschaft im Rahmen des Nahrungsmittelabkommens (FAC) 

1968/69 bis 1971/72 163 

Z eichenerklärung 

— nichts vorhanden 

0 mehr als nichts aber weniger als die Hälfte der kleinsten ausgewiesenen Einheit 
. . kein Nachweis vorhanden 

Vorbemerkung zu den Tabellen 1 bis 5 

Im folgenden wird eine Übersicht über wichtige wirtschaftliche und soziale Strukturdaten der Entwicklungs- 
länder gegeben. Die Daten entstammen offiziellen Quellen (vgl. die Angaben am Schluß jeder Tabelle). Da 
sie nach verschiedenen Methoden erhoben wurden und teilweise auf Schätzungen beruhen, ist beim Ver- 
gleich der Strukturdaten mit Vorsicht zu verfahren. 
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Tabelle 1 


Strukturdaten der Entwicklungsländer 

— Bevölkerung, Bruttosozialprodukt — 


Region/Land 

Bevölkerung 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

Mitte 1970 
Millionen 

Wachstum 
Jahresdurch- 
schnitt 
1960 bis 1970 
in ®/o 

1970 

Millionen 
US $ 

pro Kopf der Bevölkerung 

Wachstum 
Jahresdurch- 
T T ^ ^ ch n 1 1 1 

^ 1960 bis 1970 

in Vo 

1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

Europa 






Gibraltar (Britisch) 

0,027 

1,1 

30 

1 090 

0,5 

Griechenland 

8,892 

0,7 

9 700 

1 090 

6,6 

Jugoslawien 

20,540 

hl 

13 340 

650 

4,3 

Malta 

0,330 

0,0 

270 

810 

5,8 

Spanien 

33,645 

1,1 

34 360 

1 020 

6,1 

Türkei 

35,230 

2,5 

10 860 

310 

3,9 

Zypern 

0,625 

hl 

590 

950 

5,3 

Afrika 






Nördlich der Sahara 






Algerien 

14,330 

3,1 ‘) 

4 270 

300 

1,7 

Libyen, Arabische Republik 

1,940 

3,7 

3 420 

1 770 

20,4 

Marokko 

15,495 

2,9 

3 600 

230 

1,0 

Sahara (Spanisch) ^) 

0,048 

h8 

13 

270 

4A 

Tunesien 

5,075 

3,0 

1 270 

250 

0,5 

Ägypten, Arabische Republik 

33,329 

2,5 

6 870 

210 

1,7 

Südlich der Sahara 






Angola (Portugiesisch) 

5,501 

h3 

1 670 

300 

3,2 

Äquatorial-Guinea 

0,291 , 

hs 

60 

210 

3,6 

Äthiopien *) 

24,625 

2,2 

1 880 

80 

2,8 

Botsuana *) 

0,611 

2,0 

70 

110 

1,4 

Burundi *) 

3,544 

2,0 

210 

60 

0,8 

Dahome *) 

2,708 

2,9 

240 

90 

0,1 

Elfenbeinküste 

4,941 

3,0 

1 520 

310 

4,5 

Französisches Afar- und Issa-Territorium 

0,095 

1,6 

60 

670 

5,3 

Gabun 

0,489 

1,0 

310 

630 

5,1 

Gambia 

0,360 

2,0 

40 

120 

1,1 

Ghana 

8,640 

2,6 

2 640 

310 

-0,4 

Guinea, Republik *) 

3,980 

2,6 

460 

120 

2,7 

Guinea (Portugiesisch) 

0,560 

0,7 

140 

250 

4,9 

Kamerun 

5,836 

2,1 

1 050 

180 

3,8 
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Region/Land 

Bevölkerung 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen ^) 

Mitte 1970 
Millionen 

Wachstum 
Jahresdurch- 
schnitt 
1960 bis 197Ö 
in ®/o 

1970 

Millionen 
US $ 

pro Kopf der Bevölkerung 

Wachstum 

1970 Jahresdurdi- 

XTC ® schnitt 

^ ^ 1960 bis 1970 

in ®/o 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

noch Afrika 






Kapverdische Inseln (Portugiesisch) 

0,255 

2,4 

40 

160 

1.0 

Kenia 

11,250 

3,1 

1 680 

150 

3,6 

Komoren (Französisch) 

0,245 

2,3 

30 

140 

3,5 

Kongo, Volksrepublik 

0,899 

1.5 

270 

300 

4,8 

Lesotho *) 

0,923 

2,0 

80 

90 

0,0 

Liberia 

1,520 

3,0 

370 

240 

0,9 

Madagaskar 

7,310 

2,6 

970 

130 

1.2 

Malawi *) 

4,440 

2,6 

330 

80 

2.1 

Mali *) 

5,018 

2,1 

320 

70 

4,4 

Mauretanien 

1,170 

1.9 

170 

140 

4,5 

Mauritius 

0,836 

2.4 

200 

240 

~ 0,7 

Mosambik (Portugiesisch) 

7,729 

1.9 

1 840 

240 

3,4 

Niger *) 

4,020 

2,9 

380 

90 

- 2,0 

Nigeria 

55,070 

2,9 

6 740 

120 

0,1 

Obervolta *) 

5,384 

2,1 

340 

60 

- 0,6 

Reunion (Französisch) 

0,450 

2.9 

360 

800 

4,6 

Rhodesien 

5,310 

3,3 

1 470 

280 

0,4 

Ruanda *) 

3,596 

3,0 

200 

60 

1.5 

Sambia 

4,136 

2,5 

1 640 

400 

7,1 

Sao Tome und Principe (Portugiesisch) 

0,064 

0,0 

20 

390 

2,4 

Senegal 

3,870 

2,1 

870 

230 

0,0 

Sierra Leone 

2,555 

1.4 

490 

190 

4,7 

Seychellen (Britisch) 

0,052 

2.2 

unter 10 

70 

~ 0,4 

Somalia *) 

2,828 

2,4 

190 

70 

- 1.1 

St. Helena' (Britisch) 

0,006 





Sudan *) 

15,695 

2,9 

1 850 

120 

1.0 

Swasiland 

0,423 

2,9 

80 

180 

5,2 

Tansania *) ^) 

13,270 

2,5 

1 360 

100 

3,6 1 

Togo 

1,956 

2,9 

270 

140 

1.2 

Tschad *) 

3,640 

1,8 

300 

80 

0,4 

Uganda * 

9,814 

2,7 

1 260 

130 

2.4 

Zaire 

18,800 

2,8 

1 600 

90 

2.7 

Zentralafrikanische Republik 

1,552 

2,6 

220 

140 

0,2 
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Bevölkerung 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen '*) 

Region/Land 

i 

Mitte 1970 
Millionen 

Wachstum 
Jahresdurch- 
schnitt 
1960 bis 1970 
in ®/o 

1970 

Millionen 
US $ 

pro Kopf de 

1970 

US $ 

\ 

r Bevölkerung 

Wachstum 

Jahresdurch- 

schnitt 

1960 bis 1970 
in % 

1 

! 2 

1 3 1 

4 1 

5 

1 6 


AMERIKA 

Nord- und Mittelamerika 


Bahamas 

0,170 

4,1 

390 

2 300 

3,4 

1 

Barbados 

0,256 

hl 

150 

570 

3,4 

Bermuda (Britisch) 

0,054 

2,0 

190 

3 540 

7,4 

Costa Rica 

1,727 

3,3 

970 

560 

3,2 

Dominikanische Republik 

4,068 

3,0 

1 430 

350 

0,5 i 

El Salvador 

3,534 

3,7 

1 070 

300 

1,7 

Guadeloupe (Französisch) 

0,327 

1,8 

, 250 

760 

8,4 

Guatemala 

5,190 

3,1 

1 860 

360 

2,0 

Haiti *) 

4,867 

2,0 

520 

110 

-0,9 

Honduras, Republik 

2,520 

3,3 

710 

280 

1,8 

Belize 

0,120 

2,8 

70 

590 

1,9 

Jamaika 

1,888 

1,6 

1 270 

670 

3,5 

Kuba 

8,390 

2,1 

4 440 

530 

-0,6 

Martinique (Französisch) 

0,338 

1,7 

310 

910 

10,0 

Mexiko 

50,670 

3,5 

33 830 

670 

3,7 

1 

Niederländische Antillen 

0,222 

1,5 

310 

1 380 

-1,3 , 

Nicaragua 

1 

1,984 

3,5 

860 

430 

2,8 

1 

1 

Panama 

1,464 

3,3 

1 060 

730 

4,2 1 

St. Pierre und Miquelon (Französisch) . . 

0,005 


. . 



i Trinidad und Tobago 

1,027 

2,1 

880 

860 

1,9 

1 

Westindische Assoziierte Staaten 

0,551 

2,0 

150 

290 

5,6 

Südamerika 






Argentinien 

23,212 

1,5 

26 820 

1 160 

2,5 

Bolivien 

4,981 

2,6 ; 

870 

180 

2,5 

Brasilien 

92,764 

2,9 ! 

38 470 

420 ^ 

2,4 

Chile 

9,780 

2,3 

7 050 

720 

1,6 

Ecuador 

6,093 

3,4 

1 740 

290 

1,7 

Falkland-Insel (Britisch) 

0,002 





Guayana 

0,745 

2,8 

280 

370 

1,1 

Guayana (Französisch) 

0,047 

3,7 

40 

■940 

8,4 

Kolumbien 

21,632 

3,2 

7 350 

340 

1,7 

Paraguay 

2,379 

3,1 

630 

260 

1,3 

Peru 

13,586 

3,1 

6 110 

450 

1,4 
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Region/Land 


noch Südamerika 

Surinam (Niederländisch) 

Uruguay 

Venezuela 

ASIEN 

Naher Osten 

Bahrain 

Irak 

Iran 

Israel • 

Jemen, Arabische Republik *) 

Demokratische Volksrepublik Jemen 

Jordanien 

Katar 

Kuwait 

Libanon 

Oman 

Saudi-Arabien 

Syrien, Aarabische Republik 

Vereinigte arabische Emirate 

Süd-Asien 

Afghanistan *) 

Bangladesh 

Bhutan *) 

Birma 

Indien 

Malediven *) 

^ Nepal*) 

i Pakistan und Bangladesh 

Sikkim *) 

! Sri Lanka 

Ferner Osten 

I Brunei (Britisch) 

I China, Republik (Taiwan) 



0,393 

3,4 

210 

530 

5,2 

2,886 

1,3 

2 370 

820 

-0,4 

10,399 

3,5 

10 210 

980 

2,3 

0,212 

3,5 

120 

550 

2,8 

9,678 

3,5 

3 090 

320 

2,5 

28,662 

2,9 

10 800 

380 

5,4 

2,910 

3,2 

5 690 

1 960 

4,7 

5,730 

2,2 

290 

80 

2,0 

1,255 

2,3 

140 

120 

-5,0 

2,317 

3,5 

570 

250 

2,9 

0,115 

9,1 

200 

1 730 

0,5 

0,760 

9,7 

2 850 

3 760 

-3,5 

2,726 

2,5 

1 610 

590 

0,5 

0,600 

2,0 

210 

350 

17,1 

7,360 

h7 

3 220 

440 

8,0 

6,098 

2,9 

1 750 

290 

3,4 

0,220 

9,3 

530 

2 390 

18,5 

14,300 

2,0 

1 070 

80 

0,5 

0,902 

17 

60 

70 

0,2 

27,584 

2,1 

2 230 

80 

0,6 

538,129 

2,3 

57 290 

110 

1,2 

0,108 

1,6 

10 

100 

1,2 

11,060 

1,8 

920 

80 

0,5 

130,166 

2,7 

12 820 

100 

2,4 

0,196 

2,1 

20 

80 

0,0 

12,514 

2,4 

1 420 

110 

1,5 

0,120 

3,6 

150 

1 220 

-0,4 

14,035 

2,9 

5 490 

390 

7,1 
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Region/Land 

Bevölkerung 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen ^) 

Mitte 1970 
Millionen 

Wachstum 
Jahresdurch- 
schnitt 
1960 bis 1970 
in Yo 

1970 

Millionen 
US $ 

pro Kopf de 

1970 

US S 

r Bevölkerung 

Wachstum 

Jahresdurcli- 

schnitt 

1960 bis 1970 
in Yo 

noch Asien 






Hongkong (Britisch) 

3,960 

2,5 

3 840 

970 

8,4 

Indonesien 

115,567 

2,0 

8 880 

80 

1,0 

Khmer, Republik 

7,485 

3,2 

970 

IBO 

0,1 

Korea, Republik 

31,793 

2,6 

7910 

250 

6,8 

Laos *) 

2,962 

2A 

350 

120 

ho 

Macau (Portugiesisch) 

0,310 

6,2 

50 

150 

-4,3 

Malaysia 

10,945 

3,1 

4 120 

380 

3,1 

Philippinen 

36,850 

3,0 

7 660 

210 

2,9 

Riukiu-Inseln 

0,940 

0,7 

980 

1 050 

10,6 

Singapur 

2,075 

2,4 

1 900 

920 

5,2 

Thailand 

36,218 

3,1 

7 050 

200 

4,9 

, Timor (Portugiesich) 

0,600 

1,5 

60 

110 

1,3 

Vietnam, Republik 

; 

18,332 

2,6 

3 700 

200 

1,0 \ 

OZEANIEN 






Fidschi 

0,520 

2rS 

230 

430 

2,5 

Französisch Polynesien 

0,109 

3,1 

210 

1 890 

8,3 

! Gilbert und Ellice Inseln (Britisch) .... 

0,056 

2,0 

20 

390 

-1,5 

Neue Hebriden (Britisch-Französisch) . . 

0,084 

2,4 ! 

40 

430 

4,9 

Neukaledonien (Französisch) 

0,107 

3,2 1 

260 

2 430 

3,3 

Pazifische Inseln (Amerikanisch) 

0,102 

2,8 

40 

360 

3,4 

Papua und Neuguinea (Australisch) .... 

2,420 

2,3 \ 

1 

720 

300 

4,5 

Salomon-Inseln (Britisch) 

0,163 

2,7 

30 

180 

~0,8 

Samoa, West *) 

0,143 

2,6 

20 

140 

-u 

Tonga 

0,087 

3,3 

30 

290 

-2,9 

Wallis und Futuna (Französisch) 

0,009 

1,7 1) 





*) gehört zu der Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder 
1) 1963 bis 1970 
-) Angaben für 1969 
nur Festland 

konstante Preise auf der Basis des Jahresdurchschnitts 1965 bis 1971 
Quellen; Weltbank, World Bank Atlas, Washington 1972; UN, Demographie Yearbook 1970, New York 1971 
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Tabelle 2 


Strukturdaten der Entwicklungsländer 

— Investition, Industrialisierung, Energieverbrauch — 



Vo-Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
Jahresdurchschnitt 1968 bis 1970 

Beitrag des 
industriellen 
Sektors ^) 
zum Brutto- 
inlands- 
produkt 1970 
in ®/o 

Energie- 
verbrauch 
pro Kopf 
1970 

kg Kohle 
Äquivalent 

Region/Land 

Sparen 

Investi- 

tionen 

(brutto) 


Inlands- 

beitrag 

Auslands- 
beitrag 2) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Europa 






Gibraltar (Britisch) 




. . 

2 000 

Griechenland 

19,5 

9,6 

29,1 

16 

1 259 

Jugoslawien 




29 y 

1 432 

Malta »«) 

15,1 

16,8 

31,9 

19 

963 

Spanien 

20,8 

2,4 

23,2 

25 

1 495 

Türkei 

15,9 

LS 

17,7 

14 

487 

Zypern 

17,3 

6,1 

23,4 

11 

1 453 

Afrika 






Nördlich der Sahara 






Algerien 

23,9 

4,5 

28,4 


462 

Libyen, Arabische Republik 

40,1 

-15,7 

24,4 

2 

646 

Marokko 

15,7 

- 0,6 

15,1 

14 

194 

Sahara (Spanisch) 




. . 


Tunesien 

13,7 

8,6 

22,3 

13 

247 

Ägypten, Arabische Republik 

7,9 

5,4 

13,3 

20 V 

268 

Südlich der Sahara 






Angola (Portugiesisch) 





170 

Äquatorial-Guinea 





159 

Äthiopien *) 

11,3 

2,1 

13,4 

10^) 

32 

Botsuana *) ^^) 

-0,1 

20,9 

20,8 

6 5) 


Burundi *) 

. . 



4 6) 

9 

Dahome *) 

6,5 

8,2 

14,7 

51 

32 

Elfenbeinküste 

23,1 

- 4,3 

18,8 

91 

227 

Französisches Afar- und 






Issa-Territorium 





915 

Gabun 

39,4 

-11,3 

28,1 

41 

818 

Gambia 




61 

52 

Ghana 

10,7 

0,9 

11,6 

13 

164 

Guinea, Republik *) 

3,5 

2,9 

0,4 

31 

97 

Guinea (Portugiesisch) 





76 

Kamerun 

14,4 

- IJ 

13,3 

101 

92 
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Vo-Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
Jahresdurchschnitt 1968 bis 1970 

Beitrag des 
industriellen 
Sektors ^) 
zum Brutto- 
inlands- 
produkt 1970 
in ®/o 

Energie- 

verbrauch 

Region/Land 

Sparen 

Investi- 

pro Kopf 
1970 


Inlands- 
beitrag ^) 

Auslands- 
beitrag “) 

tionen 

(brutto) 

kg Kohle 
Äquivalent 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

noch Afrika 






Kapverdische Inseln (Portugiesisch) .... 



i 

.. 

89 

Kenia 

16,7 

3,5 

20,2 

12 

153 

Komoren (Französisch) 





48 

Kongo, Volksrepublik 

21,6 

4,4 

26,0 

13 ^) 

207 

Lesotho *) ^‘^) 

15,4 

26,3 

10,9 

j ••>) 


Liberia 

10,3 

- 0,8 

9,5 

5 

295 

Madagaskar 

9,2 

6,7 

15,9 

12 

67 

Malawi *) 

2,4 

16,3 

18,7 

12 

46 

Mali •) 

11,9 

6,1 

18,0 

12 ») 

21 

Mauretanien 

23,0 

4,2 

27,2 

1 8) 

93 

Mauritius 

14,7 

- 0,6 

14,1 

13 

182 

Mosambik (Portugiesisch) 





151 

Niger *) 

1,3 

6,7 

8,0 

6 ^) 

27 

Nigeria 

10,7 

4,1 

14,8 

7 4J 

45 

Obervolta *) 

8,9 

5,8 

14,7 

70") 

13 

Reunion (Französisch) 





312 

Rhodesien 

18,7 

2,1 

20,8 1 

27 

524 

Ruanda *) 




46) 

10 

Sambia 

42,1 

- 19,0 

23,1 

77 

540 

Sao Tome und Principe (Portugiesisch) 





115 

Senegal 

4,3 

8,0 

12,3 

70«) 

149 

Sierra Leone 

15,1 

1,3 

16,4 

i 54 ) 

104 

Seychellen (Britisch) 





288 

Somalia *) 





38 

St. Helena (Britisch) 






Sudan *) 

11,9 

2,4 

14,3 

1 9^) 

115 

Swasiland ^^) 

16,1 

5,5 

21,6 

75") 


Tansania *) 

15,2 

3,4 

18,6 

i " 

71 

Togo 

12,1 

3,2 

15,3 

: 70 

65 

Tschad *) 

- 2,8 

14,6 

11,8 

j 4 ^) 

23 

Uganda *) 

15,7 

- 0,5 

15,2 

7 

72 

Zaire 

23,5 

1,5 

25,0 

19 

1 

73 

Zentralafrikanische Republik 

12,9 

5,2 

18,1 

! 78) 

61 

i 

! 

1 


113 



Drucksache 7/1236 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 9 


noch Tabelle 2 



Vo‘Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
Jahresdurchschnitt 1968 bis 1970 

Beitrag des 
industriellen 
Sektors 
zum Brutto- 
inlands- 
produkt 1970 
in ®/o 

Energie- 
verbrauch 
pro Kopf 
1970 

kg Kohle 
Äquivalent 

Region/Land 

Sparen 

Investi- 

tionen 

(brutto) 

Inlands- 
beitrag q 

Auslands- 
beitrag -) 

1 

2 

3 

1 4 

5 

6 

Amerika 






Nord- und Mittelamerika 






Bahamas 





4 733 

Barbados 

5,4 

21,7 

27,1 

9 6) 

953 

Bermuda (Britisch) 





2 222 

Costa Rica 

17,8 

8,0 

25,8 


344 

Dominikanische Republik 

9,6 

7,5 

17,1 

17 5) 

224 

El Salvador 

9,5 

2,4 

11,9 

19 

79 

Guadeloupe (Französisch) 





453 

Guatemala 

11,8 

19 

13,7 

16 

232 

Haiti *) 




10 

43 

Honduras, Republik 

13,1 

6,8 

19,9 

12 

243 

Belize 





476 

Jamaika 

15,7 

11,0 

26,7 

12 

1 135 

Kuba 





1 039 

Martinique (Französisch) 





544 

Mexiko 

18,6 

2,3 

20,9 

23 

1 205 

Niederländische Antillen ^^) 

14,1 

2,8 

16,9 



Nicaragua 

n,4 

6,0 

17,4 

18 

374 

Panama 

19,2 

4,7 

23,9 

16 

1 634 

St. Pierre und Miquelon (Französisch) . . 





3 200 

Trinidad und Tobago 

13,5 

6,2 

19,7 

16 5) 

4 683 

Westindische Assoziierte Staaten 






Südamerika 






Argentinien 

19,3 

0,6 

19,9 

28^) 

1 688 

Bolivien 

10,1 

5,1 

15,2 

15 4) 

211 

Brasilien 

16,2 

1,5 

17,7 

20 4) 

472 

Chile 

13,6 

2,5 

16,1 

28 

1 208 

Ecuador 

8,0 

7,7 

15,7 

18 

293 

Falkland-Inseln (Britisch) 

. . 




6 000 

Guayana 

15,1 

6,0 

21,1 

7 

1 014 

Guayana (Französisch) 





902 

Kolumbien 

17,3 

3,8 

21,1 

19 

578 

Paraguay 

10,3 

5,0 

15,3 

17 

145 

Peru 

13,2 

— 

13,2 

15'^) 

609 

Surinam (Niederländisch) 



. . 


2 204 
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Vo-Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
Jahresdurchschnitt 1968 bis 1970 

Beitrag des 
industriellen 
Sektors 
zum Brutto- 
inlands- 
produkt 1970 
in Vo 

Energie- 

verbrauch 

Region/Land 

Sparen 

Investi- 

pro Kopf 
1970 


Inlands- 

beitrag 

Auslands- 

beitrag 

tionen 

(brutto) 

kg Kohle 
Äquivalent 

1 

2 

3 

1 4 

1 5 

I 6 


noch Amerika 






Uruguay 

9,0 

0,6 

9,6 

22 4) 

900 

Venezuela 

22,9 

14 

24,3 

20 

2 498 

Asien 






Naher Osten 






Bahrain 


. . 



9 623 

Irak 

17,9 

- 3,5 

14,4 

10 

597 

Iran 

16,6 

3,6 

20,2 

32 ^) 

939 

Israel 

2,1 

21,9 

24,0 

18 0) 

2 278 

Jemen, Arabische Republik * 




. . 

13 

Demokratische Volksrepublik Jemen . . 





449 

Jordanien 

-5,7 

27,4 

21,7 

8 

295 

Katar 


, . 



1 873 

Kuwait 

39,5 

-22,7 

16,8 

4 

9 764 

Libanon 

16,7 

2,0 

18,7 

1— k 

00 

719 

Oman 

. . 

. . 

, . 


46 

Saudi-Arabien 

39,3 

-20,3 

19,0 


965 

Syrien, Arabische Republik 

11,9 

3,4 

15,3 

12 6) 

483 

Vereinigte arabische Emirate 





806 

Süd-Asien 






Afghanistan *) 




10’’) 

27 

Bangladesh 

. . 


, . 


. , 

Bhutan *) 


. . 



, . 

Birma 

7,3 

5,4 

12,7 

9 6) 

65 

Indien 

14,7 

13 

16,0 

13 4) 

191 

Malediven *) 






Nepal *) 




10 

14 

Pakistan und Bangladesh 

11,2 

3,0 

14,2 

13 

98 

Sikkim *) 

. . 


. . 



Sri Lanka 

14,5 

4,6 

19,1 

9 

156 

Ferner Osten 






Brunei 





2 769 

China, Republik (Taiwan) 

24,2 

1,5 

25,7 

21 6) 

925 

Hongkong (Britisch) 

33,2 

- 8,7 

24,5 

22 «) 

1 021 

Indonesien 

4,6 

6,3 

10,9 

JO 

111 
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Region/Land 

Vo-Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
Jahresdurchschnitt 1968 bis 1970 

Beitrag des 
industriellen 
Sektors ^) 
zum Brutto- 
inlands- 
produkt 1970 
in ^/o 

Energie- 
verbrauch 
pro Kopf 

1970 

kg Kohle 
Äquivalent 

Sparen 

Investi- 
tionen 
(brutto) 1 

Inlands- 
beitrag ^) 

Auslands- 
1 beitrag ^) 

1 1 

2 

1 3 

4 1 

5 1 

6 

noch Asien 






Khmer, Republik 

10,9 

2,7 

13,6 

10 '^) 

66 

Korea, Republik 

17,5 

11,0 

28,5 

21 

796 

Laos *) 





62 

Macau (Portugiesisch) 





255 

Malaysia 

19,9 

- 4,2 

15,7 

10 ^) 

456 

Philippinen 

17,1 

4,1 

21,2 

16 

279 

Riukiu-Inseln 





548 

Singapur 

22,7 

- 1,5 

21,2 

19 

818 

Thailand 

20,6 

4,4 

24,6 

.16 

245 

Timor (Portugiesisch) 






Vietnam, Republik 

- 3,5 

12,8 

9,3 

6 

302 1 

Ozeanien 






Fidschi 

18,7 

7,0 

25,7 

12 

481 

Französich Polynesien 





1 028 

Gilbert und Ellice Inseln (Britisch) .... 





339 

Neue Hebriden (Britisch-Französisch) . . 





357 

Neukaledonien (Französisch) 





8 193 

Pazifische Inseln (Amerikanisch) 





363 

Papua und Neuguinea (Australisch) .... 





125 

Salomon-Inseln (Britisch) 





117 

Samoa 





110 

Tonga 






Wallis und Futuna (Französisch) 







*) gehört zur Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder 

Inlandssparen = Bruttosozialprodukt minus Konsum (öffentlich und privat) 

“) Auslandssparen = Investitionen (brutto) minus Inlandssparen 
'^) ISIC-Abgrenzung 2 und 3 (Verarbeitungsindustrien) 

4) 1909 7] 1900 loj Spalten (2) bis (4): Jahresdurchschnitt 1967 bis 1969 

5) 1908 ®) 1965 ^^) Spalten (2) bis (4); Jahresdurchschnitt 1966 bis 1968 

6) 1907 9) 1961 ^^) Spalten (2) bis (4): Jahresdurchschnitt 1964 bis 1966 

^^) Spalten (2) bis (4): Jahresdurchschnitt 1966 bis 1967 
ohne Lagerinvestitionen 

Quellen: Spalten (2) bis (4): UN, Implementation of the International Development Strategy, New York 1973, 
Vol. I S. 89 bis 92; 

IMF, International Financial Statistics Juni 1973; 

UN, Monthl y Bulletin of Statistics, März 1972, Tab. 62; 

Spalte (5): UN, Yearbook of National Accounts Statistics 1971, New York 1973, Vol. III Tab. 3; 

UN, Monthl y Bulletin of Statistics, August 1973, Tab. 64; 

UNCTAD/RD/25 (Probleme de l'identification des pays les moins avances parmi les pays en voie de 
developpement) vom 5. November 1970, Tab. 6; 

Spalte (6): UN, Statistical Yearbook 1971, New York 1972, Tab. 137 (vorläufige Angaben). 
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Strukturdaten der Entwicklungsländer 

— Außenhandel, Verschuldung — 




Außenhandel 1970 




öffent- 
liche Ver- 


Exporte fob 



öffentliche 

Verschul- 

dienst in 

schuldung 

gegen- 

Region/Land 

Millionen 
US $ 

Anteil am 
BSP 1) 
in Vo 

Importe eil 
Millionen 
US S 

Handels- 
bilanz- 
saldo 
Millionen 
US s 

düng 

gegenüber 

dem 

Ausland 3) 
Ende 1970 
Millionen 
US $ 

Exporte von 
Gütern und 
Diensten 
(Schulden- 
dienst- 
quotient) 
1970 

über der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 

30. Juni ' 
1973 

Millionen 

US $ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Europa 

Gibraltar (Britisch) 

4 

13,3 

21 

- 17 




Griechenland 

643 

6,6 

1 958 

-1 315 

808,2 

5,1 

336,1 

Jugoslawien 

1 679 

12,6 

2 874 

-1 195 

1 220,2 

8,1 

829,6 

Malta 

39 

14,4 

161 

“ 122 

25,0 

h7 

— 

Spanien 

2 387 

7,0 

4 715 

-2 328 

1 217,9 

3,9 

169,1 

Türkei 

589 

5,4 

886 

~ 297 

1 862,2 

17,8 

478,6 

Zypern 

109 

18,5 

238 

- 129 

32,1 

2,1 

8,6 

Afrika 








Nördlich der Sahara 








Algerien 

1 003 

23,5 

1 037 

- 34 



339,2 

Libyen, Arabische Republik 

2 366 

69,2 

554 

1 812 



45,0 

Marokko 

488 

13,6 

684 

- 196 

636,4 

7,6 

209,9 

Sahara (Spanisch) 



, . 

. . 


. . 

— 

Tunesien 

181 

14,3 

305 

- 124 

522,7 

18,2 

109,1 

Ägypten, Arabische Republik .... 

762 

11,1 

770 

” 8 


25,1 

232,1 

Südlich der Sahara 

1 







Angola (Portugiesisch) 

423 

25,3 

369 

54 



— . 

Aquatorial-Guinea 


• . 

. . 




— 

Äthiopien *) 

122 

6,5 

172 

- 50 

169,0 

11,3 

16,4 

Botsuana *) 





12,4 

2,7 «) 

92,5 

Burundi *) 

24 

11 A 

22 

2 

7,3 

1,9 

2,0 

Dahome *) 

31 

12,9 

54 

- 23 

39,5 

4,8 «) 

5,1 

Elfenbeinküste 

469 

30,9 

388 

81 


6,2 

35,6 

Französisches Afar- und Issa-Terri- 
torium 







1 

Gabun 

121 

39,0 

80 

41 

95,3 

6,2 

20,3 

Gambia 







— 

Ghana 

433 

16,4 

411 

22 

498,8 

4,9 

117,2 

Guinea, Republik *) 





283,6 


36,1 ' 

Guinea (Portugiesisch) 







j 

i 

1 
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1 

Außenhandel 1970 




öffent- 
lidie Ver- 


Exporte fob | 



öffentlidie 

Versdiul- 

dienst in 

sdiuldung 

gegen- 

Region/Land 

Millionen 
US $ 

Anteil am 
BSP 1) 
in Vo 

Importe cif 
Millionen 
US $ 

Handels- 
bilanz- 
saldo 
Millionen 
US S 

düng 

gegenüber 

dem 

Ausland 3) 
Ende 1970 
Millionen 
US S 

Exporte von 
Gütern und 
Diensten 
(Sdiulden- 
dienst- 
quotient) 
1970 

über der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 

30. Juni 
1973 

Millionen 

us$ 

1 1 

1 2 1 

1 3 1 

\ 4 1 

5 1 

6 1 

7 1 

8 

noch Afrika 

Kamerun 

226 

21,5 

242 

- 16 

114,7 

3,8 

37,0 

Kapverdische Inseln (Portugie- 
sisch) 









Kenia 

217 

12,9 

397 

- 180 

282,3 

5,3 

22,7 

Komoren (Französisch) 







— 

Kongo, Volksrepublik 

31 

11,5 

57 

- 26 


. . 

7,9 

Lesotho *) 





7,1 

2,8 «) 

— 

Liberia 

214 

57,8 

134 

80 

157,5 

7,5 6) 

122,3 

Madagaskar 

145 

15,0 

170 

- 25 

95,4 

4,8^) 

30,0 

Malawi *) 

59 

17,9 

99 

- 40 

121,1 

7,4 

12,2 

Mali*) 

24 

7.5 

39 

- 15 

236,2 

2,9 

13,6 

Mauretanien 

90 

52,9 

47 

43 

27,8 

3,7 6) 

1,0 

Mauritius 

68 

34,0 

75 

“ 7 

27,9 

3,5 

' 

Mosambik (Portugiesisch) 

156 

8,5 

326 

~ 170 

. . 

. . 

I 7,5 

Niger *) 

32 

84 

58 

- 26 

32,0 

5,4 6) 

14,4 

Nigeria 

1 240 

18,4 

1 059 

181 

463,6 

4,1 

96,9 

Obervolta *) 

20 

5,9 

53 

- 33 

20,4 

12,0 

3,5 

Reunion (Französisch) 

51 

14,2 

161 

- 110 

. , 

. . 

— 

Rhodesien 

367 

25,0 

329 

38 

247,9 

Iß 

— 

Ruanda *) 

25 

12,5 

29 

- 4 

1,9 

1,2 6) 

1,4 

Sambia 

1 001 

61,0 

502 

499 

491,6 

5,0 

4,4- 

Sao Tome und Principe (Portugie- 
sisch) 









Senegal 

152 

17,5 

193 

- 41 

84,1 

3,6 6) 

' 26,2 

Sierra Leone 

100 

20,4 

116 

- 16 

66,0 

8,9 

27,1 

Seychellen (Britisch) 






. . 

— 

Somalia *) 

31 

16,3 

45 

" 14 

74,0 

Iß 

17,5 

St. Helena (Britisch) 







— 

Sudan *) 

293 

15,8 

311 

- 18 

285,5 

8,7 

20,7 

Swasiland 

. . 



. . 

27,9 

3,1^) 

— 

Tansania *) 

238 

17,5 

272 

“ 34 

220,7 

7,0 

26,3 

Togo 

52 

19,3 

66 

- 14 

35,7 

5,6 

37,1 

Tschad *) 

27 

9,0 

52 

- 25 

40,9 

6,6 6) 

6,0 

Uganda *) 

246 

19,5 

121 

125 

122,5 

4,5 

15,8 


118 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1236 


noch Anlage 9 


noch Tabelle 3 



Außenhandel 1970 


Schul den- 
dienst in 
Prozent der 
Exporte von 
Gütern und 
Diensten 
{Schulden- 
dienst- 
quotient) 
1970 

öffent- 
liche Ver- 
schuldung 
gegen- 
über der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 

30. Juni 
1973 

Millionen 
US $ 


Exporte fob 



öffentliche 

Verschul- 

dung 

gegenüber 

dem 

Ausland 3) 
Ende 1970 
Millionen 
US $ 

Region/Land 

Millionen 
US $ 

Anteil am 
BSP 1) 
in ®/o 

Importe cif 
Millionen 
US $ 

Handels- 
bilanz- 
saldo 
Millionen 
US S 


2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 I 8 


noch Afrika 

Zaire 

735 

45,9 

500 

235 

307,5 

3,9 

186,3 

Zentralafrikanische Republik .... 

31 

14,1 

34 

“ 3 

20,4 

5,9 

7,8 

Amerika 








Nord- und Mittelamerika 








Bahamas 

. . 


, . 


.. 


— 

Barbados 

40 

26,7 

121 

- 81 


, , 

— 

Bermuda (Britisch) 







— 

Costa Rica 

229 

23,6 

317 

- 88 

124,3 

9,8 

0,4 

Dominikanische Republik 

214 

15,0 

267 

“* 53 

226,8 

5,1 

0,1 

El Salvador 

228 

21,3 

214 

14 

86,1 

3,7 

3,6 

Guadeloupe (Französisch) 

42 

16,8 

144 

- 102 


. . 



Guatemala 

298 

16,0 

284 

14 

109,0 

8,8 

_ 

Haiti *) 

40 

7,7 

41 

- 1 



— 

Honduras, Republik 

171 

24,1 

222 

- 51 

85,6 

2,8 

— 

Belize 


. . 

. . 




■ 

Jamaika 

343 

27,0 

522 

- 179 

136,0 

3,1 

16,8 

Kuba 

. . 

. . 



. , 

, . 

— 

Martinique (Französisch) 

30 

9,7 

147 

~ 117 

. , 

. . 

— 

Mexiko 

1 373 

4,1 

2 461 

“1 088 

3 252,1 

22,7 

50,7 

Niederländische Antillen 

650 

209,7 





— 

Nicaragua 

175 

20,4 

170 

5 

146,0 

10,6 

11,7 

Panama 

114 

10,8 

353 

“ 239 

156,3 

7,4 

— 

St. Pierre und Miquelon (Franzö- 
sisch) 

. . 

, , 


.. 




Trinidad und Tobago 

480 

54,6 

539 

- 59 

67,8 

2,1 

0,3 

Westindien (Britisch) 







— 

Südamerika 








Argentinien 

1 773 

6,6 

1 685 

88 

2 108,2 

20,9 

372,9 

Bolivien 

220 

25,3 

165 

55 

459,3 

10,3 

14,1 

Brasilien 

2 738 

7,1 

2 849 

- 111 

2 982,3 

16,6 

339,4 

Chile 





2 004,6 


148,9 

Ecuador 

218 

12,5 

247 

“ 29 

199,5 

9,3 

21,2 
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Außenhandel 1970 



öffent- 



Exporte fob 



öffentliche 

Verschul- 

Schulden- 
dienst in 

schuldung 
gegen- 
über der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 

30. Juni 
1973 

Millionen 
US $ 

i 

Region/Land 

Millionen 
US s 

Anteil am 
BSP 1) 
in '•/o 

. 

Importe cif 
Millionen 
US $ 

Handels- 
bilanz- 
saldo 
Millionen 
US $ 

düng 

gegenüber 

dem 

Ausland 3) 
Ende 1970 
Millionen 
US $ 

Prozent der 
Exporte von 
Gütern und 
Diensten 
(Schulden- 
dienst- 
quotient) 
1970 


1 

! 2 

I 3 

1 4 

1 5 

i 6 

1 7 

\ 8 

noch Amerika 








Falkland-Inseln (Britisch) 





. . 


— 

Guayana 

134 

47,9 

134 

— 

70,2 

3,1 

— 

Guayana (Französisch) 

5 

12,5 

51 

- 46 



— 

i Kolumbien 

674 

9,2 

921 

- 247 

1 229,5 

11,4 

32,0 

Paraguay 

64 

10,2 

64 

— 

96,8 

10,4 

24,8 

Peru 

1 039 

17,0 

619 

420 

871.9 

14,5 

114,8 

Surinam (Niederländisch) 

150 

71,4 

123 

27 

. . 


— 

Uruguay 

233 

9,8 

233 

— 

239,4 

22,5 

8,6 

Venezuela 

2 637 

25,8 

1 739 

898 

680,0 

2,8 

202,2 

Asien 








! Naher Osten 








: Bahrain 







— 

i Irak 

1 093 

35,4 

509 

584 

229,1 

3,0 

5,3 

Iran 

2 355 

21,8 

1 678 

677 

1 339,0 

10,0 

347,7 

Israel 

731 

12,9 

1 410 

- 679 

2 022,2 

17,0 

448,2 

Jemen, Arabische Republik *) .... 







24,5 

Demokratische Volksrepublik 








Jemen 

146 

104,3 

201 

“ 55 



— 

Jordanien ■ 

34 

0,0 

184 

- 150 

105,7 

3,5 

41,3 

Katar 




2,4 

1 Kuwait 

1 581 

55,5 

625 

956 



4,0 

i Libanon 

198 

12,3 

598 

- 400 



0,6 

I Oman 



. . 




16,2 

Saudi-Arabien 

1 

2 424 

75,3 

710 

1 714 

. . 


11,7 

j Syrien, Arabische Republik 

203 

11,6 

358 

155 

213,1 

11,2 

1,3 

Vereinigte arabische Emirate .... 







0,3 

i 

Süd-Asien 







1 

1 Afghanistan *) 

78 

7,3 

. . 


526,9 

28,4 

71,7 

Bangladesh 





. . 


52,9 

Bhutan *) 



. . 




— 1 

Birma 

105 

4,7 

150 

- 45 



46,8 

1 
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Außenhandel 1970 



öffent- 


Exporte fob 



öffentliche 

Verschul- 

Schulden- 
dienst in 

schuldung 
gegen- 
über der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- i 
land 

30. Juni 
1973 

Millionen 
US S 

Region/Land 

Millionen 
US $ 

Anteil am 
BSP 1) 
in ®/o 

Importe cif 
Millionen 
US S 

Handels- 
bilanz- 
saldo 
Millionen 
US 3 

düng 

gegenüber 

dem 

Ausland 3) 
Ende 1970 
Millionen 
US 3 

Prozent der 
Exporte von 
Gütern und 
Diensten 
(Schulden- 
dienst- 
quotient) 
1970 


2|3!4|5|6|7|8 


noch Asien 

Indien 

2 026 

3,5 

2 095 

- 69 

7 792,7 

23,2 

1 301,8 

Malediven *) 







— . 

Nepar) 







2,8 

Pakistan 

723 5) 

5,6 5) 

1 151 5) 

- 428") 

3 215,45) 

25,4 5) 

454,2 

Sikkim *) 







— 

Sri Lanka 

339 

23,9 

389 

- 50 

313,0 

9,9 

74,7 


Ferner Osten 








Brunei (Britisch) 

80 

53,3 





— 

China, Republik (Taiwan) 

1 428 

26,0 

1 524 

- 96 

616,5 

4,4 

28,7 

Hongkong (Britisch) 

2 514 

65,5 

2 905 

- 391 



— 

Indonesien 

810 

9,1 

883 

- 73 

2 934,8 

6,8 

445,1 

Khmer, Republik 

40 

4,1 

48 

“ 8 

. . 


3,8 

Korea, Republik 

834 

10,5 

1 984 

-1 150 

1 750,3 

16,9 

237,2 

Laos *) 

7 

2,0 

114 

- 107 



7,9 

Macau (Portugiesisch) 








' Malaysia 

1 757 

42,7 

1 468 

289 

364,0 

2,6 

17,0 

Philippinen 

1 067 

13,9 

1 210 

- 143 

641,37) 

7,3 

72,7 

Riukiu-Inseln 

. . 






— i 

Singapur 

1 554 

81,8 

2 461 

- 907 

128,2 

0,6 

1,7 

Thailand 

698 

9,9 

1 252 

“ 554 

303,1 

3,7 

; 54,4 

Timor (Portugiesisch) 







j — 1 

! Vietnam, Republik 

j 

7 

0,2 

325 

- 318 



26,6 

1 

' Ozeanien 

1 







! 

1 

Fidschi 

48 

20,9 

77 

- 29 


1 

i 

j 

■ Französisch Polynesien 

i 18 

8,6 

136 

- 118 



— 

Gilbert und Ellice Inseln (Britisch) 






i 

— 

; Neue Hebriden (Britisch-Fran- 
i zösisch) 







i ' 

Neukaledonien (Französisch) . . . . 

193 

74,2 

232 

“ 39 



i 

Pazifische Inseln (Amerikanisch) . . 







— 

Papua und Neuguinea 

(Australisch) 

104 

14,4 

237 

133 
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I 


Region/Land 


Außenhandel 1970 


Exporte fob 


Millionen 
US $ 


Anteil am 
BSP 1) 
in ®/o 


Importe cif 
Millionen 
US S 


Handels- 
bilanz- 
Saldo 
Millionen 
US $ 


2 I 3 1 4 I 5 


öffentliche 

Verschul- 

dung 

gegenüber 

dem 

Ausland 3) 
Ende 1970 
Millionen 
US $ 


Schulden- 
dienst in 
Prozent der 
Exporte von 
Gütern und 
Diensten 
(Sdiulden- 
dienst- 
quotient) 
1970 


öffent- 
liche Ver- 
schuldung 
gegen; 
über der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 
30. Juni 
1973 

Millionen 
I US S 


6 17 18 


noch Ozeanien 


Salomon-Inseln (Britisch) 

Samoa, West *) 

Tonga 

Wallis und Futuna (Französisch) . . 


5 25,0 14 - 9 


*) gehört zur Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder 

^) Exporte 1970 zu laufenden Preisen bezogen auf BSP 1970 zu konstanten Preisen (s. Tab. 1) 

2) bei Importüberschuß negativ 

^) Kredite mit Laufzeiten über ein Jahr, die von öffentlichen Stellen des Entwicklungslandes geschuldet oder garan- 
tiert sind. 

^) Kapitalhilfekredite und bundesverbürgte Kredite mit Laufzeiten über ein Jahr, Umrechnungskurs 1 US $ = 
2,40 DM 

•'’) einschließlich Bangladesh 
®) Schuldendienst in Prozent der Güterexporte 

ohne öffentlich garantierte Privatschulden, die ca. 600 Millionen US $ betragen 

Quellen: Spalten (2) bis (5); United Nations, Handbook of International Trade and Development Statistics 1972, 
New York, Tab. 1.1 und 1.2; Spalte 3 in Verbindung mit Weltbank, World Bank Atlas, Washington 
1972; 

Spalten (6) und (7): Weltbank-Jahresbericht 1972, Washington, Tab. 5 und 6; 

Spalte 8: Bundesminister der Finanzen, 
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Tabelle 4 


Strukturdaten der Entwicklungsländer 

— Ernährung, Gesundheit — 


Region/Land 

Lebens- 
erwartung 
1965 bis 1970 
Jahre 

Einwohner 
pro Arzt ^) 

Kalorien- 
verbrauch 
pro Kopf ^) 
Anzahl 
pro Tag 

Protein- 
verbrauch 
pro Kopf 0 
Gramm 
pro Tag 

1 1 

2 1 

3 

4 

5 

Europa 





Gibraltar (Britisch) 


1 368 



Griechenland 

70,4 

644 

2 900 

99 

Jugoslawien 

65,2 

1 000 

3 130 

91 

Malta 

69,6 

684 

2 680 

86 

Spanien 

70,5 

755 

2 750 

84 

Türkei 

54,5 

2 222 

2 760 

78 

Zypern 

70,2 

1 278 

2 460 

78 

Afrika 





Nördlich der Sahara 





Algerien 

50,7 

8 192 

1 890 

56 

Libyen, Arabische Repüblik 

52,1 

2 654 

2 540 

64 

Maroikko 

50,5 

13 156 

2 130 

58 

Sahara (Spanisch) 


1 020 



Tunesien 

51,7 

7 348 

2 200 

63 

Ägypten, Arabische Republik 

49,9 

2 004 

2 960 

76 

Südlich der Sahara 





Angola (Portugiesisch) 

33,5 

10 363 

1 910 

40 

Äquatorial-Guinea 

41,0 

5 094 

. • 

. ■ 

Äthiopien *) 

38,5 

71 797 

2 150 

72 

Botsuana *] 

41,0 

23 333 


. . 

Burundi *) 

38,5 

60 000 

2 020 

62 

Dahome *) 

38,5 

32 024 

2 170 

52 

Elfenbeinküste 

41,0 

20 338 

2 430 

59 

Französisches Afar- und Issa-Territorium 


2 273 



Gabun 

38,5 

5 104 

2 180 

51 

Gambia 

41,0 

18 947 

2 320 

62 

Ghana 

46,0 

15 200 

2 070 

43 

Guinea, Republik *) 

38,5 

49 740 

2 060 

45 

Guinea (Portugiesisch) 

33,5 

17 667 



Kamerun 

41,0 

25 956 

2 230 

60 

Kapverdische Inseln (Portugiesisch) 


19 230 



Kenia 

47,5 

8718 

2 240 

68 

Komoren (Französisch) 


17 143 
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Region/Land 

Lebens- 
erwartung 
1965 bis 1970 
Jahre- 

1 

Einwohner 
pro Arzt 

Kalorien- 
verbrauch 
pro Kopf 
Anzahl 
pro Tag j 

Protein- 
verbrauch 
pro Kopf 
Gramm 
pro Tag 

1 

1 2 

1 3 

1 4 I 

5 


noch Afrika 





Kongo, Volksrepublik 

41,0 

7 244 

2 160 

40 

Lesotho *) 

43,5 

29 714 



Liberia 

41,0 

9 237 

2 260 

41 

Madagaskar 

41,0 

9 970 

2 390 

56 

Malawi *) 

38,5 

43 368 

2 140 

58 

Mali^) 

37,2 

61 000 

2 130 

68 

Mauretanien 

41,0 

25 909 

1 980 

73 

Mauritius 

63,2 

4 091 

2 210 

46 

Mosambik (Portugiesisch) 

41,0 

16 230 

2 130 

40 

Niger *) 

41,0 

56 667 

2 170 

78 

Nigeria 

38,5 

24 032 

2 160 

59 

Obervolta *) 

34,8 

92 759 

2 060 

70 

Reunion (Französisch) 

60,5 

2 543 



Rhodesien 

51,4 

6 327 

2 550 

73 

Ruanda *) 

41,0 

57 903 

1 900 

57 

Sambia 

43,5 

16 122 

2 250 

69 

Sao Tome und Principe (Portugiesisch) 


3 882 

. . 


Senegal 

41,0 

14 943 

2 300 

64 

Sierra Leone 

41,0 

16 299 

2 160 

49 

Seychellen (Britisch) 


4 165 



Somalia *) 

38,5 

36 250 

1 770 

57 

St. Helena (Britisch) 

. . 

1 540 



Sudan *) 

47,6 

18 995 

2 090 

59 

Swasiland 

41,0 

7 885 



Tansania 

41,8 

23 173 2) 

2 140 

60 

Togo 

38,5 

26 029 

2 210 

51 

Tschad *) 

38,5 

63 966 

2 240 

78 

Uganda *) 

47,5 

8 690 

2 160 

56 

Zaire 

41,0 

33 713 

2 040 

33 

Zentralafrikanische Republik 

38,5 

38 333 

2 170 

48 

Amerika 





Nord- und Mittelamerika 





Bahamas 


1 231 



Barbados 

70,2 

2 000 

2 380 

73 

Bermuda (Britisch) 


775 



Costa Rica 

66,8 

1 807 

2 230 

56 


124 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkS3ChG 7/1236 


noch Anlage 9 


noch Tabelle 4 


[ 

Region/Land 

i 

Lebens- 
erwartung 
1965 bis 1970 
Jahre 

Einwohner 
pro Arzt 

Kalorien- 
verbrauch 
pro Kopf 0 
Anzahl 
pro Tag 

Protein- 
verbrauch 
pro Kopf ^) 
Gramm 
pro Tag 


2 

3 

4 

5 

1 

noch Amerika 





Dominikanische Republik 

52,2 

1 684 

2 080 

46 

El Salvador 

55,2 

3919 

1 880 

47 

Guadeloupe (Französisch) 

68,2 

1 893 



Guatemala 

51,1 

4 031 

1 950 

49 

Haiti 1 

44,5 

13213 

1 930 

47 

Honduras, Republik 

49,0 

3 760 

1 930 

49 

Belize 


3 158 



Jamaika 

68,2 

2 817 

2 280 

59 

Kuba ' 

66,8 

1 153 

2 500 

63 

Martinique (Französisch) : 

68,2 

1 594 



Mexiko 

62,4 

1 846 

2 620 

67 

Niederländische Antillen 


1 783 



Nicaragua 

49,9 

1 674 

2 250 

61 

Panama 

64,3 

1 791 

2 450 

64 

St. Pierre und Miquelon 


1 064 

. . 


Trinidad und Tobago ! 

67,1 

2313 

2 360 

64 

Westindische Assoziierte Staaten 


1 



Südamerika 





Argentinien 

67,1 

504 

3 170 

103 

Bolivien 

45,3 

2 301 

1 760 

46 

1 Brasilien 

60,7 

1 953 

2 540 

63 

1 Chile 

61,1 

2 443 

2 520 

65 

Ecuador 

57,2 

2 767 

1 850 

47 

Falkland-Inseln (Britisch) 


515 



Guayana 

64,7 

3 814 

2 180 

53 

Guayana (Französisch) 

1 


1 455 

! 


Kolumbien 

58,6 

2 221 

2 190 

50 

Paraguay 

59,4 

1 609 

2 730 

68 

Peru 

58,0 

! 1 917 

1 

2 200 

52 

Surinam (Niederländisch) 

64,2 

2 468 

2 350 

62 

Uruguay 

69,3 

1 042 

3 020 

106 

Venezuela 

63,8 

1 098 

2 490 

66 

Asien 





Naher Osten 





Bahrain 


1 810 1 
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Region/Land 

Lebens- 
erwartung 
1965 bis 1970 
Jahre 

Einwohner 
pro Arzt ^) 

Kalorien- 
verbrauch 
pro Kopf 1) 
Anzahl 
pro Tag 

Protein- 
verbrauch 
pro Kopf 
Gramm 
pro Tag 

1 1 

2 

3 

4 

5 

noch Asien 





Irak 

51,6 

5 301 

2 050 

58 

Iran 

50,0 

3 297 

2 030 

55 

Israel 

71,8 

400 

2 930 

90 

Jemen, Arabische Republik *) 

42,3 

62 561 

1 910 

57 

Demokratische Volksrepublik Jemen 

42,3 

10 951 

2 080 

67 

Jordanien 

52,2 

3 810 

2 400 

65 

Katar 


1 386 



Kuwait 

64,4 

1 070 



Libanon 


1 475 

2 360 

70 

Oman 


25 217 



Saudi Arabien 

42,3 

11 041 

2 080 

56 

Syrien, Arabische Republik 

52,8 

3 851 

2 450 

69 

Vereinigte arabische Emirate 





Süd-Asien 





Afghanistan *) 

37,5 

20 688 

2 060 

65 

Bangladesh 





Bhutan *) 





Birma 

47,5 

9 583 

2 010 

44 

Indien 

48,8 

4 610 

1 940 

48 

Malediven *) 


50 000 

! 


Nepal *) 

40,6 

49 095 

2 030 

52 

Pakistan und Bangladesh 

47,4 

5 350 

2 350 

54 

Sikkim *) 



. 1 


Sri Lanka 

63,1 

3 698 

2210 

48 

Ferner Osten 





Brunei (Britisch) 


3 077 

2 620 

68 

China, Republik (Taiwan) 

68,2 

3 170 

2 050 

57 

Hongkong (Britisch) 

70,2 

1 820 

2 370 

65 

Indonesien 

45,1 

27 561 

1 750 

38 

Khmer, Republik 

50,0 

13 786 

2 230 

58 

Korea, Republik 

57,7 

1 236 

2 510 

69 

Laos *) 

47,5 

16 536 

2 040 

45 

Macau (Portugiesisch) 


1 491 



Malaysia 

57,2 

3 857 3) 

2 190 3) 

49 3) 

Philippinen 

56,1 

9 840 

1 990 

52 

Riukiu-Inseln 

71,9 

2 170 
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Region/Land 

Lebens- 
erwartung 
1965 bis 1970 
Jahre 

Einwohner 
pro Arzt ^) 

Kalorien- 
verbrauch 
pro Kopf ^) 
Anzahl 
pro Tag 

Protein- 
verbrauch 
pro Kopf 1) 
Gramm 
pro Tag 

1 

2 

3 

4 

5 

noch Asien 





Singapur 

68,2 

1 519 

2 430 

63 

Thailand 

59,1 

8 406 

2 220 

50 

Timor (Portugiesisch) 

37,5 

24 583 



Vietnam, Republik 

50,0 

12 236 

2 200 

49 

Ozeanien 





Fidschi 

68,1 

2 122 



Französisdi Polynesien 

62,0 

1 754 



Gilbert und Ellice Inseln (Britisch) 


1 867 



Neue Hebriden (Britisch-Französisch) 


3 200 



Neukaledonien (Französisch) 


1 528 



Pazifische Inseln (Amerikanisch) 


2 000 



Papua und Neuguinea (Australisch) 

46,8 

1 1 934 



Salomon-Inseln (Britisch) 


4 848 



Samoa, West *) 


3 000 



Tonga 


3 955 



Wallis und Futuna (Französisch) 

' 

3 000 


•• 


*) gehört zur Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder 

jüngste verfügbare Angabe 
nur Tanganyika 
nur Malaysia (West) 

Quellen : Spalte (2): UN, Monthly Bulletin of Statistics, April 1971, Special Table D: 
Spalte (3): UN, Statistical Yearbook 1971 New York 1972, Tab. 201; 

Spalten (4) und (5): ebenda Tab. 160. 
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Tabelle 5 

Stnikturdaten der Entwicklungsländer 

— Bildung, Beschäftigung — 

Region/Land 

Anteil der 
Analphabeten an 
der Bevölkerung 
über 15 Jahre 
(„Analphabeten- 
quote") 
in ®/o M 

Primär- und 
Sekundarschüler 
in Vo der 

5- bis 19jährigen 
(„Einschulungs- 
quote") 1969 

Arbeitslosen- | 

quote 1) 

(nach offiziellen 
Angaben) 
in 6/o 

1 

2 

3 

4 

Europa 




Gibraltar (Britisch) 

34,5 1^) 


. . 

Griechenland 

19,6 

81®) 

1 

Jugoslawien 

23,5 

79*) 

4 

Malta 

42,4 

75«) 

4 

Spanien 

13,3 

75*) 

2 

Türkei 

54,0 

54*) 

3 

Zypern 

24,1 

886) 

1 

Afrika 




Nördlich der Sahara 




Algerien 

81,2 

41 

25 

Libyen, Arabische Republik 

78,3 

56 


Marokko 

86,2 

25 


Sahara (Spanisch) 2) 




Tunesien 

67,8 ^3) 

56 

15 

Ägypten, Arabische Republik 

80,5 

42 

3 

Südlich der Sahara 




Angola (Portugiesisch) 

97,0 «) 



Äquatorial-Guinea 


51 


Äthiopien *) ’ 

95,0 

8 


Botsuana *) 

79,5 

40 


Burundi *) 

90,0 

16 


Dahome *) 

90,0 

18 


Elfenbeinküste 

80,0 

36 


Französisches Äfar- und Issa-Territorium 




Gabun 

87,6 

76 


Gambia 

90,0 

18 


Ghana 

75,0 

46 

11 

Guinea, Republik *] 

90,0 

16 


Guinea (Portugiesisch) 

99,7 



Kamerun 

85,0 

50 


Kapverdische Inseln (Portugiesisch) 

72,8 13) 

. . 


Kenia 

75,0 

38 

11») 

Komoren (Französisch) 

41,6 



Kongo, Volksrepublik 

75,0 

80 


Lesotho *) 

41,4 

54 


Liberia 

91,1 

32 
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Region/Land 


Anteil der 
Analphabeten an 
der Bevölkerung 
über 15 Jahre 
(„Analphabeten- 
quote") 
in Vo 


Primär- und 
Sekundarschüler 
in Vo der 
5- bis 19jährigen 
(„Einschulungs- 
quote") 1969 


Arbeitslosen- 
quote ^) 

(nach offiziellen 
Angaben) 2) 
in ®/o 


1 

2 

3 

4 

noch Afrika 




Madagaskar 

66,5 11) 

39 


Malawi “*■) 

77,9 

23 


Mali * 

97,8 

13 


Mauretanien 

95,0 

9 


Mauritius 

38,4 12) 

58 

12 

Mosambik (Portugiesisch) 

98,5 



Niger *) 

99,1 

4 


Nigeria 

88,5 14) 

17 

8 

Obervolta *) 

90,0 

6 


Reunion (Französisch) 

48,3 



Rhodesien 




Ruanda *) 

90,0 

32 


Sambia 

58,6 11) 

45 

3 

Sao Tome und Principe (Portugiesisch) 




Senegal 

94,4 11) 

23 


Sierra Leone 

93,3 

21 


Seychellen (Britisch) 

54,1 



Somalia *) 

95,0 

5 


St. Helena (Britisch) 

2,5 10) 



Sudan*) 

88,0 

14 

104) 

Swasiland 

64,0 

48 


Tansania *) ^) 

80,0 

19 


Togo 

90,0 

36 


Tschad *) 

90,0 

13 


Uganda *) 

74,9 10) 

35 


Zaire 

84,6 

60 

10 

Zentralafrikanische Republik 

Amerika 

85,0 

34 


Nord- und Mittelamerika 




Bahamas 

14,915) 



Barbados 

8,9 

75 

13 — 15 

Bermuda (Britisch) 

2,0 



Costa Rica 

15,7 

51 

4 

Dominikanische Republik 

35,5 

52 


El Salvador 

51,0 

47 

13 

Guadeloupe (Französisch) 

16,8 



Guatemala 

62,1 

29 


Haiti *) 

89,5 

18 


Honduras, Republik 

55,0 

42 
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Region/Land 

Anteil der 
Analphabeten an 
der Bevölkerung 
über 15 Jahre 
(„Analphabeten- 
quote") 
in ®/o 0 

Primär- und 
Sekundarschüler 
in ®/o der 

5- bis 19jährigen 
(„Einschulungs- 
quote") 1969 

Arbeitslosen- 
quote 1) 

(nach offiziellen 
Angaben) ^) 
in ®/o 

1 

2 

3 

4 

noch Amerika 




Belize 

13,4 



Jamaika 

18,1 

53 

25 

Kuba 

22,1 

77 6) 


Martinique (Französisch) 

15,4 


, , 

Mexiko 

34,6 

54 

4 

Niederländische Antillen 


99 7) 


Nicaragua 

50,4 

40 


Panama 

26,7 

59 

7 

St. Pierre und Miquelon (Französisch) 

0,9 



Trinidad und Tobago 

26,2 

65 

13 

Westindische Assoziierte Staaten 




Südamerika 




Argentinien 

8,6 11) 

72 

7‘) 

Bolivien 

67,9 

46 

18 

Brasilien 

39,3 13) 

49 


Chile 

16,4 

67 

3 

Ecuador 

32,5 

52 

5=) 

Falkland-Inseln (Britisch) 

. . 


. . 

Guayana 

24,1 

64 

15—20 

Guayana (Französisch) 

27,86 



Kolumbien 

27,1 

43 

15 

Paraguay 

25,5 

52 

6 

Peru 

39,4 9) 

60 

5 3) 

Surinam (Niederländisch) 

16,4 


27 

Uruguay 

9,6 

67 

8 4) 

Venezuela 

36,7 

54 

6 

Asien 




Naher Osten 




Bahrain 

71,5 



Irak 

85,5 

38 


Iran 

77,2 

36 

10 

Israel 

15,8 11) 

65 

3 

Jemen, Arabische Republik *) 

90,0 

4 


Demokratische Volksrepublik Jemen 


26 


Jordanien 

67,6 

42 


Katar 


63 


Kuwait 

47,4 13) 

60 


Libanon 

14,0 

58 6) 
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Region/Land 

Anteil der 
Analphabeten an 
der Bevölkerung 
über 15 Jahre 
(„Analphabeten- 
quote") 
in Vo h 

Primär- und 
Sekundarschüler 
in ®/o der 

5- bis 19jährigen 
(„Einschulungs- 
quote") 1969 

Arbeitslosen- 
quote 1) 

(nach offiziellen 
Angaben) 2) 
in 6/o 

J 

2 

3 1 

4 

noch Asien 




Oman 


, . 


Saudi-Arabien 


18 


Syrien, Arabische Republik 

70,5 

51 

4 

Vereinigte arabische Emirate 




Süd- Asien 




Afghanistan*) 

92,0 

11 


Bangladesh 




Bhutan *) 




Birma 

42,3 ^0) 

44 


Indien 

72,2 

39 

8») 

Malediven *) 




Nepal *) 

91,2 

14 


Pakistan und Bangladesh 

81,2 

22 

18 

Sikkim *) 

84,1 



Sri Lanka 

24,9 

59 

17 

Ferner Osten 




Brunei (Britisch) 

57,4 



China, Republik (Taiwan) 

46,1 

77 6) 


Hongkong (Britisch) 

21,8 1=^) 

68 


Indonesien 

61,0 

33 

10 

Khmer, Republik 

59,0 

42 


Korea, Republik 

29,4 

61 

7 

Laos *) 

85,0 

22 


Macau (Portugiesisch) 

29,6 



Malaysia 

53,0 

53 >6) 

7 

Philippinen 

28,1 

60 

9 

Riukiu-Inseln 

25,4 



Singapur 

25,0 

85 6) 

5 

Thailand 

32,3 

44 

5—63) 

Timor (Portugiesisch) 




Vietnam, Republik 

50,0 

53 


Ozeanien 




Fidschi 

35,6 

57 


Französisch Polynesien 

5,5 



Gilbert und Ellice Inseln (Britisch) 

9,9 13) 



Neue Hebriden (Britisch-Französisch) 




Neukaledonien (Französisch) 

16,2 



Pazifische Inseln (Amerikanisch) 
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Region/Land 

Anteil der 
Analphabeten an 
der Bevölkerung 
über 15 Jahre 
(„Analphabeten- 
quote") 
in ®/o b 

Primär- und 
Sekundarschüler 
in Vo der 

5- bis 19jährigen 
(„Einschulungs- 
quote") 1969 

1 

1 Arbeitslosen- 
quote ^) 

(nach offiziellen 

1 Angaben) ^) 

in Vo 

1 

2 

3 

1 4 

noch Ozeanien 



i 

Papua und Neuguinea (Australisch) 




Salomon-Inseln (Britisch) 


. . 


Samoa, West *) 

2,6 

83 «) 


Tonga 




Wallis und Futuna (Französisch) 





*) gehört zu der Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder 
jüngste verfügbare Angabe 

die hier zitierten offiziellen Angaben untertreiben das Ausmaß der Arbeitslosigkeit erheblich. Sie sind mit ent- 
sprechenden Angaben für die Bundesrepublik Deutschland nicht vergleichbar. In Entwicklungsländern werden im 
allgemeinen lediglich die arbeitslosen Lohnempfänger registriert; der Agrarbereich und der sogenannte „infor- 
male Sektor" (insbesondere Kleingewerbe), die die überwiegende wirtschaftliche Tätigkeit darstellen, werden so- 
mit nicht erfaßt, 
nur Arbeitslosigkeit in Städten 
nur Arbeitslosigkeit in der Hauptstadt 
5) 1968 
«) 1967 
1966 

®) Anteil der Analphabeten an der Gesamtbevölkerung 

Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 17 Jahre 
Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 16 Jahre 
Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 14 Jahre 
Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 13 Jahre 
Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 10 Jahre 
Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 7 Jahre 
Anteil der Analphabeten an der Bevölkerung über 5 Jahre 
nur Malaysia (West) 

Quellen: Spalte (2): UNESCO, Statistical yearbook 1970, Paris 1971, Tab. 1.3; UNESCO, Statistical yearbook 
1965, Paris 1966, Tab. 4; UNCTAD/RD/25 (Probleme de l'identification des pays les moins avances 
parmi les pays en voie de developpement) vom 5. November 1970, Tab. 6. 

Spalte (3): UN, Implementation of the International Development Strategy, New York 1973, Vol. I 
S. 86 bis 88; UNCTAD/RD 25, a. a. O., UNESCO, Statistical yearbook 1971, a. a. O., Tab. 2.7. 

Spalte (4): UN, a. a. O., S. 83 bis 85; Statistisches Bundesamt, Allgemeine Statistik des Auslandes, Län- 
derkurzberichte, Wiesbaden 1971 und 1972. 
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Tabelle 6 


Nettobeträge der von den einzelnen Entwicklungsländern empfangenen 
öffentlichen Hilfe (ohne bilaterale Leistungen des Ostblocks und anderer 
Entwicklungsländer) 1969 bis 1971 (Jahresdurchschnitt) 


Region/Land 

Bilaterale Hilfe 
der 

DAC'Länder 
Millionen US $ 

Multilaterale 

Hilfe 

Millionen US $ 

Gesamte Hilfe 

pro Kopf der 
Millionen US $ Bevölkerung 

uss 

1 

2 

3 

4 

5 

Europa 

189,47 

127,14 

316,61 

3,24 

Gibraltar (Britisch) 

2,62 

— 

2,62 

97,04 

Griechenland 

6,20 

10,33 

16,53 

1,87 

Jugoslawien 

-13,92 

30,30 

16,38 

0,80 

Malta 

14,04 

0,53 

14,57 

45,11 

Spanien 

13,69 

11,11 

24,80 

0,75 

Türkei 

158,68 

70,75 

229,43 

6,66 

Zypern 

2,2? 

3,82 

6,09 

9,67 

Afrika 

1 376,49 

425,47 

1 801,96 

5,50 

Nördlich der Sahara 

314,27 

59,46 

373,73 

5,52 

Algerien 

109,69 

6,33 

116,02 

8,69 

Libyen, Arabische Republik 

3,45 

1,78 

5,23 

2,80 

Marokko 

88,31 

16,25 

104,56 

6,95 

Sahara (Spanisch) 





Tunesien 

97,52 

23,72 

121,24 

24,65 

Ägypten, Arabische Republik 

15,29 

11,39 

26,68 

0,82 

Südlich der Sahara 

1 035,14 

355,76 

1 390,90 

5,34 

Angola (Portugiesisch) 

10,88 

— 

10,88 

2,00 

Äquatorial-Guinea 



, . 


Äthiopien *) 

33,44 

13,77 

47,21 

1,91 

Botsuana ^) 

12,00 

3,23 

15,23 

24,21 

Burundi *) 

11,84 

5,56 

17,40 

5,01 

Dahome.*) 

12,36 

6,27 

18,63 

7,06 

Elfenbeinküste 

37,84 

17,65 

55,49 

11,23 

Französisches Afar- und Issa-Territorium 

10,47 

0,53 

11,00 

118,28 

Gabun 

15,10 

5,25 

20,35 

41,96 

Gambia 

2,26 

0,33 

2,59 

7,19 

Ghana 

53,87 

7,39 

61,26 

7,34 

Guinea, Republik *) 

8,09 

16,81 

24,90 

6,40 

Guinea (Portugiesisch) 

4,88 

0,12 

5,00 

9,43 

Kamerun 

29,47 

22,45 

51,92 

9,05 

Kapverdische Inseln (Potugiesisch) ^ 

6,08 

— 

6,08 

24,32 

Kenia 

49,12 

22,13 

71,25 

6,54 
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Bilaterale Hilfe 

Multilaterale 

Hilfe 

Millionen US $ 

Gesamte Hilfe 

Region/Land 

der 

DAC-Länder 
Millionen US $ 

Millionen US $ 

pro Kopf der 
Bevölkerung 

usS 

1 

2 

1 3 

4 

5 

noch Afrika 

Komoren (Französisch) 

7,07 

0,60 

7,67 

28,41 

Kongo, Volksrepublik 

10,76 

9,27 

20,03 

22,76 

Fesotho *) 

9,83 

2,96 

12,79 

13,75 

Liberia 

12,02 

3,52 

15,54 

10,50 

Madagaskar 

28,07 

20,00 

48,07 

7,22 

Malawi *) 

23,27 

8,58 

31,85 

7,24 

Mali *) 

13,64 

11,01 

24,65 

5,05 

Mauretanien 

3,71 

9,17 

12,88 

11,34 

Maritius 

5,05 

0,94 

5,99 

7,50 

Mosambik (Portugisisch) 

26,88 

— 

26,88 

3,56 

Niger *) 

25,36 

9,42 

34,78 

8,90 

Nigeria 

82,44 

34,10 

116,54 

1,80 

Obervolta *) 

14,92 

10,01 

24,93 

4,72 

Reunion (Französisch) 

95,93 

2,42 

98,35 

225,57 

Rhodesien 

0,60 

-4,04 

-3,44 

-0,68 

Ruanda *) 

16,87 

4,54 

21,41 

5,86 

Sambia 

15,11 

5,08 

20,19 

5,02 

Sao Tome und Principe (Französisch) . . 

1,13 

— 

1,13 

17,12 

Senegal 

31,36 

19,02 

50,38 

13,29 

Sierra Leone 

7,00 

2,63 

9,63 

3,84 

Seychellen (Britisch) 

4,31 

0,04 

4,35 

85,29 

Somalia ’') 

20,26 

9,75 

30,01 

10,99 

St. Helena (Britisch) 

1,07 

— 

1,07 


Sudan *) 

0,21 

10,94 

11,15 

0,73 

Swasiland 

5,36 

1,12 

6,48 

15,80 

Tansania *) 

38,15 

15,01 

53,16 

4,23 

Togo . . 

9,11 

8,14 

17,25 

9,10 

Tschad *) 

17,00 

8,42 

25,42 

7,24 

Uganda *) 

20,83 

8,87 

1 29,70 

3,13 

Zaire 

71,52 

16,22 

87,74 

4,90 

Zentralafrikanische Republik 

10,51 

5,74 

16,25 

10,70 

Amerika 

844,30 

600,33 

1 444,63 

5,18 

Nord- und Mittelamerika 

352,36 

207,47 

559,83 

6,38 

Bahamas 

0,07 

0,05 

0,12 

0,73 

Barbados 

2,49 

0,02 

2,51 

9,88 
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Region/Land 

Bilaterale Hilfe 
der 

DAC-Länder 
Millionen US $ 

Multilaterale 

Hilfe 

Millionen US $ 

Gesamt 

Millionen US $ 

;e Hilfe 

pro Kopf der 
Bevölkerung 

uss 

t 1 

2 ! 

1 3 1 

4 

! 5 

noch Amerika 





Bermuda (Britisch) 

0,01 

— 

0,01 

0,20 

Costa Rica 

12,41 

5,26 

17,67 

10,52 

Dominikanische Republik 

28,91 

18,64 

47,55 

12,03 

El Salvador 

10,56 

1,30 

11,86 

3,50 

Guadeloupe (Französisch) 

55,97 

0,88 

56,85 

175,46 

Guatemala 

12,42 

9,01 

21,43 

4,27 

Haiti ♦) 

4,29 

1,29 

5,58 

1,17 

Honduras, Republik 

9,88 

14,45 

24,33 

9,75 

Belize 

5,81 

0,13 

5,94 

50,77 

Jamaika 

12,17 

5,92 

18,09 

9,71 

Kuba 

0,22 

1,19 

1,41 

0,16 

Martinique (Französisch) 

70,23 

0,30 

70,53 

209,91 

Mexiko 

13,56 

128,08 

141,64 

2,89 

Niederländische Antillen 

20,90 

2,93 

23,83 

108,81 

Nicaragua 

16,96 

7,09 

24,05 

12,56 

Panama 

15,70 

7,08 

22,78 

16,08 

St. Pierre und Miquelon (Französisch) . . 

4,30 

0,07 

4,37 

. . 

Trinidad und Tobago 

4,61 

3,43 

8,04 

7,73 

Westindische Assoziierte Staaten 

30,95 

0,36 

31,31 

55,42 

Südamerika 

460,79 

373,43 

- 834,22 

4,35 

Argentinien 

4,19 

63,68 

67,87 

2,83 

Bolivien 

26,36 

15,75 

42,11 

8,76 

Brasilien 

125,63 

134,70 

260,33 

2,82 

Chile 

47,87 

33,52 

81,39 

8,51 

Ecuador 

15,05 

8,37 

23,42 

3,98 

Falkland-Inseln (Britisch) 

0,13 

— 

0,13 


Guayana 

16,19 

1,52 

17,71 

24,36 

Guayana (Französisch) 

22,07 

0,77 

22,84 


Kolumbien 

105,62 

71,90 

177,52 

8,68 

Paraguay 

11,31 

10,98 

22,29 

9,63 

Peru 

33,88 

19,53 

53,41 

4,05 

Surinam (Niederlande) 

20,74 

2,56 

23,30 

61,15 

Uruguay 

13,28 

0,99 

14,27 

5,00 

Venezuela 

5,96 

9,15 

15,11 

1,50 
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Region/Land 

Bilaterale Hilfe 
der 

DAC-Länder 
Millionen US $ 

Multilaterale 

Hilfe 

Millionen US $ 

Gesamte Hilfe 

pro Kopf der 
Millionen US | Bevölkerung 

US $ 

1 

1 2 

! 3 

1 4 

5 

Asien 

2 915,27 

470,35 

3 385,62 

3,18 

Naher Osten 

122 AS 

102,26 

224,71 

3,34 

Bahrain 

0,23 

0,04 

0,27 

1,27 . 

Irak 

-0,02 

8,48 

8,46 

0,90 

Iran 

10,27 

25,59 

35,86 

1,26 

Israel 

62,74 

0,10 

62,84 

22,27 

Jemen, Arabische Republik *) 

5,87 

2,54 

8,41 

1,51 

Demokratische Volksrepublik Jemen . . 

1,51 

1,88 

3,39 

2,78 

Jordanien 

28,28 

31,30 

59,58 

26,57 

Katar 


■ — 



Kuwait 

0,04 

-2,91 

-2,87 

-4,37 

Libanon 

4,23 

7,19 

11,42 

4,32 

Oman^) 

0,04 

-0,03 

0,01 

0,01 

Saudi-Arabien 

0,20 

1,12 

1,32 

0,18 

Syrien, Arabische Republik 

1,67 

15,28 

16,95 

2,89 

Vereinigte Arabische Emirate 

0,49 

0,01 

0,50 

2,44 

Süd- Asien 

1 281,19 

197,91 

1 479,10 

2,06 

Afghanistan *) 

27,07 

5,57 

32,64 

2,34 

Bangladesh 




, , 

Bhutan *) 

0,15 

— 

0,15 

0,18 

Birma 

28,26 

-0,24 

28,02 

1,04 

Indien 

798,67 

108,14 

906,81 

1,72 

Malediven *) 

0,30 

0,08 

0,38 

3,52 

Nepal *) 

16,12 

2,59 

18,71 

1,72 

Pakistan 

361,98 

75,23 

437,21 

3,45 

Sikkim 

. , 


, , 


Sri Lanka 

45,08 

6,54 

51,62 

4,22 

Ferner Osten 

1 488,35 

164,74 

1 653,09 

5,92 

Brunei (Britisch) 

0,01 

— 

0,01 

0,09 

China, Republik (Taiwan) 

7,48 

35,91 

43,39 

3,14 

Hongkong (Britisch) 

1,99 

-0,91 

1,08 

0,27 

Indonesien 

436,89 

20,56 

457,45 

3,92 

Khmer, Republik 

22,08 

1,03 

23,11 

3,17 

Korea, Republik 

300,42 

30,06 

330,48 

10,61 

Laos *) 

68,51 

0,70 

69,21 

23,92 

Macau (Portugiesisch) 

1,17 

0,90 

2,07 

8,15 

Malaysia 

29,71 

15,77 

45,48 

4,29 
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Region/Land 

Bilaterale Hilfe 
der 

DAC-Länder 
Millionen US S 

Multilaterale 

Hilfe 

Millionen US $ 

Gesamte Hilfe 

Millionen US $ 

pro Kopf der 
Bevölkerung 

uss 

1 

2 

3 

4 

5 

noch Asien 





Philippinen 

60,33 

18,57 

78,90 

2,20 

Riukiu-Inseln 


■ ' 



Singapur 

23,01 

15,47 

38,48 

19,08 

Thailand 

63,69 

26,04 

89,73 

2,55 

Timor (Portugisisch) 

1,62 

— 

1,62 

2,74 

Vietnam, Republik 

451,47 

0,58 

452,05 

25,30 

Ozeanien 

251,28 

6,53 

257,81 

69,89 

' Fidschi 

1 826 ' 

0,57 

8,83 

17,45 

Französisch Polynesien 

19,01 

0,30 

19,31 

183,90 i 

Gilbert und Ellice Inseln (Britisch) 

1,95 

0,05 

2,00 

36,36 ’ 

Neue Hebriden (Britisch-Französisch) . . 

3,69 

0,01 

; 3,70 

46,25 

' Neukaledonen (Französisch) 

24,73 

j 144 

25,87 

263,98 

Pazifische Inseln (Amerikanisch) 

49,00 

0,12 

49,12 

501,22 

; Papua und Neuguinea (Australisch) .... 

134,81 

3,10 

137,91 

58,36 1 

Salomon-Inseln (Britisch) 

7,40 

0,16 

7,56 

47,55 

Samoa, West *) 

0,27 

0,90 

1,17 

8,36 

: Tonga 

0,82 

0,03 

0,85 

10,24 1 

Wallis und Futuna (Französisch) 

i 

0,13 

0,13 


Gesamte Welt 

5 896,48 

1 

1 654,69 

7 551,17 

4,27 


*) gehört zu der Gruppe der 25 am wenigsten entwickelten Länder 
einschließlich Muskat 

-] einschließlich eines Teils der für das Indus-Becken-Projekt ausgezahlten Leistungen 
einschließlich eines Teils der von Bangladesh empfangenen Leistungen 

Quelle: Zusammenarbeit im Dienst der Entwicklung, Jahresprüfung 1972, OECD 1972, Paris S, 433 bis 435 

NB. Die Summen für die Regionen und für die gesamte Welt enthalten auch die nicht aufgeschlüsselten Leistungen. 
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Tabelle 7 


Bilaterale und multilaterale Technische Hilfe nach Empfängergebieten 
1967 und 1970 (Auszahlungen) 

(ohne bilaterale Leistungen des Ostblocks und anderer Entwicklungsländer) 


Region 

Bilaterale technische Hilfe 

Multilaterale technische Hilfe 

Millionen US $ 

Anteil in Vo 

Millionen US $ 

Anteil 

in Vo 

1967 

1970 

1967 

1970 

1967 

1970 

1967 1 

1970 

Europa 

21 

27 

16 

1,8 

8 

11 

4,2 

4,4 

Afrika 

548 

589 

41,7 

38,9 

67 

98 

37,3 

38,6 

Nördlich der Sahara 

82 

99 

6,2 

6,5 

13 

15 

7,1 

5,8 

Südlich der Sahara 

439 

469 

33,4 

31,0 

47 

69 

26,2 

27,3 

Nicht näher bestimmt 

27 

21 

2,1 

1,4 

7 

14 

4,0 

5,5 

Amerika 

233 

269 

17,7 

17,8 

41 

51 

22,7 

20,1 

Nord- und Mittelamerika 

99 

120 

7,5 

7,9 

13 

15 

7,0 

5,8 

Südamerika 

103 

110 

7,8 

7,3 

19 

24 

10,6 

9,6 

Nicht näher bestimmt 

31 

39 

2,4 

2,6 

9 

12 

5,1 

4,7 

Asien 

332 

387 

25,3 

25,6 

56 

79 

31,1 

31,2 

Naher Osten 

22 

23 

1,7 

1,5 


18 

7,9 

7,2 

Südasien 

. 62 

76 

4,7 

5,0 

19 

25 

10,4 

9,8 

Ferner Osten 

231 

274 

17,6 

18,1 

15 

25 

8,6 

9,9 

Nicht näher bestimmt 

17 

14 

1,3 

0,9 

8 

11 

4,2 

4,3 

Ozeanien 

19 

23 

1,4 

1,5 

1 

1 

0,5 

0,2 

Nicht näher bestimmt 

161 

219 

12,3 

14,4 

7 

12 

4,2 

4,8 

insgesamt . . . 

1 314 

1 515 

100,0 

100,0 

180 

253 

100,0 

100,0 


nur Zuschüsse 

-) nur Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) und reguläre Programme der UN-Stellen 
Quelle: Zusammenarbeit im Dienst der Entwicklung, Jahresprüfung 1972, OECD Paris 1972, S. 329 
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Tabelle 8 


Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit Entwicklungsländern 

(Herstellungs- und Verbraucherländer) 1960 bis 1972 
in Mrd. DM 



Außenhandel mit allen 

Außenhandel mit den außereuropäischen Entwicklungsländern | 

Jahr 


(DAC-Liste) 


einschließlich Ölproduzenten ’) 

ohne Ölproduzenten 0 ' 


Aus- 

fuhren 

1 Ein- 1 

fuhren [ 

Saldo 2) 

Aus- 

fuhren 

Ein- 

fuhren 

Saldo 2) 

Aus- 

fuhren 

Ein- 1 
fuhren j 

Saldo 2) 

1960 

10,8 

10,9 

-0,1 

9,0 

9,5 

-0,5 

7,2 

6,8 

+0,4 

1961 

11,1 

10,9 

+ 0,2 

9,1 

9,4 

-0,3 

7,3 

6,6 

+0,7 

1962 

10,4 

11,8 

-1,4 

8,2 

10,2 

-2,0 

6,7 

7,0 

-0,3 

1963 

10,8 

12,1 

-1,3 

8,4 

10,6 

-2,2 

6,8 

7,3 

-0,5 

1964 

11,9 

13,8 

-1,9 

9,2 

12,0 

-2,8 

7,4 

7,9 

-0,5 

1965 

13,6 

15,4 

-1,8 

10,3 

13,5 

-3,2 

8,1 

9,1 

-1,0 

1966 

15,3 

16,2 

-0,9 

11,2 

14,1 

-2,9 

8,6 

9,4 

“0,8 

1 1967 

16,2 

15,6 

+ 0,6 

11,7 

13,7 

-2,0 

9,0 

8,8 

+ 0,2 

1968 

17,7 

17,9 

-0,2 

12,9 

15,6 

-2,7 

9,8 

9,7 

+ 0.1 

1969 

19,5 

20,0 

-0,5 

14,0 

17,0 

-3,0 

10,7 

10,9 

-0,2 

1970 

21,4 

21,0 

+ 0,4 

14,9 

17,7 

-2,8 

11,5 

11,4 

+ 0,1 

1971 

23,4 

22,8 

+ 0,6 

16,3 

19,1 

“2,8 

12,4 

11,1 

+ 1,3 

1972 

24,9 

24,2 

+ 0,7 

17,0 

19,6 

-2,6 

12,5 

11,9 

+ 0,6 

h OPEC-Länder 

(Irak, Iran, Kuwait, 

Saudi-Arabien, Venezuela, Katar, 

Libyen, 

Indonesien, 

Abu-Dhabi, 

Algerien, 


Nigeria) 

2) Einfuhr- ( — ) bzw. Ausfuhrüberschuß ( + ) der Bundesrepublik Deutschland 

Quellen; Statistisches Bundesamt, Reihe 3, Jahresberichte „Spezialhandel nach Ländern und Warengruppen", und 
Reihe 7, „Außenhandel mit den außereuropäischen Entwicklungsländern", verschiedene Jahrgänge 
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Tabelle 9 a) 

Bi- und multilaterale Leistungen der Bundesrepublik Deutschland 

1970 bis 1972 

in Millionen DM 




1970 



1971 



1972 


Art der Leistung 

Brutto 

Rück- 1 
flüsse 

Netto 

Brutto j 

Rück- 

flüsse 

Netto 

Brutto 

Rück- 

flüsse 

Netto 

1 

2 

3 ! 

4 

5 1 

6 1 

7 

8 

9 

10 

L öffentliche 

Leistungen 

3 858,9 

1 172,7 

2 686,2 

4 540,0 

1 403,8 

3 136,2 

4 769,1 

1 685,9 

3 083,2 

A. öffentliche Entwick- 
lungshilfe 

2 548,0 

345,2 

2 202,8 

2 928,1 

364,9 

2 563,2 

3 077,0 

472,3 

2 604,7 

— Bilateral 

2 051,1 

345,2 

1 705,9 

2 213,6 

364,9 

1 848,7 

2 410,3 

472,1 

1 938,2 

— Zuwendungen 

902,6 

— 

902,6 

973,0 

— 

973,0 

980,3 

— 

980,3 

— ■ Technische 

Hilfe 

695,6 

— 

695,6 

721,1 


721,1 

774,1 



774,1 

• — • Sonstige 
Zuwendun- 
gen 

207,0 


207,0 

251,9 


251,9 

206,2 


206,2 

— Kredite über 
ein Jahr 
(Kapitalhilfe 
einschließlich 
Umschuldun- 
gen und DEG- 
Beteiligun- 
gen) 

1 148,5 

345,2 

803,3 

1 240,6 

364,9 

875,7 

1 430,0 

472,1 

957,9 

— Multilateral .... 

496,9 

— 

496,9 

714,5 

— 

714,5 

666,7 

0,2 

666,5 

— Beiträge an 
multilaterale 
Organisatio- 
nen 

309,5 


309,5 

408,9 


408,9 

383,4 


383,4 

— Zahlungen 
auf gezeich- 
netes Kapital 

157,4 


157,4 

273,9 


273,9 

266,8 


266,8 

— Kredite 

30,0 

— 

30,0 

31,7 

— 

31,7 

16,5 

0,2 

16,3 

B. Sonstige öffentliche 
Leistungen 

1 310,9 

827,5 

483,4 

1 611,9 

1 038,9 

573,0 

1 692,1 

1 213,6 

478,5 

— Bilateral 

762,6 

471,3 

291,3 

1 154,4 

650,4 

504,0 

1 154,3 

780,8 

373,5 

— Kredite der 
KW (ein- 
schließlich 
Umschuldung) 

583,3 

296,1 

287,2 

954,2 

499,0 

455,2 

1 016,2 

625,2 

391,0 

— Refinanzie- 
rungen des 
BMF 

179,3 

175,2 

4,1 

184,3 

150,9 

33,4 

' 132,7 

154,4 

-21,7 

— DEG-Dar- 
lehen 

— 

— 

1 

15,9 

0,5 

15,4 

5,4 

1,2 

4,2 

— Multilateral . . . 

548,3 

356,2 

192,1 , 

457,5 

388,5 

69,0 

i 537,8 

432,8 

105,0 


140 



Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1236 


noch Anlage 9 


noch Tabelle 9 a) 




1970 



1971 



1972 


Art der Leistung 

Brutto 

Rück- 

flüsse 

Netto 

Brutto 

Rück- 

flüsse 

Netto 

Brutto 

Rück- 

flüsse 

Netto 

1 

1 2 

1 3 

1 4 

1 5 I 

6 1 

7 

8 1 

9 

1 10 

II. Private 

Leistungen 

7 246,9 

4 480,0 

2 766,9 

10 138,9 

6 589,3 

3 549,6 

10 371,5 

7 932,0 

2 439,5 

A. Private Ent- 










Wicklungshilfe .... 

284,6 

— 

284,6 

378,1 

— 

378,1 

398,4 

— 

398,4 

B. Leistungen der Wirt- 










Schaft 

6 962,3 

4 480,0 

2 482,3 

9 760,8 

6 589,3 

3 171,5 

9 973,1 

7 932,0 

2 041,1 

— Bilateral 

6 512,1 

4 260,7 

2 251,4 

9 191,3 

6 424,8 

2 766,5 

9 098,1 

7 764,0 

1 334,1 

— Investitionen 










und Finanz- 
kredite 

2 801,1 

1 235,1 

1 566,0 

4 230,3 

2 894,8 

1 335’,5 

5 829,8 

7 764,0 

1 532,7 

— Garantierte 
Exportkredite 










(100 Vo) 

3 711,0 

3 025,6 

685,4 

4 961,0 

3 530,0 

1 431,0 

3 268,3 

4 297,1 

“198,6 

— Multilateral . . 

450,2 

219,3 

230,9 

569,5 

164,5 

405,0 

875,0 

3 466,9 

707,0 

i 

III. Gesamte 










Leistungen 

11 105,8 

5 652,7 

5 453,1 

14 678,9 

7 993,1 

6 685,8 

15 140,6 

168,0 

5 522,7 

davon: 










bilateral 

9 610,4 

5 077,2 

4 533,2 

12 937,4 

7 440,1 

5 497,3 

13 061,1 

9 617,9 

4 044,2 

öffentlich 

2 813,7 

816,5 

1 997,2 

3 368,0 

1 015,3 

2 352,7 

3 564,6 

1 252,9 

2311,7 

privat 

6 796,7 

4 260,7 

2 536,0 

9 569,4 

6 424,8 

3 144,6 

^ 9 496,5 

7 764,0 

1 732,5 

multilateral 

1 495,4 

575,5 

919,9 

1 741,5 

553,0 

1 188,5 

2 079,5 

601,0 

1 478,5 

öffentlich 

[ 

1 045,2 

356,2 

689,0 

1 172,0 

388,5 

783,5 

1 204,5 

433,0 

771,5 

privat 

1 

450,2 

219,3 

230,9 

569,5 

164,5 

405,0 

875,0 

168,0 

707,0 


Anleihen der Weltbank und sonstiger multilateraler Finanzinstitute am deutschen Kapitalmarkt 

Quelle: BMZ 
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Tabelle 9 b) 


Bi- und multilaterale Leistungen der Bundesrepublik Deutschland 
1950 bis 1972 (Nettoauszahlungen) 

in Millionen DM 


Jahr 

öffentliche Entwicklungshilfe 

Sonstige Öffentliche 
Leistungen 

Private Leistungen 

Gesamt- 

leistun- 

gen 

bilateral 

multi- 

lateral 

zu- 

sammen 

bi- 

lateral 

multi- 

lateral 

zu- 

sammen 

private 
Ent- 
wick- 
lungs- 
hilfe 1) 

Leistungen der Wirtschaft 

bilateral 

multi- 
late- 
ral 2) 

zu- 

sammen 

t 

■ 2 1 

3 

4 1 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 1 

12 

1950 bis 1959 

2 251,2 

537,1 

2 788,3 

1 213,7 

1 600,2 

2 813,9 


6 195,6 

261,7 

6 457,3 

12 059,5 

1960 

690,8 

248,0 

938,8 

363,0 

176,0 

539,0 

. . 

1 145,8 

14,7 

1 160,5 

2 638,3 

1961 

1 169,2 

295,0 

1 464,2 

160,4 

848,0 

1 008,4 


926,6 

-10,8 

915,8 

3 388,4 

1962 

1 199,1 

421,2 

1 620,3 

257,1 

-12,0 

245,1 


573,7 

- 1,7 

572,0 

2 437,4 

1963 

1 436,6 

119,3 

1 555,9 

201,4 

”18,1 

183,3 


698,1 

45,4 

743,6 

2 482,8 

1964 

1 737,1 

98,6 

1 835,7 

”84,2 

-60,0 

*”144,2 


905,5 

228,7 

1 134,2 

2 825,7 

1965 

1 674,7 

149,4 

1 824,1 

54,0 

6,0 

60,0 

. . 

753,0 

301,6 

1 054,5 

2 938,6 

1966 

1 492,3 

185,4 

1 677,7 

305,9 

-40,0 

265,9 


1 234,5 

-24,1 

1 210,4 

3 154,0 

1967 

1 745,1 

289,7 

2 034,8 

176,6 

”24,0 

152,6 


2 415,2 

-21,1 

2 394,2 

4 581,6 

1968 

1 787,7 

439,9 

2 227,6 

152,9 

— 

152,9 

. . 

3 095,7 

1 177,4 

4 273,1 

6 653,6 

1969 

1 770,2 

500,8 

2 271,0 

62,8 

-265,6 

”202,8 

. . 

4 466,9 

1 415,9 

5 882,8 

7 951,0 

1970 

1 705,9 

496,9 

2 202,8 

291,3 

192,1 

483,4 

284,6 

2 251,3 

230,9 

2 482,3 

5 453,1 

1 1971 

1 848,7 

714,5 

2 563,2 

504,0 

69,0 

573,0 

378,1 

2 766,5 

405,0 

3 171,5 

6 685,8 

^ 1972 

i 

1 938,2 

666,5 

2 604,7 

373,5 

105,0 

478,5 

398,4 

1 334,0 

707,0 

2 041,1 

5 522,7 

1950 bis 1972 

22 446,8 

5 162,3 

27 609,1 

4 032,6 

2 576,6 

6 609,2 

1 061,1 

28 762,7 

4 730,6 

33 493,3 

68 772,7 


Die Eigenleistungen gemeinnütziger Organisationen für Entwicklungshilfezwecke werden erst seit. 1970 ermittelt 
und in der DAC-Statistik ausgewiesen. 

“) Anleihen der Weltbank und sonstiger multilateraler Finanzinstitute am deutschen Kapitalmarkt 
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Tabelle 10 


Bundeshaushalt und Einzelplan 23 
1962 bis 1973 



Bundeshaushalt 

Einzelplan 23 


Ist 1) 

Soll (ursprünglich) 

Ist j 

Jahr 

Mrd. DM 

Steigerungs- 
rate in ®/o 

Millionen 

DM 

Steigerungs- 
rate in ®/o 

Millionen 

DM 

Steigerungs- 
rate in Vo 

Anteil am | 
Bundeshaus- i 
halt in Vo 


1 |2|3|4|5l6|7|8 


1962 

50,0 

16,3 

380,0 


317,7 


0,6 

1963 

54,7 

9,4 

866,0 

127,9 

751,6 

136,6 

1,4 

1964 

57,8 

5,7 

718,5 

- 17,0 

749,9 

- 0,2 

1,3 

1965 

64,0 

10,7 

865,7 

20,5 

962,4 

28,3 

1,5 

1966 

66,7 

4,2 

1 552,3 

79,3 

1 425,1 

48,1 

2,1 

1967 

74,3 

11,4 

1 656,7 

6,7 

1 621,4 

13,8 

2,2 

1968 

75,3 

1,3 

2 064,4 

24,6 

2 032,0 

25,3 

2,7 

1969 

81,6 

8,4 

2 190,4 

6,1 

2 163,1 

6,5 

2,7 

1970 

89,0 

9,1 

2 247,3 

2,6 

2 018,0 

- 6,7 

2,3 

1971 

98,1 

10,2 

2 478,1 

10,3 

2 316,5 

14,8 

2,4 

1972 

109,7 

11,8 

2 427,7 

- 2,0 

2 280,3 

- 1,6 

2,1 

1973 

120,2 3) 

10,3 ä) 

2 799,2 

15,3 



2,3 3) 


Ausgaben des Bundes; ohne Tilgung von Krediten am Kreditmarkt, ohne Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger 
Fehlbeträge der Vorjahre, ohne haushaltstedinische Verrechnungen, einschließlich Zuführung an Rücklagen. 

2) nachträgliche Kürzungen des Solls wurden nicht berücksichtigt 
Haushalts-Soll 

Quelle: BMZ 
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Tabelle 11a) 


öffentliche Hilfe der Bundesrepublik Deutschland 
1960 bis 1972 (Nettoauszahlungen) 

in Millionen DM 



bilaterale Hilfe 

Hilfe über multilaterale Stellen 

Gesamt- 

hilfe 

Zuwendungen 

Kredite 

Summe 

Zuwen- 

dungen 

Kapital- 

zeich- 

nungen 

und 

Finanz- 

hilfen 

Summe 

Jahr 

Tech- 
nische 
Hilfe 1) 

andere 

Zuwen- 

dungen 

Summe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

1960 

67,5 

259,5 

327,0 

363,8 

690,8 

157,6 

90,4 

248,0 

938,8 

1961 

116,9 

342,3 

459,2 

710,0 

1 169,2 

223,0 

72,0 

295,0 

1 464,2 

1962 

198,1 

405,2 

503,3 

695,8 

1 199,1 

349,2 

72,0 

421,2 

1 627,5 

1963 

297,6 

310,4 

608,0 

828,6 

1 436,6 

47,6 

71,7 

119,3 

1 555,9 

1964 

342,8 

278,3 

621,1 

1 116,0 

1 737,1 

58,0 

40,6 

98,6 

1 835,7 

1965 

374,3 

329,1 

703,4 

971,3 

1 674,7 

52,3 

97,1 

149,4 

1 824,1 

1966 

422,8 

28,1 

450,9 

1 041,4 

1 492,3 

57,5 

127,9 

185,4 

1 677,7 

1967 

460,4 

80,0 

540,4 

1 204,7 

1 745,1 

115,8 

173,9 

289,7 

2 034,8 

1968 

515,5 

118,1 

633,6 

1 154,1 

1 787,7 

216,0 

223,9 

439,9 

2 227,6 

1969 

583,2 

230,2 

813,4 

956,8 

1 770,2 

285,4 

215,4 

500,8 

2 271,0 

1970 

695,6 

207,0 

902,6 

803,3 

1 705,9 

309,5 

187,4 

496,9 

2 202,8 

1971 

721,1 

251,9 

973,0 

875,7 

1 848,7 

408,9 

305,6 

714,5 

2 563,2 

1972 

774,1 

206,2 

980,3 

957,9 

1 938,2 

383,4 

283,1 

666,5 

2 604,7 


Unter technischer Hilfe ist zu verstehen: Leistungen für Studenten, Praktikanten, Fachkräfte und Entwicklungs- 
helfer; die Lieferung von Ausrüstungen und Material für Forschungs-, Ausbildungs- und Demonstrationszwecke; 
sonstige Hilfe, wie technische Unterstützung und Beratungsdienste auf vertraglicher Basis. 

Quelle : BMZ 
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Tabelle 11b) 


öffentliche Hilfe der Bundesrepublik Deutschland 
1960 bis 1972 (Zusagen) i) 

in Millionen DM 


bilaterale Hilfe i Hilfe über multilaterale Stellen 


Jahr 

Z 

Tech- 

nische 

1 Hilfe 9 

uwendungen 

andere 

I Zuwen- ; 

1 düngen | 

Summe 

( 

1 

1 Kredite 

1 

) Summe ^ 

Zuwen- 

dungen 

Kapital- 

zeich- 

nungen 

und 

Kredite 

1 

Summe 

i 

Gesamt- 

hilfe 

1 

1 2 1 

1 

3 1 

4 

1 5 

1 

6 1 

7 I 

8 

i 9 


10 

1960 

1 

161,7 

249,9 

411,6 

272,1 

1 

683,7 



293,2 


976,9 

1961 

184,8 

315,0 

499,8 

823,6 

1 

323,4 

72,0 

i 359,5 

431,5 

1 

754,9 

1962 

303,2 

300,0 

603,2 

1 010,7 

1 

613,9 

42,3 

72,0 

114,3 

1 

728,2 

1963 

, 364,4 

288,4 

652,8 

, 1 908,4 

2 

561,2 

52,4 

40,8 

93,2 

2 

654,4 

1964 

407,8 

348,4 

756,2 

923,0 

1 

679,2 

241,2 

96,0 

337,2 

2 

016,4 

1965 

438,1 

321,8 

759,9 

1 202,4 

1 

962,3 

283,6 

118,0 

401,6 

2 

363,9 

1966 

473,0 

23,9 

496,9 

1 342,9 

1 

839,8 

315,5 

211,2 

526,7 

2 

366,5 

1967 

582,8 

26,5 

609,3 

1 315,3 

1 

924,6 

289,5 

260,4 

549,9 

2 

474,5 

1968 

632,7 

27,0 

659,7 

1 143,5 

1 

803,2 

195,8 

430,6 

626,4 

2 

429,6 

1969 

594,3 

158,1 

752,4 

1 222,4 

1 

974,8 

338,1 

168,0 

506,1 

2 

480,9 

1970 

735,3 

168,0 

903,3 

1 337,9 

2 

241,2 

382,2 

352,3 

734,5 

2 

975,7 

1971 

787,5 

290,7 

1 078,2 

1 467,7 

2 

545,9 

399,8 

373,2 

773,0 

3 

318,9 

1972 

921,6 

245,4 

1 167,0 

1 626,9 

2 

793,9 

392,4 

443,8 

836,2 

3 

630,1 


9 Erfaßt sind als Zusagen bei den bilateralen Krediten die abgeschlossenen Darlehensverträge und bei den bilate- 
ralen Zuwendungen ab 1972 die Bewilligungen und von 1960 bis 1971, mit Ausnahme der Kirchen und der Tech- 
nischen Hilfe im engeren Sinn (Titel 686 05 bzw. 686 01), die BaranSatze. Bei den Zusagen über multilaterale Stel- 
len sind gemäß Bestimmungen OECD/DAC die Haushaltsausgaben des jeweils folgenden Jahres erfaßt worden und 
bei den mehrjährigen vertraglichen Leistungen der entsprechende Teilbetrag. Die Übersicht enthält die Zahlenan- 
gaben über die Zusagen, wie sie jeweils dem DAC (Entwicklungshilfe-Ausschuß der OECD) gemeldet wurden. 

Quelle: BMZ 
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Tabelle 12 

Personaleinsatz der bilateralen Technischen Hilfe der Bundesrepublik Deutschland 
(einschließlich Personal aller nichtstaatlichen Organisationen, soweit sie aus 
Mitteln des Bundes und der Länder gefördert werden) 1962 bis 1972 


Zahl 9 der bilateral eingesetzten Zahl 9 der bilateral geförderten 


Jahr ' 

Experten 

Entwlcklungs- ! 
helfer 

j ! 

j Studenten | Praktikanten j 

Summe 

1 i 

2 

i 3 

t 4 ! 

' 5 1 

6 1 

7 

j 

1962 



611 



7 846 

1963 



928 



8 549 

1964 ! 



1 357 



7 610 

1965 

1 667 

893 

2 560 

5 181 

15 836 

21 017 

1966 

2 114 

1 566 

3 680 

5 183 

17 960 

23 143 

1967 

' 3 972 

1 

1 650 

5 622 

4 838 

18 794 

23 632 

1968 

3 981 

1 744 

5 725 

5 489 

16713 

22 202 

1969 

i 3 902 

1 758 

5 660 

7 174 

21 483 

28 657 

1970 

4 570 

1 774 

6 344 

8 018 

24 309 

32 327 

1971 

4 839 

1 724 

6 563 

i 7 944 

27 409 

35 353 

1972 

5 401 

1 834 

7 235 

5 391 

23 920 

29 311 

1962 bis 1964: Zahl der an einem Stichtag eingesetzten bzw. geförderten Personen 

1965 bis 1972: Gesamtzahl der im Berichtsjahr eingesetzten bzw. geförderten Personen 

Q 

u e 1 1 e : 
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Tabelle 13 


Geographische Verteilung der bilateralen öffentlichen Entwicklungshilfe 
der Bundesrepublik Deutschland (Nettoauszahlungen) 

1970 bis 1972 (Jahresdurchschnitt) 


Erdteil 

Kapitalhilfe | 

Zuwendungen 

Millionen 

DM wohner -) 

1 DM 

Gesamthilfe 

Millionen 

DM 

je Ein- 
wohner 2) 
DM 

Millionen 

DM 

je Ein- 
wohner “) 

' DM 

1 

i 2 

' 3 1 

0,64 

0,57 

1,36 

0,35 

1 4 

i 5 1 

1 6 

t 7 

Europa 

Afrika *) 

Nördlich der Sahara .... 

Südlich der Sahara 

63,634 

183,503 

' 95,091 

88,412 

58,296 

252,153 

59,463 

189,419 

0,58 

0,78 

0,85 

0,75 

121,930 

435,656 

154,554 

277,831 

1,22 1 

r 

1,35 i 

2,21 ' 

1.10 

Amerika *) 

117,043 

0,43 

194,284 

0,71 

311,326 

1,14 

Nord- und Zentralamerika 

■ 7,550 

j 

0,09 

1 28,622 

0,36 

36,172 

0,45 

Südamerika 

i 109,493 

0,57 

i 163,564 

0,85 

: 273,057 

1,42 

Asien ^) 

519,632 

1 

0,48 

355,231 

0,33 

! 

874,863 

0,81 

Naher Osten 

153,267 

1,97 

45,230 

0,58 

! 198,497 

2,56 

Süd-Ost 

250,160 

0,34 

! 199,746 

0,27 

449,907 

0,61 

Fern-Ost 

116,205 

0,42 

' 105,599 

0,39 

221,804 

1 

0,81 

Alle Entwicklungsländer ^) 

878,998 

0,49 

! 951,960 

0,53 

1 830,959 

1,03 


9 einschließlich nicht aufteilbare Leistungen 

“) Einwohnerzahlen nach World Bank Atlas, Washington 1972 (vgl. Tabelle 1) 

Quelle: BMZ 
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Tabelle 14 


Aufgliederung der multilateralen Entwicklungshilfe 
der Bundesrepublik Deutschland 1970 bis 1972 

netto, in Millionen DM 


Art der Leistung 


1970 1971 I 1972 


1. Beiträge an internationale Organisationen 

a) UN-Sonderorganisationen und Sonderfonds 

— UNDP und Sonderfonds : 

I 

davon: UNDP j 

Sonderfonds i 

— UNICEF i 

* — UNRWA I 

: — UNHCR j 

' — Welternährungsprogramm (einschließlich FAC-Sonder- j 

! beitrag) | 

I — - FAO-Beiträge für Technische Hilfe ! 

— WHO-Malaria-Ausrottung u. a I 

— andere UN-Hilfe ^ 

b) EWG ' 

— Europäischer Entwicklungsfonds : 

— Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen 

, — Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des WEP/EWG .... 

— Zinssubvention Griechenland 

I c) Sonstige Einrichtungen 

j 2. Kapitalanteile/Subskriptionen 

a) Weltbankgruppe 

— Weltbank 

— IDA 

— IFC ' 

i ! 

b) Asiatische Entwicklungsbank (Grundkapital und Sonder- \ 

j fonds) j 

! : 

j 3. Kredite (Finanzhilfe Türkei) j 

I i 

I Summe multilateraler Hilfe . . . j 


309,5 

408,9 

383,4 

91, S 

90,7 

123,5 

46,5 

53,5 

59,4 

41,0 

48,0' 

48,0 

5,5 

5,5 

11,4 

7,0 

7,5 

7,5 

12,0 

12,0 

11,6 

1,5 

1,7 

2,0 

12,2 

14,0 

28,4 

1,0 


1,0 

8,2 


8,8 

3,4 

2,0 

4,8 

217,7 

318,2 

259,1 

160,7 

203,0 

190,4 

29,8 

45,6 

— 

25,9 

1 68,3 

i 

67,5 

1,3 

1,3 

1,2 

1 

t 

0,8 

157,4 

273,9 

266,8 

144,9 

259,9 ^ 

255,6 

2,2 

22,7 

19,6 

142,7 ! 

237,2 

236,0 

— 

— 

— 

12,5 

14,0 

11,2 

30,0 

31,7 

16,3 

496,9 

714,5 

666,5 


- . . 

Quelle; 


BMZ 
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Tabelle 15 


Bedingungen der Hilfe der Bundesrepublik Deutschland 1965 bis 1972 

(Zusagen) 


Jdhr 

1 1 

durchschnitt- 
liches 
Zuschuß- 
element der 
öffentlichen 
Hilfe 
in ®/o 

Anteil der 
Zuschüsse 
an der 

öffentlichen ^ 
Hilfe in 'Vo 

Bedingungen der bilateralen Kredite 

durchschnitt- ' 

1 liches 

' Zuschuß- 
! element 
in ^/o 1 

Durch- 
schnitts- 
zinssatz !, 
in Vo 

durchschnitt- 
liche Laufzeit 
Jahre 

durchschnitt- 

liche 

Freijahre 

1 

Anteil der 
i Liefer- 

bindung 
in Vo 

1 

2 

3 i 

4 i 

5 i 

6 1 

7 1 

8 

1965 


49 


3,7 

20,2 

5,3 

25 

1966 


1 40 


3,3 

21,8 

5,9 

35 

1967 


44 \ 

. . 

3,3 

23,2 

6,2 

57 

1968 , 


51 


3,0 

23,1 

7,0 

40 

1^69 

77 

51 

53 

3,2 

25,1 

7,3 

33 

1970 

80 

54 

58 

2,9 

27,5 

8,5 

26 

1971 

84 

54 

65 

2,0 

29,6 

6,6 

24 

1972 

81 

53 

59 

i 

2,6 

28,9 

8,3 

30 

zur Definition 

des Zuschußelements s. S. 31 
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Tabelle 16 



Humanitäre Hilfe der Bundesrepublik Deutschland 1970 bis 1972 


(Nettoauszahlungen) 




Millionen DM 

Region/Land 

Anlaß 




1970 1 1971 1 1972 

1 

2 1 

3 1 4 1 5 

Europa 



Timncilawipn 

Erdbeben 

0,3 — — 




Türkei 

Erdbeben 

8,1 — — 

Türkei 

Erdbeben 

— 1,0 — 

Afrika 



Ägypten, Arabische Republik .... 

Blutbank 

— 0,4 — 

Burundi 

Kriegsfolgen 

— — 0,1 

Nigeria 

Kriegsfolgen 

20,3 — — 

Mirfpria 

Cholera 

— 0,8 — 




Somalia 

Medizinische Versorgung der Bevöl- 



kerung 

— — 0,6 

Sudan 

Kriegsfolgen/Hungersnot 

— — 12,4 ^ 

Tunesien 

Überschwemmung 

1,4 — — 

Uganda 

Ausweisung 

— — 0,7 

Amerika 


- 

Chile 

Erdbeben 

— 0,1 — 

Nicaragua 

Erdbeben 

— — 0,3 

Peru 

Erdbeben 

4,1 . — — 

Asien 



Bangladesh 

Kriegsfolgen, Flutkatastrophe 

; — 81,9 — 

Bangla Desh 

Kriegsfolgen 

— — 14,0 

Indien 

Flutkatastrophe, Flüchtlingsnot 

— 0,2 — 

Iran 

Erdbeben 

1 — — 0,7 

Jemen, Arabische Republik 

Naturkatastrophe 

0,8 — — 

TnrHpmipn 

Kriegsfolgen 

0,5 — — 

Khmer 

Kriegsfolgen 

— 0,5 — 

Khmer 

Flüditlingsnot . 

— — 0,1 

Laos 

Kriegsfolgen 

— 0,5 — 

Pakistan 

Flutkatastrophe 

10,0 — — 

Philippinen 

Flutkatastrophe 

— — 0,2 

Vietnam, Republik 

Kriegsfolgen 

24,2 24,7 19,7 

Sonstige Länder 


0,5 0,6 0,2 

insgesamt ... 


70,2 110,7 49,0 


Quelle: BMZ 
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Tabelle 17 


Zusagen der Deutschen Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(Entwicklungsgesellschaft) mbH, 1963 bis 1972 




Investitionssumme (Millionen DM) 

Branche 

Anzahl der 
Projekte 

DEG 

deutsche 
und andere 

euro- 

päische 

Partner 

Partner 
aus Ent- 
wicklungs- 
ländern 

. 

zu- 
sammen ^) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Leder, Textil, Bekleidung 

27 

36,786 

51 

32 

236 

Maschinen-, Fahrzeugbau 

23 

36,092 

50 

18 

423 

Entwicklungsinstitutionen 

Elektrotechnik, Feinmechanik, EBM — 

14 

33,789 

59 

30 

125 

Waren 

16 

22,001 

24 

16 

140 

Tourismus 

10 

17,743 

19 

20 

66 

Chemische Industrie 

9 

11,809 

55 

14 

106 

Nahrungs-, Genußmittel * 

3 

9,684 

30 

5 ' 

82 

Metallerzeugung, -Verarbeitung 

4 

8,854 

21 

11 ‘ 

82 

Steine und Erden, Feinkeramik, Glas 

7 

8,341 

11 

14 

39 

Holz, Papier, Druck 

11 

7,898 

21 

10 

82 

Kunststoff, Gummi, Asbest 

3 

1,600 

5 

4 

13 

Landwirtschaft 

3 

1,244 

3 

3 

13 

Sonstige 

2 

0,753 

1 

1 

7 

insgesamt . . , 

1 132 

196,594 

350 

178 

1 414 


In der Gesamtsumme sind auch die fremdfinanzierten Investitionen (überwiegend kurzfristige Mittel) enthalten. 

Quelle: DEG 
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Tabelle 18 


Bilaterale Leistungen der privaten Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
1960 bis 1972 netto, in Millionen DM 


Jahr 

Direktinvestitionen | 

bilaterale | 
Wert- 
papier- 
investi- 
tionen 

garantierte Exportkredite 

Sonstige 

bilaterale 

Kredite 

Gesamt- 
, leistung 

neue 

Investi- 

tionen 

rein- 

vestierte 

Gewinne 

Summe 

ein bis 
fünf 
Jahre 
j Laufzeit 

über fünf 
Jahre 
Laufzeit 

Summe 

1 

1 2 

1 3 I 

4 1 

1 5 1 

6 1 

7 1 

8 j 

9 i 

10 

1960 

154,3 

168,0 

322,3 

7,0 



671,0 

145,5 

1 145,8 

1961 

173,1 

160,0 

333,1 

26,6 

38,3 

290,1 

328,4 

238,5 

926,6 

1962 

307,0 

176,0 

483,0 

9,2 

-361,3 

522,0 

160,7 

-79,2 

573,7 

1963 

84,1 

170,0 

254,1 

11,4 

143,7 

143,3 

287,0 

145,6 

698,1 

1964 

155,0 

205,0 

360,0 

21,2 

37,4 

449,7 

487,1 ! 

37,2 

905,5 

1965 

238,8 

220,0 

458,8 

16,9 

33,9 

199,3 

233,2 

44,1 

753,0 

1966 

356,0 

248,0 i 

604,0 

27,0 

18,4 

391,6 

410,0 

193,5 

1 234,5 

1967 

412,0 

284,0 

696,0 

142,4 

384,1 

1 068,3 

1 452,4 

124,7 

2 415,2 

1968 

435,9 

332,0 

767,9 

581,2 

498,8 

521,8 

1 020,6 

726,0 

3 095,7 

1969 

520,7 

395,0 

915,7 

468,3 

545,7 

412,6 

958,3 

2 124,6 

4 466,9 

1970 

671,9 

490,0 

1 161,9 

13,8 

284,4 

401,0 

685,4 

390,2 

2 251,3 

1971 

700,1 

550,0 

1 250,1 

- 88,3 

441,3 

997,8 

1 439,1 

165,6 

2 766,5 

1972 

1 190,8 

610,0 

1 800,8 

-205,7 

-571,0 

372,4 

-198,6 

-62,5 

1 334,0 


Quelle: BMZ 
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> 5 Mrd $ > 500 Mio $ < 500 Mio $ 



einschließlich 31 Mio US‘$ an Krediten zu vergünstigten Bedingungen 
entnommen aus: Zusammenarbeit im Dienst der Entwicklung, Jahresprüfung 1972, OECD Paris 1972, S. 412 
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Tabelle 19 


Bi- und multilaterale Leistungen der DAC-Länder 1972 
(Auszahlungen) 

in Millionen US $ 



Austra- 

lien 

Öster- 

reich 

Belgien 

1 Kanada 

1 

Däne- 

mark 

Frank- 

reich 

Gesamte öffentliche und private Nettoleistungen 







(I + II + III + IV) 

421,9 

111,6 

405,1 

1 015,4 

119,9 

2 072,8 

1. Nettobetrag der öffentlichen Entwicklungs- 







hilfe (A+B) 

271,9 

18,5 

193,2 

492,0 

95,6 

1 320,6 

A. Nettobetrag der bilateralen öffentlichen 







Entwiddungshilfe (1+2) 

258,6 

5,0 

130,2 

338,3 

46,0 

1 129,1 

1. Zuschüsse und zuschußartige Beiträge 

247,9 

4,2 

119,2 

194,4 

29,9 

1 064,4 

1.1 Zuschüsse 

240,2 

4,2 

119,2 

194,4 

30,3 

1 064,4 

Technische Hilfe 

12,7 

4,2 

72,7 

65,6 

21,6 

571,1 

Nahrungsmittelhilfe 

17,4 

— 

4,6 

73,4 



5,2 

Sonstige Zuschüsse 

210,1 

— 

41,9 

55,4 

8,7 

488,1 

1.2 Zuschußartige Beiträge 

7,7 

— 

— 



-0,4 



2. Entwicklungskredite und andere Kapi- 






talgewährung, netto 

10,7 

0,8 

11,0 

143,9 

16,1 

64,7 

davon neue Entwicklungskredite .... 

10,7 

-0,4 

11,0 

143,9 

16,1 

39,1 

B. Nettoleistungen an multilaterale Stellen 







(1 + 2 + 3) 

13,3 

13,5 

62,9 

153,7 

49,6 

191,5 

1. Zuschüsse 

5,1 

4,7 

32,7 

43,8 

41,9 

104,8 

davon UN-Stellen 

4,3 

4,7 

6,0 

36,9 

36,4 

14,4 

2. Zahlungen auf Kapitalzeichnungen . . . 

8,2 

8,8 

29,1 

109,6 

7,7 

81,9 

3. Nettobetrag der vergünstigten Kredite 

— 

— 

1,1 

0,3 


4,8 

II. Sonstige öffentliche Nettoleistungen (A+B) 

4,4 

-1,9 

13,4 

114,1 

2,7 

16,5 

A. Sonstige bilaterale öffentliche Netto- 







leistungen 

— 

-1,4 

6,4 

114,1 

0,7 

16,5 

davon öffentliche Exportkredite 

— 

-1,4 


109,3 


B. Nettoleistungen an multilaterale Stellen 







zu marktüblichen Bedingungen 

4,4 

-0,5 

7,0 

— 

2,0 

— 

III. Private Nettoleistungen zu marktüblichen Be- 







dingungen (A + B) 

128,2 

90,4 

186,5 

355,3 

16,0 

727,8 

A. Private Investitionen und Kredite, netto 

128,2 

90,4 

164,2 

355,3 

16,0 

727,8 

1. Direktinvestitionen, netto 

90,4 

4,2 

57,7 

176,0 

10,0 

230,6 

2. Bilaterale Wertpapierinvestitionen und 



sonstige Kredite, netto 

0,3 

70,3 

25,4 

188,0 

— 

226,2 

3. Garantierte private Exportkredite, 






netto 

37,5 

15,9 

81,1 

“8,7 

6,0 

271,0 

B. Wertpapierinvestitionen bei multilatera- 







len Stellen, netto 

— 

— 

22,3 

— 

— 

— 

IV. Nettozuschüsse privater Hilfsorganisationen 

17,4 

4,6 

12,0 

54,0 

5,6 

7,9 

Nachrichtlich 

1. Empfangene Zinszahlungen auf öffent- 







liche Entwicklungshilfe 

(-) 

(2,0) 

1,4 

1,2 

0,2 

(63,0) 

2. Empfangene Zinszahlungen auf sonstige 







öffentliche Leistungen 

(-) 

(-) 

0,9 

22,1 

0,0 

(“) 

3. Verwaltungsausgaben 

(-) 

(-) 

2,8 

11,8 

1,7 

(-) 


N. B. Angaben in Klammern sind vorläufig 
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Deutsch- 

land 

Italien 

Japan 

Nieder- 

lande 

Nor- 

wegen 

Portugal 

Schwe- 

den 

Schweiz 

Groß- 

bri- 

tannien 

Ver- 

einigte 

Staaten 

DAC-Mit- 

glieder 

insgesamt 

1 713,8 

647,5 

2 725,4 

650,0 

56,1 

(200,7) 

272,0 

(176,7) 

1 485,6 

7 354,0 

(19 428,5) 

808,3 

93,7 

611,1 

306,7 

63,3 

153,7 

197,7 

64,8 

608,7 

3 349,0 

8 648,8 

601,5 

43,0 

477,8 

192,9 

30,5 

153,2 

106,7 

30,6 

480,9 

2 724,0 

6 748,3 

304,2 

20,7 

170,6 

122,9 

29,8 

20,3 

82,5 

26,9 

326,9 

1 588,0 

4 352,8 

304,2 

20,7 

170,6 

122,9 

29,8 

20,3 

82,5 

26,8 

326,9 

1 726,0 

4 483,3 

240,2 

12,7 

35,6 

58,2 

8,5 

9,5 

26,6 

3,6 

152,0 

537,0 

1 831,8 

28,7 

— 

11,4 

4,8 

— 

0,1 

— 

4,9 

1,0 

360,0 

511,5 

35,3 

8,0 

123,6 

59,9 

21,3 

10,7 

55,9 

18,3 

173,9 

829,0 

2 140,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,1 

— 

-138,0 

-130,6 

297,3 

22,3 

307,2 

70,0 

0,7 

132,8 

24,2 

3,7 

154,0 

1 136,0 

2 395,4 

214,2 

7,4 

261,0 

69,1 

0,4 

96,1 

24,2 

3,7 

121,0 

558,0 

1 575,5 

206,8 

50,7 

133,3 

113,8 

32,8 

0,5 

91,0 

34,2 

127,8 

625,0 

1 900,4 

119,0 

47,7 

16,5 

64,8 

21,3 

0,5 

54,1 

11.4 

67,3 

354,0 

989,6 

38,3 

4,1 

15,5 

36,6 

19,1 

0,1 

51,3 

10,3 

64,2 

293,0 

635,2 

82,8 

— 

106,2 

47,8 

11,5 


36,9 

— 

58,4 

271,0 

859,9 

5,0 

3,0 

10,5 

1,2 

— 

— 

— 

22,8 

2,1 

— 

50,8 

148,5 

148,6 

856,4 

5,3 

1,9 

16,2 

— 

2,6 

16,3 

196,0 

1 541,0 

115,9 

150,5 

531,0 

5,3 



15,3 



2,6 

16,3 

196,0 

1 169,2 

30,6 

123,5 

266,3 

— 

• — • 

— 

— 

— 

■ — 

195,0 

723,3 

32,6 

-1.9 

325,4 

— 

1.9 

0,9 

— 

— 

— 



371,8 

633,4 

394,9 

1 252,3 

323,0 

-17,0 

(29,6) 

47,1 

89,6 

813,1 

3 140,0 

(8 210,2) 

414,0 

334,7 

1 034,9 

323,5 

-17,0 

(29,6) 

41,0 

49,2 

813,1 

3 038,0 

(7 542,9) 

558,8 

245,1 

204,0 

249,8 

6,8 . 

10,4 

40,9 

73,1 

(372,6) 

1 756,0 

4 086,4 

"83,2 

101,5 

640,3 

5,9 

-23,1 

(24,3) 

4,0 

- 4,7 

(-94,9) 

947,7 

(2 028,0) 

-61,6 

-11,9 

190,6 

67,8 

- 0,7 

-5,1 

-3,9 

-19,2 

535,4 

334,3 

1 428,5 

219,4 

60,2 

217,4 

-0,5 

— 

— 

6,1 

40,4 

(-) 

102,0 

667,3 

123,6 

10,3 

5,6 

15,0 

7.9 

1,2 

27,2 

(19,7) 

■ 47,5 

669,0 

(1 028,5) 

85,3 

25,4 

73,6 

7,9 

0,1 

8,6 

0,9 

1,1 

69,8 

243,0 

(583,5) 

27,8 

— 

— 

(-) 

2,3 

5,3 

. — 

0,0 

0,1 

204,0 

(262,5) 

9,0 

— 

11,8 

12,6 

2,3 

— 

8,0 

2,5 

15,9 

60,0 

(138,4) 


Quelle: DAC-Sekretariat 


155 



Drucksache 7/1236 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 9 


Tabelle 20 


Anteil der Gesamtleistungen am Bruttosozialprodukt 1962 bis 1972 

in ^/o 


Land | 

1962 1 

1963 

1964 j 

1965 j 

1966 

1967 1 

1968 

1969 

i 1970«) 

1970 b) 

1971 b) 

1972 1 

1 

Australien 

0,43 

0,51 

0,57 

0,64 

0,63 

0,74 

0,73 

0,74 

1,18 

1,22 

1,38 

0,96 1 

Österreich 

0,42 

0,07 

0,24 

0,50 

0,48 

0,44 

0,63 

0,63 

0,64 

0,67 

0,56 

0,54 

Belgien 

0,91 

1,26 

1,06 

1,30 

0,98 

0,84 

1,16 

1,11 

D14 

1,19 

1,09 

1,12 

Kanada 

0,27 

0,31 

0,30 

0,33 

0,47 

0,44 

0,46 

0,49 

0,71 

0,77 

0,82 

0,93 

Dänemark 

0,20 

0,13 

0,35 

0,15 

0,19 

0,20 

0,67 

1,06 

0,53 

0,54 

0,79 

0,55 

Frankreich 

1,88 

1,49 

1,47 

1,31 

1,22 

1,15 

1,35 

1,21 

1,24 

1,24 

1,00 

1,06 

Bundesrepublik 

Deutschland 

0,68 

0,65 

0,67 

0,64 

0,64 

0,92 

1,23 

1,31 

0,75 

0,80 

0,88 

0,67 

Italien 

0,89 

0,64 

0,43 

0,45 

0,99 

0,41 

0,73 

1,02 

0,73 

0,73 

0,86 

0,46 

Japan 

0,49 

0,39 

0,36 

0,55 

0,61 

0,66 

0,73 

0,75 

0,92 

0,92 

0,95 

0,93 

Niederlande 

0,85 

0,92 

0,69 

1,25 

1,22 

1,00 

1,13 

1,32 

1,43 

1,45 

1,63 

1,43 

Norwegen 

0,13 

0,37 

0,36 

0,55 

0,22 

0,36 

0,65 

0,77 

0,55 

0,59 

0,50 

0,37 

Portugal 

1,43 

1,66 

1,85 

0,82 

0,97 

1,74 

0,97 

1,79 

1,15 

1,16 

2,11 

(2,15) 

Schweden 

0,24 

0,32 

0,36 

0,35 

0,48 

0,50 

0,50 

0,76 

0,66 

0,74 

0,67 

0,66 

Schweiz 

1,51 

1,74 

0,86 

1,38 

0,73 

0,85 

1,39 

0,64 

0,61 

0,67 

0,97 

0,94 

Großbritannien 

0,92 

0,84 

0,98 

1,03 

0,85 

0,72 

0,73 

1,03 

1,02 

1,05 

1,15 

1,11 j 

Vereinigte Staaten 

0,76 

0,75 

0,82 

0,77 

0,65 

0,71 

0,68 

0,51 

0,57 

0,63 

0,65 

0,61 

alle DAC-Länder 

0,80 

0,76 

0,79 

0,77 

0,71 

0,73 

0,80 

0,75 

0,75 

0,79 

0,82 

0,76 


ohne Zuschüsse privater Hilfsorganisationen 
b) einschließlich Zuschüsse privater Hilfsorganisationen 

Quelle: DAC, DD-332 „Draft Press Release", S. 26 
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Tabelle 21 

Anteil der öffentlichen Hilfe am Bruttosozialprodukt 1962 bis 1972 

in ®/o 


Land 

1962 

1963 

1964 

1965 j 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1 

1971 

1972 

Australien 

0,43 

0,51 

0,48 

0,53 

0,53 

0,60 

0,57 

0,56 

0,59 

0,53 

0,61 

Österreich 

0,03 

0,05 

0,08 

0,11 

0,12 

0,14 

0,14 

0,11 

0,07 

0,07 

0,11 

Belgien 

0,54 

0,57 

0,46 

0,60 

0,42 

0,45 

0,42 

0,50 

0,46 

0,50 

0,55 

Kanada 

0,09 

0,15 

0,17 

0,19 

0,33 

0,32 

0,26 

0,33 

0,42 

0,37 

0,42 

Dänemark 

0,10 

0,11 

0,11 

0,13 

0,19 

0,21 

0,23 

0,38 

0,38 

0,43 

0,44 

Frankreich 

1,27 

0,98 

0,90 

0,76 

0,69 

0,71 

0,67 

0,67 

0,66 

0,66 

0,67 

Bundesrepublik 












Deutschland 

0,45 

0,41 

0,44 

0,40 

0,34 

0,41 

0,41 

0,38 

0,32 

0,34 

0,31 

Italien 

0,18 

0,14 

0,09 

0,10 

0,12 

0,22 

0,19 

0,16 

0,16 

0,18 

0,09 

Japan 

0,14 

0,20 

0,14 

0,27 

0,28 

0,32 

0,25 

0,26 

0,23 

0,23 

0,21 

i Niederlande 

0,49 

0,26 

0,29 

0,36 

0,45 

0,49 

0,49 

0,50 

0,61 

0,58 

0,68 

Norwegen 

0,14 

0,17 

0,15 

0,16 

0,18 

0,17 

0,29 

0,30 

0,32 

0,33 

0,41 

Portugal 

1,26 

1,46 

1,48 

0,59 

0,54 

0,54 

0,54 

1,29 

0,67 

1,42 

1,51 

Schweden 

0,12 

0,14 

0,18 

0,19 

0,25 

0,25 

0,28 

0,43 

0,38 

0,44 

0,48 

Schweiz 

0,05 

0,05 

0,07 

0,09 

0,09 

0,08 

0,14 

0,16 

0,15 

0,11 

0,21 

Großbritannien 

0,52 

0,48 

0,53 

0,47 

0,45 

0,44 

0,40 

0,39 

0,37 

0,41 

0,40 

Vereinigte Staaten 

0,56 

0,59 

0,56 

0,49 

0,44 

0,43 

0,37 

0,33 

0,31 

0,32 

0,29 

1 alle DAC-Länder 

0,52 

0,51 

0,48 

0,44 

0,41 

0,42 

0,37 

0,36 

0,34 

0,35 

0,34 


Quelle : DAC, DD-332 „Draft Press Release", S. 24 
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Tabelle 22 


Bedingungen der öffentlichen Hilfe der DAC-Länder 1971 und 1972 

(Zusagen) 



Anteil der 
Zuschüsse 
in ®/o 


Durchschnittliche Bedingungen der bilateralen Kredite 


Durchschnitt- 
liches Zuschuß- 
element 
(insgesamt) 
o/o 

Land 

Laufzeit 

Jahre 

Zinssatz 

o/o 

Freij ahre 

Zuschuß- 

element 

o/o 

Liefer- 
bindung 
Anteil o/o 


1971 1 

1972 

1971 1 

1972 

1971 

1972 

1971 1 

1972 

1971 1 

1972 

1971 

1972 

1971 

1972 

Australien 

100,0 

100,0 




















100,0 

100,0 

Österreich 

53,3 

30,8 

10,8 


3,6 

. . 

2,5 


29,4 


77,0 

65,4 

67,0 

. . 

Belgien 

91,4 

90,2 

30,0 

(30,0) 

2,2 

( 2 , 2 ) 

9,5 

(9,3) 

65,5 

( 63 , 4 ) 

86,6 

87,0 

97,0 

( 96 , 4 ) 

Kanada 

63,4 

68,0 

43,0 

49,8 

0,4 

0,02 

8,9 

9,9 

78,9 

90,1 

46,3 

• . 

92,3 

96,8 

Dänemark 

69,5 

( 73 , 7 ) 

25,0 

(25,0) 

0,0 

( 0 , 0 ) 

7,0 

(7,0) 

77,0 

( 76 , 0 ) 

84,9 

87,8 

93,0 

( 94 , 1 ) 

Frankreich 

76,5 

79,6 

17,6 

15,3 

4,0 

4,1 

2,5 

3,2 

35,4 

31,9 

68,8 

• . 

84,8 

86,1 

Bundesrepublik 
Deutschland . . 

53,7 

53,0 

29,6 

28,9 

2,0 

2,6 

6,6 

8,3 

64,8 

59,3 

21,2 

33,1 

83,7 

80,9 

Italien 

25,3 

(39,4) 

15,8 

(11-4) 

4,4 

(5,6) 

3,1 

(20,5) 

34,1 

(22,0) 

50,0 

(42,5) 

50,8 

(52,7) 

Japan 

32,6 

32,7 

22,1 

21,2 

3,5 

3,9 

6,7 

6,4 

47,9 

42,3 

89,5 

85,7 

64,9 

61,1 

Niederlande .... 

71,1 

60,8 

30,0 

30,7 

3,0 

3,3 

7,0 


56,9 

65,1 

48,1 

43,8 

87,5 

86,3 

Norwegen 

98,5 

98,9 

25,0 

23,0 

2,0 

2,2 

5,0 

8,0 

. 59,0 

58,7 

— 

— 

99,4 

99,6 

Portugal 

14,3 

. . 

(22,1) 


(4,5) 


(7,5) 


(41,9) 

• • 

. . 


50,2 

• • 

Schweden 

88,5 

75,5 

48,0 

46,0 

0,8 

0,9 

10,0 

10,0 

85,0 

80,4 

4,4 



98,3 

95,2 

Schweiz 

81,0 

. . 

18,1 


4,1 

. . 

5,9 


40,1 

• . 

. . 

. . 

88,6 

. . 

Großbritannien . . 

47,3 

60,2 

23,6 

(23,3) 

(hl) 

(0,2) 

5,6 

(6,3) 

64,7 

(70,2) 

73,9 

61,4 

81,4 

(88,1) 

Vereinigte 

Staaten 

59,2 

(64,5) 

35,7 


2,9 


8,7 


61,5 


79,0 


84,3 


alle DAC-Länder 

59,7 

(63,3) 

28,9 


(2,8) 


(6,6) 


57,0 


69,0 


82,7 

(84,3) 


bezogen auf die Brutto-Auszahlungen, einschließlich teilweise Lieferbindung 
N.B. eingeklammerte Zahlen sind Schätzungen des DAC-Sekretariats 

Quelle: DAC-Sekretariat 
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Tabelle 23 


Leistungen multilateraler Geberinstitutionen 1961 bis 1971 
(Auszahlungen) 


Organisation 

Durchschnitt j 
1961 bis 1963 

Durchschnitt 
1968 his 1970 

1970 

1971 

Veränderung 
in ®/o 

Mil- 
lionen 
US $ 

Anteil 
in ®/o 

Mil- 
lionen 
US s 

Anteil 
in ®/o 

Mil- 
lionen 
US $ 

Anteil 
in o/o 

Mil- 
lionen 
US $ 

Anteil 
in Vo 

von 

1961 bis 
1963 

auf 1968 
bis 1970 

von 

1970 
auf 

1971 

Regionalbanken 

“29 

”7 

131 

12 

282 

20 

330 

19 


17,0 

Afrikanische Entwicklungs- 











bank 



- 7 

~~1 

- 2 

— 

-6 

— 


-200,0 

Asiatische Entwicklungs- 











bank 



-23 

“2 

-14 

-1 

46 

3 



Inter- Amerikanische 











Entwicklungsbank 

“29 

-7 

161 

15 

298 

21 

290 

16 


-2,7 

EWG 

46 

11 

134 

12 

159 

11 

156 

8 

16,5 

-1,9 

Europäischer Entwick- 



- 








lungsfonds 

46 

11 

125 

11 

148 

10 

149 

9 

15,3 

0,7 

Europäische Investitions- 











bank 



9 

1 

12 

1 

7 

— 


-41,7 

Weltbankgruppe 

242 

59 

476 

43 

551 

39 

822 

46 

10,2 

49,4 

Weltbank 

240 

59 

244 

22 

347 

24 

499 

28 

0,3 

43,6 

IDA 

-7 

“2 

191 

17 

151 

11 

280 

16 


85,4 

IFC 

9 

2 

40 

4 

53 

4 

44 

2 

23,7 

-17,0 

Vereinte Nationen 

149 

37 

353 

33 

417 

30 

474 

27 

t3,l 

13,7 

UNDP 

50 

12 

160 

15 

178 

13 

212 

12 

18,1 

19,1 

Sonstige 

99 

25 

193 

18 

239 

17 

262 

15 

10,0 

9,6 

Multilaterale Leistungen ins- 











gesamt (netto) 

408 

100 

1,094 

100 

1,409 

100 

1,782 

100 

15,1 

26,6 


Quelle; UN, Implementation of the International Development Strategy, Vol. II (E/5267/Add. 1), S. 62 
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Tabelle 24 


Kreditbedingungen multilateraler Geberinstitutionen 
1968, 1970 und 1971 


Organisation 



Jahr 


Anzahl 

der 

Kredite 


j Durchschnitts- 
zinssatz 
j in Vo a) 



durchschnittliche 

Laufzeit 

(Jahre) 


durchschnittliche 

Freijahre 


ß £ 


Ci o 

S'S 

3 o 


l-s 


(C 

CU 


OJ dl 

SS 

3 ^ 


il 


Weltbank und IDA .... 

1968 

48 >^) 

1 075,6 


1970 

125 

2 030,6 

Asiatische Entwicklungs- 

1971 

110 

2 235,2 

bank 

1968 

7 

41,6 




1970 

33 

236,6 

Inter- Amerikanische 

1971 

29 

279,0 

Entwicklungsbank . , . 

1968 

39 

305,7 


1970 

59 

619,8 


1971 

46 

667,2 


6,35 

0,75 

5,7 

19 

50 

21 

5 

10 

5,5 

7,0 

0,75 

5,4 

18 

50 

25 

5 

10 

6,5 

7,25 

0,75 

5,3 

17 

50 

24 

4 

10 

6 

6,9 

— 

6,9 

11 

— 

11 

4 

— 

4 

7,4 

2,7 

6,4 

15 

19 

16 

5 

7 

5 

7,5 

2,5 

6,4 

15 

18 

16 

5 

7 

5 

7,0 

4,2 

4,3 

13,5 

18,5 

17,5 

3,5 

4 

4 

3,0 

4,0 

5,4 

15,5 

19,5 

18 

3,5 

4,5 

4 

3,0 

4,2 

5,7 

15 

19,5 

18 

4 

4 

4 


durchschnittliches 
Zuschußelement 
in Vo 


^ Ci 
fo .ti 

g'S 

ß £ 


li 

% S 


ß 'S 


26 

84 

32 

22 

84 

41 

19 

84 

38 

19 

— 

19 

18 

56 

25 

17 

57 

25 

18 

40 

36 

13 

43 

32 

13 

41 

30 


einschließlich Verwaltungsgebühren 
’o) nur Weltbankkredite 

Quelle: UN, Implementation of the International Development Strategy, Vol. II (E/5267/Add. 1), S, 65 


160 




II. Verteilung der Mittel des EEF nach Empfängerländern 

Zusagen in Millionen RE, Stand 30. Juni 1973 



l.EEF 

2. EEF 

3. EEF 

1. AASM (assoziierte afrikanische Staaten und Madagaskar) 
Burundi 

4,9 

21,0 

26,6 

Dahome 

20,8 

23,7 

21,8 

Elfenbeinküste 

39,6 

58,8 

32,9 

Gabun 

17,8 

20,6 

18,0 

Kamerun 

52,8 

54,2 

30,7 

Kongo, Volksrepublik 

25,0 

20,6 

18,9 

Madagaskar 

56,3 

70,9 

45,7 

Mali 

42,0 

33,8 

39,0 

Mauretanien 

15,4 

18,9 

11,5 

Mauritius ‘ 

— 

— 

— 

Niger 

31,3 

31,4 

38,9 

Obervolta 

28,4 

31,0 

29,7 

Ruanda 

4,9 

22,4 

28,6 

Senegal 

43,8 

61,4 

42,1 

Somalia 

10,1 

27,5 

22,8 

Togo 

15,9 

20,8 

24,3 

Tschad 

27,7 

33,6 

26,0 

Zaire 

l'9,6 

75,4 

40,9 

Zentralafrikanische Republik 

18,2 . 

26,1 

19,9 

Summe AASM . . . 

474,6 

652,1 

518,3 
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1. EEF 

2. EEF 

3. EEF 

2. ÜLG (überseeische Länder und Gebiete) I 

Französisches Territorium der Afar und Issa 

Niederländische Antillen 

Guadeloupe (Französisch) 

Guyana (Französisch) 

Komoren (Französisch) 

Martinique (Französisch) 

Neukaledonien (Französisch) 

Französische Polynesien 

Reunion (Französisch) 

St. Pierre und Miquelon (Französisch) 

Surinam (Niederländisch) 

Wallis und Futuna (Französisch) 

3.1 

13,1 

1.9 

6,7 

4.5 

2.2 

4,3 

8.9 

3.5 

1,2 

16,8 

2,0 

17.4 

4.7 

2.8 

2,6 

3,7 

4.3 

0,9 

9.3 

0,5 

14.4 

0,6 

1.5 

4.7 

2,2 

2.6 

1,6 

2.7 

0,1 

2,7 

8,3 

0,0 

8,6 

0,3 

Summe ÜLG . . . 

66,1 

63,2 

35,4 

3. Sonstige 




Algerien 

25,3 

— 

— 

Neuguinea 

4,5 

— 

— 

4. Nicht aufteilbar 

10,8 

8,0 

9,4 

5. Noch verfügbar 

— 

6,7 

341,9 

insgesamt . . . 

581,25 

^ 730,0 

905,0 


Die Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) haben folgende Laufzeiten: 

1. EEF (Vertrag von Rom) 1958 bis 1963 

2. EEF (Vertrag Jaunde I) 1964 bis 1969 

3. EEF (Vertrag Jaunde II) 1970 bis 1975 

4. EEF (Verhandlungen ab Herbst 1973) 

RE = Rechnungseinheit; bis 1971 1 RE = 1 US $, später schwankend (Goldbasis), im Oktober 1973: 1 RE = 
etwa 3,22 DM 

Quelle: Kommission der EG 
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Tabelle 26 


Nahrungsmittelhilfe der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen 
Gemeinschaft im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeabkommens (FAC) 

1968/69 bis 1972/73 


Jahr 1) 

Bilaterale Hilfe der 
Bundesrepublik Deutschland 

Hilfe der , 

Europäischen Gemeinschaften 

insgesamt 

1000 t 

Anteil WEP 

1000 t 

insgesamt 

1000 t 

Anteil der j 

Bundesrepublik 
Deutschland 
in ®/o 

1968/69 

228,5 

20,0 

301,0 

30,9 

1969/70 

226,7 

20,0 

335,5 

30,9 

1970/71 

214,2 

65,0 

353,1 

30,9 

1971/72 

192.0 

40,0 

329,5 

ca. 30 2) 

1972/73 

191,4 

30,0 

454,5 

ca. 30 2) 


Erntejahre 1. Juli bis 30, Juni 

2) Seit 1971/72 erfolgt keine mengenmäßige Zurechnung der Anteile auf die Mitgliedsländer mehr. Finanziell ist 
die Bundesrepublik Deutschland seither mit rund 30 '’/o beteiligt. 

Quelle: BMZ 
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